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Vorwort

Der Innovationsmotor lduft.

«luzern ist ein Innovationsmotor> lautet ein strategisches Ziel des Kanfons. Damit bekennen wir uns dazu,
Innovationen aktiv zu férdern. Sie bilden den Lebensnerv fir unsere Wettbewerbsfahigkeit. Ohne Neue-
rungen bleiben wir stehen — und fallen zuriick. Die Politik muss die Rahmenbedingungen schaffen, damit
der Innovationsmotor laufen und zukiinftiges VWachstum und Wohlstand sichern kann.

«Die Politik muss die  Unser Kanton biefet einen guten Nahrboden fir Innovationen: qualifizierte und leistungsbereite Men-
Rahmenbedingungen  schen, anerkannte Bildungsinstitutionen, niedrige Steuern, hervorragende Infrastrukiuren und eine hohe
schaffen, damit der  Rechissicherheit. Trotzdem: Selbstzufriedenheit ist der grésste Feind von Innovationen. Wir wollen unser
Innovationsmotor Potenzial als Innovationsmotor mit dem Ziel ausbauen, zu den innovativsten Kantonen der Schweiz zu
laufen und zukinftiges gehoren. Wie kaum anderswo besteht im Kanton Luzern eine breite Palette von Unfernehmen. Wir set-
Wachstum und Wohl-  zen weiterhin auf Vielfalt, was uns krisenresistenter macht und die Chance bietet, dass die Berufsgruppen
stand sichern kann.»  ihr Know-how ausfauschen. Fir nachhaltig innovatives Denken braucht es aber auch konstruktive Kritik.
Bildung, Wirtschaft, Politik und Gesellschaft miissen sich stets die Kritikfchigkeit bewahren.

Im Jahresbericht 2013 lassen wir eine Auswahl innovativer Képfe aus dem Kanton luzern zu Wort
kommen. Die Treiber von Innovationen in unserem Kanton sind sowohl Weltkonzerne als auch viele
Kleinunternehmen. Fir einen starken Innovationsstandort braucht es eine Politik, die fir gute Rahmenbe-
dingungen besorgt ist und schlanke, effiziente Verwaltungsabléufe garantiert. Wir sorgen mit unserer
Politik dafir, dass der Innovationsmotor weiter IGuft und an Fahrt gewinnt: zugunsfen des Lebens- und
Wirtschaftsraums Kanton Luzemn.

Der Regierungsrat
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Hinweise

Der Jahresbericht besteht aus zwei Teilen:

— Geschaftsbericht (Jahresbericht Teil 1)
— Bericht Uber die Umsetzung der Kantonsstrategie
— Bericht zu den Hauptaufgaben
— Bericht zur Jahresrechnung 2013

— Jahresbericht Teil Il
— Beschlisse des Kantonsrates (Entwiirfe)
— Aufgabenbereiche
— Jahresrechnung
- Konsolidierte Rechnung
— Bericht Uber die Umsetzung der Gberwiesenen Motionen und Postulate

- Anhang

Die beiden Dokumente sind unter folgender Infernet-Adresse elekironisch verfigbar (pdf):
www.lu.ch/r/fd_jahresberichte

Die in beiden Teilen des Jahresberichtes aufgefihrten Werte fir den Voranschlag 2013 beruhen auf
dem erganzten Voranschlag 2013. Die Wertfe des vom Kantonsrat beschlossenen Voranschlages 2013
sind ergdnzt mit den Kreditibertragen vom Jahr 2012 ins Jahr 2013, den vom Kanfonsrat beschlossenen
Nachtragskrediten 2013 sowie den Kreditibertiagen vom Jahr 2013 ins Johr 2014. Die Herleitung
des ergénzfen Voranschlages 2013 ist im Jahresbericht Teil Il, Anhang zur Johresrechnung, Kap. 111.6.3
dargestellt.
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Marcel Egli in der Schwerelosigkeit wéihrend eines Fluges, bei dem.

Auswirkungen der Schwerkraft auf Muskelzellen untersucht werden.
Das Kompetenzzentrum Aerospace Biomedical Science and Technolo,
der Hochschule Luzern — Technik & Architektur ist auf die Umsetzu
biomedizinischer und biotechnologischer Experimente im Weltraum
spezialisiert. ‘

L © Hochschule Luzern
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Luzern steht fir Lebensqualitat

Der Kanfon Luzern ist ein Gemeinwesen, auf das wir sfolz sein kénnen. In allen wichtigen Lebensberei-
chen findet die Bevélkerung hervorragende Bedingungen und Angebote vor. Diesen hohen Standard
wollen wir halten. Deshalb unferstitzen wir eine Gesellschaft, die zusammenhélt. Wir sorgen fir einen
schonenden Umgang mit unserer natirlichen Umwelt. Und wir sefzen uns dafir ein, dass unsere &ffent-
lichen und privaten Leistungen infernational wettbewerbsfahig bleiben.

Solidarische Gesellschaft

AHV und IV, Ergénzungsleistungen und wirtschaftliche Sozialhilfe sichern Existenzen. Die solidarische
Gesellschaft ist fir uns aber mehr als das Zusammenspiel der Sozialwerke: Die Luzernerinnen und
Luzemer nehmen Ricksicht auf ihre Mitmenschen. Sie gleichen unterschiedliche Starichancen aus. Sie
fohlen sich wohl und sicher. Und sie gehen verantwortungsvoll mit den natiirlichen, energetischen und
finanziellen Ressourcen um.

Wir haben im Jahr 2013 wesentliche Massnahmen zum strategischen Schwerpunkt «solidarische Gesell-
schaft> umgesetzt: Anderung Stipendiengesetz, Programm «Gesundheit im Alter»>, Massnahmen gegen
Gewalt bei Fussballspielen (Beitritt Hooligan-Konkordat), Grundsteinlegung fir ein Kinder und Jugend-
leitbild, neves Gesetz fir die Nutzung des tiefen Untergrundes (Geothermie), Anpassung Férderpro-
gramm Energie, Sportférderungsgesetz, Neuerungen Pramienverbilligung.

Flachendeckende Grundversorgung

Wer medizinische Hilfe braucht, soll sie ohne Umwege erhalten. Deshalb untersfitzen wir ambulante
Gesundheitsleistungen in allen Regionen. Cleichzeitig soll die Luzerner Bevélkerung einen regionalen
Zugang zu hervorragenden sfafiondren Leistungen haben. Diesen Part Gbemehmen die Kliniken und
Institute des Luzemer Kantonsspitals.

Wir haben im Jahr 2013 wesentliche Massnahmen zum strategischen Schwerpunkt «fléchendeckende
Grundversorgung» umgesetzt: neue Eignerstrategie Luzerner Kantonsspital und Luzerner Psychiatrie, Ausbau
Spitalregion Lunis, Plattform «luzerner Dialog Gesundheitspoliik», Massnahmen gegen Fachkréftemangel
im Gesundheitswesen, frihzeitige Reaktion auf steigende Zahl Demenzkranker, freiwillige Schulimpfung.
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Luzern ist ein Innovationsmotor

Uber 26000 Betriebe im Kanton luzern bieten Arbeitsplétze an — vom Bauernhof tber den familigren
Handwerksbetrieb bis zum Industrieunternehmen. Wir helfen ihnen, im Wettbewerb zu bestehen. Dazu
vemetzen wir die Wirtschaft mit der Wissenschaft und dem Bildungswesen. Und wir sorgen dafir, dass
unsere Betriebe ginstige Rahmenbedingungen und tiefe Belastungen vorfinden.

Innovations- und Wissenstransfer

Ein Top-Niveau in der Berufsbildung, gut vemetzte Hochschulen, ein breites Arbeitsplatzangebot: Diese
Trimpfe garantieren die Wettbewerbsfchigkeit unseres VWerkplatzes. Wir spielen sie geschickt aus, um
einen mehrfachen Gewinn zu erzielen: von einer chancen- und begabungsgerechten Férderung der
Kinder und Jugendlichen iber ein hochwertiges Ausbildungsangebot und qudlifizierte Berufseinsteiger
innen und Berufseinsteiger bis hin zu einer robusten und innovativen Wirtschaft.

Wir haben im Jahr 2013 wesentliche Massnahmen zum strategischen Schwerpunkt «Innovations- und
Wissenstransfer» umgesetzt: Anderung Universitétsgesetz, Schaffung Departement Informatik an der
Hochschule Luzern (HSLWU), Beitritt Finanzierungsvereinbarung Hohere Fachschulen, Volksabstimmung
Speicherbibliothek Biron, digitale Bibliothek Zentralschweiz.

Firmenfreundliches Umfeld

In der Diskussion um firmenfreundliche Standortfakioren geht eines oft vergessen: Wirtschaftsférderung
ist zuallererst Bestandespflege. Wir fragen Sorge zu den im Kanfon Luzem anséssigen Arbeitgeberinnen
und Arbeitgebern. Mit administrativen und fiskalischen Entlastungen wollen wir Arbeitsplétze erhalten
und ein stetiges Wirtschaftswachstum in den bewdhrten Strukturen auslésen.

Wir haben im Jahr 2013 wesentliche Massnahmen zum strategischen Schwerpunkt «Firmenfreundliches
Umfeld» umgesetzt: Teilrevision Planungs- und Baugesetz, Férderung von Neu- und Jungunternehmern,
Imagekampagne Berufsmatura, Férderung héhere Berufsbildung, Tagung betriebliche Gesundheitsférde-
rung, Forum Arbeit zum Thema «Karriere», Projekt Familienfreundliche KMU.

«Innovatives Denken und Handeln war in den ver-
gangenen 30 Jahren der Schlissel zu unserem Erfolg.
Innovation braucht es in allen Betriebsbereichen und
tiber alle Stufen. Die erfolgte Nachfolgeregelung sichert
die Firmenzukunft fiir weitere 30 Jahre. Sie ist ebenso
das Resultat eines Innovationsprozesses. »

Domenic Steiner, Verwaltungsratsprasident Thermoplan AG, Weggis

Die Thermoplan AG ist eine weltweit fihrende Herstellerin fiir die Entwick-
lung und Herstellung von innovativen Spezialgerdten der Gastronomie.
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Stadt und Land starken sich
gegenseitig

Stadt und land, Be- und Entschleunigung, Dichte und Weite: Luzems Konfraste sind reizvoll. Sie machen
einen wichtigen Teil unserer lebensqualitét aus. Der Ausgleich zwischen den Kantonsteilen und ihren
Inferessen ist ein grosser Erfolg und bleibt fiir die Politik eine grosse Aufgabe. Wir nehmen diese Aufgabe
ernst.

Perspektiven fir die Landschaft

Landschaft ist ein Wert, ein materieller und vor allem ein ideeller. Diesen Wert schiitzen wir. Wir férdern
Entwicklungsperspektiven fir die Luzerner landschaft, die den Wohlstand der Bevélkerung gewdhrleis-
ten, ohne die natirlichen Ressourcen zu zerstéren.

Wir haben im Jahr 2013 wesentliche Massnahmen zum strafegischen Schwerpunkt «Perspektiven fir
die landschaft» umgesetzt: Revision Waldgesetz, Richtlinien fir Solaranlagen, Waldentwicklungspléne,
Cesetz iber die Korporationen, Bauprogramm fir Kantonsstrassen, 8V-Bericht, Baubeginn Neugestal-
tung Seefalplatz.

Leistungsfahige Verkehrssysteme

Erreichbarkeit ist ein wichtiger Bestandteil unserer Wohn- und Werkplatzqualitar. Wir stérken die Regio-
nen des Kanfons Luzern, indem wir sie durch leistungsfchige Verkehrssysteme an die regionalen Zentren
und ans Zentrum Luzern anbinden.

Wir haben im Jahr 2013 wesentliche Massnahmen zum strafegischen Schwerpunkt «leistungsféhige
Verkehrssysteme» umgesetzt: Auflageprojekt Tiefbahnhof, Bauprogramm fir Kanfonsstrassen, Baubeginn
Neugestaltung Seetalplatz, Umfahrungsstrasse Sempach Station, Erarbeitung Variante Spange Nord.
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Finanzielle Ubersicht Gber die Hauptaufgaben

(in Mio. Fr.) R 2012 B 2013

Erfolgsrechnung

Aufwand 35427 3'596, 1
Ertrag -3'485,3 -3'564,5
Aufwand-/Ertragsiiberschuss 57,4 31,6
Aufwand-/ Ertragsiiberschuss je Hauptaufgabe:

HO Allgemeine Verwaltung 1195 128,8
H1 Offentliche Ordnung und Sicherheit 137.7 146,2
H2 Bildung 6179 6309
H3 Kultur, Sport und Freizeit, Kirche 26,1 26,3
H4 Gesundheit 208,7 317,2
H5 Soziale Sicherheit 1899 196,5
H6 Verkehr 31,0 31,9
H7 Umwelischutz und Raumordnung 39,4 38,6
H8 Volkswirtschaft 28,9 28,4
HS Finanzen und Steuern -1'431,7  -1'513,2

Investitionsrechnung

Ausgaben 208,3 195,2
Einnahmen -68,4 =571
Ausgaben-/Einnahmeniiberschuss 139,9 138,1

— = Ertrags- oder Einnahmeniberschuss, + = Aufwand- oder Ausgabeniiberschuss

Die Jahresrechnung 2013 weist in der Erfolgsrechnung einen Gesamtaufwand von 3'631,7 Millionen
Franken und einen Gesamtertrag von 3'636,9 Millionen Franken aus. Dies ergibt einen Ertragsiber
schuss von 5,2 Millionen Franken. Budgetiert war ein Aufwandiberschuss von 31,6 Millionen Franken.
Der wichtigste Faktor fiir diese Verbesserung stellt die allgemeine Verwaltung in den Bereichen Immobi-
lien (insbes. infolge zusétzlicher Gewinne aus Grundstiickverkéufen und tieferen Unterhaltskosten) und
Personal [Auflésung Rickstellung aus dem VWegfall Sanierungsbeitrag an die luzerner Pensionskasse)
dar. Weiter fallen fir die Bildung héhere Ertrége und fir die soziale Sicherheit tiefere Kosten an. In der
Investitionsrechnung wird das Budget netto unterschritten.

Im Folgenden wird pro Houptaufgabe auf die Umsetzung der wichtigsten Massnahmen und Projekte
im Berichtsjahr 2013 eingegangen. Ergénzt werden diese Erlcéuterungen mit Informationen zu den Fi-
nanzen.




Kundenorientierte
Verwaltung und
E-Government
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HO  Allgemeine Verwaltung

Wir betrachten es als Daueraufgabe, die staatlichen Strukiuren und Abléufe zweckmdassig, schlank und
birgernah zu gesfalten. Die Einwohnerinnen und Einwohner des Kantons Luzem sollen von Effizienz- und
Qualitétssteigerungen in der Verwaltung profitieren.

Massnahmen und Projekte

E-Government-Strategie

Die Strategie wird in Zusammenarbeit mit den Luzerner Gemeinden und dem Bund umgesetzt. 2013 ha-
ben wir verschiedene Projekte wie den Ausbau LUnet mit Glasfaseranschluss fir Gemeinden, eBAGE+
(Einbezug der Gemeinden in den elekironischen Baugesuchsprozess) und das Objektwesen Luzem
(Gesamtldsung fir den Austausch von Obijekidaten) initialisiert oder mit deren Umsetzung begonnen.

Umsetzung LuTax

Mit dem Projekt LuTax haben wir alle [T-Sachmittel der Gemeinden und des Kanfons im Bereich Steuern
vereinheitlicht und zentralisiert. Das Projekt haben wir im November 2013 erfolgreich abgeschlossen.
Sémiliche Projekiziele wurden erreicht. Verbleibende Pendenzen und VWiinsche der Gemeinden wurden
von der Projekforganisation der nachfolgenden Betriebsorganisation ibergeben.

Aufbau Internetstevererklérung

Aufgrund der knappen finanziellen Ressourcen sowie unter der Beriicksichtigung der E-Government-
Strategie Luzern haben wir entschieden, dieses Projekt erst dann zu realisieren, wenn die Voraussetzun-
gen und das Portal der E-Government-Strategie festgelegt sind. Dies wird voraussichtlich ab 2016 der
Fall sein.

Weiterentwicklung des elektronischen Baugesuchsverfahrens (eBAGE+)

Die elekironische Baugesuchs- und Bewilligungslésung eBAGE+ ist ein Kooperationsprojekt mit Betei-
ligung der Luzemer Gemeinden, des Kantons Luzem und der Stadt Winterthur. Die Lésung wird den
Bauherrschaften, Planverfasserinnen und Planverfassern und Behorden eine vollsiéindig elektronische
Abwicklung der Verfahren erméglichen. Wir haben den Aufirag zur Realisierung im Juni 2013 erteilt. Die
Inbetriebnahme st im Oktober 2014 vorgesehen.

E-Voting

EVoting wird im Kanton luzern regelmdssig von iber 45 Prozent der Auslandschweizerinnen und
-schweizer genutzt. Die mdgliche Ausdehnung der elekironischen Stimmabgabe auf die Stimmberechtig-
ten im Kanton Luzern musste aus Spargrinden verschoben werden.

Weiterentwicklung kantonales Geoportal
Wir haben die Qualitét des kantonalen Geoportals 2013 verbessert und die Angebote gemdss Kun-
denbedirfnissen weiterentwickelr.

Strassenverkehrsamt
Dank der Anbindung des ViacarSystems an das kantonale Einwohnerregister Lureg konnfen wir die
Adressdatensdtze abgleichen und 40’000 abweichende Datensditze zum grossen Teil bereinigen. Die




Wirkungsvolle Ver-
waltung (Optimierung
der Strukturen, Instru-

mente und Prozesse)
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nicht zustellbaren Fakturen konnten so um rund 50 Prozent reduziert werden. Bei einer verkehrsmedizi-
nischen Fortbildung haben wir gegen 200 Arzte aus dem Kanton luzern auf die neuen Anforderungen
aus «Via sicura» vorbereitet und geschult.

Umsetzung SAP-Strategie Kanton Luzern

Wir haben verschiedene Projekte aus der SAP-Strategie inifialisiert. Entsprechend des Umsetzungsplans
sind dies insbesondere Projekte fur die Optimierung der HR-Prozesse: Ein-/ Austritt, elekironische Rekrutie-
rung, elekironisches Personaldossier, integrierte Zeitwirtschaft. Zudem haben wir 2013 das SAP-Hosting
(Basisbetrieb) ausgeschrieben und das Migrationsprojekt erfolgreich abgeschlossen.

Umsetzung Public Corporate Governance (PCG)

Das Gesetz ist per 1. Januar 2013 in Kraft getreten. Wir haben 2013 die Eigenerstrategien der Betei-
ligungen im Verwaltungsvermégen verabschiedet. Unser Planungsbericht Uber die Befeiligungsstrategie
fir die Gesamtheit der Kantonsbeteiligungen wird dem Kantonsrat im Frihjahr 2014 vorgelegt.

Standardisierung und Automatisierung Prozess Personaleintritt/-austritt (Bestandteil SAP-Strategie)
Wir haben die Vorarbeiten abgeschlossen. Die Erstellung eines Konzeptes zur technischen Umsetzung
ist im Rahmen eines Nachfolgeprojektes in Arbeit.

Steuerung von Aufgaben und Ressourcen auf kommunaler Ebene

Anfang 2013 haben wir das Projekt sfark.lu zusammen mit Vertretern der Gemeinden in Angriff genom-
men. Die fir alle Themenbereiche erstellien Grobkonzepte konnten im Juli durch die Projekisteuerung
verabschiedet werden. Per Ende 2013 wurden die Detailkonzepte ausgearbeitet.

Umsetzung Informatikstrategie

Die strategischen Ziele Wirtschafilichkeit verbessem, Sicherheit und Verfigbarkeit verbessem, Informatik
als Geschéftspartnerin efablieren, flexible Arbeitsplétze anbieten, modeme Kommunikationsmittel einfih-
ren, Komplexitat beherrschen, E-Government ermaglichen haben wir im Jahr 2013 weiter konkretisiert, in
Vorhaben und Projekfen bearbeitet und periodisch tberprijft.

IKS (internes Kontrollsystem) und Risikomanagement

2012 /2013 wurde ein Konzept fir ein integriertes Risikomanagement einschliesslich IKS erstellt. Die Um-
sefzung haben wir 2013 in verschiedenen Pilotdienststellen getestet und die flédchendeckende Einfihrung
beschlossen. Diese erfolgt bis 2015 in allen Organisationseinheiten.

Qualitatsmanagement

2013 sind weitere Grundlagenpapiere erstellt sowie das Konzept des Kompetenzzentrums und die
zugehdrigen Prozesse erarbeitet worden. Die Dienststellen haben die individuellen Planungen vorgenom-
men und setzen die beschlossenen Minimalanforderungen um.

Elektronische Geschéftsverwaltung

Unter der leitung der Staatskanzlei fohrt die kantonale Verwaltung die elekironische Geschdftsfiihrung
ein. 2013 wurde die Ablieferungsschnitistelle fir Applikationen mit geschafisrelevanten Daten ins Archiv
definiert und eine Scanning-Lésung entwickelt. Zudem konnten weitere Dienststellen mit einer Standard-
GeverApplikation, welche eine ordnungsgemésse Aktenfihrung sicherstellt, ausgeriistet werden.

«Inmovation und Tradition sind mir gleichermassen wichitig.
Mit viel Liebe zum Detail und Leidenschaft kreieren wir
immer wieder neue, innovative Gaumenfreuden, wie damals
vor mehr als 170 Jahren, als hier das Rezept fiir das
Willisauer-Ringli erfunden wurde. »

Michael Renggli und Sohn Elias, Chocolatier Amrein, Willisau

Chocolatier Amrein ist das Ursprungshaus
des Original Willisauer Ringli (seit 1850).




Verantwortungs-
volle Immobilien-
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Zusammenlegung Schatzungswesen Stevern und Gebd&udeversicherung

Wir haben das Projekt Anfang Juli 2013 abgebrochen. Gleichzeitig wurde ein Projektaufirag zur Re-
vision des Schafzungswesen erteilt. Die Planungs- und Finanzkommission (PFK) wurde im Herbst 2013
entsprechend informiert.

Gesetz iber die Steuerung der Finanzen und Leistungen (FLG)
Das FLG st seit dem 1. Januar 2011 in Kraft. Wir haben 2013 die konsolidierte Jahresrechnung (per
31.12.2012) und erstmals einen konsolidierten Aufgaben- und Finanzplan, AFP 2014-2017, erstellt.

Revision Publikationsgesetz

Die Totalrevision des Publikationsgesetzes soll durchgefihrt werden, sobald die wichtigsten amtlichen
Publikationen fir die Volldigitalisierung bereitstehen. Wir haben das Teilprojekt zur Systematischen
Rechtssammlung (Einfihrung einer xml-Datenbank| im Jahr 2013 gestartet. Die Entwirfe zu neuen Rechts-
grundlagen fir die Protokolle des Kanfonsrates («Verhandlungen des Kantonsrates») wurden im Rahmen
des Projektes «Revision der Geschaftsordnung des Kantonsrates» erarbeitet und zu Vernehmlassungsreife
gebracht. Auch fir die weiter gehende Digitalisierung des Kanfonsblattes sind Vorarbeiten gemacht
worden.

Erhdhung der Systemsicherheit und der Datenaktualitét der zentralen Raumdatenbank
Die Informatiksysteme werden laufend optimiert. Dies erhdht die Sicherheit der zentralen Raumdaten-
bank und verbessert die Aktualitct der gespeicherten Daten.

Erneuerung und Pflege des kantonalen Datensatzes (Konzerndaten)
Um die Rechtssicherheit zu garantieren und im Inferesse einer korrekten Information der Einwohnerinnen
und Einwohner emeuern und pflegen wir die Geodaten der kantonalen Verwaltungsstellen sténdig.

BKD: Erarbeiten einer departementalen Strategie
Die Arbeiten fir die BKD-Strategie, inklusive der dazugehérigen Bereichsstrategien, haben wir beendet.

Die Strategie per 2017 liegt vor. Die Informations- und Schulungsschritte innerhalb des BKD sind been-
det.

BKD: Aufbau einer departementalen Governance in den Bereichen Kommunikation, Recht, Cont-
rolling, Finanzen, Informatik, Prozesse und Organisation

Kommunikationsrichtlinien sowie das Konzept Recht sind verabschiedet und gelten. Die Governance im
Bereich Prozesse und Organisation liegt vor, jene in den Bereichen Informatik und Controlling/Finanzen
sind in Erarbeitung.

Einfihrung einer einheitlichen Schulverwaltungslésung an den Gymnasien

Die Herstellerfirma befindet sich derzeit in wirtschafflichen Schwierigkeiten. Wir streben zusammen mit
einer Interessengruppe verschiedener Kantone und Stadte eine Lésung an, um die Wartung der beste-
henden Installationen sicherzustellen.

Umsetzung Immobilienstrategie

Die folgenden Projekte haben wir 2013 weiterbearbeitet: zentrales Verwaltungsgebdude am Seefal-
platz (Walffel), Ausbau Geféngnis Grosshof, Kooperative Speicherbibliothek Biiron, Optimierung der
Betriebsablaufe und Konzentration der Standorte der Luzemer Polizei (Uberpriffung des Projektes Sicher-
heitszentrum Sempach), kostendeckender Betrieb durch eine bessere Nutzung der historischen Bauten
(Zeughaus Musegg, historische Gebdude St. Urban usw.), Immobilienstrategie terticire Bildung und Ver




Atiraktiver
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kauf von nicht mehr benétigten Grundstiicken und Liegenschaffen. Unsere weiteren Schwerpunkte sind
die Substanzerhaltung (Werterhaltung hat Vorrang vor Neuinvesfitionen) und die energefische sowie
skologische Optimierung der kanfonalen Gebédude, die flchendeckende Einfihrung und Umsetzung
der Fléchen- und Ausbaustandards und die Planung eines Neubaus fir die Zentral- und Hochschulbib-
liothek und das Kanfonsgericht an der Sempacherstrasse in Luzern.

Massnahmen im Besoldungsbereich

Zur Aktualisierung der Funkfionsumschreibungen sowie der Einfiihrung der Fachlaufbahn haben wir eine
Anderung der Besoldungsverordnung Verwaltungspersonal vorbereitet und eine interne Anhérung durch-
gefihrt. Die Umsetzung kann kostenneutral erfolgen. Im Rahmen der strukiurellen Lohnmassnahmen ho-
ben wir vorgesehen, durch eine Anpassung der oberen Lohnklassen [Anderung Besoldungsordnungen
Verwaltungspersonal und Lehrpersonen) die Konkurrenzfchigkeit der Kaderldhne zu verbessern. Das
Projekt wurde aus Spargrinden um ein weiteres Jahr verschoben.

Optimierung HR-Prozesse (Bestandteil SAP-Strategie)

Aufgrund von Sparmassnahmen wurde die Umsetzung dieses Vorhabens, welches auch die Einfihrung
eines HR-Portals beinhaltet, um ein Jahr verschoben. Wir haben das weitere Vorgehen definiert und
der Entwurf des Projekiaufirages liegt vor. Prioritér ist dabei die Standardisierung und Optimierung des
Rekrutierungsprozesses mittels integrierter [T-Unterstiitzung.

Konzept Personalmarketing

Eine erste Analyse zu den Starken und Schwdchen als Arbeitgeber haben wir 2013 ersfellt. Zudem
wurde die Defailplanung fir das weitere Vorgehen des Kantons beziglich Ersfellung und Umsetzung
des Konzepts gestartet. Wir haben den Rekrutierungsprozess analysiert und dokumentiert sowie den
Optimierungsbedarf aufgezeigt.

Gemeindefusionen

Im Mdrz 2013 hat der Hitzkircher Gemeinderat entschieden, eine Fusion mit der Gemeinde Altwis zu
prifen. Im Juni 2013 haben wir den Vertrag iber die Fusionsabkl@rungen der Gemeinden Altwis und
Hitzkirch genehmigt. Die Abklérungen sind im Gange. Geplant ist, dass die Fusion auf den 1. Januar
2016 in Kraft fritt.

Zusammenarbeitsprojekte in den Gemeinden

Am Kooperationsprojekt Willisau sind zehn Gemeinden beteiligt. Auf den 1. April 2013 wurden die
Steverdmter von Getinau, Luthemn und Grossdietwil ins Steueramt Willisau integriert. Ende Mai fand die
Griindungsversammlung fir die Zusammenlegung der Spitex statt; sie wird Anfangs 2014 in Kraft trefen.
Ende 2013 wurde weiter beschlossen, auch die Musikschulen zusammenzulegen. Die Umsetzung ist
im Gang.

Korporationsgesetz
Wir haben einen entsprechenden Gesetzesentwurf erarbeitet. Diesem hat der Kantonsrat im Dezember
2013 zugestimmt.
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Finanzen

(in Mio. Fr.) R 2012 B 2013 R 2013

Erfolgsrechnung

Aufwand 3597 367.,7 357,4
Ertrag -240,2 -238,8 -255,7
Aufwand-/Ertragsiberschuss 119,5 128,8 101,7
Clobalbudget je Aufgabenbereich:

1010 Staatskanzlei 8,7 9.0 8,7
1020 Finanzkontrolle 1.6 1.7 1,6
2010 Stabsleistungen BUWD 3,9 4,9 4.4
3100 Stabsleistungen BKD 6,4 7,6 7,3
4020 Stabsleistungen FD 7,5 8,7 7,5
4030 Dienstleistungen Finanzen 4,3 4.7 4.5
4040 Dienstleistungen Personal 9,1 1,8 -4,0
4050 Informatik und Material 0,1 0,0 2,6
4060 Dienstleistungen Steuern 29,0 32,5 31,3
4070 Dienstleistungen Immobilien 0,2 0,7 0,8
4071 Immobilien 29,9 37,0 23,6
5010 Stabsleistungen GSD 51 5,6 4.8
6610 Stabsleistungen JSD 5,9 6,6 6,4
6660 Dienstleistungen fir Gemeinden 2,0 2.4 2,0
6680 Staatsarchiv 3,7 4,0 3,9
6700 Gemeindeaufsicht 2,1 1,8 1,6

/ /

Investitionsrechnung

Ausgaben 59,9 55,3 41,4
Einnahmen -3,0 -0,4 -5,6
Ausgaben-/Einnahmeniberschuss 56,9 54,9 35,9

— = Erfrags- oder Einnahmeniberschuss, + = Aufwand- oder Ausgabeniiberschuss

In der Houptaufgabe HO Allgemeine Verwaltung resultiert in der Erfolgsrechnung 2013 gegeniiber
dem Budget eine Verbesserung von netto 27,1 Millionen Franken. Diese findet sich hauptséichlich im
Aufgabenbereich 4071 Immobilien (insbes. infolge zusatzlicher Gewinne aus Grundstiickverkdufen und
fieferen Unterhaliskosten] und 4040 Personal (Auflésung Rickstellung aus dem Wegfall Sanierungs-
beitrag an die Luzemer Pensionskasse). In den ibrigen Aufgabenbereichen sind netfto iberwiegend
Minderaufwénde zu verzeichnen. Die Investitionsrechnung schliesst tiefer als im Budget ab. Die tieferen
Ausgaben fir Immobilien und Informatik und die hheren Bundeseinnahmen fir Immobilienprojekte sind
fir dieses Ergebnis verantwortlich.

«Lirfolgreiche Innovation hat mit einem
genialen Geistesblitz nur wenig gemeinsam.
Gefordert sind ausgefeilte Geschdftsprozesse

und harte Knochenarbeit. »

Hans-Rudolf Schurter,

Verwaltungsratsprasident Schurter AG, Luzern
Schurter AG ist ein international fihrender Innovator
und Produzent von Elekironikkomponenten zur
Gewdhrleistung einer sicheren Stromzufihrung.




Kriminalitats-
bekédmpfung

Sicherheit der Bevélke-
rung erhéhen, Sicher-
heitsgefihl verbessern
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H1  Offentliche Ordnung und Sicherheit

Die offentliche Sicherheit ist der Luzemer Bevélkerung und uns sehr wichtig. Wir sorgen dafir, dass
sich die Lluzerner Polizei, die Strafverfolgung und der Strafvollzug den gesellschaftlichen Entwicklungen
anpassen konnen. Einerseits sind die entsprechenden Strukiuren zu gewdhrleisten, andererseits sind die
Schwerpunkte beim Leistungsaufirag und in der téglichen Arbeit richtig zu setzen.

Massnahmen und Projekte

Kampf gegen Internet, Computer-, Pado- und Wirtschaftskriminalitét

Bei der Internet- und Computerkriminalitdt ist ein enormes Ansteigen des Datenvolumens mit hoher Kom-
plexitét feststellbar. Dies ergibt sich namentlich aus der rasanten technischen Entwicklung. Im Bereich P&-
dokriminalitdt ist die Anpassung im Gesetz iber die Lluzerner Polizei fir verdeckte Ermitilung seit Okiober
2013 in Kraft. Die knappen personellen Ressourcen lassen eine Umsetzung bisher nur beschrénkt zu. Bei
der Wirtschaftskriminalitét ist eine wachsende Zahl von Féllen mit grosser Komplexitdt zu verzeichnen.
In Ermittlungsverfohren verzeichnen wir seit Einfihrung der neuen Strafpozessordnung einen enormen
Mehraufwand, insbesondere fir die Einvernahme von Verfahrensbeteiligten.

Gewaltmonopol bei der Polizei behalten

Wir haben die Konsequenzen des sicherheitspolitischen Berichts des Bundesrates und des Berichts zum
Postulat Malama gepriift und soweit erforderlich umgesetzt. Private Sicherheitsdienstleister werden in der
Regel dort eingesetzt, wo keine sfaatlichen Zwangsmassnahmen nétig sind.

Bestandeserhohung Luzerner Polizei
Bis Ende 2013 haben wir 34 der vorgesehenen 40 Stellen gemass Planungsbericht vom 22. April
2008 aufgestockt. 2014 werden auch die restlichen sechs Stellen besetzt.

Weiterfihrung von Wegweisung und Rayonverbot bei hauslicher Gewalt

Im Jahr 2013 wurden 54 polizeiliche Wegweisungen ausgesprochen (2012: 52). Diese dauerfen
durchschnitilich 12,2 Tage. Grundsatzlich besteht die Maglichkeit, eine VWegweisung von maximal 20
Tagen auszusprechen.

Konsequente Ahndung von Verstdssen, schnelle Verfahren

Die Durchlaufzeit von Strafbefehlen gegen Erwachsene lag im Durchschnitt bei 3,3 Monaten (Soll: 4
Monate). Bei Jugendlichen dauerte das Strafbefehlsverfahren im Durchschnitt 19 Monate (Soll: 2 Mo-
nate). Damit konnten wir wesentliche Vorgaben zur Beschleunigung der Verfahren einhalten. VWegen des
erhohten Arbeitsdruckes — iber 3'000 Falle mehr als im Vorjahr — lag aber die Erledigungsquote im Jahr
2013 mit 95 Prozent unfer den angestrebten 100 Prozent. Die Daver bei den Anklageverfahren gegen
Erwachsene lag durchschnittlich bei 19,4 Monaten (Soll: 18 Monate), bei Jugendlichen im Schnitt bei
11,6 Monaten (Soll: 12 Monate). Die auf den 1. Juli 2013 vom Kantonsrat bewilligte Schaffung von
weiteren Stellen in der Staatsanwalischaft zeigte mit der Beschleunigung der Verfahren bereits positive
Wirkung. Fir 2014 sireben wir eine hohere Erledigungsquote an.

«Innovation ist der Schlisselfaktor unserer
Konkurrenzfihigkeit. Nur wer innovative
Produkte auf den Markt bringt, kann im
globalisierten Wettbewerb bestehen. »

Max Renggli, CEO Renggli AG, Sursee/Schétz

Die Renggli AG ist spezialisiert auf den energieeffizienten
Holzbau und gehért zu den Pionieren der Minergie-Standards.



Strafvollzug:
Rickfallverhinderung
und Resozialisierung
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Videoiberwachung im &ffentlichen Raum
Mit dem Inkrafttrefen des Gesetzes iber die Videoiberwachung ist die Grundlage geschaffen. Es liegt
nun an den Gemeinden, das Instrument bei Bedarf einzusetzen.

Bau des Funknetzes Polycom

Die Infrastrukiur des Funknetzes Polycom ist — mit Ausnahme der Basisstation Oberhasli, Kastanienbaum
(Einsprachen der Bevdlkerung) — fertiggestellt. Sémtliche BORS (Reftungsdienst, Feuerwehr, Dienststelle
Verkehr und Infrastrukiur sowie der Zivilschutz) arbeiten mit dem Netz. Von den budgetierten 34,2
Millionen Franken wurden bis anhin 27,6 Millionen Franken ausgegeben. Von den in Aussicht gestell
ten Bundesbeitrdgen von 79 Millionen Franken sind bereits 7,8 Millionen Franken eingegangen. Aus
heutiger Sicht wird das Projekt Polycom netto rund 3,8 Millionen Franken unter den prognostizierten
Gesamtkosfen abschliessen.

Bau des Sicherheitszentrums Sempach
Die Umsetzung des Bauvorhabens wurde aus Spargrinden um mehrere Johre aufgeschoben.

Kantonalisierung des Zivilschutzes

Wir haben im Jahr 2013 ein Anh&rungsverfahren bei den direkt Betroffenen (ZSO und Partnerorgani-
sationen) durchgefihrt. Der Kanfonsrat wird gestitzt auf die Stellungnahmen zum Anhérungsverfahren
demndéichst ber das weitere Vorgehen entscheiden kénnen.

Erweiterung der Fahrzeugkontrolle
Mitte Okiober 2012 wurde die Priffstelle in Rothenburg in Betrieb genommen. Die Zahl der gepriiften
Fahrzeuge am Standort Rothenburg betrug bis Ende 2013 iber 30'000. Die Anzahl Fahrzeuge in

Prisfrickstand ist erstmals seif Jahren wieder ricklaufig.

Okologische Verkehrssteuer

Wir haben zwei Modelle zur Okologisierung der Verkehrssteuern, das Luzemer und das Schwyzer
Modell, erarbeitet und der Kommission Wirtschaft und Abgaben [WAK) zur Vorberatung ibergeben.
An der Sitzung vom 19. Dezember 2013 hat sich die WAK fir das Schwyzer Modell mit Asa-Bonus

entschieden. Der Kantonsrat ist in seiner Januar-Sitzung 2014 nicht auf das Geschéft eingetreten.

Erweiterung Grosshof

Die Baubotschaft mit dem Sonderkredit fir die Erweiterung des Haft- und Unfersuchungsgeféngnisses
Grosshof wurde vom Kantonsrat im Jahr 2013 genehmigt. Das Projekt befindet sich nun in der Reali-
sierungsphase (Eingabe Baugesuche, Ausschreibungen und Ausfihrungsplanung usw.). Mit der Erwei-
terung des Grosshofes wollen wir die Platzkapazitdten sowie die materiellen Haftbedingungen in der
Untersuchungshaft und im Strafvollzug verbessern.

Resozialisierung verbessern
Mit der 2013 genehmigten Erweiterung des Grosshofs werden die Méglichkeiten zur Ausbildung der
Insassen verbessert. Diese erhalten damit eine bessere Chance auf Resozidlisierung.




Neuorganisation
des Gerichts
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Zusammenlegung von Ober- und Verwaltungsgericht

Per 1. Juni 2013 wurden das Ober und das Verwaliungsgericht zum Kantonsgericht zusammengelegt.
Die Ablcufe bei den Kernaufgaben wurden koordiniert und die zentralen Dienste neu organisiert. Wei-
terhin fehlt ein gemeinsames Gebdude. Der Koordinationsaufwand iber die drei Standorte hinweg ist
erheblich. Das Bezirksgericht Luzem konnte die bendtigten zusétzlichen RGume in einem Nebengebdu-
de zumieten.

Finanzen

(in Mio. Fr.) R 2012 B 2013

Erfolgsrechnung

Aufwand 403,8 403,7
Ertrag -266,1 -257.5
Aufwand-/Ertragsiiberschuss 137,7 146,2
Globalbudget je Aufgabenbereich:

6620  Polizeiliche Leistungen 66,8 70,8
6630 Militér, Zivilschutz und Justizvollzug 35,0 38,2
6640  Strassen- und Schifffahrtswesen -2,2 -1,9
6650  Migrationswesen 1,1 1,1
6670 Handelsregisterfihrung -1,2 -0,9
6690  Strafverfolgung 11,0 11,9
7010  Gerichtswesen 271 26,9

Investitionsrechnung

Ausgaben 15,1 4,2
Einnahmen -2.5 !
Ausgaben-/Einnahmeniberschuss 12,6 2,8

— = Erfrags- oder Einnahmeniberschuss, + = Aufwand- oder Ausgabeniiberschuss

In der Hauptaufgabe H1 Offentliche Ordnung und Sicherheit resultiert in der Erfolgsrechnung 2013
unter dem Strich eine Verbesserung um 1,8 Millionen Franken gegeniiber dem Budget. Diese ergibt sich
hauptscichlich durch Mehrertréige bei der Luzerner Polizei (Aufgabenbereich 6620 Polizeiliche Leistun-
gen) und im Strafvollzug (Aufgabenbereich 6630 Militér, Zivilschutz und Justizvollzug). Demgegeniiber
fallt ein Netio-Mehraufwand im Gerichtswesen ins Gewicht (Aufgabenbereich 7010). In der Investitions-
rechnung wird das Budget hauptsdchlich aufgrund tieferer Kosten fir das Funknetz Polycom unterschritten

[Aufgabenbereich 6620 Polizeiliche Leistungen).




Individualisiertes
Lernen

Hohe Ubertrittsquote
an die Hochschulen bei
bestehender Maturitats-
quote erreichen
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H2 Bildung

Ein bedarfs- und begabungsgerechtes Bildungsangebot ist einer der zentralen Fakioren fir attrakfive Le-
bensrgume. Wir wollen deshalb die hochstehenden Bildungs- und Ausbildungsangebote auf scmtlichen
Stufen optimieren.

Massnahmen und Projekte

Lehrplan 21

Wir haben bei der Erarbeitung des neuen regionalen Lehrplans der Deutschschweizer Kantone mitge-
wirkt. Im zweiten Halbjahr 2013 hat die breite Vernehmlassung stattgefunden. Nach der Uberarbeitung
soll der neue Lehrplan den Kanfonen im Herbst 2014 zur Verfigung stehen.

Unterrichtsentwicklung unterstitzen

Die Unterrichtsentwicklung steht beim Projekt «Schulen mit Zukunft> im Mittelpunkt. Im Teilprojekt «Lehren
und Lermen» haben wir 100 Schulteams begleitet und Schulen bei der Einfihrung der integrativen Férde-
rung (IF) und im Umgang mit einer grossen Zahl fremdsprachiger Lemnender unterstitzt. Ab 2013 /2014
férdern wir mit einem weiteren Spezialangebot die Medienkompetenz in der Primarschule.

Lernende mit Defiziten friher fordern
Die Dienststellen Volksschulbildung und Soziales und Gesellschaft haben gemeinsam strategische Ziele
for die frihe Forderung und Bildung erarbeitet. Diese bilden die Grundlage fir die Festlegung und Um-
sefzung von konkrefen Massnahmen. Bereits umgesetzt wird das Projekt «sozialraumorientierte Schulen»,
an welchem drei Schulen befeiligt sind.

Starkes Profil Gymnasialbildung festigen

Mit verschiedenen Schulprofilen wollen wir das Begabungspotenzial opfimal ausschépfen. Deshalb
wurde am Standort Willisau das Bewilligungsverfahren fir die Einfihrung der bilingualen Maturité
(Englisch /Deutsch) durchgefihrt. Ferner wird an der Kantonsschule Seefal seit Schuliahr 2013 /2014
ein weiteres Schwerpunkifach angeboten. Die Kanfonsschule Musegg hat unter dem Titel «Férdern
und Fordern» ein dreijdhriges Schulentwicklungsprojekt lanciert. In der nationalen Evaluation des Ma-
furitdtsanerkennungsreglement [MAR) wurde festgestelli, dass iber 40 Prozent der lernenden an den
Gymnasien ungenigende leistungen in Mathematik aufweisen. Als Folge erstellle die AG Mathematik
2012 eine kantonale Aufgabensammlung inklusive Lésungen fir Lerende mit Defiziten, die seit 2013 an
den Schulen eingesefzt wird. Im Frithjohr 2013 fand in diesem Zusammenhang an der Kantonsschule
Alpenquai luzern die Ausstellung «Mathematik zum Anfassen» (Universitét Giessen) staft.

Qualitat der Gymnasialbildung weiterentwickeln

An den Standorten Sursee und Seetfal wurde der Einsatz von Laptop-Klassen weiterentwickelt und an der
Kanfonsschule Sursee die Maturitétsprifung in Deutsch ersimals am PC geschrieben. Diese Erfahrungen
sind in das Projekt «Pegasus» eingeflossen: Die lemenden nehmen personliche [T-Gerdte mit in den
Unterricht, der Kanton sorgt fir den Netzanschluss und befshigt die Lehrpersonen, die neuen Medien
addquat im Unterricht einzusetzen. Die Kantonsschule Alpenquai Luzern wurde 2013 von der Inferkan-
fonalen Fachstelle fiir externe Schulevaluation (IFES) evaluiert. Damit wurde der zweite Evaluationszyklus
der externen Evaluation aller Kantonsschulen gestartet. Der Bericht wird im Mérz 2014 vorliegen.

Die enge Zusammenarbeit der Wirtschaft mit den Hoch-
schulen ermdglicht den Transfer von Forschungsresullaten
in marktreife Produkte und leistet damit einen relevanten
Beitrag fiir die Wettbewerbsfihigkeit der Unternehmen.

Dr. Franziska Mattle, Senior Wissenschaftliche
Mitarbeiterin und Prof. Dr. René Hiisler, Direktor
Hochschule Luzern — Technik & Architektur, Horw
2013 studierten an der Hochschule Luzern — Technik &
Architektur 1853 Bachelor- und 99 Masterstudierende.




Qualifizierte
Fachkrdfte fir die
Luzerner Wirtschaft

Hochschulplatz stérken
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Qualitativ hochstehendes und attraktives Berufsbildungsangebot erhalten

Mehr als 94 Prozent der Lemenden schlossen ihre Lehre erfolgreich ab. Gleichzeitig verzeichnete die
Berufsbildung mit 4’709 neu abgeschlossenen lehrvertrdgen per Ende August 2013 erneut einen Re-
kordwert. Zur besseren Positionierung der Berufsmatura haben wir eine Image-Kampagne gestartet. Mit
dem Beitritt zur Finanzierungsvereinbarung fir die héheren Fachschulen und der erstmaligen Durchfih-
rung der «luzerner Konferenz Hohere Berufsbildung» wurde die héhere Berufsbildung gestérkt. Mit dem
Abschluss der Erweiterung und Sanierung des Schulhauses Kottenmatte in Sursee verfiigen die beiden
Berufsbildungszentren Wirtschaft, Informatik und Technik sowie Gesundheit und Soziales iber eine
zeitfgemdsse Infrastruktur.

Berufsbildungsangebot dem sich veréndernden Arbeitsmarkt anpassen

Im Rahmen des Konzeptes Mobilingua wurden zur Férderung der Fremdsprachenkompetenz an allen
Berufsbildungszentren Klassen mit bilingualem Unterricht in Englisch gefiihrt. Zudem konnten Kontakte
mit méglichen Partnem fir den lernenden-Austausch Uber die landesgrenzen hinaus aufgebaut wer
den. Neu ist es méglich, ein zweisprachiges «KV-Business English» zu besuchen. Die Einfihrung einer
Informatik-Mittelschule haben wir geprift, aus finanziellen Griinden aber vorerst sistiert.

Jugendliche mit Schwierigkeiten beim Berufseinstieg begleiten

Im Rahmen des Projekies «Fokus Infegration Nahtstelle 1> (Fina) haben wir Strukiuren angepasst, um
mehr Jugendlichen eine Lehrstelle zu vermitteln. Damit die Lehrpersonen der 2. und 3. Sekundarklassen
ihre Schilerinnen und Schiler im Berufswahlprozess besser begleiten kénnen, wurden sie im Rahmen
der neuen Berufswahlgespréiche erstmals durch die Berufsberatung gecoacht. Im Vergleich zum Vorjahr
besuchen 53 lermende weniger ein Briickenangebot. Die Vermitilungsquote des kantonalen Zentrums

fir Briickenangebote (ZBA| konnte von 75 Prozent (2012) auf 84 Prozent (2013 gesteigert werden.

Profile der Hochschulen akzentuieren

Die gesefzlichen Grundlagen der Hochschulen wurden okiudlisiert: Die Zentralschweizer Fachhoch-
schulVereinbarung (ZFHV) hat am 1. Januar 2013 das bisherige FHZKonkordat ersetzt. Am 1. August
2013 trat das neve Geselz iber die Lehrerinnen- und Lehrerbildung und die Pédagogische Hochschule
Luzern [PH-Gesetz) in Kraft. Wir haben das Universitatsgesetz revidiert, die Vernehmlassung wurde Ende
2013 abgeschlossen. Das Gesefz soll 2014 in Kraft treten.

Konzentration auf fachliche Schwerpunkte

Die Hochschulen setzen weiterhin auf Fachgebiete, die arbeitsmarkirelevant sind. Zudem sollen bereits
vorhandene Kompetenzen gestérkt werden. Die Vorbereitungen fir den Aufbau der neuen wirtschafts-
wissenschaftlichen Fakultét an der Universitét sind im Gange. Dazu gehéren insbesondere die Abstim-
mungsgesprciche mit der HSLU sowie die Erarbeitung eines Konzepts. Weiter wurde 2013 das Fécher
angebot der Universitét insbesondere durch neue Angebote im Bereich der Gesundheitswissenschaften
ergdnzt. Die Grindung eines neuen Departements Informatik an der HSLU wurde gepriift und vom FHZ
Konkordatsrat Ende Dezember 2013 genehmigt. Das Departement wird die bestehenden Studiengénge
Informatik (heute an der HSLU-T&A) und Wirtschaftsinformatik (heute an der HSLU-W| sowie weitere

neue Studienangebote im Informatikbereich anbieten. Als Standort des sechsten Departements hat der

Konkordatsrat den Kanton Zug gewdhlt. Der Studienbeginn ist im Herbstsemester 2016 vorgesehen.




Geschdéiftsbericht 2013 Bericht zu den Hauptaufgaben 23

Zusammenarbeit der Hochschulen verstérken

Die Hochschulen haben ihre Zusammenarbeit in Lehre, Forschung und Dienstleistungen weiter ausge-
baut. Die gemeinsame Nutzung von Hochschulinfrastrukiuren wurde optimiert: Die PH Luzern hat ihre
betriebliche Informatik an die HSLU ausgelagert.

Unfer der Leitung des Kantons wurde die Infrastrukiurplanung der Hochschulen im Rahmen der kantona-
len Immobilienstrategie erarbeitet (Teilportfolio TertiGre Bildung). Diese wird aufgrund des Ende 2013 ge-
fallten Entscheids ber die Griindung eines neuen Departements Informatik tberarbeitet und aktualisiert.
Die Hochschul-Koordinationskommission, unter der Leitung des Bildungsdirekiors, hat sich bewdhrt und
fragt zur institutionalisierten Koordination der Zusammenarbeit zwischen den Hochschulen bei.

Zeitgemdsse Infrastruktur und breites Angebot der Zentral- und Hochschulbibliothek sicherstellen
Die Frage der Zukunft des Gebdudes der ZHB ist nach wie vor offen.

Finanzen

(in Mio. Fr.) R 2012 B 2013 R 2013

Erfolgsrechnung

Aufwand 856,3 877,8 880, 1
Ertrag -238,4 -247.0 -254,0
Aufwand-/Ertragsiberschuss 617,9 630,9 626,1
Clobalbudget je Aufgabenbereich:

3200 Volksschulbildung 213,6 218,1 218,4
3300  Gymnasiale Bildung 103,2 104,6 104,7
3400 Berufs- und Weiterbildung 1499 1521 147,2
3500 Hochschulbildung 151,83 156,1 155,8
Investitionsrechnung

Ausgaben 2,9 1,0 0,9
Einnahmen

Ausgaben-/Einnahmeniberschuss 2,9 1,0 0,9

— = Erfrags- oder Einnahmeniberschuss, + = Aufwand- oder Ausgabeniiberschuss

In der Hauptaufgabe H2 Bildung ist in der Erfolgsrechnung 2013 eine NetioVerbesserung um 4,8 Milli-
onen Franken gegeniiber dem Budget zu verzeichnen. Die Berufs- und Weiterbildung [Aufgabenbereich
3400) verzeichnet hdhere Ertréige vom Bund und von Dritten. Die ibrigen Aufgabenbereiche erzielen
quasi eine Punktlandung.

«Iiir eine erfolgreiche Innovation brawucht es vom
Mechaniker bis zum Ingenieur ein gut funktionierendes
Team. Nebst guter Ausbildung ist aber vor allem

auch Freude an der Arbeit und Begeisterungsfihigkeit
ein wichtiger Faktor. »

Othmar Amrein, Inhaber Sontec AG und Gemeinderat in Eschenbach

Sontec ist der typische Losungsanbieter in der automatisierten Priftechnik und
kombiniert bestehende Grundelemente zu neuen wirtschaftlichen L&sungen.



Kulturbereich innovativ
verdandern

Kulturbewusstsein in der
Bevélkerung férdern
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H3  Kultur, Sport und Freizeit, Kirche

Luzern z&hlt zu den bedeutenden Musik- und Kulturstandorten Europas. In der Bevélkerung ist das Be-
wusstsein, in einem Kulturkanton zu wohnen, breit verankert. Zur weiteren Steigerung der Angebotsbreite
und -qualitat tragt massgeblich die kreative Zusammenarbeit der verschiedenen Kulturinstitutionen bei.
Wir wollen deshalb die notwendige Emeuerung des Luzemer Theaters nutzen, um das Zusammenspiel
der Kulturinstitutionen zu intensivieren. Um die Negativfolgen der modemen, bewegungsarmen Gesell-
schaft zu bekémpfen, legen wir ein spezielles Gewicht auf die Sport- und Bewegungsférderung.

Massnahmen und Projekte

Zusammenarbeit intensivieren

Die Projekimitglieder der neuen Theaterinfrastruktur (Luzemer Theater, Luzerner Sinfonieorchester, Lucerne
Festival und KKL mit Kanfon und Stadt Luzern) haben im April 2013 die gemeinsame Vision «Theater
Werk Luzem>» verabschiedet. Die Projekileitung hat neue Strukturen geschaffen, um 2014 das Konzept
zu erarbeiten. Zudem wurde die Massnahme der regionalen Férderfonds 2013 einer breiten Vernehm-
lassung unterzogen, wo sie mehrheitlich positiv aufgenommen wurde. Die Riickmeldungen sind in den
Planungsbericht Kulturférderung eingeflossen. Die Richtlinien der Zentralschweizer Filmférderung wurden
vereinheitlicht und die kantonalen Mittel ab 2013 erhoht.

Qualitatsvorsprung sichern

In einer breiten Vernehmlassung wurde die selektive Produkfionsférderung mehrheitlich positiv aufgenom-
men. Die Rickmeldungen sind in den Planungsbericht Kulturférderung eingeflossen. Zudem haben wir
mit der Stadt Luzern eine AbsichtserklGrung iber eine Aufgabenteilung ausgehandelt.

Kulturgeschichtliches Erbe sichern
Fir die Denkmalpflege haben wir 2013 eine Aufgaben- und Stellenbedarfsanalyse in Auftrag gegeben.
Erste Massnahmen konnten kostenneutral umgesetzt werden.

Schaffung einer kantonalen Auszeichnung

Die Schaffung eines kantonalen Kulturpreises wurde 2013 einer breiten Vernehmlassung unterzogen
und mehrheitlich positiv aufgenommen. Die Massnahme ist in den Planungsbericht Kulturférderung ein-
geflossen.

Schaffung eines Forums fir einen Dialog zwischen Kultur, Politik, Wirtschaft und Bildung

Im Mai 2013 wurden drei Kulturgespréiche organisiert, um den Planungsbericht Kulturférderung und die
Vernehmlassungsresultate vorzustellen. Die Schaffung eines Forums wurde im Rahmen der Vernehmlas-
sung mehrheitlich positiv aufgenommen, was in den Planungsbericht Kulturférderung eingeflossen ist.

Projekt Schule und Kultur

Das Kulturangebot fiir Schulen weiter ausgebaut. Im Jahr 2013 wurden drei Projekte entwickelt und an-
geboten: Forumtheater «Courage konkret», inferaktives Theater zu den Themen Mobbing, Konflikie und
Gewalt fir Sekundarschulen; «Der Geigendieb», musikalisches Theaterstiick fur Kinder; Atelier Dokumen-
farfilm, Produkfion eines eigenen Dokumentarfilms fir Kantonsschulen, Berufsschulen und Hochschulen.

«Das Schweizerkreuz auf unseren Produkten
impliziert Zuverldssigkeit, Qualitit und
Innovation. Dies verpflichtet uns, jeden Tag
nach Verbesserungen zu streben und sie
erfolgreich im Markt zu etablieren. »

Beni Stéckli jun. CEO, Stéckli Swiss Sports AG, Wolhusen
Die Stéckli AG ist mit diversen Preisen fiir Innovationen

ausgezeichnet worden, zuletzt mit dem Swiss Award
in der Kategorie Wirtschaft.



Sporiférderung
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Umbavu und Erneuverung des Natur-Museums

Gemeinsam mit der Dienststelle Immobilien haben wir eine Kostenanalyse fir den Umbau und die Sa-
nierung des Natur-Museums erarbeitet. Das Gesamtkonzept befindet sich in der Uberarbeitungsphase
und soll im ersten Quartal 2014 vorgelegt werden.

Forderung des freiwilligen Schulsports
Mit der Verdoppelung der Angebote und der Gewinnung weiterer Schulen, Gemeinden und Vereine
beginnt sich der freiwillige Schulsport zu etablieren.

Nachwuchsférderung (Sportklassen)
Die Sportschulen wurden bei der Selekfion der Talente unterstiitzt. Die Konferenz der Sportschulleitenden
ermoglichte den Austausch und die Koordination bei Fragen der Selektion und der Ausbildung.

Erstellen eines kantonalen Sportanlagenkonzeptes

Mit der Erhebung aller Sportanlagen im Kanton Luzern haben wir 2013 eine umfassende Grundlage fir
ein Sporfanlagenkonzept erarbeitet. Die Erstellung des Sportanlagenkonzeptes beginnt nach Inkraftire-
ten des Kanfonalen Sportférderungsgesetzes am 1 Juli 2014.

Lokale Bewegungs- und Sporinetze
Die Gemeinden profitierten von der Beratung, der Begleitung und der Anschubfinanzierung fiir lokale
Bewegungs- und Sporinetze.

Sportférderungsgesetz

Das Gesefz iber die Férderung von Sport und Bewegung (Kantonale Sportférderungsgesetz) wurde
Ende 2013 vom Kantonsrat verabschiedet und tritt am 1. Juli 2014 in Kraft.

Finanzen

(in Mio. Fr.) R 2012 B 2013

Erfolgsrechnung

Aufwand 47.3 44,1
Ertrag -21,2 -17,8
Aufwand-/Ertragsiiberschuss 26,1 26,3
Globalbudget je Aufgabenbereich:

3502 Kultur und Kirche 25,1 25,3
5012 Sport 1,0 1,0

Investitionsrechnung: keine

— = Ertragsiberschuss, + = Aufwandiberschuss

Die Erfolgsrechnung 2013 der Hauptaufgabe H3 Kultur, Sport und Freizeit, Kirche zeigt eine Netto-
Verschlechterung von 1,0 Million Franken. Im Aufgabenbereich 3502 Kultur und Kirche fihrten gréssere
Grabungen in der Archdologie zu héheren Kosten, und der Ertrag aus dem inferkanfonalen Lostenaus-
gleich Kultur fiel fiefer aus.




EinfGhrung
neue Spitalfinanzierung

Beseitigung des Mangels
an Hausérztinnen und
Hausérzten in landlichen
Regionen

Gewdhrleistung von
Lebensmittelsicherheit
und Tiergesundheit
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H4  Gesundheit

Die Gesundheitsversorgung ist heute im Kanfon Luzern den Bedirfnissen angepasst und von hoher Qua-
litgr. Der Gesundheitszustand der Bevélkerung ist Gberdurchschnittlich gut. Die Krankenversicherungspra-
mien liegen vergleichsweise tief. Diesen erfreulichen Stand wollen wir mit geeigneten Zielsetzungen und
Massnahmen in allen Bereichen des Gesundheitswesens halten.

Massnahmen und Projekte

Spitalliste aktualisieren und verbindliche Auflagen formulieren
Die Spifalliste wurde bereits per 1. Januar 2012 akiualisiert. Im Spitalgesetz und in den Leistungsauftrd-
gen wurden verbindliche Auftrdge erteilt.

Leistungsauftrage mit Listenspitdlern
Per 1. Janaur 2012 wurden mit allen Listenspitélern unbefristete Leistungsaufirdge vereinbart.

Versorgungsbericht 2015
Erste Indizien dazu, ob die neue Spitalfinanzierung Auswirkungen auf die Patientenstréme hat, liegen
Anfang 2014 vor. Bis Ende 2014 soll ein Versorgungsbericht erstellt werden.

Notfallpraxen an allen Spitalstandorten
Seit dem 1. Januar 2012 gibt es an allen drei Standorten des Luzerner Kantonsspitals je eine Notfall-
praxis.

Ausweitung der Praxisassistenz
Seit 2012 stehen jghrlich 1,2 Millionen Franken fir das Hausarztmodell zur Verfigung. Im Jahr 2013

wurden 25 Praxisassistenzstellen mitfinanziert.

Schutz der Bevélkerung vor Gesundheitsgefahrdungen in den Bereichen Lebensmittel und Ge-
brauchsgegenstdnde

Das Niveau der Vollzugstdtigkeit wurde in quantitativer und qualitativer Hinsicht gehalten. Den sich
dndernden gesetzlichen Rahmenbedingungen wollen wir Rechnung tragen.

Sensibilisierung fir die géngigen Tierkrankheiten und den Tierschutz

Die Tierhalterinnen und -halter wurden iber Tierkrankheiten und Bekdmpfungsstrategien im Rahmen der
Tiergesundheitssirategie 2010+ informiert. Die Sensibilisierung und Information beziglich Tierschutz er
folgte im Jahr 2013 insbesondere im Hinblick auf den Ablauf von Ubergangsfristen.
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Finanzen

(in Mio. Fr.) R 2012 B 2013

Erfolgsrechnung

Aufwand 3214 335,0
Ertrag -22,6 -17.7
Aufwand-/Ertragsiberschuss 298,7 317,2
Clobalbudget je Aufgabenbereich:

5020 Gesundheit 2921 310,5
5030 Lebensmittelkontrolle und Veterindrwesen 6,7 6,7

Investitionsrechnung

Ausgaben 0,3 0,4
Einnahmen -
Ausgaben-/Einnahmeniberschuss 0,3 0,4

— = Ertrags- oder Einnahmeniberschuss, + = Aufwand- oder Ausgabeniiberschuss

In der Hauptaufgabe H4 Gesundheit resultiert in der Erfolgsrechnung 2013 unter dem Strich ein Mehr
aufwand gegeniiber dem Budget von 0,6 Millionen Franken. Diese Verschlechterung wird durch héhere
Kosten der Spitalfinanzierung verursacht (Aufgabenbereich 5020 Gesundheit). Ein vom Kantonsrat be-
willigter Nachtragskredit in der Héhe von 19,7 Millionen Franken ist darin beriicksichtigt.




Gerechte
Existenzsicherung

Kantonale Jugend- und
Integrationspolitik

Kampf gegen
Langzeitarbeitslosigkeit
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H5  Soziale Sicherheit

Wir wollen bei zunehmender Vielfalt von Werten, Religionen, Mentalitten, Llebenssituationen, Familien-
konstellationen, Erwerbsbiografien und Wohnformen den Zusammenhalt der Gesellschaft unterstiitzen.
Die eingeleitete Sozialpolitik basiert auf Eigenverantwortung und Subsidiaritéit.

Massnahmen und Projekte

Projekt «Arbeit muss sich lohnen»
Das revidierte Pramienverbilligungsgesetz ist seit 1. Juli 2013 in Kraft. Die Prémienverbilligung wird ab
dem Prémienjahr 2014 nach der neuen Regelung berechnet und direkt an die Versicherer ausbezahlr.

Einfihrung Liste séumiger Pramienzahler

Der Stelle fir ausstehende Prémien und Kostenbeteiligungen (Stapuk) wurden in den ersten 12 Monaten
ihrer Tatigkeit 19’723 Betreibungen gemeldet und sie hat 5'148 Listeneintrége vorgenommen. Im glei-
chen Zeitraum gab es 392 Zugriffe auf die Liste.

Entwicklung kantonales Kinder- und Jugendleitbild

Die Arbeit am kantonalen Kinder- und Jugendleitbild wurde im April 2013 mit einem MitwirkungsVWork-
shop gestartet. In Zusammenarbeit mit dem Bildungs- und Kulturdepartement und weiteren Akteurinnen
und Akfeuren aus dem Kinder und Jugendbereich hat die Fachstelle Gesellschafisfragen Leitséitze in
sechs Handlungsfelder erarbeitet. 2014 soll das Leitbild verabschiedet werden.

Entwicklung einer kantonalen Integrationspolitik

Wir haben ein kantonales Integrationsprogramm 2014-2017 erstellt. Es ist Bestandteil der neven Pro-
grammvereinbarung des Bundes mit dem Kanton. Auf dieser Basis unterstiitzt der Bund den Kanton
Luzern bei der Integrationsférderung ab 2014 bis 2017. Das Programm deckt die Pfeiler Information und
Beratung, Bildung und Arbeit sowie Verstéindigung und gesellschafiliche Integration ab.

Massnahmen gegen Langzeitarbeitslosigkeit
Die langzeitarbeitslosigkeit bekémpfen wir durch eine rasche, gezielte und individuelle Betreuung, durch
Beratung und Vermittlung sowie durch Massnahmen auf dem Arbeitsmarkt.

Neuausrichtung der «Arbeitsgruppe Finanzierung von Integrationsmassnahmen fir ausgesteverte
Arbeitslose»
Mit der neuen Kommission fir Arbeitsinfegrationsmassnahmen fir Sozialhilfeempféngerinnen und -emp-

fanger werden die vom Kanton finanzierten Integrationsmassnahmen professioneller und wirkungsvoller
konzipiert, eingekauft und evaluiert.
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Finanzen

(in Mio. Fr.) R 2012 B 2013

Erfolgsrechnung

Aufwand 789,7 /95,9
Ertrag -509.8 -509.4
Aufwand-/Ertragsiberschuss 189,9 196,5
Clobalbudget je Aufgabenbereich:

5011 Sozialversicherungen 87,2 92,0
5040 Soziales und Gesellschaft 96,0 96,9
5050 Wirtschaft und Arbeit 6,6 7,6

/ ’

Investitionsrechnung: keine

— = Ertragsiberschuss, + = Aufwandiberschuss

In der Hauptaufgabe H5 Soziale Sicherheit resultiert in der Erfolgsrechnung 2013 netto eine Verbesse-
rung um 3,8 Millionen Franken gegeniber dem Budget. Fir diese Verbesserung ist hauptsdchlich ein
Minderaufwand fir Ergéinzungsleistungen (Aufgabenbereich 5011 Sozialversicherungen) verantwortlich.




Nachhaltige Ver-
kehrs- und Siedlungs-
entwicklung in der
Agglomeration

Optimierung des
Kantonsstrassennetzes

Betrieb und Unterhalt
der Nationalstrassen in
den Kantonen Luzern,
Zug, Obwalden und
Nidwalden

«Inmovation ist fiir uns eine Geisteshaltung. Auf
dieser Grundlage entwickeln wir in interdisziplind-
ren Teams einzigartige und hochwertige Losungen,
welche die Prozesse unserer Kunden vereinfachen
und thre Effizienz und Wirtschaftlichkeit erhohen. »

Die Komax entwickelt insbesondere fiir Zulieferer der Automobil--
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H6  Verkehr

Der Verkehr im Kanton Luzern nimmt nach wie vor zu. Das Verkehrssystem auf den Luzerner Hauptachsen
und in der stadtischen Agglomeration stésst heute zeitweise an seine Kapazitétsgrenzen. Gute Verkehrs-
anbindungen spielen aber fir die Wohn- und Standortqualitét eine entscheidende Rolle. Wir wollen
sémiliche Regionen des Kantons stérken, indem sie durch funkfions- und leistungsféhige Verkehrssysteme
erschlossen und an die Subzentren und ans Zentrum Luzern angebunden werden.

Massnahmen und Projekte

Agglomerationsprogramm 1. und 2. Generation

Die raumplanerischen, betrieblichen und infrastrukiurellen  Massnahmen des  Agglomerationspro-
gramms 1. Generation werden sukzessive umgesetzt. Das Agglomerationsprogramm 2. Generation
(2015-2018] wurde vom Bund gepriift. Im Rahmen der Vernehmlassung zum Bundesbeschluss tber die
Freigabe der Mittel fir die Agglomerationsprogramme 2. Generation haben wir Stellung genommen. Im
Bereich Verkehr sind Massnahmen fiir den motorisierten Individualverkehr, den &ffentlichen Verkehr und
den Langsamverkehr geplant.

Umsetzung des Bauprogramms 2011-2014

Der Kantonsrat hat am 8. November 2010 das Bauprogramm 2011-2014 beschlossen. Es basiert auf
dem IFAP 2010-2014. Das Programm wurde im Rahmen der im Budget zur Verfigung gestellten Kredite
umgesetzt.

Umgestaltung des Seetalplatzes

Der Kredit fir die Umgestaltung des Seetalplatzes in Emmen wurde am 17. Juni 2012 vom Stimmvolk
genehmigt. Die Bewilligung fir das Strassenprojekt wurde im Herbst 2012 erteilt. Die Bauarbeiten sind
2013 angelaufen und dauvern bis 2018.

Bypass Luzern mit Spangen Nord und Sid

Das vom Bund gestartete Generelle Projekt Bypass Luzemn wird im Jahr 2014 vorliegen. Der Kanton hat
das Variantenstudium fir die Spange Nord Anfang 2013 abgeschlossen. Wir haben im Januar 2013
die Bestvariante zur Linienfihrung der Spange Nord beschlossen und mit der Erarbeitung des Vorpro-
iekts begonnen. Dieses wird Mitte 2014 in die Vemehmlassung gehen und Ende 2014 vorliegen. Die
Spange Sid ist im Bauprogramm fir die Kantonsstrassen im Topf C eingestellt. Sie wird gegenwdrtig
nicht weiter vorangetrieben.

Leistungsvereinbarung mit dem Bund
2013 begann die Neuverhandlung der leistungsvereinbarung mit dem Bundesamt fir Strassen tber den
betrieblichen Unterhalt der Nationalstrassen. Im Jahr 2014 werden auch die Abgeltungen neu festgelegt.

Anpassung Werkhof Sprengi
Im Zuge des Zusammenschlusses zur Gebietfseinheit X mit einem statt vier Stitzpunkten wird der Werkhof

Sprengi angepasst. Der Ausbau soll bis 2014 /2015 abgeschlossen sein.

Dr. Beat Kdlin, CEO Komax AG, Dierikon

industrie qualitativ hochwertige Automatisierungslésungen
fir samtliche Anforderungen der Kabelverarbeitung.




Optimierungen im
offentlichen Verkehr
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Doppelspurausbau und Tieflegung Zentralbahn
Die Ausbauten der Zentralbahn in Luzem konnten auf den Fahrplanwechsel 2012,/2013 in Betrieb

genommen werden.

Tiefbahnhof Luzern mit Durchmesserlinie
Das Vorprojekt wurde Mittle 2013 vorgelegt. Voraussefzung fir die Umsetzung des Tiefbahnhofs ist die
Finanzierung durch Bund, SBB, Kanfone, Gemeinden und Stadf Luzem.

Seetalplatz
Die Stimmberechtigten haben am 17 Juni 2012 dem Projekt Seetalplatz zugestimmt und den Kredit
genehmigt. Die Bauarbeiten sind 2013 angelaufen und dauem voraussichtlich bis 2018.

AggloMobil due

Cestiitzt auf den 8V-Bericht 20122015 wurde das Konzept AggloMobil due erarbeitet. Die entspre-
chenden Massnahmen wurden in das Agglomerationsprogramm Luzern 2. Generation und in den
neuen &V-Bericht 2014-2017 aufgenommen. Die Redlisierung der Massnahmenpakete ist in Etappen
vorgesehen.

Finanzen

(in Mio. Fr.) R 2012 B 2013

Erfolgsrechnung

Aufwand 170,2 170,6
Ertrag -139,2 -138,7
Aufwand-/Ertragsiiberschuss 31,0 31,9
Globalbudget je Aufgabenbereich:

2050  Strassen -3,4 -4,4
2051 Zentras -1,3 -1,0
2052 Offentlicher Verkehr 35,7 37.3

Investitionsrechnung

Ausgaben 78,5 Q7,7
Einnahmen -34,9 -33,1
Ausgaben-/Einnahmeniberschuss 43,5 64,6

— = Ertrags- oder Einnahmeniberschuss, + = Aufwand- oder Ausgabeniiberschuss

Die Erfolgsrechnung 2013 der Hauptaufgabe H6 Verkehr weist netto einen Mehraufwand von 0,6
Millionen Franken aus. Der Strassenunterhalt (Aufgabenbereich 2050 Strassen| verursachte Mehrkosten,
jedoch présentiert sich die Strassenfinanzierung durch tiefere Investitionsausgaben insgesamt ausgegli-
chen [zweckgebundene Mittel). Im Gegenzug wurden in der Abteilung Zentras hohere Ertrége erzielt,
und beim &ffentlichen Verkehr ist netto ein Minderaufwand zu verzeichnen. In der Investitionsrechnung
wird das Budget aufgrund tieferer Investitionen im Strassenbau und im &ffentlichen Verkehr unterschritten.




Sicherung der natirli-
chen Lebensgrundlagen
und der intakten Lebens-
rdume

Verantwortungsvolle
Energiepolitik
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H/  Umweltschutz und Raumordnung

Die Sicherung der natirlichen Lebensgrundlagen und der intakten lebensréume ist eine zentrale Aufgabe
des Kantons Luzem. Wir iberprifen deshalb sémtliche Entwicklungsziele auf ihre Nachhaltigkeit.

Massnahmen und Projekte

Bodenverbrauch einschranken und Fruchtfolgefléchen erhalten

Alle Ortsplanungen wurden 2013 nach dem haushélterischen Umgang mit dem Boden und der Sied-
lungsentwicklung nach innen beurteilt. Bei Beanspruchung von Fruchtfolgefléichen haben wir Kompen-
sationsmassnahmen (kompensatorische Auszonungen, neue Bodenerhebungen, Bodenaufwertungen)
verlangt.

Wasserqualitat erhalten

2013 wurde an 65 Stellen in Béchen und Seen und bei 40 Grundwasserstellen die Wasserqualitét
gemessen. Wo notwendig, haben wir ortsspezifisch an einer Verbesserung der Situation gearbeitet.
Wir sorgten fir die Erstellung von 12 Grundwasserschutzzonen, erteilten rund 650 Bewilligungen fir
eine nachhaltige Nutzung des Grundwassers und begleiten drei Projekte fir Zusammenlegungen von
Kléranlagen. Zudem wurden die Gemeindeverbande bei der Sanierung der Mittellandseen und beim
Betrieb und der Optimierung ihrer Kléranlagen unterstiitzt.

Massnahmenplan Ammoniak anpassen
Die Ammoniakemissionen sollen bis 2030 um 30 Prozent reduziert werden. Die bisherigen Massnah-
men zeigen noch keine ausreichende Wirkung. Sie sind zu Uberprifen und allenfalls anzupassen.

Gesetzliche Grundlagen anpassen bzw. schaffen

Der Kantonsrat hat der Revision des Energiegesetzes nicht zugestimmt. Das Energiekonzept wird geméiss
den Erkenntnissen aus der polifischen Auseinandersetzung angepasst. Das Gesetfz iber die Gewinnung
von Bodenschéitzen und die Nutzung des Untergrundes (Geothermie) trat am 1. Januar 2014 in Kraft.

Effiziente Energienutzung férdern
Das kanfonale Energieférderprogramm wurde von rund Q00 Gesuchen beansprucht. Diese l&sfen Bei-
tragszusicherungen im Umfang von rund 7,25 Millionen Franken aus.




Nachhaltige
Raumentwicklung

Verstéarkter Schutz vor
Naturereignissen
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Lenkung der Bevdlkerungs- und Arbeitsplatzentwicklung

Alle Ortsplanungen wurden 2013 nach der Raumentwicklungsstrategie des kanfonalen Richtplans beur-
teilt: Zentrums- und Achsengemeinden erhielten ein tberdurchschnittliches, die restlichen Gemeinden ein
unterdurchschnitiliches Einwohner und Beschéftigtenwachstum zugesprochen [relativ zum gesamtkanto-
nalen Wachstum).

Siedlungsentwicklung nach innen forcieren

Bei dllen Ortsplanungen wurden mit dem Luzerner Bauzonen-Analyse-Tool (Lubat) die Potenziale der
Innenentwicklung ermittelt und vorgegeben. Gestijtzt darauf kénnen die Gemeinden und Ortsplaner ihre
Innenentwicklung konkrefisieren. Neueinzonungen wurden nur bei ausgeschépften Reserven und konkret
ausgewiesenem Bedarf positiv beurteilt.

Schonung des landwirtschaftlich nutzbaren Bodens

Die Fruchtfolgefléchen wurden in der Inferessenabwdgung bei Ortsplanungen hoch gewichtet. Das Mo-
niforing zu den Fruchtfolgeflachen wurde intensiviert. Der Kontingentswert von 27'500 ha konnte aber
im Jahr 2013 nur noch knapp eingehalten werden.

Kantonales Landschaftsschutz- und Landschaftsentwicklungskonzept
Die verschiedenen landschaftsschutzinstrumente sollen, basierend auf dem Richtplan, aufeinander abge-
stimmt werden. Die Leitlinien dazu wurden in die laufende Teilrevision des Richtplanes integriert.

Planungsbericht Biodiversitat

Der Planungsbericht soll die Erhaltung der Lebensvielfalt zur Vemetzung der lebensréume und zur nach-
haltigen Nutzung aufzeigen. Die Facharbeit am Akfionsplan Biodiversitét Schweiz wurde im Sommer
2013 abgeschlossen. Auf dieser Grundlage wurde der Planungsbericht tberprift, in der Projekigruppe
diskutiert und im Herbst der Begleitgruppe vorgestellt.

Erlebbarkeit von Landschaftswerten und Naturschonheit sicherstellen

Die Steuerung des naturnahen Tourismus durch ein Ausscheiden von Naturvorrangfléchen im Wald
und in Schutzregionen soll diese Réume nachhaltig sichem. 2013 haben wir den Gugelwald als kan-
tonsiibergreifendes Sonderwaldreservat ausgeschieden. Im Rahmen der VWaldentwicklungsplanung
(WEP) Willisau und Sursee-Hochdorf haben wir die Naturvorrangflachen im Wald ausgeschieden und
zusammen mit dem WEP genehmigt. Beim WEP Luzern beginnt das Mitwirkungsverfahren 2014.

Hochwasserschutz Kleine Emme

Der Kredit fir die ersfe Etappe an der Kleinen Emme wurde in der Volksabstimmung vom 17. Juni 2012
bewilligt. 2013 wurden diverse Werkleitungen verschoben. Die zwei neuen SBB-Briicken sind zu 80
Prozent erstellt. Mit dem Bou der beiden Reusszopfbriicken Nord und Siid wurde begonnen.




Erh6hung der Sicherheit
des Grundeigentums
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Weitere Hochwasserschutzprojekte

Crossere Projekte wie die Sanierung des Reusswehrs in Luzern, der Bau der Holzrickhalteanlage Ettis-
bihl sowie die vorgezogenen Massnahmen Ettisbihl in Malters sind realisiert, weitere sind in Ausfiihrung
oder geplant: Laui Sérenberg, Hochwasserrickhaltebecken und -schutzmassnahmen in Buttisholz und
Menznau. Zudem sind zahlreiche kleinere Projekte der in Planung oder werden realisiert.

Siedlungsschutz

Die Projekfierungen und erste Umsetzungen von Schutzmassnahmen gegen neu erkannte Geféhrdun-
gen bestehender Siedlungsgebiete wurden redlisiert: In Vitznau (Bauherrschaft Gemeinde) ist im Jahr
2013 der Masterplan aus dem Jahr 2005 Gberarbeitet worden. Die wieder aktiv gewordene Tellirubi
wurde darin aufgenommen. Die Vorprojektierungen Laugneri Il, Horlaui und Linden wurden gestartet. In
Weggis wurde 2013 das Gesamtkonzept verabschiedet. Die Vorprojekfierung startefe Ende 2013. Im
Einzugsgebiet des Plattenbaches ist das Bauprojekt in Arbeit.

Erneuerung der amtlichen Vermessung
Die amfliche Vermessung wird kontinuierlich emeuert und an die vom Bund vorgeschriebenen Qualitts-
standards angepasst.

Einfihrung der Schnittstelle amtliche Vermessung — Grundbuch (gemeinsames Projekt mit den
Grundbuchamtern)

Uber die Schnittstelle amtliche Vermessung — Grundbuch (AV-GBS) kénnen die Grundbuchdaten (z.B.
Eigentimerangaben) und die Vermessungsdaten (z.B. Grundstiicksfldchen) automatisiert zwischen den
Systemen ausgetauscht werden. Die produktive Einfihrung wird gemeindeweise und kontinuierlich rea-
lisiert.

Bezugsrahmenwechsel der amtlichen Vermessungs- und ibrigen Geodaten ins Koordinatensystem
Lvo5

Um die Vorteile satellifenbasierter Technologien wie GPS vollumfénglich nutzen zu kénnen, muss der
tber 100-éhrige Bezugsrahmen bis 2016 emeuvert werden. 2013 wurde der Bezugsrahmenwechsel
konzipiert und geplant.

Einfihrung eines Katasters der &ffentlich-rechtlichen Eigentumsbeschrénkungen

Aufgrund der Bundesgesetzgebung und -vorschriffen wird der Kanton luzern ab 2016 zur Fihrung
eines Katasters der &ffentlich-rechtlichen Eigentumsbeschrankungen verpflichtet. Die Gestaliung dieses
Katasters wird in Pilotkantonen erarbeitet. Basierend auf diesen Resultaten wurde 2013 die Einfiihrung
im Kanton Luzern konzipiert.

«Die Natur macht’s uns vor — mit Bionik
und bionischen Methoden nutzen wir
die Genialitdit der Natur fiir erfolgreiche
Innovationen. »

Daniel Portmann, Dipl. Ing. ETH,

Leiter Bionik Zentrum Luzern

Das BIONIK Zentrum steht seit 2013 mit diversen Dienst-
leistungen im Diensfe der Luzemer Unternehmungen.
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Finanzen

(in Mio. Fr.) R 2012 B 2013

Erfolgsrechnung

Aufwand 64,1 62,8
Ertrag 24,7 24,1
Aufwand-/Ertragsiberschuss 39,4 38,6
Clobalbudget je Aufgabenbereich:

2030  Raumplanung, Wirtschaftsentwicklung und 9.2 4

Geoinformation

2040 Umwelt und Energie 22,1 19,7
2053 Naturgefahren 8,1 9,2
Investitionsrechnung

Ausgaben 36,7 26,4
Einnahmen -24,3 -17,9
Ausgaben-/Einnahmeniberschuss 12,4 8,6

— = Erfrags- oder Einnahmeniberschuss, + = Aufwand- oder Ausgabeniiberschuss

In der Hauptoufgabe H7 Umwelischutz und Raumordnung resultiert in der Erfolgsrechnung 2013 netio
eine Verbesserung gegeniber dem Budget von 1,5 Millionen Franken. Diese ergibt sich aus Mehrertrs-
gen im Aufgabenbereich 2030 Raumplanung, Wirtschaftsentwicklung und Geoinformation und tieferen
Kosfen im Aufgabenbereich 2053 Naturgefahren. In der Investitionsrechnung wird das Budget infolge
schnelleren Projektfortschritts iberschritten (Aufgabenbereich 2053 Naturgefahren).




Perspektiven fir die
Land- und Erndhrungs-
wirtschaft

Effiziente Wald- und
Forstwirtschaft
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H8  Volkswirtschaft

Durch deutliche Verbesserungen der Rahmenbedingungen hat Luzem seine Stellung im nationalen und
infernationalen Standortwettbewerb gestdrkt. Diese Rahmenbedingungen sind zu konsolidieren, damit
sich Luzern auch zukiinftig als erstklassiger Wirtschafts-, VWohn- und Kulturstandort positionieren kann.

Massnahmen und Projekte

Forderung von Projekten zur regionalen Entwicklung (PRE)

Die Dienststelle Landwirtschaft und Wald (Lawa) unterstitzt in Zusammenarbeit mit der landwirtschaft-
lichen Befriebsberatung private Initiativen zur Férderung von Projekten regionalen Entwicklung. Sie ko-
ordiniert die Projekte und sichert in Absprache mit dem Bund die finanzielle Unterstiitzung. Die beiden
Projekte Hochstamm Seetal AG und Regiofair AG wurden je um ein Jahr verlangert, jedoch ohne zusétz-
liche finanzielle Unterstitzung von Bund und Kanton. Beim Projekt Zuger und Rigi-Chriesi ist das zweite
Jahr der Umsetzungsphase abgeschlossen. Das Projekt NatuRigi wurde nach der Grundlagenetappe
von der Trégerschaft beendet. Beim Projekt Luzerner Krduter ist die Grundlagenetappe abgeschlossen,
und es wird ins Projekt Biosphdren Markt AG integriert. Dieses Projekt befindet sich momentan in der
Grundlagenetappe. Beim Projekt Michelsamt-Beromiinster wurde die Vorabklérungsphase erfolgreich
abgeschlossen und die Grundlagenetappe gestartet. Die beiden Projekte Mehrwert Weidemilch und
Rottaler Kulturlandschaft befinden sich in der Grundlagenetoppe, und das Projekt Regiofisch ist in der
Vorabklarungsphase.

Kosten fir die Landwirtschaftsbetriebe senken

Die Massnahme Kostensenkung fir die Landwirtschaftsbetriebe ist stark fremdbestimmt. Deshalb wird
die Zielsetzung einer durchschnitilichen Kostensenkung von 0,5 Prozent pro Jahr nicht weiterverfolgt. Die
Dienststelle Llawa, die landwirtschaffliche Kreditkasse und die Berufsbildungszentren Natur und Ernéh-
rung werden jedoch die Instrumente freiwillige Arrondierung, iberbetriebliche Zusammenarbeitsformen
und Erméglichung von betrieblichem Wachstum weiterverfolgen.

Optimierung der Strukturen

Die Zusammenarbeit zwischen staatlichem Forstdienst und privaten Regionalen Organisation wurde
durch klare Regelungen der Zusténdigkeiten optimiert. In einem Fléichenprojekt werden neue Formen der
Zusammenarbeit evaluiert. Die Zusammenarbeit auf der Waldflache wurde vom Kantonsrat anlésslich

der Waldgesetz-Debatte im Herbst 2013 bestdtigt.
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Starkung der Wertschdpfungskette Holz

Eine gezielte Vernetzung der «Holzkette» im Rahmen von Branchengespréchen erméglicht eine besse-
re Wertschdpfung. Dank vermehrter Verwendung des lokalen einheimischen Rohstoffs Holz wird die
Wald- und Holzwirtschaft nachhaltig weiterentwickelt. Auch die Offentlichkeit ist zur Férderung von
einheimischem Holz aufgefordert, sei dies im Bereich der Energienutzung, bei Bauaufiréigen oder im
Bereich Kommunikation. Die Branchengespréche wurden 2013 mit dem Bereich Holzférderung (Pro
Holz Lignum Luzern) erweitert.

Ausbau der Kaskadennutzung von Holz

Holz kann vielféliig genutzt werden: als Baumaterial, fir Mébel und Kunstgegensténde, als Energietrd-
ger. Die derzeit bestehende Nutzungskaskade soll durch eine gezielt Weiterentwicklung des Clusters
Holz ausgeweitet und gefestigt werden. Im Projekt «Holzflussmodell» haben wir 2013 die Rohstoffsirédme
beim Holz dargestellt und die Auswirkungen auf die Nutzungskaskade modelliert.

Qualitatives Wirtschafts-  Zusammenarbeit mit Wirtschaftsforderung
wachstum  Sowohl im sfrategischen wie im operativen Bereich sind in Zusammenarbeit mit der Wirtschaftsférderung
Massnahmen und Projekie in den Bereichen Wissens- und Technologiefransfer, Neuunternehmerfor-
derung und GlISKarten bearbeitet worden. Der im Mai 2014 erscheinende Jahresbericht 2013 der
Wirtschaftsférderung gibt detailliert Auskunft Gber die Tétigkeiten in den einzelnen Handlungsfeldern.

Starkung der Innovationskraft

Im Rahmen des Projekts «Zentralschweiz Innovativ» wurden 2013 Handlungsoptionen fiir eine koordi-
nierte Zentralschweizer Innovationsférderung erarbeitet. Die Zentralschweizer Volkswirtschaftdirektoren-
Konferenz hat den Schlussbericht der Phase 1 zustimmend zur Kenntnis genommen und die Kantone
damit beauftragt, die Umsetzung im Jahr 2014 zu erarbeiten.

Wertschopfungs-  Projekte der Neuen Regionalpolitik (NRP)
steigerung im  Mit rund 15 Projekfen der Neuen Regionalpolitik wurden 2013 Beitrdge zu den im kantonalen Umset-
landlichen Raum  zungsprogromm festgehaltenen regionalpolitischen Zielen (VWertschépfung, Innovation, Arbeitspldtze)
geleistet. Die Projekibeurteilungen und -entscheide erfolgten nach einem revidierten Prozess. Prozessab-
wicklung und -reporting haben wir in enger Zusammenarbeit mit den regionalen Entwicklungstréigem,
der Wirtschaftsférderung und der InnovationsTransfer Zentralschweiz redlisiert.

Potenzial-Ausschépfung Vollzug Leitbild Tourismus
im Tourismus  Das Reporting und Controlling wurde bearbeitet. Zudem wurde die Leistungsvereinbarung mit der Luzern
Tourismus AG erneuert. Nach zweijchriger Laufzeit der neuen DMO-Strukiur (Destinations-Management-
Organisation) wurde Ende 2013 die Erarbeitung des Evaluationsberichtes inklusive Aufbereitung der
Informationsgrundlagen begonnen.

Ob wir auch morgen noch Innovationsleader
sind, ist fiir uns entscheidend. Gefragt sind

also Produkte mit einem hohen Innovationsgrad
und einer klaren Differenzierung gegeniiber

den Mitbewerbern.

Reto Duss, Senior Engineer, Software, Schindler AG, Ebikon

Auch dank der Innovationskraft der Mitarbeitenden wuchs das
1874 gegrindete Unternehmen Schindler zu einem Weltkonzem.
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Finanzen

(in Mio. Fr.) R 2012 B 2013 R 2013

Erfolgsrechnung

Aufwand 287.7 281,1 284.,7
Ertrag -258,8 -252.7 -256,9
Aufwand-/Ertragsiberschuss 28,9 28,4 27,8
Clobalbudget je Aufgabenbereich:

2020 Landwirtschaft und Wald 27,4 27,1 26,5
2031 Wirtschaft 1,5 1,3 1,3

Investitionsrechnung

Ausgaben 14,8 10,3 9,7
Einnahmen -3,4 4,2 -3,7
Ausgaben-/Einnahmeniberschuss 11,5 6,0 6,0

— = Ertrags- oder Einnahmeniiberschuss, + = Aufwand- oder Ausgabeniberschuss

Die Erfolgsrechnung 2013 der Hauptaufgabe H8 Volkswirtschaft weist eine Verbesserung um netto 0,6
Millionen Franken gegeniiber dem Budget aus. Diese resultiert aus verschiedenen Abweichungen im Auf-
gabenbereich 2020 Landwirtschaft und Wald. In der Investitionsrechnung wird das Budget eingehalten.

«Die Fihigkeit zur Innovation
entscheidet viber den Erfolg
unserer Firma am Markt. »

Markus Mélbert, Dipl. El.-Ing. ETH
und Dr. Susanne Mélbert,
Physikerin, Hochdorf

Moelbert AG plant, programmiert und
liefert Leitsysteme in den Bereichen
Verkehr, Versorgung und Industrie.




Finanziell gesundes,
autonomes und
handlungsfahiges
Staatswesen

Wettbewerbsfdhige
Steuerbelastung
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H® Finanzen und Steuern

Mit den Steuergesetzrevisionen 2005, 2008 und 2011 konnte sich der Kanton Luzern im Steuerwett-
bewerb besser positionieren. Bei den juristischen Personen hat Luzern einen Spitzenplatz erreicht. Diese
Massnahmen gilt es bei gleichzeitiger Fortsetzung einer verantwortungsvollen Finanzpolitik unter Einhal-
tung der Schuldenbremse zu konsolidieren.

Massnahmen und Projekte

Wirkungsbericht zum Finanzausgleich
Der Planungsbericht tber die Wirkungen und die Zielerreichung des Finanzausgleichs (Wirkungsbericht
2013) wurde erarbeitet und Ende November 2013 zuhanden des Kantonsrates verabschiedet.

Nachhaltige Finanzpolitik
Wir haben 2013 ein neues Finanzleitbild ausgearbeitet und als Planungsbericht (B 81) vorgelegt. Der
Kanfonsrat hat in seiner JanuarSitzung 2014 den Planungsbericht zuriickgewiesen.

Umsetzung Versicherungsmanagement

Im Jahr 2013 haben wir eine Ausschreibung fir eine All-Risk-Sachversicherung vorgenommen und Ende
September den entsprechenden Zuschlag verfiigt. Damit kénnen diverse bisherige Teil- oder Einzelversi-
cherungen abgelést werden.

Nachhaltige Steverpolitik

Die Steuerverordnung wurde per 1. Januar 2013 angepasst und fir den liegenschaftsunterhalt die
Wechselpauschale analog der direkien Bundessteuver eingefihrt. Die Anpassung wurde notwendig
aufgrund eines Urteils des Bundesgerichtes. Im Jahr 2011 wurde durch ein Initiativkomitee des Hausei-
gentimerverbands des Kantons Luzemn das Volksbegehren «Abschaffung der Liegenschaftssteuer» ein-
gereicht. Der Kanfonsrat wies unsere erste Vorlage zur Initiative Ende 2012 zuriick. Wir haben 2013
eine Botschaft erstellt, welche den gewiinschten Gegenentwurf enthielt. In der Volksabstimmung vom
Q. Februar 2014 wurde die Initiative gutgeheissen.
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(in Mio. Fr.) R 2012 B 2013

Erfolgsrechnung

Aufwand 2425 2574
Ertrag -1'674,2 -1770,7
Aufwand-/Ertragsiberschuss -1'431,7 -1'513,2
Globalbudget je Aufgabenbereich:

4031 Finanzen -502,0 -515,9
40061 Stevern -1'059,1  -1'148,7
6661 Finanzausgleich (kanfonaler) 129,3 151,3
Investitionsrechnung

Ausgaben

Einnahmen -0,2 -0,2
Ausgaben-/Einnahmeniberschuss -0,2 -0,2

— = Erfrags- oder Einnahmeniberschuss, + = Aufwand- oder Ausgabeniiberschuss

In der Hauptaufgabe HY Finanzen und Steuern resultiert in der Erfolgsrechnung 2013 eine Verschlech-
terung gegeniber dem Budget um netto 0,6 Millionen Franken. Die Steuerertrdge unterschreifen das
Budget um 18,9 Millionen Franken [natiirliche Personen: =1,2 Mio. Fr., juristische Personen: —18,0 Mio.
Fr.; ibrige direkte Stevern: +0,3 Mio. Fr.). Im Gegenzug liegen die Anteile an Bundesertragen mit 11,8
Millionen Franken iber dem Budget (jeweils Aufgabenbereich 4061 Steuem). Im Aufgabenbereich
Finanzen [4031) hat die vorgenommene Marktwertanpassung auf Zinsabsicherungs-Derivaten ein Buch-
gewinn zur Folge.
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1. Gesamtergebnis

(falls nicht anders angegeben in Mio. Fr.) R 2012 B 2013 R 2013
Betrieblicher Aufwand 2'639.5 2'696,9 2'697,8
Betrieblicher Ertrag -2'493,8 -2'583,1 -2'607,1
Ergebnis aus betrieblicher Tatigkeit 145,6 113,9 90,7
Finanzergebnis -88,2 -82,3 -95.9
Operatives Ergebnis 57,4 31,6 5,2
Ausserordentliches Ergebnis -
Gesamtergebnis Erfolgsrechnung 57,4 31,6 -5,2
Nettoinvestitionen 139,9 138,1 115,9
Geldzu- (+)/-abfluss (-)* -26,5 27,4 -45,7
Geldfluss-Investitions-Verhdltnis 78,0% 78,7 % 60,4 %
Schulden (gem. §3 Abs. 1 FLV) -1'212,2 -1'266,0 -1'235,3
Eigenkapital -3'830,3 -3'848,0 -3'819,0

*Geldfluss aus betrieblicher Tatigkeit und aus Investitionstatigkeit ins Verwaltungsvermégen

Das Gesamtergebnis der Erfolgsrechnung zeigt in der Rechnung 2013 einen Ertragsiberschuss von 5,2

Millionen Franken. Budgetiert war ein Aufwandiberschuss von 31,6 Millionen Franken.

Die Nettoinvestitionen liegen mit 1159 Millionen Franken um 22,2 Millionen Franken unter dem Bud-

get.

In der Geldflussrechnung ergibt sich fir die Rechnung 2013 ein Geldabfluss von netto 45,7 Millionen
Franken. Das Geldfluss-investitions-Verhéltis betréigt 60,4 Prozent.

Die Schulden erhéhen sich gegeniber dem Vorjahresstand um 23,1 Millionen Franken.

Das Eigenkapital verringert sich gegenuber der Rechnung 2012 um 11,3 Millionen Franken.
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Aufwand nach Hauptaufgaben

In der folgenden Darstellung wird ersichilich, wie sich der Gesamtaufwand der Erfolgsrechnung auf die
zehn Hauptoufgaben verteilt. Diese Brutio-Sicht zeigt, dass die Bereiche Bildung (Hauptaufgabe 2] und
Soziale Sicherheit (Hauptaufgabe 5) zusammen fast die Hélfte der kantonalen Aufwendungen ausma-
chen. Werden die Ertréige in den entsprechenden Hauptaufgaben beriicksichtigt, ist die Bildung vor den
Hauptaufgaben Gesundheit (H4) und Soziale Sicherheit (H5) die gewichtigste Position [vgl. Bericht zu
den Hauptaufgaben, Seite 12).

R2013*
HO Allgemeine Verwaltung | ?,8%
H1 Offentliche Ordnung und Sicherheit | 11,4%
H2 Bildung | 24,2%
H3 Kultur, Sport und Freizeit, Kirche | ] 1,4%
H4 Gesundheit 9,2%
H5 Soziale Sicherheit | 22,2%
H6 Verkehr | ] 4,8%
H7 Umwelt und Raumordnung | ] 2,0%
H8 Volkswirtschaft | 7,8%
HQ Finanzen und Stevern | ] 7,0%
\ \ \ \ \ \ \ \ |

0 100 200 300 400 500 600 700 800 <900
Aufwand in Mio. Fr.

* Anteile der einzelnen Hauptaufgaben in Prozent des kantonalen Gesamtaufwands

«Bei unserem innovativen Kunst- und
Kulturprojekt KKLB entwickeln wir
laufend neuartige Ideen. Nichts so zu
machen, wie man es normalerweise
macht, ist unser Erfolgsrezept. »

Wetz, international bekannter Kiinstler und

Chef von Kunst und Kultur im Landessender
Beromunster (KKLB)
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2. Details zum Gesamtergebnis

2.1 Erfolgsrechnung

(in Mio. Fr.) R 2012 B 2013 R 2013
30 Personalaufwand 627,2 631,9 612,3
31 Sach- und tbriger Betriebsaufwand 219,8 227.8 225,9
33 Abschreibungen Verwaltungsvermégen 127.8 132,8 128,8
35 Einlagen in Fonds 7,8 - 15,1
36 Transferaufwand 1'656,9 1'704,4 1'715,8
Betrieblicher Aufwand 2'639,5 2'696,9 2'697,8
40 Fiskalertrag -1'048,7 -1'123,2 -1'107,6
41 Regalien und Konzessionen -57,9 -52,9 -59,0
42 Entgelte -205,7 -201,9 -204,0
43 Verschiedene Ertréige -0,5 -0,3 =1,1
45 Entnahmen aus Fonds -5,3 -1,5 -13,5
46 Transferertrag -1"175,7 -=1203,4 -1'221,9
Betrieblicher Ertrag -2'493,8 -2'583,1 =2'607,1
Ergebnis aus betrieblicher Tatigkeit 145,6 113,9 90,7
34 Finanzaufwand 40,2 36,5 34,5
44 Finanzertrag -128,4 -118,7 -130,4
Finanzergebnis -88,2 -82,3 -959
Operatives Ergebnis 57,4 31,6 -5,2
38 Ausserordentlicher Aufwand
48 Ausserordentlicher Erfrag

Ausserordentliches Ergebnis

Gesamtergebnis Erfolgsrechnung 57,4 31,6 -5,2

Der betriebliche Aufwand liegt mit 2'697,8 Millionen Franken um 09 Millionen Franken Uber dem
Budget. Der tiefere Personalaufwand ist insbesondere auf die Rickstellungsauflésung des Sanierungs-
beitrages an die Luzerner Pensionskasse zuriickzufthren. Der Transferaufwand iberschreitet das Budget
aufgrund unterschiedlicher Sachverhalte, insbesondere im Bereich Soziales und Gesellschaft (Kompen-
sation durch Mehrertrag).

«TRISA unterhdll ein Dutzend interdisziplindre
Innovationszirkel zur Kreation neuer Produkte.
Diesen steht eine grosse Innovationsdatenbank zur
Verfiigung. Die systematische Innovationstdatigkeit ist
heute das Schliisselelement unserer internationalen
Wettbewerbsfahigkert. »

Ladies Innovationszirkel der TRISA AG, Triengen

TRISA ist Innovations- und Technologiefihrerin im Bereich Mundpflege
und produziert taglich eine Million Zahnbirsten.
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Der befriebliche Erirag ist mit 2’6071 Millionen Franken um 24,0 Millionen Franken oder 0,9 Prozent
besser als im Budget. Die tieferen Steverertrdge (Fiskalertrag) werden durch den héheren Anteil an der
direkten Bundessteuer (Transferertrag) und die héheren Fondsentnahmen mehr als kompensieren.

Das Finanzergebnis weist einen Uberschuss von 959 Millionen Franken aus, was einer Verbesserung

um 13,7 Millionen Franken gegeniber dem Budget entspricht (insbes. Buchgewinn aus Marktwertan-
passung auf Zinsabsicherungs-Derivaten).

Details zu den Steuern (Fiskalertrag)

(in Mio. Fr.) R 2012 B 2013 R 2013
Bruttoertrag Staatssteuern -839,3 -917,5 -898,3
Staatsstevern natirliche Personen -745,2 -/86,0 -/84,8
Staatssteuern juristische Personen 941 -131,5 -113,5
Personalsteuern -5,5 -5,5 -5,5
Ubrige direkte Steuern -107,2 -104,7 -104,9
Liegenschaftssteuern -18,6 -18,6 -19.5
Grundstickgewinnsteuern 49,2 -48,5 -48,6
Handdanderungssteuern -26,0 -27.5 -27,2
Erbschaftssteuern -13,3 -10,0 -95
Automatensteuern -0, 1 -0, 1 -0, 1
Besitz- und Aufwandsteuern -96,8 -95,5 -98,8
Verkehrsabgaben -93,7 -92,6 -95,5
Schifffahrtssteuern -2,0 -2,0 -2,1
ibrige Besitz- und Aufwandsteuern -1,0 -0,9 -1,3
Fiskalertrag Total -1'048,7 -1'123,2 -1'107,6

Der Bruttoertrag der Staatssteuern befragt 898,3 Millionen Franken, womit das Budget um 19,2 Millio-
nen Franken unterschritten wird. Bei den natirlichen Personen liegt die Unterschreitung bei 1,2 Millionen
Franken, bei den juristischen Personen bei 18,0 Millionen Franken. Im Vergleich zur Rechnung 2012
steigt der Bruttoertrag der Staatssteuern um 59,1 Millionen Franken an (natirliche Personen +39,7 Mio.
Fr.; juristische Personen +19,4 Mio. Fr.).
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R 2013
[J Staatssteuern natiirliche Personen —784,8
[ Staatsstevern juristische Personen =113,5
B Personalstevern -5,5
[] Ubrige direkte Steuern -104,9
[ Besitz- und Aufwandsteuern -08.8
Fiskalertrag Total -1'107,6
(wenn nichts anderes erwdhnt in Mio. Fr.) R 2012 B 2013 R 2013

Bruttoertrag Staatssteuern

Minderungen Staatssteuern

8393  -917,5  -898,3
9,9 11,8 9,9

Nettoertrag Staatssteuern

-829,4 -905,7 -888,4

Steuereinheiten

1,50 1,50 1,50

Nettoertrag Staatssteuern pro 1/20 Einheit

-27,6 -30,2 -29,6
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2.2 Investitionsrechnung
(in Mio. Fr.) R 2012 B 2013 R 2013
Investitionsausgaben (gesamt) 208,3 195,2 179,7
Investitionseinnahmen (gesamt) -68,4 =571 -63,8
Nettoinvestitionen 139,9 138,1 115,9

Die Investitionsausgaben liegen mit 179,7 Millionen Franken um 15,5 Millionen Franken unter dem
budgetierfen Wert. Im Bereich der Immobilien wurden weniger Projekte umgesetzt. Die Einnahmen
liegen um 6,7 Millionen Franken iber dem Budget, insbesondere infolge hdherer Bundesbeitrdge fir
Immobilienprojekfe. Netto wurden Investiionen im Umfang von 1159 Millionen Franken getdtigt, womit

das Budget um 22,2 Millionen Franken unterschritten wurde.

Die Bereiche mit dem gréssten Anteil an den Investitionsausgaben sind der Strassenbau und der Hoch-

bau, gefolgt von den Naturgefahren.

B0 OB OO0 O

R 2013
Hochbau 33,9
offentliche Sicherheit 3,5
Strassenbau 75,3
Sffentlicher Verkehr 12,3
Umwelt und Energie 7.5
Naturgefahren 23,8
Landwirtschaft 9,3
Ubriges 14,2
Investitionsausgaben Total ~ 179,7

«Die hohe Qualitat der Universitdt und der Fachhoch-
schulen deckt ein weites Spekirum von Grundlagen-
Jorschung bis angewandte Forschung und Entwicklung ab.
Darauf sind wir stolz. »

Dr. Mirjam Kessler, Director Corporate Communications,
Geistlich Pharma AG, Root

Die Geisflich Pharma AG entwickelt, produziert und vertreibt weltweit
Medizinprodukte zur Wiederherstellung von Knochen, Knorpel sowie
Gewebe und bietet Arzneimittel an.
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2.3 Geldflussrechnung

(in Mio. Fr.) R 2012 B 2013 R 2013
Geldfluss aus betrieblicher Tatigkeit 94,1 101,4 69,7
Geldfluss aus Investitionstdtigkeit Verwaltungsvermégen -120,6 -128,8 -115,4
Geldfluss aus Investitionstctigkeit Finanzvermégen 14,7 - 11,9
Geldfluss aus Investitionstatigkeit -105,9 -128,8 -103,5
Geldfluss aus Finanzierungstatigkeit -10,5 27,4 30,6
Verdnderung flissige und geldnahe Mittel -22,4 - -3,2

Finanzpolitische Stevergréssen:

Geldfluss aus betrieblicher Tatigkeit

und aus Investitionstdtigkeit ins Verwaltungsvermégen ~26,3 27,4 45,7

Geldfluss-Investitions-Verhdiltnis 78,0% 78,7 % 60,4%
Geldzufluss (+)/-abfluss (-

Der als finanzpolitische Stevergrésse geltende Geldfluss aus betrieblicher Tétigkeit und aus Investitions-
ttigkeit ins Verwaltungsvermégen zeigt einen Mittelabfluss von 45,7 Millionen Franken. Dies ergibt ein
Geldfluss-InvestitionsVerhdltnis von 60,4 Prozent.

«Innovationen, welche die Wirtschaftlichkeit,
Sicherheit und Leistungsfiahigkeit nach-
haltig verbessern, sind der Kern fiir den
Fortschritt in der Luftfahrt. »

Martin P. Bisser, Vice President Sales and Marketing,
RUAG Aviation, Emmen

Die RUAG Aviation betreut als innovativer Partner
anspruchsvolle Kunden in der zivilen und militérischen
Luftfahrt — weltweit.
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2.4 Bilanz

(jeweils per 31. Dezember; in Mio. Fr.) R 2012 R 2013 Differenz
Umlaufvermégen 828,8 897,2 68,4
Anlagen im Finanzvermégen 636,6 618,3 -18,3
Anlagen im Verwaltungsvermégen 4'708,1 4'703,3 -4,8
Anlagevermégen 5'344,7 5'321,6 -23,0
Total Aktiven 6'173,5 6'218,8 45,3
Fremdkapital -2'343,2 -2'399,8 -56,6
Eigenkapital -3'830,3 -3'819,0 11,3
Total Passiven -6'173,5 -6'218,8 -45,3

Das Eigenkapital verringert sich im Vergleich zum Vorjahr um 11,3 Millionen Franken auf 3'819,0 Mil-
lionen Franken. Der Wertverlust der Finanzanlagen kann durch den Ertragsiberschuss nur teilweise

kompensiert werden.
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Goldene Bilanzregel (A)

Die Planbilanz per 31. Dezem-
ber 2013 verletzt die Goldene
Bilanzregel um 950 Millio-
nen Franken (per 31.12.2012:
104,2 Mio. Fr.). Diese besagt,
dass das Verwaltungsvermogen
(4'703,3 Mio. Fr.) durch das
Eigenkapital zuziglich der von
Dritten fir konkrefe Investitionen
zur Verfigung gestelllen Mittel
(insbes. passivierte Investitions-
beitrdge; insgesamt  4'608,3
Mio. Fr.) finanziert werden soll.
Das Verwaltungsvermdgen muss
somit zusatzlich durch Fremdka-
pital finanziert werden.
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3. Finanzpolitische Beurteilung

Die Erfolgsrechnung schliesst mit einem Ertfragsiiberschuss von 5,2 Millionen Franken ab. Im Budget war
noch ein Aufwandiberschuss von 31,6 Millionen Franken vorgesehen.

Die Erfragseite schloss um 24,0 Millionen Franken besser als im Budget ab. Obwohl der Steverertrag
gegeniber dem Budget um 19,2 Millionen Franken unfer den Erwartungen liegt, konnten diese Min-
dereinnahmen unter anderem durch den einmaligen héheren Anteil an den Bundesertrédgen und durch
weitere Mehreinnahmen mehr als kompensiert werden. Gegeniber dem Vorjahr steigen die Steuerein-
nahmen bei den natirlichen Personen um 39,7 Millionen Franken, bei den juristischen Personen um 19,4
Millionen und somit in der Summe um 59,1 Millionen Franken.

Die Entwicklung des Aufwands der Erfolgsrechnung zeigt, dass wir die Kosten im Griff haben. Mit einer
Abweichung von 0,9 Millionen Franken verzeichnen wir praktisch eine Punkilandung. Darin enthalten sind
die vom Kantonsrat bewilligien Nachtragskredite im Umfang von 20,4 Millionen Franken. Gegeniiber
dem Vorjahr steigen die Ausgaben um rund 2 Prozent, was sich im Rahmen unserer Erwartungen bewegt.

Die Basis fir die Schuldenbremse des Kantons Luzern bilden sowohl die Erfolgsrechnung wie die Geld-
flussrechnung. Der Jahresabschluss 2013 zeigt deshalb ein Doppelgesicht. Trotz des positiven Ergebnis-
ses der Erfolgsrechnung 2013 ergibt sich in der Geldflussrechnung ein Geldabfluss von 45,7 Millionen
Franken. Dies @sst sich unter anderem mit der Beanspruchung und Auflésung von Rickstellungen, dem
Buchgewinn auf Anlagen im Finanzvermégen sowie den zeitlichen Abgrenzungen begrinden, welche
nicht geldflusswirksam sind. Das Geldfluss-nvestitions-Verhdlinis liegt bei 60,4 Prozent. Die Schulden
erhohen sich per Ende 2013 gegeniber dem Vorjahresstand um 23,1 Millionen Franken.

Geldflussrechnung (bis 2010 Finanzierungsrechnung) in Mio. Fr.
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Mit der Neuverschuldung aus dem vorliegenden Jahresabschluss 2013, den zukiinftig unsicheren Ge-
winnausschiittungen der Schweizerischen Nationalbank und dem génzlichen Wegfall der kanfonalen
Liegenschaftssteuer ab 2015 verschlechtern sich die Finanzperspektiven fir den Kanton Luzern weiter.
Im Moment Uberpriffen wir im Rahmen des Projekts «leistungen und Strukturen II» die Aufgaben und
Leistungen des Kantons auf deren Effizienz und Effekiivitcit. Mit diesem Projekt sollen Einsparungen erzielt
werden, damit im AFP 2015-2018 die Schuldenbremse nachhaltig eingehalten werden kann.

«Wissenschaftliche Studien belegen, dass sich
die wahrgenommene Innovationskraft eines
Unternehmens positiv auf Image, Kunden-
zufriedenheit und Erfolg auswirkt. »
Wolfgang Grimm, CEQ, Perlen Packaging, Perlen

Die Perlen Packaging ist in der CPH-Gruppe eine inter-

national tatige Unternehmensgruppe im Bereich der Folien-
herstellung mit klarer Ausrichtung auf den Pharmamark.




Der Geschdftsbericht (Jahresbericht Teil I) und der Jahresbericht Teil Il sind unter folgender Internet-
Adresse elekironisch verfigbar (pdf): www.lu.ch/r/fd_jahresberichte
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Jahresbericht 2013 Editorial

Der Regierungsrat
des Kantons Luzern
an den Kantonsrat

Sehr geehrte Frau Présidentin
Sehr geehrte Damen und Herren

Wir unterbreiten lhnen hiermit den Jahresbericht 2013, welcher aus zwei Teilen besteht:

o  Geschdftsbericht (Jahresbericht Teil )
e Bericht Uber die Umsetzung der Kantonsstrategie
e Bericht zu den Hauptaufgaben
e Bericht zur Jahresrechnung 2013

o Jahresbericht Teil Il
e  Beschlisse des Kantonsrates (Entwiirfe)
Aufgabenbereiche
Jahresrechnung
Konsolidierte Rechnung
Bericht iber die Umsefzung der Uberwiesenen Motionen und Postulate
Anhang

Wir beantragen lhnen, den Jahresbericht 2013 zu genehmigen und unsere Antrdge Uber die
Abschreibung hangiger Motionen und Postulate gutzuheissen.

Luzern, 15. April 2014

Im Namen des Regierungsrates
Der Président: Robert Kiing
Der Staatsschreiber: Lukas Gresch-Brunner
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Information zum Jahresbericht

Die in beiden Teilen des Jahresberichts aufgefihrten Werte fir den Voranschlag 2013 beruhen auf
dem ergéinzten Voranschlag 2013. Die Werte des vom Kantonsrat beschlossenen Voranschlages
2013 sind ergénzt mit den Kreditibertrégen vom Jahr 2012 ins Jahr 2013, den vom Kantonsrat be-
schlossenen Nachtragskrediten 2013 sowie den Kreditibertrégen vom Jahr 2013 ins Jahr 2014. Die
Herleitung des ergénzten Voranschlages 2013 ist im Jahresbericht Teil I, Anhang zur Jahresrechnung,
Kap. ll.6.3 aufgefihrt.

Die beiden Dokumente sind unter folgender Internet-Adresse elekironisch verfigbar (pdf):
www.lu.ch/r/fd_jahresberichte
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Zusammenzige
Erfolgsrechnung
in Mio. Fr.

Rechnung Budget Rechnung Differenz zu B 2013
2012 2013 2013 absolut %
30 Personalaufwand 627,2 631,9 612,3 -19,7 -3,1%
31 Sach- und Gbriger Betriebsaufwand 219,8 227,8 225,9 -1,9 -0,8 %
33 Abschreibungen Verwaltungsvermsgen 127,8 132,8 128,8 -4,0 -3,0%
35 Einlagen in Fonds 7.8 0,0 15,1 15,1 -
36 Transferaufwand 1'656,9 1'704,4 1'715,8 11,4 0,7 %
Betrieblicher Aufwand 2'639,5 2'696,9 2'697,8 0,9 0,0%
40 Fiskalertrag -1'048,7 -1'123,2 -1'107,6 15,6 1.4%
41 Regalien und Konzessionen -57,9 -52,9 -59,0 -6,2 -11,6%
42 Entgelte -205,7 -201,9 -204,0 -2, -1,0%
43 Verschiedene Erfrage -0,5 -0,3 =11 -0,9 -355,2%
45 Entnahmen aus Fonds -5.3 -1,5 13,5 -12,1 -828,7 %
46 Transferertrag -1'175,7 -1'203,4 -1'221,9 -18,5 -1,5%
Betrieblicher Ertrag -2'493,8 -2'583,1 -2'607,1 -24.0 -0,9 %
Ergebnis aus betrieblicher Tatigkeit 145,6 113,9 Q0,7 -23,1 -20,3%
34 Finanzaufwand 40,2 36,5 34,5 -2.0 -55%
44 Finanzertrag -128,4 -118,7 -130,4 -11.7 -9,8 %
Finanzergebnis -88,2 -82,3 -95,9 -13,7 -16,6 %
Operatives Ergebnis 57,4 31,6 -5,2 -36,8 -116,4 %

38 Ausserordentlicher Aufwand
48 Ausserordentlicher Erirag

Ausserordentliches Ergebnis

Gesamtergebnis Erfolgsrechnung 57,4 31,6 5,2 -36,8 -116,4 %

Positionen gemdss HRM 2 zur Information:

37 Durchlaufende Beitrége 4482 445,0 464,7 19,6 4,4%
47 Durchlaufende Beitrdge -448,2 -445,0 —464,7 -19.6 -4,4%
39 Interne Verrechnungen 414,8 417,6 434,7 17,1 4,1 %
49 Interne Verrechnungen -414,8 -417,6 -A434,7 -17,1 -A4,1%

+ = Aufwand, Aufwandiiberschuss bzw. Verschlechterung / — = Ertrag, Ertragsiberschuss bzw. Verbesserung
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Investitionsrechnung

in Mio. Fr.
Rechnung Budget Rechnung Differenz zu B 2013
2012 2013 2013 absolut %
50 Sachanlagen 130,1 1442 122,0 -22,2 -154%
52 Immaterielle Anlagen 10,2 11,4 7,6 -3,7 -329%
54 Darlehen 8,5 1.7 1.7 0,0 0,4 %
55 Beteiligungen und Grundkapitalien - - 0,0 0,0 -
56 Eigene Investitionsbeitréige 22,7 15,1 18,6 3,5 22,9 %
Investitionsausgaben 1715 172,4 150,0 -22,5 -13,0%
60 Abgang Sachanlagen -0,1 0,0 -0,4 -0,4 -
63 Investitionsbeitréige fir eigene Rechnung =291 -31,9 -30,9 0,9 3,0%
64 Rickzahlung von Darlehen -2.3 -2.4 2.7 -0,2 -9.5%
66 Rickzahlung eigener Investitionsbeitréige -0,1 -0,0 -0,0 -0,0 -152,5%
Investitionseinnahmen -31,6 -34,3 -34,1 0,2 0,7 %
Nettoinvestitionen 139,9 138,1 115,9 22,2 -16,1 %
Positionen gemdss HRM 2 zur Information:
51 Investitionen auf Rechnung Dritter 22,3 13,4 17,6 4,2 31,2%
61 Rickerstattungen -22,3 13,4 -17,6 -4,2 -31,2%
57 Durchlaufende Investitionsbeitréige 14,5 9,4 12,1 2.7 29.3 %
67 Durchlaufende Investitionsbeitréige -14,5 -9.4 -12,1 -2.7 -29.3 %
Total Investitionsausgaben 208,3 195,2 179,7 -15,5 -8,0 %
+ = Ausgaben, Ausgabeniberschuss bzw. Verschlechterung / — = Einnahmen, Einnahmeniberschuss bzw. Verbesserung
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Geldflussrechnung
in Mio. Fr.
Rechnung Budget Rechnung Differenz zu B 2013
2012 2013 2013 absolut %
Geldfluss aus betrieblicher Tatigkeit 94,1 101,4 69,7 -31,7 -31,3%
Geldfluss aus Investitionstétigkeit Verwaltungsvermdgen -120,6 -128,8 -115,4 13,4 10,4 %
Geldfluss aus Investitionstétigkeit Finanzvermégen 14,7 0,0 11,9 11,9 -
Geldfluss aus Investitionstatigkeit -105,9 -128,8 -103,5 25,3 19,6 %
Geldfluss aus Finanzierungstatigkeit -10,5 27,4 30,6 3,2 11,8%
Verénderung flissige und geldnahe Mittel -22,4 -3,2 -3,2
Finanzpolitische Stevergréssen:
Geldfluss—Investitions—Verhdaltnis 78,0% 78,7 % 60,4 % -18,3%
Celdfluss aus betrieblicher Tatigkeit und aus
Investitionstétigkeit ins Verwaltungsvermégen 26,5 27,4 -45,7 -18,3 66,7 %
+ = Geldzufluss bzw. Verbesserung / — = Geldabfluss bzw. Verschlechterung
Bilanz
jeweils per 31. Dezember; in Mio. Fr.
Rechnung Rechnung Differenz zu R 2012
2012 2013 absolut %
Umlaufvermégen 828,8 897,2 68,4 8,2 %
Anlagen im Finanzvermégen 636,6 618,3 -18,3 -2,9%
Anlagen im Verwaltungsvermégen 4'708,1 4'703,3 -4,8 -0,1%
Anlagevermégen 5'344,7 5'321,6 -23,0 0,4 %
Total Aktiven 6'173,5 6'218,8 45,3 0,7 %
Fremdkapital -2'343,2 -2'399,8 -56,6 2,4 %
Eigenkapital -3'830,3 -3'819,0 11,3 0,3 %
Total Passiven -6'173,5 -6'218,8 -45,3 -0,7 %
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Kennzahlen *

Rechnung **Budget Rechnung
2012 2013 2013
Nettoverschuldungsquotient in % 37,2 34,3 34,5

Diese Kennzahl driickt aus, welcher Anteil der Fiskalertrége erforderlich ware, um die Nettoschuld abzutragen.

Selbstfinanzierungsgrad in % 57,3 91,3 123,2

Diese Kennzahl gibt an, welchen Anteil seiner Netftoinvestitionen der Kanton aus eigenen Mittel finanzieren kann. Diese Kennzahl ist
nicht mehr relevant fir die Schuldenbremse.

Zinsbelastungsanteil in % 1,0 0,9 0,9

Die Grésse sagt aus, welcher Anteil des laufenden Ertrages durch den Zinsaufwand gebunden ist.

Nettoschuld pro Einwohner in Franken 1'012 990 979
Nettoschuld (per 31. Dezember] in Mio. Fr. 390,6 384,9 381,8
Stéindige Wohnbevélkerung im Kt. Luzern ** * 386'082 388'905 390151

Die Nettoschuld pro Einwohner zeigt die Pro-Kopf-Verschuldung nach Abzug des Finanzvermégens.

Selbstfinanzierungsanteil in % 3,1 4,7 5,2

Diese Kennzahl zeigt auf, welchen Anteil ihres Ertrages die offentliche Kérperschaft zur Finanzierung ihrer Investitionen aufwenden
kann.

Kapitaldienstanteil in % 6,2 6,1 5,9

Mass fir die Belastung des Haushaltes durch Kapitalkosten. Die Kennzahl gibt Auskunft dariiber, wie stark der laufende Ertrag durch
den Zinsendienst und die Abschreibungen (=Kapitaldienst) belastet ist.

Bruttoverschuldungsanteil in % 53,0 55,3 55,3

Grésse zur Beurteilung der Verschuldungssituation bzw. zur Frage, ob die Verschuldung in einem angemessenen Verhéliis zu den
erwirtschaftefen Ertréigen steht.

Investitionsanteil in % 7,1 6,6 6,1

Diese Kennzahl zeigt die Akfivitat bei den Investitionen auf.

Schulden in Mio. Fr. 1'212 1'266 1'235

Gemdss § 5 Abs. 1 FLG dient die finanzpolitische Steuerung dem Erhalt des Eigenkapitals und der Vermeidung neuer Schulden.
Schulden gemdss § 3 Abs. 1 FLV sind die kurzfristigen und die langfristigen Finanzverbindlichkeiten ohne die passivierten Investitions-
beitrdge.

* Berechnung nach HRM 2 geméss Neuauflage Fachempfehlung 18-1 (in Dokumenten ab Okt. 2013)
** vom Kantonsrat festgesetzter Voranschlag

*** Quelle Lustat. Definitiver Wert fir das Jahr 2012. Budget und Rechnung 2013 basierend auf Annahmen.
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I. BeschlUsse des Kantonsrates
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Entwurf

Kantonsratsbeschluss
Uber die Genehmigung des Jahresberichtes 2013

vom

Der Kantonsrat des Kantons luzem,
nach Einsicht in den Bericht des Regierungsrates vom 15. April 2014,

beschliesst:

1. Der Jahresbericht 2013 wird genehmigt.

2. Der Kantonsratsbeschluss ist zu veroffentlichen.

Luzern,

Im Namen des Kantonsrates
Die Prasidentin:
Der Staatsschreiber:
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Entwurf

Kantonsratsbeschluss
Uber die Abschreibung von Motionen und Postulaten

vom

Der Kantonsrat des Kantons luzem,
nach Einsicht in den Bericht des Regierungsrates vom 15. April 2014,

beschliesst:

Folgende Motionen und Postulate werden abgeschrieben:

Staatskanzlei
Motion
2. Fuchs leo und Mit. iber die Anderung der Geschdftsordnung fir den Kantonsrat fisr

mehr Transparenz Uber das parlamentarische Wirken (M 748). Eréffnet 08.11.2010,
erh. 13.12.2011 (in Verbindung mit Justiz- und Sicherheitsdepartement)

Bau-, Umwelt- und Wirtschaftsdepartement
Motionen

Q. Furrer Sepp und Mit. iber eine Neuorganisation des kantonalen Forstamtes (M 99).
Eroffnet 12.12.2011, erh. 11.09.2012

11, Schmid Bruno und Mit. iber ein zukunfistaugliches Planungs- und Baugesetz (M 778).
Eroffnet 09.11.2010, erh. 06.05.2013

12. Frey Monigue und Mit. Uber die Férderung autofreier Siedlungen (M 230). Ersffnet
11.09.2012, teilw. erh. 06.05.2013

13. Holtschi Pius und Mit. Uber das Sicherstellen oder Steigem der Baulandverfigbarkeit
[M 626). Ersffret 16.03.2010, erh. 06.05.2013

Postulate

7. Gemet Hilmar und Mit. Uber die Aufnahme des Bahnhofgebiets der Stadt Sursee ins
Richtlinienprogramm des Kantons (M 162). Eréffnet als Motion 04.03.2008, erh. als
Postulat 04.11.2008 (in Verbindung mit Finanzdepartement)

Q. Dahinden Erwin und Mit. Uber die Authebung der Pilzschontage (P 285). Eréffnet
09.09.2008, teilw. erh. 29.06.2009
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23.

25.

27.

32.

34.

35.

37.

40.

Zéingerfe Pivs namens der VBK iber die Uberpriffung von 6V-Angeboten und der Ver-
kehrsorganisation beim Bahnhof luzern (P 301). Ersffnet 03.11.2008, erh.
15.09.2009

Gernet Hilmar und Mit. iber eine nachhaltige Planung der Verkehrsinfrastruktur in der

Region Sursee [Richtplan) (P 231). Eréffnet 17.06.2008, teilw. erh. 15.09.2009

Grefter Alain und Mit. Uber die Erhdhung der Bussen bei Widerhandlungen gegen das
Planungs- und Baugesetz (M 442). Eréffnet als Motion 07.04.2009, erh. als Postulat
23.03.2010

Frey Monique und Mit. Uber die Férderung der biologischen Landwirtschaft (P 643).
Erdffnet 23.03.2010, erh. 29.06.2010

Biihler Adfrian und Mit. Uber die Erhdhung der Transportkapazitét auf der Seetalbahn
S9 luzem-lenzburg zu Hauptverkehrszeiten (M 794). Eréffnet als Motion 07.12.2010,
erh. als Postulat 27.06.2011

Zosso Perer und Mit. Uber die Vereinfachung des Zonenplanes im Tarifverbund Passe-

parfout (P 54). Eréffnet 13.09.2011, erh. 30.01.2012

Aregger Hans und Mit. iber die Optimierung von Bauabldufen auf &ffentlichen Ver
kehrstragern (P 46). Eréffnet 12.09.2011, erh. 31.01.2012

Troxter Jost und Mit. Gber einen Massnahmenkatalog zur Bekémpfung des asiatischen

Laubholzbockkéfers (P 218). Erdffnet 10.09.2012, teilw. erh. 28.01.2013

Fuchs leo und Mit. Uber eine umfassende Revision des Planungs- und Baugesetzes
sowie der Zusammenlegung von Baubewilligungsbehérden und der Einfihrung des

,eBAGE" [P 853). Eréffnet 04.04.2011, teilw. erh. 06.05.2013

Miiller Damian und Mit. Uber die Anpassung des Planungs- und Baugesetzes (P 123).
Erdffnet 30.01.2012, teilw. erh. 06.05.2013

langenegger Josef und Mit. ber die Einfihrung von neuen Richtlinien fir Solaranlagen

(P 323). Eréffnet 11.03.2013, erh. 06.05.2013

Graber Christian und Mit. Uber weniger Birokratie beim Bau von Solaranlagen

(M 311). Erdffnet als Motion 29.01.2013, erh. als Postulat 06.05.2013

Grefer Alain und Mit. iber die Wiederaufnahme der Bodenkartierung (P 193). Eréffnet
19.06.2012, teilw. erh. 06.05.2013

Pardini Giorgio und Mit. Uber die Einfihrung von Massnahmen bei Arbeitsvergaben
von Unternehmen (M 255). Erdffnet als Motion 06.11.2012, erh. als Postulat
24.06.2013

Bildungs- und Kulturdepartement

Motion

2.

Schmassmann Adrian und Mit. iber die Ausarbeitung eines Entwurfs fir ein Gesetz zur
Férderung von  Sport und Bewegung (M 372). Ersffnet 27.01.2009, erh.
24.01.2011 (in Verbindung mit Gesundheits- und Sozialdepartement)
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Postulate

3. Schmassmann Adrian und Mit. Uber die Priffung einer gemeinsamen administrativen
leitung fir das Natur-Museum und das Historische Museum des Kantons Luzern (P 840).
Eroffinet 22.02.2011, erh. 27.06.2011

4. Muiller Guido und Mit. Gber die Einfihrung einer Ausweispflicht als Voraussetzung fir
Schulanmeldungen und -einschreibungen im Kanton Luzem (M 859). Eréffnet als Motion
04.04.2011, erh. als Postulat 30.01.2012 (in Verbindung mit Justiz- und Sicherheits-
departement)

7. Miller Damian und Mit. iber die Integration von Deutsch zum Nutzen aller (P 211).
Eroffinet 10.09.2012, erh. 11.03.2013 (in Verbindung mit Gesundheits- und Sozial-
departement)

8. PEfi-Oswald Angela und Mit. ber eine Uberpriifung der gymnasialen Ubertrittsmodel-
le (P 280). Erdffnet 11.12.2012, erh. 11.03.2013

Finanzdepartement

Motionen

1. Ineichen Beat und Mit. Uber die Vereinfachung des Schatzungswesens (M 372). Eréff-
net 24.01.2005, erh. 10.03.2008

3. Vitali Albert und Mit. Uber die Realisierung einer elektronischen Abstimmungsanlage im
Kantonsratssaal (M 725). Eréffnet 14.09.2010, erh. 21.06.2011 (in Verbindung mit
Staatskanzlei)

4. Roth David und Mit. iber eine Kanfonsinitiative zur Ausdehnung des Geldweéischereige-
setzes auf den Immobilienhandel (M 30). Erdffnet 12.09.2011, erh. 08.11.2011

5. Aregger Hans und Mit. iber den Sanierungs- und Umbaustopp der Zentral- und Hoch-
schulbibliothek (M 7). Eréffnet 12.12.2011, erh. 12.12.2011

Q. Peyer ludwig namens der CVP-Frakiion iber die Erarbeitung eines neuen Finanzleitbil-
des (M 264). Eréffnet 06.11.2012, erh. 10.12.2012

Postulate

4. Suntharalingam lathan und Mit. Gber Solarstrom und Solarwérme fir alle Kantonsge-
baude (M 278). Ersffnet als Motion 09.09.2008, erh. als Postulat 26.01.2010 (in
Verbindung mit Bau-, Umwelt und Wirtschaftsdepartement]

6. GmirSchonenberger Andrea und Mit. Uber einen gemeinsamen Campus Nord der
Hochschule fir Musik einerseits und fir Design und Kunst anderseits (P 601). Eréffnet
15.03.2010, erh. 14.09.2010 (in Verbindung mit Bildungs- und Kulturdepartement)

10.  Omlin Marcel und Mit. Gber die Anderung des § 161 des Steuergesetzes des Kantons

luzern (SRL Nr. 620) (M 708). Eréffnet als Motion 13.09.2010, erh. als Postulat
21.02.2011
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24.

27.

30.

32.

34.

35.

36.

Wijest Franz und Mit. Uber die Einfihrung einer elektronischen Abstimmung sowie die
Zusammenfassung von Abstimmungen (P 730). Eréffnet 14.09.2010, teilw. erh.
27.06.2011 (in Verbindung mit Staatskanzlei)

Grefer Alain und Mit. ber die Férderung von Fotovoltaikanlagen mit drehbaren Solar-

modulen (P 847). Erdffnet 22.02.2011, erh. 21.06.2011

Willi Thomas und Mit. iber die Schaffung eines interkommunalen Ausgleichs der Lasten
im Asylwesen (M 771). Erdffnet als Motion 09.11.2010, erh. als Postulat
20.03.2012

Schilliger Pefer und Mit. Uber die Authebung der Verpflichtung zur Kostenrechnung (M
24). Ersffnet als Motion 27.06.2011, erh. als Postulat 15.05.2012 (in Verbindung mit

Justiz- und Sicherheitsdepartement)

Grefer Alain und Mit. iber die langfristige Vollversorgung der kantonalen Verwaltung

mit Okostrom (P 90). Eréffnet 08.11.2011, teilw. erh. 28.01.2013

Fanaj Yifete und Mit. Gber Massnahmen zur besseren Vereinbarkeit von Beruf und
Pflege Angehériger (P 107). Ersffnet 13.12.2011, erh. 29.01.2013 (in Verbindung

mit Gesundheifs- und Sozialdepartement)

Wiiest Franz und Mit. iber die Anpassung der Regeln bei Leistungsvereinbarungen

(M 234). Erdffnet als Motion 11.09.2012, erh. als Postulat 29.01.2013

Frey Monigue und Mit. Uber effiziente und umweltschonende Mobilitat dank Mobili-
tétsmanagement (P 113). Eréffnet 13.12.2011, teilw. erh. 24.06.2013

Fanaj Yifere und Mit. iber Personalkennzahlen des Stoatspersonals (P 248). Erofnet
05.11.2012, teilw. erh. 24.06.2013

Miiller Damian und Mit. iber die Gleichberechtigung bei energiesparenden Invesfitio-
nen (M 320). Eréffnet als Motion 11.03.2013, erh. als Postulat 09.09.2013 (in Ver-
bindung mit Bau-, Umwelr- und Wirtschaftsdepartement)

Gesundheits- und Sozialdepartement

Postulate

1.

Reusser Christina und Mit. Uber eine Mitarbeit des Kantons Luzem beim interkantonalen
Monitoring der Kinder und Jugendarbeit (P 233). Ersffnet 17.06.2008, teilw. erh.
03.11.2008

Zopli-Gassner Felicifas und Mit. iber einen abgestuften Prozentsatz fir die Berechtigung
zum Bezug von individuellen Prémienverbilligungen (M 698). Eréffnet als Motion

22.06.2010, erh. als Postulat 25.01.2011

Suntharalingam lathan und Mit. Uber Zutrittsverweigerungen in Luzerner Clubs aufgrund
rassistischer Motive (P 633). Ersffnet 23.03.2010, erh. 21.02.2011 (in Verbindung

mit Justiz- und Sicherheitsdepartement]

Odoni Romy namens der GASK iber die Prifung vom Sinn der dezentralen Betreuung
von Menschen mit Behinderung (P 237). Eréffnet 05.11.2012, erh. 06.11.2012
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12. Widmer Herbert und Mit. iber die Einfihrung einer koordinierten Informationsstelle fir
Heim- und Pflegepldize (M 2806). Ersffnet als Motion 11.12.2012, erh. als Postulat
11.03.2013

Justiz- und Sicherheitsdepartement
Motionen

1. Huber Anton und Mit. Uber die Aufhebung von § 90 EGZGB (Publikation Handénde-
rungen) (M 295). Erdffnet 14.09.2004, teilw. erh. 17.01.2006

7. Robi Amold und Mit. Gber Transparenz bei straffdlligen Asylsuchenden (M 209). Ersf-
net 10.09.2012, erh. 11.09.2012

Postulate

2. Amold Erwin und Mit. Uber die Zusammenlegung der beiden Abteilungen der Gebdu-
deversicherung und des kanfonalen Schatzungsamtes fir die Gebdudeschatzun-
gen [P 407). Ersffnet 08.03.2005, erh. 10.03.2008 (in Verbindung mit Finanzdepar-

tement)

3. Graber Christian und Mit. iber die Anderung des lotteriegesetzes (M 333). Eréffnet als
Motion 02.12.2008, erh. als Postulat 09.03.2009

6. GmiirSchénenberger Andrea iber die Anderung der Botschaft B 171, Okologisierung
der Verkehrsstever (M 872). Erdffnet als Motion 05.04.2011, erh. als Postulat
13.09.2011

Luzern,

Im Namen des Kantonsrates
Die Présidentin:
Der Staatsschreiber:
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Il. Aufgabenbereiche
je Hauptaufgabe
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Kapitel 1

Kapitel 2

Kapitel 3

Jahresbericht 2013 Aufgabenbereiche

Lesehilfe fir die Aufgabenbereiche

Die Staatstatigkeit ist nach zehn Hauptaufgaben gegliedert:

e HO - Allgemeine Verwaltung

o H1 - Offentliche Ordnung und Sicherheit
e H2 - Bildung

e H3 - Kultur, Sport und Freizeit, Kirche

¢ H4 - Gesundheit

e HS5 - Soziale Sicherheit

e Hé6 - Verkehr

e H7 — Umweltschutz und Raumordnung

o H8 — Volkswirtschaft

e H9 - Finanzen und Steuern

Jeder Hauptaufgabe sind Aufgabenbereiche zugeordnet. Ein entsprechendes Register ist im Anhang
beigefigt. Die Hauptaufgabe O, Allgemeine Verwaltung, ist am umfangreichsten und z&hlt 16 Aufga-
benbereiche. Demgegeniber beinhalten drei Hauptaufgaben nur je 2 Aufgabenbereiche.

Der Jahresbericht zeigt pro Aufgabenbereich die Ergebnisse der Finanzen und Leistungen fir das ent-
sprechende Rechnungsjahr auf und gibt Rechenschaft gegeniber der Planung ab. Jeder Aufgabenbe-
reich ist wie folgt aufgebaut:

Politischer Leistungsauftrag mit Erlduterungen

In diesem Kapitel werden das akiuelle Umfeld und Chancen und Risiken analysiert, so wie die Verdn-
derungen gegeniber der Planung 2013 aufgezeigt. Im Teil ,Politischer Leistungsaufirag' wird der zu-
sammengefasste Leistungsaufirag dargestellt. Je nach Art und Zusammensetzung der Aufgaben kann
der Aufgabenbereich in mehrere Lleistungsgruppen gegliedert werden. Die aufgefihrien Zielschwer-
punkte und Indikatoren wie auch die statistischen Messgrossen geben einen Uberblick tber das Kern-
geschaft. Es werden die Werte der Rechnung 2012, des Budgefs 2013 und der Rechnung 2013
dargestellt.

Gesetzgebungsprojekte

Hier werden allféllige Gesetzgebungsprojekie aufgefihrt, die diesen Aufgabenbereich betreffen. Der
Zeitraum wird nach den neusten Erkenntnissen angepasst.

Massnahmen und Projekte

In diesem Kapitel sind die wichtigsten beschlossenen Massnahmen und Projekte aus dem AFP 2013-

2016, sofem sie das Planjahr 2013 betreffen, aufgefthrt. Der Zeitraum wird nach den neusten Er-

kenntnissen angepasst. Fir die Darstellung der finanziellen Konsequenzen gilt die Darstellungsregel,

ob im AFP 2013-2016 die "Kosten Tofal" ausgewiesen wurden oder eben nicht:

— Wourden die Kosten ausgewiesen, handelt es sich um ein Projekt oder eine Investition. In diesem
Fall werden die finanziellen Konsequenzen ausgewiesen. Unter "Plan" werden die geplanten Kos-
fen fur das Jahr 2013 ausgewiesen, unter "IST kum." die angefallen kumulierten Kosten bis am
31.12.2013 und unter "Erwartete Endkosten" werden die Endkosten gemdss neustem Kenninis-
stand gefihrt.
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— Wourden hingegen die Kosten nicht ausgewiesen, handelt es sich um gréssere Massnahmen der
laufenden Kosten. Die Massnahmen sind im ordentlichen Betrieb integriert und werden integral
ausgewiesen.

Hochbauprojekte

In diesem Kapitel sind die grossen Hochbauprojekie im Aufgabenbereich zur Information aufgefihrt
und mit dem aktuellen Status hinferlegt. Diese Projekte werden von der Dienststelle Immobilien geleitet
und finanziert.

Weitere Massnahmen aus Strategie und Legislaturprogramm

Hier werden zusatzliche Massnahmen ohne finanzielle Auswirkungen (vgl. Kap. 3) mit Bezug zum
AFP 2013-2016, sofern diese das Planjohr 2013 betreffen, ausgewiesen. Der Zeitraum wird nach
den neusten Erkenntnissen angepasst.

Entwicklung der Finanzen im Aufgabenbereich

In diesem Kapitel wird, aufgeteilt in Erfolgsrechnung und Investitionsrechnung, das finanzielle Ergebnis
2013 des Aufgabenbereichs in Millionen Franken dargestellt. Je Teilrechnung werden Aufwand und
Erirog respektive Ausgaben und Einnahmen nach Arten gegliedert (2. Stufe) gezeigt (Ist 2012, er-
gdnztes Budget 2013, Ist 2013, Abweichung fester VWert und in Prozent]. Die Herleitung des ergénz-
fen Budgets finden Sie unter dem Kapitel lll Jahresrechnung im Anhang unter 6.3 "Herleitung des er
gdnzten Voranschlags".

Unfer den Bemerkungen wird die finanzielle Abweichung vom Ist 2013 gegeniber dem Budget
2013 erlutert. Die Erléuterungen erfolgen nach Kostenarten und dort wo sinnvoll, zusétzlich nach
Leistungen und Leistungsgruppen.

Falls ein Aufgabenbereich in mehrere Leistungsgruppen unterteilt ist, wird die finanzielle Abweichung
vom Ist 2013 gegeniber dem Budget 2013 jeder Leistungsgruppe aufgezeigt.

Weil die Transferaufwande beinahe die Hélffe des Staatsaufwandes (Erfolgsrechnung) ausmachen,
werden die wichtigsten Transferaufwénde und -erfrdge zur Information einzeln aufgelistet, ein SollIst-
Vergleich aufgezeigt und allenfalls kommentiert. Alle andern Transferaufwéinde und -ertrdge werden
unter Ubrigem Transferaufwand bzw. -ertrag zusammengefasst. Dasselbe gilt auch fir die Investitions-
beitrége.
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HO-1010 Staatskanzlei

1.  Politischer Leistungsauftrag mit Erlauterungen

1.1 Aktuelles Umfeld / Chancen und Risiken
Keine Verdnderungen gegeniiber dem Planjahr. Die Anforderungen aller Anspruchsgruppen an die Staatskanzlei nehmen stefig zu
- dies ist in Zeiten knapper Ressourcen eine grosse Herausforderung. Wegen des gesellschafilichen und technologischen Wandels
erreicht zudem die Politik ihr Publikum mit herkémmlichen Mitteln immer weniger. Es ist eine anspruchsvolle Daueraufgabe, die
Bevslkerung kundengerecht iber die Ziele und Mittel der Behdrden und der Verwaltung zu informieren.

1.2 Politischer Leistungsauftrag
Die Staatskanzlei fohrt als Stabsstelle von Regierung und Parlament die Sekrefariate des Regierungsrates und des Kantonsrates. Sie
unterstitzt den Regierungsrat namentlich bei der leitung der Verwaltung und bei der Koordination der Aufgabenerfillung durch die
Departemente und informiert die Offentlichkeit nach dessen Weisungen. Sie steht mit ihren Diensten dem Kantonsrat und dessen
Organen fiir die Planung und Organisation der Sessionen, fir die Protokollierung der kantonsréitlichen Verhandlungen und fir die
Organisation und Protokollierung von Geschéftsleitungs- und Kommissionssitzungen zur Verfigung. Die Staatskanzlei organisiert
zudem die offiziellen Anlésse fir Regierung und Parlament und stellt ihnen den VWeibeldienst zur Verfigung. VWeiter ist sie zustéin-
dig fir Beglaubigungen, die amilichen Publikationen, den Infermetfaufiritt des Kantons sowie fir den Postdienst und die
Telefonzentrale.

1.3 Leistungsgruppen
1. Kantonsrat
2. Regierungsrat

1.4 Zielschwerpunkte und Indikatoren
Zielschwerpunkte
Die Staatskanzlei plant die Parlamentsgeschéfte, prift und korrigiert die Unterlagen sprachlich und gesetzestechnisch, stellt sie frist-
gerecht und vollstéindig zu und gewdihrt den reibungslosen Sessionsablauf. Sie organisiert die Sitzungen des Regierungsrats und
stellt dessen Beschliisse rasch zu. Die Vorbereitung und Durchfiihrung von Veranstaltungen des Regierungsrates erfolgt auf qualitativ
hohem Niveau. Die Staatskanzlei sorgt fir die fristgerechte und korrekte Versffentlichung der amtlichen Publikationen und fir eine
kohdrente Informationstétigkeit von Regierung und Kantonsrat.
Indikatoren Art R 2012 B 2013 R 2013
KR: Kommissionsunterlagen > 10 Tage vor Sitzung 83% 100% 83%
KR: Sessionsunterlagen > 10 Tage vor Session 100% 100% 100%
RR: Zustellung RR-Beschlisse < 5 Tage nach Sitzung 100% 100% 100%

1.5 Statistische Messgréssen R 2012 B 2013 R2013
Personalbestand in Vollzeitstellen 33.6 34.2 34.9
Anzahl lernende 0 1 0.4
Sessionstage KR (nur IstWerte] 13 13
Sitzungstage Kommissionen KR (nur Ist\Werte) 67 77
Anzahl parlamentarischer Vorstésse (nur IstWerte) 171 173
Anzahl RR-Sitzungen [nur IstWerte) 46 44
Anzahl Regierungsgeschéfte (nur Ish\VWerte| 1434 1430
Anzahl Botschaften RR an KR (nur Ist\Werte) 37 39

2. Gesetzgebungsprojekte
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Bezeichnung Zeitraum
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Revision Publikationsgesetzgebung 20122016
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3. Massnahmen und Projekte (in Mio. Fr.)
Bezeichnung Vorhaben Zeitraum ER/IR Finanzielle Konsequenzen
Plan IST kum.  Erwartete
Endkosten
Organisation und Durchfihrung Gedenkfeier Sempach @hrlich ER 0.13 0.15
Projekt "Revision Publikationsgesetzgebung' 20132018 IR 0.76 0.01 0.76
Pilotauftritt "Social Media" 20132014 ER 0.02 0.02 0.02
Empfang Nationalratsprasident 2014 2013 ER 0.15 0.14 0.14
4. Hochbauprojekte (via Investitionen kantonale Hochbauten finanziert; in Mio. Fr.)
Bezeichnung Vorhaben Zeitraum Finanzielle Konsequenzen
Plan IST kum.  Erwartete
Endkosten
keine
5. Weitere Massnahmen aus Strategie und Legislaturprogramm
Bezeichnung Vorhaben Zeitraum
Elektronische Geschéftsverwaltung: Das Projekt wird unter der leitung der Staatskanzlei zusammen mit den 2012 -2020
Departementen realisiert und ist im IT-Projektportfolio aufgefihrt.
6. Entwicklung der Finanzen im Aufgabenbereich
6.1 Erfolgsrechnung
Aufwand und Ertrag (in Mio. Fr.) R 2012 B 2013 R 2013 Abw. Abw. %
30 Personalaufwand 7.6 7.582 7.527 0.055 07 %
31 Sach- und ibriger Betriebsaufwand 3.8 3.787 4.221 0.434 11.5%
33 Abschreibungen Verwaltungsvermégen 0.0 0.012 0.012 0.000 0.0%
34 Finanzaufwand 0.0 0.010 0010  >=1000%
39 Inferne Verrechnungen 1.2 1.249 1.366 0.117 0.4%
Total Aufwand 12.5 12.630 13.136 0.506 4.0%
42 Entgelte 1.7 -1.759 -1.804 0.045 2.6%
49 Intere Verrechnungen 2.1 -1.912 2.620 -0.708 37.1%
Total Ertrag 3.8 -3.671 -4.425 0.754 20.5%
Saldo - Globalbudget 8.7 8.959 8.711 0.248 2.8%

Bemerkungen zur Erfolgsrechnung

Der Minderaufwand bei den Personalkosten ist verursacht durch die Absage von Sessionstagen des Kantonsrates. Im
Personalentwand neu enthalten sind die aufgelaufenen Lohnkosten des Beauftragten Interessenvertretung Bund (BIB|. Der beim JSD
eingestellte Budgetkredit fiir die Interessenvertretung wurde der Staatskanzlei gutgeschrieben. Die Zunahme beim Sach- und ibri-
gem Betriebsaufwand ist hauptscichlich durch das Wachstum bei den Portogebiihren begriindet, da mit dem zentralen Betrieb der
Steverlésung fir alle Gemeinden durch den Kanton (LuTax) héhere Portokosten angefallen sind. Fir die Staatskanzlei wirkt sich
dieser Mehraufwand erfolgswirksam aus, weil die Portogebihren nach dem Verursacherprinzip als Bruttokosten weiterverrechnet
werden. Entsprechend haben die internen Ertrédge zugenommen. Bei den nicht budgetierten Kosten im Finanzaufwand handelt es

sich um den Verzugszins aus der Mehrwehristeuerrevision der Rechnungsjahre 2007 bis 2011.

Informationen zu den Leistungsgruppen (in Mio. Fr)

1. Kantonsrat R 2012 B 2013
Total Aufwand 3.6 3.6
Total Ertrag 0.0

Saldo 3.6 3.6

R 2013
3.7
0.0
3.7

Abw. Abw. %

0.1 2.8%
0.0
0.1 1.9%
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2. Regierungsrat R 2012 B 2013 R 2013 Abw.  Abw. %
Total Aufwand 8.9 9.0 04 0.4 4.5%
Total Ertrag -3.8 3.7 4.4 0.7 19.7 %
Saldo 5.1 5.4 5.0 0.3 -5.9%
6.2 Investitionsrechnung

Ausgaben und Einnahmen (in Mio. Fr.) R 2012 B 2013 R 2013 Abw. Abw. %
52 Immaterielle Anlagen 0.090 0.005 -0.085 94.6 %
Total Ausgaben - Voranschlagskredit 0.0 0.090 0.005 0.085 94.6%
Total Einnahmen 0.0 0.000 0.000

Netoinvestitionen 0.0 0.090 0.005 -0.085 94.6 %
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Bemerkungen zur Investitionsrechnung

Zuséizliche Mittel sind fir das Projekt "Revision Publikationsgesetzgebung" eingerechnet. Aus Ressourcengriinden kann die

Projektinitialisierung erst im Jahr 2014 erfolgen. Im Jahr 2013 wurde zu diesem Projekt einzig ein [TModul beschafft.
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HO-1020 Finanzkontrolle

1.  Politischer Leistungsauftrag mit Erlauterungen

1.1 Aktuelles Umfeld / Chancen und Risiken
Auch im 2013 muss die Finanzkontrolle des Kantons Luzern infolge eines krankheitsbedingten Ausfalls in einer Unterbesetzung
arbeiten. Eine Herausforderung sind die per 15. Dezember 2013 aktualisierten Schweizer Prisfungsstandards (PS), welche mitiler-
weile 979 Seiten umfassen. Die Schweizer Finanzkontrollen erarbeiten die Umsetzung der PS fir die 6ffentliche Verwaltung
gemeinsam. Die in der Regel im Stillen wirkenden Finanzkontrollen finden sich in letzter Zeit immer &fter im Interesse der Medien
wieder.

1.2 Politischer Leistungsauftrag
Die Finanzkontrolle ist das oberste Fachorgan der Finanzaufsicht des Kantons Luzern. Sie unterstiitzt den Kanfonsrat bei der
Ausiibung der Oberaufsicht iber die kantonale Verwaltung und Gber den Geschaftsgang in der Rechtspflege und den
Regierungsrat, die Departemente und die Staatskanzlei sowie die obersten Gerichte bei der Erfillung ihrer Aufsichistcitigkeit. Die
Finanzaufsicht umfasst die Prifung der Ordnungsméssigkeit, der Rechtsméssigkeit und der Sparsamkeit der Haushalifihrung sowie
der Zweckmdssigkeit der angewandten Methoden bei Wirtschaftlichkeits- und Wirkungsrechnungen sowie beim Controlling.
Die Finanzkontrolle ist fachlich selbsténdig und unabhdngig. Sie ist in ihrer Prifungstétigkeit nur Verfassung und Gesetz verpflichtet.
Sie iibt die Revisionstatigkeit nach anerkannten Grundséitzen bzw. nach den massgebenden Richtlinien der Berufsverbénde aus.
Die Finanzkontrolle ist auch Revisionsstelle bei Organisationen, soweit ein &ffentliches Interesse besteht. Die gréssten von der
Finanzkontrolle revidierten Organisationen sind: Luzerner Kantonsspital, Luzerner Psychiatrie, Hochschule Luzern, Stiftung Brandi,
Stiftung fir Schwerbehinderte luzem, Stiftung Lluzemer Theater, Universitét Luzemn und Péddagogische Hochschule luzem und
Inferkantonale Polizeischule Hitzkirch.

1.3 Leistungsgruppen
1. Revision

1.4 Zielschwerpunkte und Indikatoren
Zielschwerpunkte
Die Finanzkontrolle stellt die wirksame Priffung des staatlichen Finanzhaushaltes sicher.
Mit risikoorientierten, effizienten und qualitativ hochstehenden Revisionen schafft die Finanzkontrolle Mehrwert fiir die Verwaltung
und die revidierten Organisationen.
Indikatoren Art R 2012 B 2013 R 2013
Ergebnis Kundenbefragung zur Qualitétssicherung Skala 1-4 3.5 30 3.8
Umsetzung Revisionsplanung % 92 90 91

1.5 Statistische Messgrossen R 2012 B 2013 R2013
Personalbestand in Vollzeitstellen 10.6 10.7 10.3
Anzahl produktive Tage 1935 1820 1757
Bemerkungen
Die Abnahme der produkiiven Tage begriindet sich vor allem mit dem Ausfalls eines Mitarbeitenden.

2. Gesetzgebungsprojekte

Bezeichnung Zeitraum
keine
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3. Massnahmen und Projekte (in Mio. Fr.)
Bezeichnung Vorhaben Zeitraum ER/IR Finanzielle Konsequenzen
Plan IST kum.  Erwartete
Endkosten
keine
4. Hochbauprojekte (via Investitionen kantonale Hochbauten finanziert; in Mio. Fr.)
Bezeichnung Vorhaben Zeitraum Finanzielle Konsequenzen
Plan IST kum.  Erwartete
Endkosten
keine
5. Weitere Massnahmen aus Strategie und Legislaturprogramm
Bezeichnung Vorhaben Zeitraum
keine
6. Entwicklung der Finanzen im Aufgabenbereich
6.1 Erfolgsrechnung
Aufwand und Ertrag (in Mio. Fr) R 2012 B 2013 R2013 Abw. Abw. %
30 Personalaufwand 1.7 1.767 1.741 0.026 1.5%
31 Sach- und ibriger Betriebsaufwand 0.0 0.090 0.070 0.020 22.1%
34 Finanzaufwand 0.014 0.014
39 Interne Verrechnungen 0.2 0.235 0.229 -0.006 2.4%
Total Aufwand 2.0 2.092 2.054 0.038 -1.8%
42 Entgelte 0.4 -0.430 -0.473 0.043 0.9%
Total Ertrag -0.4 -0.430 -0.473 0.043 9.9%
Saldo - Globalbudget 1.6 1.662 1.582 0.080 4.8 %

32

Bemerkungen zur Erfolgsrechnung
keine
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HO-2010 BUWD - Stabsleistungen

1.  Politischer Leistungsauftrag mit Erléuterungen
1.1 Aktuelles Umfeld / Chancen und Risiken
Keine Verdnderungen gegeniber dem Planjahr.
Chancen und Risiken des Umfeldes:
+ Das neue Gesetz Uber die Steuerung der Finanzen und Leistungen optimiert das Fihrungssystem, insbesondere im Bereich
"Infernes Kontrollsystem (IKS)" und "Qualitdtsmanagement”
+ Elekironische Hilfsmittel erlauben in vielen Bereichen eine effizientere und einfachere Kommunikation mit den Kunden
- Die finanziell angespannte Lage des Kanfons bedingt einschneidende Sparanstrengungen in allen Fachbereichen
Stérken und Schwéchen der Organisation:
+ Erfahrenes, eingespieltes Team und ein gutes Arbeitsklima
- Zusatzliche Aufgaben, trotz gleichbleibenden Ressourcen
1.2 Politischer Leistungsauftrag
Das Departementssekrefariat ist die Stabstelle des Bau-, Umwelt- und Wirtschaftsdepartementes (BUWD). Es unterstiitzt die
Departementsleitung bei der fachlichen, politischen und betrieblichen Fihrung, nimmt die administrative Leitung des Departementes
wahr und koordiniert die Verwaltungstétigkeiten innerhalb sowie ausserhalb des Departementes.
Fir die fachliche Fihrung werden folgende Leistungen erbracht:
- Fachliche Bearbeitung von Aufirdgen des Kantonsrates, des Regierungsrates und des Departementsvorstehers
- Inferne und externe Kommunikation sowie das Marketing
- Spezielle Dienstleistungen (Erlasse, Vernehmlassungen, Stellungnahmen, Schulungen und Aufsichistatigkeiten, Beratungen,
leitungen von Arbeitsgruppen und Projekfen)
Leistungen fur die befriebliche Fihrung sind:
- Departementscontrolling
- Dienststellencontrolling und -rechnungswesen
- Fohrung der Departementsinformatik und Organisationsberatung
- Fihrung des Personals und Personaladministration
1.3 Leistungsgruppen
1. Stabsleistungen BUWD
1.4 Zielschwerpunkte und Indikatoren
Zielschwerpunkte
Das Departementssekretariat unterstijtzt die Departementsleitung in ihrer Fihrungstatigkeit und stellt die professionelle und effiziente
Steverung des Departementes sicher. Die Aufgaben umfassen die Planung und das Reporting, die Bearbeitung von politischen
Geschaften, Bewilligungen und Entscheiden sowie die Beratungs-, Informations- und Kommunikationstétigkeit. Diese Leistungen
werden in der vereinbarten Menge, Qualitét und Zeit erbracht; dadurch werden die Prozesse im Departement termin- und
sachgerecht gefihrt.
Indikatoren Art R 2012 B 2013 R 2013
Anteil zufriedener Leistungsabnehmer beziiglich
Termineinhaltung und Qualitét der Leistung (%) mind. 90 95 95
1.5 Statistische Messgréssen R 2012 B 2013 R2013
Personalbestand in Vollzeitstellen 13.7 14.5 13.9
Anzahl lernende/Prakiikanten 0 0 0
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2. Gesetzgebungsprojekte
Bezeichnung Zeitraum
Revision des Planungs- und Baurechts (SRL Nr. 735/736); Umsetzung der IVHB und
weitere Anderungen sowie Erarbeitung Muster Bau- und Zonenreglement, Skizzen und Erléuterungen
fir die Praxis > Beitritt zur IVHB per 01.01.2014 sowie Gesetzes- und Verordnungsrecht per 01.01.2014 2010- 2015
in Kraft gesetzt; Muster Bau- und Zonenreglement, Skizzen sowie Erlduterungen sind in Erarbeitung
Einfihrung Mehrwertabgabe (SRL Nr. 735/736) > Vemehmlassungsvorlage in Erarbeitung 2013-2015
Gesamtrevision des VWasserbaugesetzes (SRL Nr. 760] >Vernehmlassungsvorlage in Erarbeitung 2010-2015
Gesamtrevision des Energiegesetzes (SRL Nr. 773); in Abstimmung mit Bundesrecht > Botschaft B 78 ab 2015
vom 28.05.2013 vom Kantonsrat abgelehnt
Gesamtrevision des Kantonalen Landwirtschaftsgesetzes (SRL Nr. 903) ab 2015
Regelungen Bau und Finanzierung des Tiefbahnhof Luzern > Projektierung in Vorlage FABI enthalten ab 2010
Gesetz (ber die Gewinnung von Bodenschétzen und die Nutzung des Untergrunds
[SRLNr. 670) > Gesetz per 01.01.2014 in Kraft gesetzt ab 2014
Revision des Kanfonalen Jagdgesetzes (SRL Nr. 725); Anpassungen an Bundesrecht ab 2015
Revision des &ffentlichen Beschaffungsrechts (SRL Nr. 733/734); Anpassungen geméiss
ibergeordneten Vorgaben > Harmonisierte Umsetzung auf Ebene Bund und Kantone in Vorbereitung ab 2015
3. Massnahmen und Projekte (in Mio. Fr.)
Bezeichnung Vorhaben Zeitraum ER/IR Finanzielle Konsequenzen
Plan IST kum.  Erwartete
Endkosten
keine
4. Hochbauprojekte (via Investitionen kantonale Hochbauten finanziert; in Mio. Fr.)
Bezeichnung Vorhaben Zeitraum Finanzielle Konsequenzen
Plan IST kum.  Erwartete
Endkosten
keine
5. Weitere Massnahmen aus Strategie und Legislaturprogramm
Bezeichnung Vorhaben Zeitraum
keine
6. Entwicklung der Finanzen im Aufgabenbereich
6.1 Erfolgsrechnung
Aufwand und Ertrag (in Mio. Fr) R 2012 B 2013 R 2013 Abw. Abw. %
30 Personalaufwand 2.3 2.300 2.225 0.075 -33%
31 Sach- und ibriger Betriebsaufwand 0.5 1.306 1.032 0.273 20.9 %
33 Abschreibungen Verwaltungsvermégen 0.3 0.561 0.303 0.257 -45.9 %
35 Einlagen in Fonds 0.300 0.300
36 Transferaufwand 0.1 0.062 0.069 0.007 11.7 %
39 Inferne Verrechnungen 2.9 2.863 3.010 0.147 51%
Total Aufwand 6.0 7.092 6.940 0.152 2.1%
42 Entgelte 0.1 -0.050 -0.110 -0.060 120.2 %
49 Intere Verrechnungen 2.0 -2.168 -2.468 -0.300 13.8%
Total Ertrag 2.1 -2.218 -2.578 -0.360 16.2%
Saldo - Globalbudget 3.9 4.873 4.362 0.512 -10.5%
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Bemerkungen zur Erfolgsrechnung
31 Sach- und tbriger Betriebsaufwand:

Tiefere Informatikkosten durch Verzégerungen grésserer Projekte (eBAGEplus, CRisk ...).
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33 Abschreibungen Verwaltungsvermdgen:
Die Verschiebung der [T-nvestitionsmittel in die laufende Rechnung und die Stilllegung von fritheren [T-Anlagen in der
Anlagebuchhaltung haben zu tieferen Abschreibungen gefihrt.

35 Einlagen in Fonds:

Einlage noch nicht verwendeter Lotteriegelder in den Lotteriefonds.

39 Interne Verrechnungen:
GlS-Programmierungen wurden intern in der Dienststelle Rawi (Geo-Abteilung) statt extern programmiert.

42 Enigelte:
Mehrertrag zum Budget 2013 durch einen Entwicklungsbeitrag des Kantons Basel fir das Waldportal.

49 Interne Verrechnungen:
Uberweisung Lotteriegelder

Information zum Transferaufwand /

Transferertrag (in Mio. Fr) R 2012 B 2013 R 2013 Abw. Abw. %
36310001 Beitrdge an Kantone und Konkordate 0.1 0.062 0.069 0.007 11.7 %
Total Transferaufwand 0.1 0.062 0.069 0.007 1.7 %
Total Transferertrag 0.0 0.000 0.000

Bemerkungen zum Transferaufwand / Transferertrag

Die IstBeitrage 2013 fir Regierungskonferenzen haben im Vergleich zum Budget 2013 leicht zugenommen, da der
Bevilkerungsstand des Kanfons Luzern gemdss Bundesamt fir Statistik auch zugenommen hat und die Grundbeitréige pro
Kantonseinwohner berechnet werden.

6.2

Investitionsrechnung

Ausgaben und Einnahmen (in Mio. Fr) R 2012 B 2013 R 2013 Abw. Abw. %
52 Immaterielle Anlagen 0.7 0.400 0.351 -0.049 12.2%
Total Ausgaben - Voranschlagskredit 0.7 0.400 0.351 0.049 12.2%
Total Einnahmen 0.0 0.000 0.000

Nettoinvestitionen 0.7 0.400 0.351 0.049 12.2%

Bemerkungen zur Investitionsrechnung
Da es zu Projekiverzégerung bei [T-Projekien gekommen ist, liegen die Nettoinvestitionen leicht unter dem Budget 201 3.
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HO-3100 BKD - Stabsleistungen

1.  Politischer Leistungsauftrag mit Erlauterungen
1.1 Aktuelles Umfeld / Chancen und Risiken
Die akiuellen Sparbemihungen und Optimierungen, das prospektive und innovative Bildungsumfeld sowie die Anforderungen der
Anspruchsgruppen haben insgesamt zu einer forcierten Anwendung der Steuerungsinstrumente und Methoden gerhrT.
Auswirkungen sind einerseits effizientere und klarere Strukturen und Vorgaben sowie auch ein gewisser gesunder Druck zur
Weiterentwickung. Anderseits sind die Ressourcen knapp, um die verfolgten Zielsetzungen und offenen Arbeiten zeitgerecht umset-
zen zu kénnen. Prioritét hat hier die Realisierung und Einhaltung der strategischen Ziele des BKD.
1.2 Politischer Leistungsauftrag
Das Departementssekretariat ist die Stabsstelle des Bildungsdepartements. Es unterstitzt die Departementsleitung bei der politischen
und betrieblichen Fihrung und nimmt die operative leitung des Departements wahr. Es koordiniert die Verwaltungstatigkeiten inner-
halb des Departements und gegen aussen. Das Departementssekretariat umfasst die zenfralen Dienste Controlling, Finanzen,
Informatik, Organisation & Projekte, Rechtsdienst und Informationsdienst.
Fir die politische Fihrung werden folgende Leistungen erbracht:
- Fachliche Bearbeitung von Aufirégen des Kantonsrates, des Regierungsrates und des Departementsvorstehers
- Spezielle Dienstleistungen [Erlasse, Vernehmlassungen, Stellungnahmen, Mitarbeit in interkantonalen Gremien, Leitung von
Arbeitsgruppen und Projekfen)
Fir die betriebliche Fihrung werden folgende Leistungen erbracht:
- Strategische und operative Planung des Bildungsdepartements
- Steverung und Koordination der Dienststellen Volksschulbildung, Gymnasialbildung, Berufs- und Weiterbildung sowie
Hochschulbildung und Kultur
1.3 Leistungsgruppen
1. Stabsleistungen BKD
1.4 Zielschwerpunkte und Indikatoren
Zielschwerpunkte
keine
Indikatoren Art R 2012 B 2013 R 2013
keine
Bemerkungen
1.5 Statistische Messgréssen R 2012 B 2013 R2013
& Personalbestand in Vollzeitstellen 17.6 16.7 18.2
& Anzahl Lernende/Praktikantinnen/Praktikanten 3 3 3
Bemerkungen
Der Personalbestand war um 0,5 Vollzeitstellen zu tief budgetiert; zusétzliche Stelle wegen Stellvertretung bei einem Krankheitsfall.
2. Gesetzgebungsprojekte

36

Bezeichnung Zeitraum
Die Projekfe sind bei den BKD-Dienststellen aufgefihrt.
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3. Massnahmen und Projekte (in Mio. Fr.)
Bezeichnung Vorhaben Zeitraum ER/IR Finanzielle Konsequenzen
Plan IST kum.  Erwartete
Endkosten
Professionelle Funknetze an kant. Schulen (Pegasus); Botschaft wird
2014 traktandiert. 20132015 ER
Einheitliche Schulverwaltungslésung an den Gymnasien; konnte noch
nicht eingefthrt werden. ER
4. Hochbauprojekte (via Investitionen kantonale Hochbauten finanziert; in Mio. Fr.)
Bezeichnung Vorhaben Zeitraum Finanzielle Konsequenzen
Plan IST kum.  Erwartete
Endkosten
keine
5. Weitere Massnahmen aus Strategie und Legislaturprogramm
Bezeichnung Vorhaben Zeitraum
Erarbeiten einer departementalen Strategie; abgeschlossen, Strategie liegt vor. 2013
Aufbau einer departementalen Governance fir Kommunikation, Informatik, Prozesse und Organisation
sowie Recht und Finanzen; Informatik und Controlling/Finanzen sind noch in Erarbeitung. 2013-2014
6. Entwicklung der Finanzen im Aufgabenbereich
6.1 Erfolgsrechnung
Aufwand und Ertrag (in Mio. Fr) R 2012 B 2013 R 2013 Abw. Abw. %
30 Personalaufwand 2.6 2.692 2.593 -0.099 37 %
31 Sach- und ibriger Betriebsaufwand 2.1 2.848 2.619 0.229 8.0%
34 Finanzaufwand 0.004 0.004
36 Transferaufwand 1.0 1.024 0.997 0.027 26%
39 Inferne Verrechnungen 15.3 16.753 16.780 0.027 0.2%
Total Aufwand 21.0 23.318 22.993 0.324 1.4%
42 Entgelte 0.1 -0.053 0.061 -0.009 17.0%
49 Interne Verrechnungen -14.6 -15.652 -15.652 0.000 0.0%
Total Ertrag -14.6 -15.705 -15.714 -0.009 0.1%
Saldo - Globalbudget 6.4 7.613 7.280 0.333 4.4%

Bemerkungen zur Erfolgsrechnung

Vergitungen von der IV sowie Personalabgénge, die spéter ersetzt wurden, fihrten zu geringerem Personalaufwand.
Beim Sach- und brigen Befriebsaufwand konnten Kosten eingespart werden durch ein zentrales Beschaffungsmanagement fur

Informatik-Software (0,2 Mio. Fr.).

Information zum Transferaufwand/Transferertrag

(in Mio. Fr.) R 2012
36313120 EDK, NWEDK 0.6
36313122 BKZ Regionalkonferenz 0.4
36383190 Schule Bangkok 0.0
Ubriger Transferaufwand 0.0
Total Transferaufwand 1.0
Total Transferertrag 0.0

B 2013
0.596
0.389
0.020
0.020
1.024

0.000

R 2013
0.613
0.348
0.017
0.019
0.997

0.000

Abw.
0.018

0.041
-0.003
-0.001
-0.027

Abw. %
3.0%
-10.5 %
-14.0 %
4.2 %
2.6%
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Bemerkungen zum Transferaufwand / Transferertrag

Beim Beitrag an die EDK fielen die Vollzugskosten UV ginstiger aus (0,02 Mio. Fr.), jedoch entstanden zusétzlich Kosten fir den
Eignungstest Medizin (0,04 Mio. Fr.). Bei der BKZ Regionalkonferenz wurden Projekte teilweise Gber die Volksschulbildung
abgerechnet.
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HO0-4020 FD - Stabsleistungen

1.  Politischer Leistungsauftrag mit Erlauterungen
1.1 Aktuelles Umfeld / Chancen und Risiken
Keine Verdnderung gegeniber dem Planjahr.
Mit den dargestellten Zielen, Projekten und Massnahmen kann die Effizienz und Effektivitéit der kantonalen Verwaltung gestérkt und
verbessert werden. Bei fehlender Koordination kann nicht die vollsténdige, gewiinschte Wirkung erzielt werden.
1.2 Politischer Leistungsauftrag
Das Departementssekretariat ist die Stabsstelle des Finanzdepartements. Es unterstiitzt die Departementsleitung bei der
fachlichpolitischen und betrieblichen Fihrung, nimmt die administrative Leitung des Departements wahr und koordiniert die
Verwaltungstétigkeiten innerhalb des Departments und gegen aussen.
Fir die fachliche Fihrung werden folgende Leistungen erbracht:
- Fachliche Bearbeitung von Auftrdgen des Kantonsrates, des Regierungsrates und des Departementsvorstehers.
- Interne und externe Kommunikation.
- Erarbeiten von Gesetzesvorlagen, Botschaften. Begleitung von &ffentlichen Ausschreibungen.
Leistungen fur die betriebliche Fihrung sind:
- Fihrung des Personals und Personaladministration,
- Dienststellen- und Departementscontrolling,
- Organisationsberatungen, Projekicontrolling,
- IKS und Qualitatsmanagement,
- Beratung in Rechtsfragen.
1.3 Leistungsgruppen
1. Dienstleistungen FDDS
2. lofferiewesen FD
1.4 Zielschwerpunkte und Indikatoren
Zielschwerpunkte
Das Departementssekrefariat unterstitzt die Departementsleitung in ihrer Fihrungstétigkeit und stellt die professionelle und effiziente
Steverung des Departements sicher. Die Aufgaben umfassen die Planung und das Reporting, die Bearbeitung von politischen
Geschéften, Bewilligungen und Entscheiden sowie die Beratungs-, Informations- und Kommunikationstétigkeit.
Indikatoren Art R 2012 B 2013 R 2013
Anzahl gutgeheissene Beschwerden beim VG max. 0 0 0
1.5 Statistische Messgrossen R 2012 B 2013 R 2013
& Personalbestand in Vollzeitstellen 10.9 10.9 10.9
& Anzahl Lemende/Praktikantinnen/Prakiikanten 1.1 1.0 1.7
Bemerkungen
Fir das Projekt "stark.lu" beschéftigen wir einen Prakfikanten.
2. Gesetzgebungsprojekte

Bezeichnung Zeitraum
keine
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3. Massnahmen und Projekte (in Mio. Fr.)
Bezeichnung Vorhaben Zeitraum ER/IR Finanzielle Konsequenzen
Plan IST kum.  Erwartfete
Endkosten
Umsefzung E-Government-Strategie Luzemn seit 2011 ER/IR innerhalb Global budget
Stérkung von SAP als zentrale Fachapplikation seit 2011 ER/R  innethalb  Global budget
Aufbau Richtlinien Qualitétsmanagement (QM) K. Luzern: abgeschlosse 20112013 ER innethalb  Global budget
Koordination Riskmanagement [AB 403 1) mit QM,IKS: erfolgt 2012-2013 ER innerhalb ~ Global budget
Projekt Einfihrung HRM2 /FLG bei Gemeinden: Detailkonzepte erstellt 20122018 ER innerhalb Global budget .
Projekt Fusion Schatzungsbereiche Steuern/GVL: durch RR abgelehnt 2013 ER 0.275 0 0
Projekte IR gemdss IT Porffolio (inkl. Projektiberhang) 2013 IR 2900  2.652 2.652
Projekfe ER gemdss IT Portfolio (inkl. Projektiberhang) 2013 ER 0.575  0.203 0.203
4. Hochbauprojekte (via Investitionen kantonale Hochbauten finanziert; in Mio. Fr.)
Bezeichnung Vorhaben Zeitraum Finanzielle Konsequenzen
Plan IST kum.  Erwartete
Endkosten
keine
5. Weitere Massnahmen aus Strategie und Legislaturprogramm
Bezeichnung Vorhaben Zeitraum
keine
6. Entwicklung der Finanzen im Aufgabenbereich
6.1 Erfolgsrechnung
Aufwand und Ertrag (in Mio. Fr) R 2012 B 2013 R 2013 Abw. Abw. %
30 Personalaufwand 1.8 1.820 1.799 0.021 0%
31 Sach- und ibriger Betriebsaufwand 0.3 1.305 0.169 -1.136 87.1%
33 Abschreibungen Verwaltungsvermégen 0.1 0.299 0.299
35 Einlagen in Fonds 2.0 0.351 0.351
36 Transferaufwand 4.5 4.682 4.624 0.058 1.2%
39 Interne Verrechnungen 20.9 15.684 30.382 14.698 93.7 %
Total Aufwand 29.5 23.491 37.623 14.132 60.2 %
41 Regalien und Konzessionen -20.1 -14.755 -20.183 -5.428 36.8%
42 Entgelte 0.0 -0.004 -0.004
45 Entnahmen aus Fonds -1.6 9.609 9.609
46 Transferertrag 0.0 -0.050 -0.009 0.041 81.7%
49 Interne Verrechnungen 0.2 0.324 0.324
Total Ertrag -22.0 -14.805 -30.129 15324 103.5 %
Saldo - Globalbudget 7.5 8.686 7.494 1.192 137 %

40

Bemerkungen zur Erfolgsrechnung
31 Sach- und ibriger Betriebsaufwand:

Wir realisieren Einsparungen von rund 0,35 Mio. Fr. bei den [T-nvestitionen der Erfolgsrechnung (unterhalb Aktivierungsgrenze)
durch Priorisierungen und Projekiverzichte. Weitere Minderausgaben von rund 0,2 Mio. Fr. erzielen wir im Bereich
Dienstleistungen Dritter aufgrund unserer zuriickhaltenden Vergabe von externen Aufiréigen. Die fir das Projekt "Fusion
Schatzungsbereiche Steuern/Gebdudeversicherung” eingestellien Kosten von rund 0,3 Mio. Fr. haben wir zufolge Projekiabbruch
durch die Regierung nicht verwendet. Weiter wurde eine Akfivierung von inferen Dienstleistungen der Dienststelle Informatik fir
das Projekt LuTax als Aufwandminderung (zwecks Ubertrag in die Investiionsrechnung) verbucht.

33 Abschreibungen:

Abschreibungen aus den Investitionen aus dem [T-nvestitionspool. Weiterverrechnung in Gruppe 49.
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35 Einlagen in Fonds und 45 Eninahmen aus Fonds:
Fondsbewegungen aus Lotteriegelder (siche Verwendung Lotteriegelder 2013)

36 Transferaufwand und 46 Transferertrag:
Siehe nachfolgende Informationen zum Transferaufwand und -ertrag.

41 Regalien und Konzessionen und 39 Interne Verrechnungen:

Wir verzeichnen einen hoheren Eingang von Lotterie-Erfragnissen aus der interkantonalen Landeslotterie und verteilen dementspre-
chend die Zusatzertrégnisse an die Departemente. Ebenfalls Gberwiesen wir die Fondsentinahmen an die entsprechenden
Departemente.

49 Inferne Verrechnungen:
Weiterverrechnung von Abschreibungen und kalkulatorischen Zinsen im Zusammenhang mit dem [T-nvestitionspool.

Informationen zu den Leistungsgruppen (in Mio. Fr)

1. Dienstleistungen FDDS R 2012 B 2013 R 2013 Abw.  Abw. %
Total Aufwand 7.6 8.7 7.8 0.9 -10.4%
Total Erfrag 0.1 0.1 0.4 0.3 655.3%
Saldo 7.5 8.7 7.5 1.2 14.2%
2. lotteriewesen FD R 2012 B 2013 R 2013 Abw.  Abw. %
Total Aufwand 21.9 14.8 20.8 15.0 101.9%
Total Ertrag -21.9 -14.8 29.8 -15.0 101.9%
Saldo 0.0 0.0 0.0 0.0

Information zum Transferaufwand/Transferertrag

(in Mio. Fr.) R 2012 B 2013 R 2013 Abw. Abw. %
36100001 Entschadigungen an Bund 0.1 0.050 0.058 0.008 16.9%
36314001 Finanzdirektorenkonferenz 0.0 0.042 0.042 0.000 0.8%
36318401 IC LUSTAT Luzemer Statistik 4.2 4.350 4.350 0.000 0.0%
36348001 IC Beitrag an &ffentliche Unternehmen 0.0

36354001 Verschiedene Beifrdge 0.0 0.025 0.009 0.016 2.7 %
363nnnnn Tofal Lotteriebeitrage FD 0.2 0.215 0.164 -0.051 -23.6 %
Total Transferaufwand 4.5 4.682 4.624 -0.058 1.2%
46120001 Entschadigung von Gemeinden 0.0 -0.050 -0.009 0.041 81.7%
Total Transferertrag 0.0 -0.050 -0.009 0.041 -81.7 %

Bemerkungen zum Transferaufwand / Transferertrag

Bei den Entschadigungen an den Bund handelt es sich um den Kantonsanteil 2013 fir den E-Government Akfionsplan. Bei der
Entschadigung von Gemeinden handelt es sich um die Beteiligung des Verbandes Luzermer Gemeinden an den Kosfen von E-
Govermnment Luzem.

Fir Informationen zu den ausbezahlten Beitréigen der Lotterie-Etrdgnisse verweisen wir auf die Detailliste zur Verwendung der
Lotteriegelder 2013. Diese ist unter folgender Infernet-Adresse elekironisch verfigbar (pdf): www.lu.ch/jsd_lotteriebeitraege

6.2

Investitionsrechnung

Ausgaben und Einnahmen (in Mio. Fr)) R 2012 B 2013 R 2013 Abw. Abw. %
50 Sachanlagen 0.0

52 Immaterielle Anlagen 4.9 3.187 2.652 -0.535 -16.8 %
Total Ausgaben - Voranschlagskredit 4.9 3.187 2.652 0.535 -16.8%
Total Einnahmen 0.0 0.000 0.000

Nettoinvestitionen 4.9 3.187 2.652 -0.535

Bemerkungen zur Investitionsrechnung

Alle Investitionen der Fachinformatik des Finanzdepartementes werden in unserem [T-Pool abgebildet. Als grésstes Projekt ist darin
im 2013 LuTax (Zentrale Steuerldsung) mit Kosten von 1,5 Mio. Fr. enthalten.
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HO-4030 FD - Dienstleistungen Finanzen

1.  Politischer Leistungsauftrag mit Erlauterungen

1.1 Aktuelles Umfeld / Chancen und Risiken
2013 resultiert in der Geldflussrechnung ein Geldabfluss von 45,7 Millionen Franken. Im Budget wurde lediglich mit 8,3
Millionen Franken geplant. Dies fihrt zu einer weiteren Verschlechterung der Finanzperspektiven fir den Kanton Luzern. Mit den
zukinftig unsicheren Gewinnausschiittungen der Schweizerischen Nationalbank und dem ganzlichen Wegfall der kantonalen
Liegeschaftssteuer ab 2015 wird der Spardruck weiter erhdht. Damit die Vorgaben der Schuldenbremse eingehalten werden
kénnen, muss das Projekt "Leistungen und Strukiuren II" wie geplant umgesetzt werden. Dieses Projekt wird durch die Dienststelle
Finanzen zusammen mit der Staatskanzlei geleitet.

1.2 Politischer Leistungsauftrag
Die Dienststelle Finanzen erbringt folgende Dienstleistungen:

- Organisation und Durchfihrung des staatlichen Rechnungswesens inkl. Betrieb Buchungszentrum.

- Sicherstellen der Zahlungsbereitschaft und Optimieren der Finanzierungskosten des Kantons Luzern.

- Verantwortlich fir den AFP-, den Rechnungs- und den unterjchrigen Reporting-Prozess fir die gesamte kantonale Verwaltung.
- Weiterentwicklung des Fihrungssystems.

- Bereitstellen von Entscheidungshilfen fur die Planung und Steuerung des Kanfonshaushaltes.

- Erstellen von Mitberichten zu Geschéften anderer Departemente mit finanziellen Auswirkungen.

- Verantwortlich fir das Versicherungswesens des Kantons Luzem.

- Verantwortung fir die Umsetzung und Weiterentwicklung der Public Corporate Governance.

1.3 Leistungsgruppen
1. Dienstleistungen Finanzen

1.4 Zielschwerpunkte und Indikatoren
Zielschwerpunkte
Die Dienststelle Finanzen unterstiitzt die Regierung, die Departementsleitung des Finanzdepartements, die Gbrigen Departemente
und die Dienststellen als Kompetenzzentrum in den Bereichen Rechnungswesen und Controlling. Als Resultat kommt der Kanton
seinen Zahlungsverpflichtungen fristgerecht nach, er bewirschaftet die Finanzmittel professionell, erzielt markigerechte
Finanzierungskosten und garantiert eine fransparente, zeitgerechte Rechnungslegung fur die verschiedenen Anspruchsgruppen. Der
Kanton verfigt zudem ber eine rollende Finanzplanung basierend auf einer Finanzstrategie.

Indikatoren Art R 2012 B 2013 R 2013
Termintreue der Zahlungsbereitschaft (Delta in Tagen) max. 2.5 Tage < 3.5 Tage 2.0 Tage
Debitorenausstéinde > 1 Jahr rel. 0.5% <3% 1.4%
Markigerechte Finanzierungskosten (mittel- und langfr.) ~ mind. 0 BP < 8BP -1.0BP
Termin Verdffentlichung Jahresbericht Datum 3. April 30. April 16. April
Termin Versffentlichung AFP Datum 23. Okiober 31. Okiober 29. Okiober
Bemerkungen

Markigerechte Finanzierungskosten (mittel- und langfr.): Der Kanton Luzern hat 2013 zwei &ffentliche Anleihen platziert. Beide
Anleihen konnten gegeniber dem Referenzsatz giinstiger abgeschlossen werden.

1.5 Statistische Messgréssen R2012 B 2013 R 2013
Personalbestand in Vollzeitstellen 17.5 16.8 17.0
Anzahl Lernende und Praktikanten/-innen 0.4 1.0 1.1
Schulden geméss Definition FLV fir Schuldenbremse (in Mio. Fr.) 1214 1'266 1'235
Anzahl Org. des &ffentlichen Rechts: Mehrheitsbeteiligungen 7 7 8
Anzahl Org. des &ffentlichen Rechts: Minderheitsbeteiligungen 11 13 9
Anzahl Org. des privaten Rechis: Mehrheitsbeteiligungen 9 1 9
Anzahl Org. des privaten Rechts: Minderheitsbeteiligungen 18 34 20
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Bemerkungen

Anzahl Organisationen des &ffentlichen bzw. des privaten Rechts: 2013 wurden fir alle Beteiligungen Eignerstrategien erarbeitet.
Diese Eignerstrategien wurden im Planungsbericht Gber die Beteiligungsstrategie des Kantons zusammengefasst. Die Entwicklung

der Anzahl Beteiligungen ist in diesem Planungsbericht ersichtlich.

2. Gesetzgebungsprojekte
Bezeichnung Zeitraum
keine
3. Massnahmen und Projekte (in Mio. Fr.)
Bezeichnung Vorhaben Zeitraum ER/IR Finanzielle Konsequenzen
Plan IST kum.  Erwartete
Endkosten
Umsetzung FLG: Abgeschlossen 2011-2013
Umsetzung Public Corporate Governance: Eignerstrategien erstellt ab 2013
4. Hochbauprojekte (via Investitionen kantonale Hochbauten finanziert; in Mio. Fr.)
Bezeichnung Vorhaben Zeitraum Finanzielle Konsequenzen
Plan IST kum.  Erwartete
Endkosten
keine
5. Weitere Massnahmen aus Strategie und Legislaturprogramm
Bezeichnung Vorhaben Zeitraum
Nachhaltige Finanzpolitik: Projekt Leistungen und Strukturen umgesetzt 2013
Nachhaltige Finanzpolitik: Projekt Leistungen und Strukuren |l 2014
Einfihrung Risikomanagement 20132015
6. Entwicklung der Finanzen im Aufgabenbereich
6.1 Erfolgsrechnung
Aufwand und Ertrag (in Mio. Fr.) R2012 B 2013 R 2013 Abw. Abw. %
30 Personalaufwand 2.2 2.188 2.098 -0.090 4.1 %
31 Sach- und ibriger Betriebsaufwand 0.2 0.107 0.094 0.013 12.4%
34 Finanzaufwand 0.0 0.000 0.000
39 Inferne Verrechnungen 2.1 2.436 2.432 -0.004 0.2%
Total Aufwand 4.5 4.731 4.625 0.106 22%
42 Entgelte 0.1 -0.037 -0.131 0.094 254.4%
44 Finanzertrag 0.0
Total Ertrag 0.1 -0.037 -0.131 0.094 254.4%
Saldo - Globalbudget 4.3 4.694 4.494 0.201 4.3%

Bemerkungen zur Erfolgsrechnung
30 Personalaufwand:

Aufgrund der aktiven Bewirtschaftung von Ferien- und Cleitzeitsalden konnten wir eine Senkung der notwendigen Rickstellung im

Betrag von rund Fr. 90'000 verbuchen.

42 Enigelte:

Wir konnten héhere Einnahmen im Bereich der Verlustscheinbewirtschaftung realisieren.
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HO0-4040 FD - Dienstleistungen Personal

1.  Politischer Leistungsauftrag mit Erlauterungen

1.1 Aktuelles Umfeld / Chancen und Risiken
Keine Verdnderungen gegeniber dem Planjahr.
Damit der Kanton seine Ziele erreichen kann, ist er auf engagierte, motivierte sowie sozial- und fachkompetente Mitarbeitende
angewiesen. Der Kanfon Luzern steht im Spannungsfeld der gesellschaftlichen Entwicklungen: der beschleunigten Entwicklung der
Technologie und Arbeitsprozesse stehen weniger Arbeitskréifte gegeniiber, welche Gber die geforderten Qualifikationen verfiigen.
Die Positionierung als attrakfiver Arbeitgeber auf dem Arbeitsmarkt ist zentral fir den zukiinftigen Erfolg der Verwaltung.
Um das Potential seiner Mitarbeitenden auszuschépfen, ist ein nachhaltiges Personalmanagement von zentraler Bedeutung. Politik
und Verwaltung férdern die notwendige Weiterentwicklung in den Bereichen Managemententwicklung, Nachwuchsférderung,
strukturelle Lohnmassnahmen, Personalmarketing und informatikunterstiitzte Instrumente.
Als erfolgskritische Fakforen werden sich in den ndchsten Jahren konkurrenzfdhige Anstellungsbedingungen, hohe Fihrungs- und
Managementkompetenzen sowie ein professionelles Personalmarketing erweisen. Damit wird es gelingen, qualifizierte neve
Mitarbeitende zu rekrutieren sowie leistungsstarke Mitarbeitende zu binden und deren Kompetenzen weiter zu entwickeln.

1.2 Politischer Leistungsaufirag
Die Dienststelle Personal ist das Kompetenzzentrum der kantonalen Verwaltung im Personalmanagement. Sie unterstitzt die
Regierung, Departemente und Dienststellen in allen Aspekien des Personalmanagements und wirkt akfiv an der Verwaltungs-
entwicklung mit.

1.3 Leistungsgruppen
1. Dienstleistungen DPE
2. Zentrale Personalpositionen

1.4 Zielschwerpunkte und Indikatoren
Zielschwerpunkte
Die Dienststelle Personal leistet mit Instrumenten und Angeboten einen Beitrag zur bedarfsgerechten Weiterentwicklung des
Personalmanagements. Dazu werden fir die kommenden Jahre folgende Schwerpunkie gesetzt: Férdem der Fihrungskompetenz
des Managements sowie des Nachwuchskaders; gezielte Weiterentwicklung der Anstellungsbedingungen; Stérkung der Bindung
der Mitarbeitenden und Weiterentwicklung ihrer Kompetenzen, Implementieren von informatikunterstiitzten, standardisierten
Kemprozessen. Als Grundaufirag sorgt sie fiir eine rechtzeitige, fehlerfreie lohnverwaltung und -auszahlung.
Indikatoren Art R 2012 B 2013 R 2013
Fehlerquote der Lohnauszahlungen max. <0.05% <0.10 % <0.03 %
Korrekturen,/Rickfragen pro Lohnlauf und Auszahlung max. <0.3% <0.5% <0.3%
Zufriedenheit der Teilnehmenden im Lleadership-
Programm fir Talente und Topleistungstréger/innen min. 93 % 90 % Q0%

1.5 Statistische Messgréssen R 2012 B 2013 R2013
Personalbestand in Vollzeitstellen (FTE) 46.5 46.8 45.9
Anzahl lernende 5.5 5.0 54
Besondere Arbeitsplatze nach § 62 PG:
- Gesamizahl Arbeitsplétze kanfonale Verwaltung 45 50 44.5
- max. finanziert durch die Dienststelle Personal 24 25 24.8
Kinderbetreuung: Anzahl Kinder 103 135 98
Anzahl Teilnehmende an Seminaren der Verwaltungsweiterbildung 1150 800 1140
Anzahl Teilnehmende an Seminaren der Dienststelle Personal 498 500 454
Bemerkungen
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Kindigungen, reguléren Ubernahmen sowie Pensionierungen.
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Kinderbetreuung:

Mit der jetzigen, seit Januar 2012 geltenden Regelung kénnen Ellern die Betreuungsinstitution nach ihren Bedirfnissen frei ausweih-
len und Beitréige des Arbeitgebers an die Betreuungskosten beantragen. Es wurden fir weniger Kinder Betreuungsbeitréige bean-
tragt, als aufgrund von Hochrechnungen bei der Planung des Programms angenommen wurde. Dieser Umstand wurde im AFP

2014-2017 bereits bericksichtigt.

Teilnehmende an Seminaren der Verwaltungsweiterbildung:

Die Verwaltungsweiterbildung Zentralschweiz biefet ein attraktives Weiterbildungsangebot und ist deshalb im Kanton Luzem
zunehmend besser positioniert. Vor allem im Bereich der Fihrungsweiterbildung steigerte sich die Teilnehmerzahl. Wir haben

diesen Sachverhalt im AFP 2014-2017 einfliessen lassen.

2. Gesetzgebungsprojekte
Bezeichnung Zeitraum
keine
3. Massnahmen und Projekte (in Mio. Fr.)
Bezeichnung Vorhaben Zeitraum ER/IR Finanzielle Konsequenzen
Plan IST kum.  Erwartete
Endkosten
Flankierende Personalmassnahmen Projekt Leistungen und Strukturen | 2013/2014 ER 0.5 0.08 0.4
4. Hochbauprojekte (via Investitionen kantonale Hochbauten finanziert; in Mio. Fr.)
Bezeichnung Vorhaben Zeitraum Finanzielle Konsequenzen
Plan  IST kum.  Erwartete
Endkosten
keine
5. Weitere Massnahmen aus Strategie und Legislaturprogramm
Bezeichnung Vorhaben Zeitraum
Standardisierung Prozess Personaleintritt /-austritt: 20132015
Phase | ist abgeschlossen, Phase Il ist in Bearbeitung
HR Prozesse: 2013-2015
Behandlung im Regierungsrat im Februar 2014
Einfihrung einer infegrierten Zeitwirtschaft: 20132016
Behandlung im Regierungsrat im Februar 2014
6. Entwicklung der Finanzen im Aufgabenbereich
6.1 Erfolgsrechnung
Aufwand und Ertrag (in Mio. Fr.) R 2012 B 2013 R 2013 Abw. Abw. %
30 Personalaufwand 8.0 3.710 -4.890 -8.599 -231.8 %
31 Sach- und ibriger Betriebsaufwand 0.8 1.228 0.870 0.358 20.1%
33 Abschreibungen Verwaltungsvermégen 0.1 0.086 0.085 -0.002 -1.8%
34 Finanzaufwand 0.0 0.002 0002  >=1000%
39 Interne Verrechnungen 1.9 2117 2.067 -0.043 20%
Total Aufwand 10.9 7.134 -1.865 8999  -126.1%
42 Entgelte 1.5 -5.057 -1.861 3.196 -63.2 %
43 Verschiedene Ertrage 0.3 -0.250 -0.265 0.015 59%
Total Ertrag -1.8 -5.307 2.126 3.181 59.9%
Saldo - Globalbudget 9.1 1.827 -3.991 -5.819 318.4%
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Bemerkungen zur Erfolgsrechnung
Leistungsgruppe Dienstleistungen Personal

30 Personalaufwand:

Die Position der Aus- und Weiterbildungskosten féllt hdher aus als im Budget eingerechnet, dies jedoch bedingt durch eine kosten-
neutrale Verschiebung vom Sach- in den Personalaufwand (siehe auch unter Sach- und ibriger Betriebsaufwand). Fir das
Budgetiahr 2014 haben wir dies bereits entsprechend beriicksichtigt und integriert.

Infolge verminderter Fluktuation in der kantonalen Verwaltung sowie der Neukonzeption beziiglich der Medienauswahl kénnen wir
Minderkosten fir die Personalbeschaffung realisieren.

Ab 2012 wurde eine Neuregelung "Befreuungsbeitrdge fir familienergénzende Kinderbetreuung" eingefihrt. Nach dieser
Regelung kénnen Eltern die Befreuungsinstitution nach ihren Bedirfnissen frei auswdhlen und Beitréige des Arbeitgebers an die
Betreuungskosten beantragen. Es werden jedoch fir weniger Kinder Betreuungsbeitréige beantragt, als aufgrund von
Hochrechnungen bei der Planung des Programms angenommen wurde.

31 Sach- und tbriger Betriebsaufwand:

Bei den Honorarkosfen bzw. den ibrigen Aufwendungen fir die Aus- und Weiterbildung ergab sich im Jahr 2013 eine kosten-
neufrale Verschiebung vom Sach- in den Personalaufwand. Weiter realisieren wir Einsparungen, indem wir Dienstleistungen Dritter
in einem verminderten Umfang in Anspruch nehmen.

Leistungsgruppe Zentrale Personalpositionen

30 Personalaufwand:

Die Luzerner Pensionskasse hat per 30. Juni 2013 einen Deckungsgrad von iber 100 % erreicht. Infolgedessen sind gemdss
Botschaft B 131 vom 1.10.2009 keine Beitréige mehr fir Sanierungsmassnahmen fiir die Jahre 2014,/2015 einzustellen. Die in
den Vorjahren gebildeten langfristen Riickstellungen im Betrage von rund 8,6 Mio. Fr. sind deshalb in unseren zentralen
Personalpositionen erfolgswirksam aufgelést. Die Auflésung der kurzfristigen Riickstellungen liegt ebenfalls rund O, 1 Mio. Fr. Gber
den Planungsannahmen.

Die infolge der Verselbstéindigung der Hochschule Luzem (per 1.1.2013) anteilsméssige, einmalige Auszahlung aus dem
Personalhilfsfonds (PHF) liegt aufgrund der erstellen Auszahlungsberechnungen unter den im Budget eingestellien Werten.
Zusammen mit weiteren Minderaufwendungen von PHF-Auszahlungen erzielen wir Verbesserungen von rund 0,2 Mio. Fr. in
diesem Bereich.

Wir stellen im Voranschlag in den zentralen Personalpositionen der Dienststelle Personal ein Einsparpotenzial von 0,8 Mio. Fr. aus
dem Absenz- und Case-Management als Aufwandminderung ein. Der effektive Einspareffekt wird jedoch in den jeweils betroffe-
nen Dienststellen erzielt.

42 Enigelte:

UVG-, EO- und MSE-Vergitungen im Befrag von rund 3,5 Mio. Fr. haben wir in den zentralen Personalpositionen bei der
Dienststelle Personal als Ertrag eingeplant. Im Ist werden diese Rickvergitungen jedoch dezentral als Aufwandminderung in den
Besoldungskosten bei den jeweiligen Dienststellen ausgewiesen; es erfolgt keine Verbuchung in unseren zentralen
Personalpositionen.

Informationen zu den Leistungsgruppen (in Mio. Fr)

1. Dienstleistungen DPE R 2012 B 2013 R 2013 Abw. Abw. %
Total Aufwand 10.7 1.5 10.7 038 7.1 %
Total Ertrag -1.5 -1.5 1.5 0.1 55%
Saldo 9.2 10.1 9.2 0.9 9.0%
2. Zentrale Personalpositionen R 2012 B 2013 R 2013 Abw. Abw. %
Total Aufwand 0.2 4.4 12,6 8.2 185.4%
Total Ertrag 0.3 -3.8 0.6 3.3 -84.9 %
Saldo 0.1 -8.3 -13.2 4.9 59.6%
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HO0-4050 FD - Informatik und Material

1.  Politischer Leistungsauftrag mit Erlauterungen
1.1 Aktuelles Umfeld / Chancen und Risiken

Die Digitalisierung der kantonalen und kommunalen Verwaltung wird in einem erhéhtem Tempo fortschreiten. Kooperationen im
Bereich der Informatik werden zwischen den Gemeinden und dem Kanton stark an Bedeutung gewinnen. Die DIN wird sich einer
weiter zunehmenden Vielfalt an genutzten Platiformen und Endgerditen gegeniber sehen, die administriert werden muss. Die
Komp|e><itdf und die Schnelllebigkeit der Informatik, aber auch die Verdnderungen durch die Zentralisierungsanstrengungen stellen
steigende Anforderungen an die Informatikbeschaffungen.

Der Einhaltung der beschaffungsrechtlichen Vorgaben muss auch im sich stetig veréndemden Umfeld vollsténdig Rechnung getra-
gen werden. Diese Rahmenbedingungen missen bei Projekistart in die Planung einbezogen werden. Werden wir in
Fachinformatik-Projekte unserer internen Pariner/Kunden einbezogen, erwarten wir die gleich hohe Sensibilisierung und
Gewichtung dieser Anforderungen.

Im vergangenen Jahr konnten wesentliche Verbesserungsprozesse eingeleitet werden u.a. auch im Bereich [T-Beschaffungen. Die
Personalsituation hat sich dank einer vorhandenen Stefigkeit und Fihrungsklarheit stabilisiert, was die Umsetzung der nachfolgend
dargestellten Informatikstrategie beginstigt.

Die Informatikstrategie 2012 richtet sich nach der Kantonsstrategie und dem Legislaturprogramm 2011-2015 des Kantons Luzem
sowie den entsprechenden betrieblichen Leistungsaufirdgen, den Erfordemissen der Departemente und der Gerichte. Sie schafft
ein ganzheitliches Verstandnis fur die Positionierung der Informatik und sefzt Planungsprémissen, Handlungsschwerpunkte und
Leitplanken fur Informatikentscheidungen. Informatikldsungen bilden schon lénger wesentliche Bestandteile der Kemnverwaltungs-
prozesse. Die «Operational Excellence» war bisher die Zielvorgabe fir die Informatik, womit der Fokus auf der Steigerung der
Effizienz und der Qualitét der Leistungserbringung der Verwaltung und der Gerichte durch die Informatik lag. Dieser Beitrag der
Informatik als «Sachwert> ist heute Standard. Mit dem sich abzeichnenden Ubergang von «Informationstechnologie» zur «Business-
Technologie» wird die Informatik zur Geschéftspartnerin, die neve Geschéftsprozessmodelle generiert und einen Wertbeitrag leis-
tet. Sie erméglicht dadurch eine gréssere Verwaltungsnéhe.

Die Informatik unterstitzt effektiv und effizient die Leistungserbringung der Verwaltungseinheiten, Gerichte und Gemeinden des
Kantons Luzemn. Dabei werden national & infernational anerkannte Standards, Normen und Prakiiken ("Best Practices») angewen-
det. Die strategischen Ziele bilden die Basis fir die Umsetzung der Informatikstrategie 2012 des Kantons Luzern. Die Umsetzung
erfolgt iber Projekte und Massnahmen, die in strategischen Handlungsfeldern und Initiativen zusammengefasst sind:

Ziel 1:Wirtschaftlichkeit verbessern

Die Informatikdienstleistungen werden von der DIIN effizient und kostengiinstig bereitgestellt sowie den Leistungsbeziigerinnen und
-beziigern transparent weiterverrechnet. Sémtliche Informatikmittel und dienstleistungen fir die Konzeminformatik werden zentral
beschafft. Mit dem Grundsatz «mieten statt kaufen» werden die Betriebskosten und auch die Risiken reduziert. Frei werdende
Mittel werden fir E-Governmentlésungen eingesetzt.

Ziel 2: Sicherheit und Verfigbarkeit verbessern

Die Bedeutung der Informatiksicherheit und die damit verbundenen Anforderungen an die Verfiigbarkeit der Informatikmittel
werden zunehmen. Die Anforderungen an die Informatiksicherheit beziiglich Verfigbarkeit, Vertraulichkeit, Integritét und
Nachvollziehbarkeit werden gewdhrleistet. Dies unter Bericksichtigung eines ausgewogenen Kosten-Nutzen-Verhalinisses.

Ziel 3: Die Informatik als Geschéftsparerin etablieren

Die Informatikdienstleistungen werden in enger Zusammenarbeit mit den Leistungsbeziigerinnen und -beziigern der Verwaltung und
der Gerichte erbracht. Dabei soll die DIIN zwischen Fachschaft und Informatik vermitteln. Sie unterstiitzt die Fachbereiche

bei der Lasungsfindung, der Uberfihrung von Geschéftsprozessen in Informatikdienstleistungen und bei deren Realisierung und
Weiterentwicklung.

Ziel 4: Flexible Arbeitsplatze anbiefen

Mit dem Standardarbeitsplatz iVWorkplace wird dem Bedirfnis der Informatik nach weitgehend standardisierten Arbeitsplétzen
Rechnung gefragen. Mit standardisierten Arbeitsplétzen kénnen Betrieb und Wartung effizient und effektiv vorgenommen
werden und die Informatiksicherheit optimiert werden. Trotzdem kann dank einem modularen Leistungsangebot dem Bedirfnis
nach Flexibilitat und Individualitét weitgehend entsprochen werden.

Ziel 5: Moderne Kommunikationsmittel einfihren

Durch das Zusammenfishren der verschiedenen Kommunikationskandéle und -anwendungen wird eine effiziente und zeitgemdsse
Echtzeitkommunikation und Zusammenarbeit erméglicht.
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Ziel 6: Komplexitét beherrschen
Mit einer serviceorientierten Architekiur gelingt es, die Komplexitét zu beherrschen.Die Infrastrukiur wird durch modulare, wieder-
verwendbare Anwendungs-Services weiter standardisiert.

Ziel 7: E-Government ermdglichen
Die Informatik stellt eine modeme E-GovernmentInfrastrukiur zur Verfigung, damit durchgéngige und medienbruchfreie Lésungen
unterstitzt werden kénnen.

Chancen:

® Generierung von Mehrwert in den Organisationseinheiten der Verwaltung durch Standardisierung, Automatisierung der
Geschéftsprozesse, Zentralisierung der Informatik - Plafiformen

® Realisierung von Skaleneffekten durch Mehrfach-Verwendung von [T-Services in Organisationseinheiten der &ffentl. Verwaltung.

® Professioneller Einsatz des verwaltungsspezifischen IT- Knowhows

® Kosfenoptimierung durch zentrale Beschaffung

® Die Zentralisierung aller [T-nvestitionskosten wie auch der IT-Betriebskosten - analog zur kantonalen Regelung im Bereich der
Immobilien - wiirde die Planungseffizienz erheblich steigern.

Risiken:

e Zielkonflikte zwischen zeitlichen Umsetzungsvorstellungen und beschaffungsrechtlichen Rahmenbedingungen

® Geringer [T-Standardisierungsgrad zwischen Bund / Kantonen / Gemeinden

* Komplexitat der Vemetzung zwischen Bund / Kantonen / Gemeinden

* Nutzung der finanziellen Mittel wird durch Altlasten strapaziert (Inbetriebnahme neuer Platiformen hat Investitionen zur Folge und
belastet demzufolge in den Folgeperioden die Laufende Rechnung)

® Geringe Akzeptanz der [T-Strategien durch die Organisationseinheiten der Verwaltung aufgrund kultureller Gegebenheiten
und des erhdhten Reorganisationstempos in der Verwaltung

® Infransparenz und Ineffizienz durch inteme Kostenverrechnungsprozesse

* Die Informatikinfrastrukturen und Technologien kénnen den wachsenden Anforderungen aus den Organisationseinheiten und
gesetzlichen Vorgaben nicht standhalten (finanzielle Ressourcen)

1.2

Politischer Leistungsauftrag

Die Dienststelle Informatik (DIIN) ist das Kompetenzzentrum fiir Informatik, Kommunikation und die zentrale Beschaffung des
Kantons Luzemn. Als Querschnitidienststelle stellen wir die Grundversorgung sicher und erbringen Leistungen nach Vorgabe der
Informatikstrategie sowie in Abstimmung mit den Bedirfissen der Departemente (inkl. Schulbereich) und Gerichte.

Cesamizielsetzungen:

=> Sicherstellung der kantonalen Informatikgrundversorgung

® kantonaler Rechenzenterbetrieb

® kantonale Netz und Kommunikationsinfrastruktur

® kantonale SAP und MOSS - Plattformen

® kantonaler Standard Arbeitsplatz

=> Sicherstellung der Verwaltungstétigkeit mit zeitgeméssen ICT- Lésungen und Diensten
® Informatikplanung und Projekimanagement

® Erstellung der Lésungen

® Betrieb und Wartung

=> Markigerechte Versorgung der Verwaltung (und Schulen) mit Sachmitteln
¢ auf die Bedirfnisse abgestimmter Produktkatalog (Leistungskatalog)

e effiziente Beschaffungsprozesse

1.3
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Leistungsgruppen
1. Informatik

2. Material LMV / DMZ)
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1.4 Zielschwerpunkte und Indikatoren

Zielschwerpunkte

Strategischer Handlungsfelder geméss Informatikstrategie 2012: Wirtschaftlichkeit verbessern, Sicherheit und
Verfigbarkeit verbessem, Die Informatik als Geschaftspartnerin efablieren, Flexible Arbeitsplétze anbieten, Modermne
Kommunikationsmittel einfihren, Komplexitét beherrschen, E-Government erméglichen.

* Aufbau und/oder Redesign der [T-Infrastrukturen geméiss Informatikstrategie (Rechenzentrum, Endgeréte, E-Government, SAP)

® Synergienutzung mit der Informatik der Stadt Luzern und weiteren Partnemn im &ffentlich-rechilichen Umfeld

e Aufbau einer zentralen Einkaufsorganisation in der Dienststelle

e Starkung unserer Fachkompetenzen im Bereich Beschaffungsrecht

Indikatoren Art R 2012 B 2013 R 2013
Kundenzufriedenheit min. nicht erhoben 80 % 76.0 %
Verfigbarkeit RZ min. 99.9 % 99 % 99.8 %
Verfigbarkeit Netz min. 99.9 % 99 % 99.9%
Verfigbarkeit Sharepoint-Plafiform min. 98.3 % 98 % 99.9 %
Verfigbarkeit SAP-Platform min. 99 % 98 % 99.4 %
Abdeckungsgrad standardisierter Arbeitsplétze min. 75% 95 % 85.2 %
Anteil Bestellung via VWebshop min. 64.6% 70 % 64.6 %
Bemerkungen

Abdeckungsgrad standardisierte Arbeitspléitze:

Aufgrund der grossen Vielfalt an Fachapplikationen und der sehr heterogenen Anforderungen der Dienststellen sowie der hohen
Qualitatsanforderungen, wird die fléchendeckende Abdeckung durch standardisierte Arbeitspléize erst im Jahre 2014 erreicht
werden.

Bestellungen via Webshop:
Wir konnten die Quote der online-Bestellungen halten, jedoch nicht ausbauen. Eine Emeuerung und Attrakiivitéissteigerung des
eShop ist zwingend notwendig und im [T-Portfolio 2014-2017 angedacht.

1.5 Statistische Messgréssen R 2012 B 2013 R 2013
Personalbestand in Vollzeitstellen 98.1 108.2 105.5
Anzahl Lernende /Praktikantinnen /Praktikanten 5.8 8.0 7.0
Crésse zentrale Storage- und Backup Platiform (TB) 133.0 140.0 252.0
Anzahl Serversysteme 607 650 678
Anzahl betreute ICT - Arbeitsplétze 8975 8'500 9'832
Anzahl Benutzer — Accounts (AD) 29'000 29'000 31'264
Bemerkungen
Personalbestand:
Aufgrund der Stellenbesetzung von Vakanzen und infolge der Umsetzung der kantonalen Informatikstrategie steigt der durchschnitt-
liche Personalbestand von 98.1 auf 105.5 Vollzeitstellen, liegt jedoch wegen der zeitlichen Verschiebung 2.7 Vollzeitstellen unter
dem budgetierten Wert.
[T-Messgrossen:
Die mit der kantonalen Informatiksfrategie angestrebte und weitergefihrte Zusammenfihrung der Systeme auf den zentralen
Platfformen erhoht die Messwerte und die Transparenz  bei Servern, Benutzer Accounts, befreuten Arbeitspléizen und
Speicherbedarf.

2. Gesetzgebungsprojekte

Bezeichnung Zeitraum
keine
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3. Massnahmen und Projekte (in Mio. Fr.)
Bezeichnung Vorhaben Zeitraum ER/IR Finanzielle Konsequenzen
Plan IST kum.  Erwartete
Endkosten
iWorkplace (Standard Client], Software 20092013 IR 6.0 5.3 6.0
Workplace (Standard Client), Hardware 2009-2013 IR 9.2 9.2 9.2
[Tnfrastruktur Life Cycle Mgmt (Server, Storage, Netz) 2013 IR 1.3 1.3 1.3
Web Content Management System (CMS) 2013 IR 0.4 0.4 0.4
4. Hochbauprojekte (via Investitionen kantonale Hochbauten finanziert; in Mio. Fr.)
Bezeichnung Vorhaben Zeitraum Finanzielle Konsequenzen
Plan IST kum.  Erwartete
Endkosten
keine
5. Weitere Massnahmen aus Strategie und Legislaturprogramm
Bezeichnung Vorhaben Zeitraum
keine
6. Entwicklung der Finanzen im Aufgabenbereich
6.1 Erfolgsrechnung
Aufwand und Ertrag (in Mio. Fr) R 2012 B 2013 R 2013 Abw. Abw. %
30 Personalaufwand 13.6 14.704 14.112 0.592 40%
31 Sach- und Gbriger Betriebsaufwand 25.3 27.366 27.150 0.216 0.8 %
33 Abschreibungen Verwaltungsvermégen 9.7 8.888 7.472 1.416 159 %
34 Finanzaufwand 0.0 0.028 0.028
36 Transferaufwand 0.0 0.050 0.032 0.018 36.5%
39 Inferne Verrechnungen 2.4 2.558 2.193 0.364 14.2 %
Total Aufwand 51.0 53.566 50.988 2.579 4.8%
42 Entgelte -10.8 -0.854 -10.347 -0.493 50%
49 Intere Verrechnungen -40.1 -43.711 -43.221 0.490 1.1 %
Total Ertrag -50.9 -53.565 -53.568 -0.003 00%
Saldo - Globalbudget 0.1 0.001 -2.581 2.582 249677.1°¢
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Bemerkungen zur Erfolgsrechnung
30 Personalaufwand:

Der durchschnitiliche Personalbestand (siehe Kapitel 1.5] liegt 2.7 Vollzeitstellen unter dem budgetierien Wert. Aufgrund der akii-
ven Bewirtschaftung von Ferien- und Gleitzeitsalden konnten wir eine Senkung der notwendigen Rickstellung im Betrag von rund
164'000 Franken verbuchen. Wir unterschreiten den budgetierten Personalaufwand um rund 0.6 Mio. Franken.

31 Sachaufwand:

Wir erreichen tiefere IT-Betriebskosten aufgrund verschiedener Einsparungen wie z.B. Anpassungen QOutsourcing SAP, Datenbank-

Optimierungen, emeuverte Wartungs- und Llizenzverirége.

33 Abschreibungen,/ 39 Interne Verrechnungen:

Wir tragen tiefere Abschreibungskosten und kalkulatorische Zinsen aufgrund der zuriickhaltenden Investitionstatigkeit.

42 Entgelte/49 Interne Verrechnungen:

In der Leistungsgruppe Materiel (LIMV,/DMZ] realisieren wir hdhere Umsatze mit Dritten; im Gegenzug aber verminderte Ertrége

von internen Kunden. Gesamthaft konnten wir die geplanten Einnahmen erreichen.
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Informationen zu den Leistungsgruppen (in Mio. Fr.)

1. Informatik R 2012 B 2013 R2013  Abw.  Abw.%
Total Aufwand 37.3 40.1 37.2 2.9 7.3%
Total Ertrag -36.7 -39.9 -39.5 0.3 0.9%
Saldo 0.6 0.3 2.3 2.6 -1'007.1%
2. Material (LMV / DMZ) R 2012 B 2013 R 2013 Abw.  Abw. %
Total Aufwand 13.7 13.4 13.8 0.3 2.5%
Total Ertrag -14.2 -13.7 -14.0 0.3 25%
Saldo -0.5 0.3 0.3 0.0 45%
Information zum Transferaufwand/Transferertrag

(in Mio. Fr.) R 2012 B 2013 R 2013 Abw. Abw. %
36314002 Schweizerische Informatikkonferenz (SIK) 0.0 0.050 0.032 0.018 -36.5%
Total Transferaufwand 0.0 0.050 0.032 0.018 -36.5%
Total Transferertrag 0.0 0.000 0.000

6.2 Investitionsrechnung

Ausgaben und Einnahmen (in Mio. Fr.) R 2012 B 2013 R 2013 Abw. Abw. %
50 Sachanlagen 2.7 0.784 3.613 2.829 360.8 %
52 Immaterielle Anlagen 0.8 4.465 0.820 -3.645 81.6%
Total Ausgaben - Voranschlagskredit 3.5 5.249 4.433 0.817 15.6 %
Total Einnahmen 0.0 0.000 0.000

Nettoinvestitionen 3.5 5.249 4.433 0.817 15.6%

Bemerkungen zur Investitionsrechnung

Aufgrund des teilweisen Projekistopps (Leistungen und Strukturen 1), zufolge Projekianpassungen sowie aufgrund der generell rollen-

den Portfolioplanung konnten 2013 nicht alle [T-nvestitionsprojekfe umgesetzt oder abgeschlossen werden.

Aufgrund der rollenden [T-Portfolioplanung ergeben sich dabei auch Verschiebungen bei der Aufteilung zwischen Sachanlagen

und Immateriellen Anlagen im Vergleich zur urspringlichen Planungsannahme.
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HO-4060 FD - Dienstleistungen Steuern

Politischer Leistungsauftrag mit Erlduterungen

Aktuelles Umfeld / Chancen und Risiken

Mit dem Projekt LuTax haben wir alle [T-Sachmittel der Gemeinden und des Kantons im Bereich Steuern vereinheitlicht und zentrali-
siert. Zudem haben wir die Geschéftsprozesse fir alle Steverdmter und die Dienststellen Steuern neu definiert und vereinheitlicht. In
allen Steverbehérden wurden die Veranlagungsprozesse ab 2013 papierlos ausgestaltet. Ebenso wurden alle nicht wertschdpfen-
den Funkfionen (Input- und Outputmangagement) kostenoptimiert an externe Spezialisten ausgelagert. Das Projekt LuTax wurde im
Herbst 2013 erfolgreich abgeschlossen. Die verbleibende Pendenzen und Wiinsche der Gemeinden werden innerhalb der nach-
folgenden Betriebsorganisation abgearbeitet.

Die Organisation des Steuerwesens im Kanton Luzern ist mit 68 Gemeindesteueramter (fir 83 Gemeinden) féderalistisch und
stark dezentral ausgestaltet. Die Erstellung einer einheitlichen Servicequalitét ist technisch und organisatorisch entsprechend auf-
wéndig. Dank LuTax werden zwischenzeitlich neue Zusammenarbeitsformen besonders auch fiir kleinere Steuerémter einfacher
umsetzbar. Wir biefen unseren Partnern fir die Regionalisierung von kleinen Steuerémter unsere Unferstitzung an . Daneben leis-
ten wir mit einer konsequenten Serviceorientierung und einer wettbewerbsorientierten Steuerpraxis einen wichtigen Beitrag zum
aftraktiven Steverklima.

In den letzfen Jahren ist die steverliche Komplexitét, aber auch die gesetzgeberische Dynamik (vorallem vor dem Hintergrund des
infernationalen Drucks) sfark gestiegen. Eine Trendumkehr ist mittelfristig unrealistisch; der Nachvollzug wird auch einen Teil unse-
rer Personalressourcen nachhaltig beanspruchen. Ab Mittle 2014 werden wir im Zuge der Auflésung der Regierungsstatthalter neu
die Aufsicht iber die kantonalen Sondersteuern bei uns réumlich und organisatorisch integrieren sowie einen Teil des
Personalkorpers Gbemehmen.

1.2

Politischer Leistungsauftrag

Die Dienststelle Steuern ist im Verbund mit den kommunalen Steuerémtern verantwortlich fir die Kernaufgaben der
Steververanlagung und des Steuerbezugs sémilicher direkten Steuern. Sie strebt im Interesse der Kunden eine kompetente, rasche
und fransparente Servicequalitat an. Zudem leistet sie durch wettbewerbstaugliche Regelungen im Bereich der Steuerpraxis einen
Beitrag zur Attraktivitat des Kantons Luzemn. Sie verfolgt die steuerliche Entwicklung in der Schweiz systematisch und erarbeitet in
der Steuer- und Schatzungsgesetzgebung Entscheidungsgrundlagen fir die Regierung und das Parlament.

1.3

Leistungsgruppen
1. Dienstleistungen Steuern

1.4
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Zielschwerpunkte und Indikatoren

Zielschwerpunkte

Fir 2009 - 2014 sind vier zentrale Handlungsfelder definiert worden:

1. Aufsicht und Betreuung der Gemeinden

2. Wettbewerbs- und Serviceorientierung

3. Prozessoptimierung

4. Kultur und Fishrung

Aus jedem dieser Handlungsfelder haben wir verschiedene Umsetzungsprojekte umgesetzt. Eine Auswahl: Einfihrung prozess-,
risiko- und ressourcenorientierte Revisionen je Gemeinde; Aufbau internetbasierte Wissensplatiform (Infopool); fldchendeckende
Delegation der Veranlagungskompetenz an die Gemeinden; hohe Veranlagungsstdnde in allen Kundensegmenten; tiefe
Einsprachequote; Kundenkontakfe auf gleicher Augenhéhe [Ausbau Sozial- und Kommunikationskompetenz); Steuerliche
Praxisverbesserungen z.G. Kunden, Aufbau jchrliches Steuermonitoring, Aufbau JP-Steuerstatistik, Vorschlag Steuerstrategie 2014
und Folgejahre; L&sungsangebot bei Ansiedlungsprojekten innerhalb von 48 Stunden; Vorbereitungen fur E-Fristersireckungen,
Infernet-Steuererklérungen efc.; Projekt LuTax [Zentrale Datenhaltung/papierlose Veranlagungsprozesse, einheitliche Applikation fir
Gemeinden und Kanton) Personalférderung (Fach-, Sozial, Methoden- und Kommunikationskompetenz).
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Indikatoren Art R 2012 B 2013 R 2013
Veranlagungsstande (StP = Steuerperiode)
Unselbsténdigerwerbende, StP 2012 mind. 87.5% 73.1%
Unselbsténdigerwerbende, StP 2011 mind. 80.7 % 99.0 % 98.0%
Unselbsténdigerwerbende, StP 2010 mind. 98.4% 99.9 % 99.6%
Selbstandigerwerbende, StP 2012 mind. 46.0 % 49.0%
Selbsténdigerwerbende, StP 2011 mind. 45.7 % 98.0 % 98.1%
Selbsténdigerwerbende, StP 2010 mind. 98.0% 99.5% 99.7%
Juristische Personen, StP 2012 mind. 40.0 % 49.7%
Juristische Personen, StP 2011 mind. 46.2% 98.0% 97.9%
Juristische Personen, StP 2010 mind. 98.2 % 99.5% 99.7%
Einsprachenquote (in % der Veranlagungen im Kal.joh
Unselbsténdigerwerbende max. 1.2% 20% 1.1%
Selbsténdigerwerbende max. 2.0% 25% 2.1%
Juristische Personen maix. 1.0% 1.5% 0.8%
Durchschnitl. Einsprache-Bearbeitungsdauer
Unselbsténdigerwerbende nicht erhoben 90 Tage 75 Tage
Selbsténdigerwerbende 73 Tage 80 Tage 79 Tage
Juristische Personen 93 Tage Q0 Tage 93 Tage
Erlassegesuche: Anzahl offene Dossier > 180 Tage nicht erhoben 10 Félle 25 Felle
Bemerkungen

Die Umstellung auf das neue Veranlagungssystem LuTax, damit verbundene Datenbereinigungsarbeiten der letzten 10 Jahre, neuve
Arbeitsprozesse und Einfiihrungsschulungen fiir rund 600 Mitarbeitende verunméglichten es unseren Gemeindesteuercémter fir die
Steverperiode 2012 die Veranlagungsvorgabe von 87.5 % im Kundensegment Unselbsténdigerwerbende zu erreichen. Die
erreichten Werte entsprechen gleichwohl iber Q0 % der Vorjahresproduktion, was unter den genannten Umsténden zufriedenstel-
lend ist. Wir sind zuversichtlich, dass die Gemeinden mit zunehmender Routine die Effizienzsteigerungen nutzen werden und ihre
Arbeitsriickstéinde Uber die ndchsten zwei Jahren abbauen. Die Vorgaben fir die restlichen Kundensegmente der Dienststelle

Steuern wurden erreicht oder gar ibertroffen.

1.5 Statistische Messgrossen R 2012 B 2013 R2013
& Personalbestand in Vollzeitstellen 170.6 172.0 166.0
& Anzahl lemende berufliche Grundausbildung 5.9 6.0 6.1
Registerbesténde Veranlagungen
Unselbsténdigerwerbende 212'738 216'000 216'820
Selbstandigerwerbende 20'666 20'500 20'505
Juristische Personen 17'259 16'600 18'307
Weitere Bearbeitungskennzahlen der Dienststelle
Quellensteuer (Anzahl quellensteverpflichtige Personen 26'750 20'000 22727
Anzahl Nachsteuer- und Steuerstrafverfahren 721 800 807
Zentrale Verlustscheinbewirtschaftung
Anzahl inventarisierte Verlustscheine 54'687 50'000 60'514
Nettoerlds aus Verlustscheinbewirtschaftung (in Mio. Fr.) 0.631 0.450 0.381
Bemerkungen
Personalbestand 2013:
Im Zusammenhang mit dem Abschluss des Projektes LuTax haben wir freiwerdende Stellen im 2013 nur sehr restriktiv, befristet
oder mit Aushilfspersonal wiederbesetzt. Infolge der papierlosen Arbeitsweise haben wir im Bereich Administration
Unternehmenssteuern zwei Personaleinheiten durch Kindigung abgebaut. Zusétzlich bewdltigen wir mit unseren internen
Produktivitdtssteigerungen das erfreuliche Kundenwachstum ohne Personalaufstockung.
2. Gesetzgebungsprojekte

Bezeichnung
keine

Zeitraum
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Massnahmen und Projekte (in Mio. Fr.)

Bezeichnung Vorhaben Zeitraum ER/IR Finanzielle Konsequenzen
Plan IST kum.  Erwartete
Endkosten
Umsetzung LuTax: erfolgreich abgeschlossen per 12.11.2013 20102013 IR 11.679  11.400 11.400
Betriebskosten Scanning [50% durch Kanton finanziert) inkl. Porto ab 2013 ER 0.8/Jahr 0768  0.9/Jahr
Projekt teilautomatisierte Prifung Wertschriften/Verrechnungssteuer: 20102013 IR 0.368 0.171 0.171
abgeschlossen per Marz 2013; infolge Einfihrung bei anderen
NEST-Kanfonen massiv geringere Kosten als geplant
Ablésung Steuerbuch: nach Vorstudie durch DIIN (hohe Kosten): 2013-2014 IR 0.100  0.006 offen
2. Vorstudie mit Abklarung befr. Einsatzméglichkeit von Standard-SW
CH-Meldewesen und Anbindung an LuReg 20132015 IR 0.050 0 0.085
durch Lustat auf 2014 verschoben
Hochbauprojekte (via Investitionen kantonale Hochbauten finanziert: in Mio. Fr.)
Bezeichnung Vorhaben Zeitraum Finanzielle Konsequenzen
Plan IST kum.  Erwartete
Endkosten
keine
Weitere Massnahmen aus Strategie und Legislaturprogramm
Bezeichnung Vorhaben Zeitraum
keine
Entwicklung der Finanzen im Aufgabenbereich
Erfolgsrechnung
Aufwand und Ertrag (in Mio. Fr.) R 2012 B 2013 R 2013 Abw. Abw. %
30 Personalaufwand 23.0 23.313 22.623 -0.690 -3.0%
31 Sach- und ibriger Betriebsaufwand 2.7 2770 4.379 1.609 58.1%
33 Abschreibungen Verwaltungsvermégen 2.0 3.688 3.582 0.106 2.9%
34 Finanzaufwand 0.0 0.002 0.002
39 Interne Verrechnungen 4.1 4.796 5451 0.655 13.7 %
Total Aufwand 31.8 34.567 36.036 1.469 4.3%
42 Entgelte 0.7 0.729 -0.677 0.052 7%
46 Transferertrag 2.1 -1.350 -4.027 2.677 198.3 %
Total Ertrag 2.8 -2.079 -4.704 2.626 126.3%
Saldo - Globalbudget 29.0 32.488 31.332 -1.156 3.6%

Bemerkungen zur Erfolgsrechnung

30 Personalaufwand:
Aufgrund von vereinzelten Kiindigungen infolge Rationalisierung und nicht wiederbesetzten Stellen (siehe Kapitel 1.5) unterschrei-
ten wir das Personalbudget rund 0,7 Mio. Fr.

31 Sach- und ibriger Betriebsaufwand und 39 Inteme Verrechnung:

Die mit der Einfihrung von LuTax entstehenden Kosten haben wir in der Budgetierung 2013 noch netto d.h. nur unseren
Kantonsanteil eingerechnet. Im Ist 2013 sind die Bruttokosfen (vor allem Scanning, Outputverarbeitungen, Porto) verbucht und die
entsprechenden Gemeindeanteile als Ertrag (siehe 46 Transferertrag) enthalten. Im AFP 2014-2017 haben wir das Brutioprinzip
ebenfalls in der Planung umgesetzt.

46 Transferertrag:
Siehe Begriindungen bei 31 Sach- und ibriger Betriebsaufwand und 39 Infere Verrechnungen sowie die nachfolgenden
Informationen zum Transferertrag.
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Information zum Transferaufwand/Transferertrag

(in Mio. Fr.) R 2012 B 2013 R 2013 Abw. Abw. %
Total Transferaufwand 0.0 0.000 0.000

Entschadigungen von Gemeinden 2.1 -1.350 -4.027 2.677 198.3%
Total Transferertrag 2.1 -1.350 -4.027 -2.677 198.3 %

Bemerkungen zum Transferaufwand / Transferertrag

Entschadigungen der Gemeinden fir die Veranlagungs-/Bezugshandlungen der Quellensteuer von rund 1,4 Mio. Fr. sowie die
Gemeindeanteile der Betriebskosten von LuTax von rund 2,6 Mio. Fr.
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HO-4070 FD - Dienstleistungen Immobilien

1.  Politischer Leistungsauftrag mit Erlduterungen
1.1 Aktuelles Umfeld / Chancen und Risiken

Keine Verdnderung gegeniber Planjahr

Chancen

- fransparente Abléufe und Entscheide

- verlssliche Partner

- verbindliche Instrumente fir Bedarfsplanung [AFP/FLG)

- verselbsténdigte Dienststellen/Befriebe als zukiinftige Kunden gewinnen

Risiken

- Verunsicherung der Mitarbeitenden durch Reorganisationsprojekte in anderen kantonalen Bereichen

- fehlende Flexibilitét und lange Entscheidungswege

- ungenigende Bedarfsplanung

- fehlende finanzielle Mittel fiir die VWerterhaltung und fir Neuinvestitionen

- Dezentralisierung des Immobilienportfolios

1.2 Politischer Leistungsaufirag

Die Dienststelle Immobilien ist die spezialisierte Immobilien- und Baufachberaterin und vertritt als Eigentimer- und

Bauherrenvertreferin die Inferessen des Staates Lluzem.

- Die Dienststelle Immobilien ist verantwortlich fir die kundenorientierte und nachhaltige Bewirtschaftungsstrategie aller staatlichen
und zugemieteten Liegenschaften und von Projektentwicklungen mit Standort- und Nutzungskonzepten.

- Die Dienststelle Immobilien erarbeitet und bewirtschaftet umfassende Liegenschaften- und Objektdaten sowie Liegenschaften-
standards als Grundlage fir ein systematisches, effizientes und qualitétsvolles Immobilienmanagement.

- Die Dienststelle Immobilien ist verantwortlich fur die Projektierung und Redlisierung aller staatlichen Hochbauten. Sie erarbeitet
und bewirtschaftet die Investitionsrechnung aller kantonalen Hochbauten unter Beriicksichtigung der mehriGhrigen Finanz-
vorgaben. Sie schafft und bewahrt mit ihren Bauten gesellschaftliche, kulturelle und dkonomische Werte.

- Die Dienststelle Immobilien sichert die optimale Nutzung der staatlichen und zugemieteten Bauten, Grundstiicke, Anlagen und
Einrichtungen. Sie kauft und verkauft Liegenschaften fir den Kanton Luzern. Sie sichert die langfristige Werterhaltung und die
Funkfionstichtigkeit der staatlichen Immobilien.

- Als Immobilien- und Baufachorgan beréit und unterstijtzt die Dienststelle Immobilien den Regierungsrat, die Departemente und die
Dienststellen des Kantons Luzern. Die Dienststelle Immobilien ist verantwortlich fir den Vollzug des sozialen VWohnungsbaus.

Externe Auftrége

- Die Dienststelle Immobilien erbringt im Rahmen von vertraglichen Vereinbarungen Leistungen fur Immobilien und Baufach-
beratung (LUKS/Lups/Bund/Hochschulen).

Cesamizielsetzungen

- Entwickeln, erstellen und bewirtschaften der zur Erfiillung der Leistungsaufirége des Kantons Luzem erforderlichen Infrastruktur
anlagen

- Sicherstellung des Substanzwertes der staatseigenen Gebdude

- Die Dienststelle Immobilien pflegt eine offene, transparente Zusammenarbeit und eine neutrale Immobilien- und Baufachberatung.

1.3 Leistungsgruppen
1. Bau- und Immobilienmanagement
2. Sozialer VWohnungsbau
1.4 Zielschwerpunkte und Indikatoren
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Zielschwerpunkte

Die Dienststelle berat und unterstitzt den Regierungsrat, die Departemente, die Gbrigen Dienststellen und Dritte als
Kompetenzzentrum fir Immobilien. Sie ist verantwortlich fir die Umsetzung der Immobilienstrategie. Sie sichert die optimale
Nutzung der staatlichen und zugemieteten Bauten, Grundstiicke, Anlagen und Einrichtungen und die langfristige Werterhaltung
der staatseigenen Gebdude. Die konkreten Ziele sind die Verbesserung der Zustandswerte der kantonalen Gebéude um jghrlich
0,5 bis 0,7 Prozentpunkfe bis ins Jahr 2021, der Aufbau eines Energiemonitorings bis im Jahr 2015 und die Verdusserung nicht
bendtigter Liegenschaften und Grundstiicke.
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Indikatoren Art R 2012 B 2013 R 2013
Erfasste Gebdude im Energiemonitoring % aller Geb. 15% 40 % 78 %
Bemerkungen

Ausstehend ist die dritte und letzte Etappe der Gebdudeaufnahmen.

1.5 Statistische Messgréssen R 2012 B 2013 R2013
Personalbestand in Vollzeitstellen: Dienststelle 31.2 330 30.4
Anzahl lernende 1.3 1.0 1.4
Personalbestand in Vollzeitstellen fir externe Beratungen/Dienst-
leistungen (LUKS / Lups) 3.0 2.5 2
Bemerkungen
Personalbestand:

Wir unterschreiten den durchschnitlichen Personalbestand aufgrund Vakanzen bei Stellenbesetzungen und Reduzierung,/Verzicht
von Stellenprozenten als Folge organisatorischer Anpassungen.

Aufldsung des Zusammenarbeitsvertrages mit LUKS per Ende 2013. laufende, beauftragte Projekte werden bis zum ordentlichen
Abschluss weiter gefihrt.

2. Gesetzgebungsprojekte
Bezeichnung Zeitraum
keine

3. Massnahmen und Projekte (in Mio. Fr.)

Bezeichnung Vorhaben Zeitraum ER/IR Finanzielle Konsequenzen
Plan IST kum.  Erwartete
Endkosten
keine
4. Hochbauprojekte (via Investitionen kantonale Hochbauten finanziert; in Mio. Fr.)
Bezeichnung Vorhaben Zeitraum Finanzielle Konsequenzen
Plan IST kum.  Erwartete
Endkosten
keine

5. Weitere Massnahmen aus Strategie und Legislaturprogramm
Bezeichnung Vorhaben Zeitraum
- Sicherstellung der Werterhaltung (Instandsetzung und Instandhaltung] der kantonseigenen Bauten: alle laufend

Werterhaltung hat Vorrang vor Neuinvestitionen.

- Verkauf von kostenintensiven, ineffizienten und langfristig nicht mehr benétigten Immobilien
- Zusammenfihrung von Verwaltungs- und Schuleinheiten in den Gemeinden der Stadtregion

- Senkung der Mietkosfen durch Eigeninvestitionen
- Energetische und Okologische Optimierung der kantonalen Gebaude
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6. Entwicklung der Finanzen im Aufgabenbereich

6.1 Erfolgsrechnung
Aufwand und Ertrag (in Mio. Fr.) R 2012 B 2013 R 2013 Abw. Abw. %
30 Personalaufwand 4.9 5.015 4.853 0.16] -3.2%
31 Sach- und ibriger Betriebsaufwand 0.3 0.251 0.314 0.064 25.5%
33 Abschreibungen Verwaltungsvermégen 0.0 0.019 0.006 0.013 66.7 %
34 Finanzaufwand 0.0 0.003 0.001 0.002 -80.4 %
36 Transferaufwand 0.3 0.365 0.206 0.159 -43.5%
37 Durchlaufende Beitrdge 1.6 1.800 1.189 0.611 -33.9%
39 Inferne Verrechnungen 1.0 1.133 1.022 0111 ©9.8%
Total Aufwand 8.1 8.586 7.592 0.994 11.6%
42 Entgelte -1.2 -1.885 -1.032 0.853 45.2 %
44 Finanzertrag 0.5 -0.509 -0.509
46 Transferertrag 0.1 -0.040 0.007 0.047 116.8%
47 Durchlaufende Beitréige 1.6 -1.800 -1.189 0.611 -33.9%
49 Intere Verrechnungen 4.4 -4.172 -4.067 0.105 2.5%
Total Ertrag 7.9 -7.898 -6.791 1.107 -14.0%
Saldo - Globalbudget 0.2 0.688 0.801 0.113 16.5%
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Bemerkungen zur Erfolgsrechnung
30 Personalaufwand:

Aufgrund der Unterschreitung des durchschnitilichen Personalbestandes (siehe Kapitel 1.5) realisieren wir Minderkosten.

31 Sach- und tbriger Betriebsaufwand:

Wir tragen Mehrkosten fiir Dienstleistungen Dritter, da wir Aufgaben im Zusammenhang mit Enteignungsgeschéften (vif] teilweise

extern vergeben haben.

36 Transferaufwand:

Tiefere Staatsbeitréige fir den sozialen Wohnungsbau (siehe auch nachfolgende Informationen zum Transferaufwand /-ertrag).

37/47 Durchlaufende Beitrage:

Tiefere Bundesbeitrége fir den sozialen VWWohnungsbau.

42 Enigelte / 44 Finanzertrag:

Wir erzielen geringere Bauhonorare von Dritten (Lups) in Abhéngigkeit von deren fieferen Investitionsvolumen. Die
Verwaltungshonorare auf den Mietzinsertragen sind durch den Wegfall der Mieten fir die Hochschule Lluzem, Wirtschaft ab dem

1.1.2013 wesentlich tiefer.

49 Inferne Verrechnungen:

Die Honorarertrége fir Projekileistungen im Landerwerb fir Dritte fallen in die KoA 44.

Informationen zu den Leistungsgruppen (in Mio. Fr.)

1. Bau- und Immobilienmanagement R 2012 B 2013 R 2013 Abw. Abw. %
Total Aufwand 6.1 6.3 6.1 0.2 3.5%
Total Ertrag 6.3 -6.1 5.6 0.5 -8.0%
Saldo 0.2 0.3 0.5 0.3 97.8%
2. Sozialer Wohnungsbau R 2012 B 2013 R 2013 Abw.  Abw. %
Total Aufwand 2.0 2.2 1.5 0.8 -34.3%
Total Ertrag -1.6 1.8 -1.2 0.6 -34.2 %
Saldo 0.4 0.4 0.3 0.1 -34.8%
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Information zum Transferaufwand/Transferertrag
(in Mio. Fr.) R 2012

36100001 Entschédigungen an Bund 0.0
36120001 Entschédigungen an Gemeinden und
Gemeindezweckverbénde

36364001 LUWEG/KWE 0.3
Total Transferaufwand 0.3
46100001 Entschadigungen vom Bund 0.1
46362001 Rickzahlungen Wohnbauférderungen

Total Transferertrag -0.1

B 2013
0.010
0.005

0.350
0.365
0.020
0.020
-0.040

R 2013

0.206
0.206

-0.007
-0.007

Abw.

-0.010
-0.005

0.144
0.159

0.020
0.013
0.033

Abw. %
-100.0 %
-100.0 %

41.1 %
-43.5%
-100.0 %
66.5 %
-83.3%

Bemerkungen zum Transferaufwand / Transferertrag

Zahlungssftréme im Zusammenhang mit der Wohnbauférderung. Nicht enthalten ist jedoch in dieser Sicht der Anteils des Bundes,

da diese Werte als "Durchlaufende Beitrége" (37 /47) gelten.
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HO0-4071 FD - Immobilien

Politischer Leistungsauftrag mit Erlduterungen

Aktuelles Umfeld / Chancen und Risiken
s. Aufgabenbereich HO-4070 FD — Dienstleistungen Immobilien

1.2

Politischer Leistungsauftrag
s. Aufgabenbereich HO-4070 FD — Dienstleistungen Immobilien

1.3

Leistungsgruppen
1. Staats- und Mietliegenschaften

1.4

Zielschwerpunkte und Indikatoren
Zielschwerpunkte

Im Aufgabenbereich Immobilien werden keine Leistungen erbracht. Es geht um die Trennung von Kosten und um die Ertrége der

Staats- und Mietliegenschaften. Deshalb wird auf ein Wirkungsmodell verzichtet.

Indikatoren Art R 2012 B 2013
Bereitstellung der erforderlichen Finanzmittel

(2% des Neuwertes + Nachholbedarf) (in Mio. Fr.) min. 29.1 26.7
Verkaufserldse (in Mio. Fr.) max. 2.3 0.7
Zustandswert der Gebdude % 73% 75%

R 2013

22.6
2.13
75 %

Bemerkungen
Bereitstellung erforderliche Finanzmittel:

Unser Ziel ist es, im Jahr 2016 die erforderlichen Finanzmittel fir den Werterhalt der kantonalen Immobilien mit einem Anteil von

35 Mio. Fr. einzusetzen zu kénnen.

Verkaufserl®s:
Gewinne aus Verkdufen von Grundstiicken.

Zustandswert Gebdude:

Der Indikator wird erhoben fir Gebdude mit einem Gebdudeversicherungswert von tber Fr. 100'000. Der resultierende durch-
schnitfliche Substanzwert dieser Gebéude ist der Zustandswert in Prozenten im Verhélinis zum Neuwert. Die Zielgrésse fir diesen

Indikafor liegt gemdss Immobiliensirategie bei >80 %.

1.5

Statistische Messgroéssen R 2012 B 2013
Personalbestand in Vollzeitstellen: Hauswarte /Reinigungspersonal 6.3 6.5
Anzahl staatseigene Gebdude 545 555
Cebdudeversicherungswert (in Mia. Fr.) 1.55 1.49

R 2013
6.6
515
1.62

Bemerkungen
Anzahl Gebdude / Gebéudeversicherungswert

Abgdnge von Gebduden (Verkauf, Abbruch), Bereinigungen infolge des intfernen SAP-Datenvalidierungsprojektes, sowie die
Zusammenlegung von einzelnen Gebduden bzw. deren GVLI-Policen (Einheit der Gebdude) fihren zur veréinderten Kennzahl. Der
Gebdaudeversicherungswert verdndert sich ebenfalls aufgrund der genannten Faktoren und infolge erhdhter GVI-Werte (z.B. Uni).

Gesetzgebungsprojekte
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Bezeichnung
keine

Zeitraum
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3. Massnahmen und Projekte (in Mio. Fr.)
Bezeichnung Vorhaben Zeitraum ER/IR Finanzielle Konsequenzen
Plan IST kum.  Erwartete
Endkosten
gemdss Portfolio Hochbau (siehe 6.2 Investitionsrechnung) IR 53.275 33.891 33.891
4. Hochbauprojekte (via Investitionen kantonale Hochbauten finanziert; in Mio. Fr.)
Bezeichnung Vorhaben Zeitraum Finanzielle Konsequenzen
Plan IST kum.  Erwartete
Endkosten
Zentrales Verwaltungsgebdude: in Projektierung 2012-2023 ca. 150 0.291  ca. 150
5. Weitere Massnahmen aus Strategie und Legislaturprogramm
Bezeichnung Vorhaben Zeitraum
s. Aufgabenbereich H0O-4070 FD — Dienstleistungen Immobilien
6. Entwicklung der Finanzen im Aufgabenbereich
6.1 Erfolgsrechnung
Aufwand und Ertrag (in Mio. Fr) R 2012 B 2013 R2013 Abw. Abw. %
30 Personalaufwand 0.5 0.559 0.502 0.057 -10.2%
31 Sach- und Gbriger Betriebsaufwand 44.5 48.735 41.413 7.323 -15.0%
33 Abschreibungen Verwaltungsvermdgen 48.1 48.075 47258 0817 17 %
34 Finanzaufwand 1.5 3.056 1.054 -2.002 5.5 %
39 Inferne Verrechnungen 56.5 57.532 54.597 -2.934 51%
Total Aufwand 151.0 157.956 144.823 -13.133 8.3 %
41 Regalien und Konzessionen 0.5 -0.140 -0.584 0.444 316.8 %
42 Enigelte 2.0 -2.590 -1.908 0.682 26.3%
43 Verschiedene Erfrage 0.0 -0.039 0.039
44 Finanzertrag -31.2 29.541 -30.088 0.547 1.9%
40 Fiskalertrag -5.0 -5.144 -5.073 0.071 1.4%
49 Intere Verrechnungen -82.5 -83.500 -83.531 0.031 0.0%
Total Ertrag 1211 2120915 -121.222 0.307 0.3%
Saldo - Globalbudget 29.9 37.041 23.601  -13.440 -36.3%

Bemerkungen zur Erfolgsrechnung
30 Personalaufwand:

Wir realisieren Minderkosten aufgrund organisatorischen Anpassungen/Zusténdigkeiten bei den Reinigungsmitarbeitenden.

31 Sach- und ibriger Betriebsaufwand:

Der Sachaufwand liegt hauptscichlich tiefer aufgrund des Wegfalls der verschiedenen Standorte der Hochschule Luzern. Die
Anpassung der Verbuchungspraxis fir Finanzierungs-leasing betréigt rund 1,8 Mio. Fr. Entsprechende Budgetanpassungen sind ab

2014 vollzogen.

34 Finanzaufwand:

Aufgrund der Verbuchungspraxis des Finanzierungs-leasings (siehe 31 Sach- und Gbriger Betriebsaufwand) tragen wir rund 0,5
Mio. Fr. Zinsaufwendungen, welche im Budget 2013 noch nicht kostenartengerecht eingestellt wurden (Budgetanpassung ab
2014). Gleichzeitig sind bei den liegenschaften des Finanzvermégens die Kosten fiir Instandhaltung und die Betriebs- und
Nebenkosten tiefer als in der Planung angenommen (aufgrund der fehlenden Erfahrungszahlen).

39 Interne Verrechnungen:
Tieferer kalkulatorischer Zinsaufwand auf dem Anlagevermégen.

41 Regalien und Konzessionen:

Verbuchung von Wasserzinsen. Wir haben im Zusammenhang mit der FLG-Umsetzung ab 2012 neu die nicht bei uns budgetier
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ten Werte der Wasserversorgung St. Urban integriert [vorher in Rechnung der Luzemer Psychiatrie, Lups).

42 Enigelte:
Die Nebenkostenvergiitungen Dritter sind rund 0,5 Mio. Fr. tiefer ausgefallen (u.a. aufgrund Wegfall HSLU-Standorte; siehe auch
31 Sach-/ibriger Betfriebsaufwand).

44 Finanzertrag:
Wir erzielen Mehrertrdge aus dem Gewinn aus Verkéufen von Grundstiicken/Sachanlagen des Finanzvermégens.

Information zum Transferaufwand/Transferertrag

(in Mio. Fr.) R 2012 B 2013 R 2013 Abw. Abw. %
Total Transferaufwand 0.0 0.000 0.000

46600100 Planm. Aufl. passivierter Investitionsbeitrdge Bund -3.1 -3.217 -3.241 0.024 0.7 %
46600200 Planm. Aufl. passivierter Investitionsbeitrdge Kanto 0.0 -0.033 0.034 -0.001 1.7 %
46600300 Planm. Aufl. passivierter Investitionsbeitrdge Gde. 0.4 0.372 -0.397 0.025 67%
46600500 Planm. Aufl. passivierter Investitionsbeitrdge Dritte -1.5 -1.521 -1.401 0.120 7.9%
Total Transferertrag 5.0 -5.144 -5.073 0.071 1.4%

Bemerkungen zum Transferaufwand / Transferertrag

Die Investitionsbeitréige werden nach FLG passiviert. Die Auflésung erfolgt - analog den Abschreibungen aus den Investitionen -
iber die Laufzeit der entsprechenden Anlagen.

6.2

Investitionsrechnung
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Ausgaben und Einnahmen (in Mio. Fr.) R 2012 B 2013 R 2013 Abw. Abw. %
50 Sachanlagen 50.8 45.830 33.891 -11.939 -26.0%
Total Ausgaben - Voranschlagskredit 50.8 45.830 33.891 11939 -26.0%
60 Abgang Sachanlagen -0.198 0.198

63 Investitionsbeitrdge fir eigene Rechnung -3.0 -0.400 -5.359 4.959  >=1000%
Total Einnahmen 3.0 -0.400 -5.557 -5.157  >=1000%
Nettoinvestitionen 47.8 45.430 28.334 17.09 37.6%

Bemerkungen zur Investitionsrechnung

50 Sachanlagen:

Generell verzeichnen wir Verzégerungen bei einzelnen Projekiumsetzungen. Im Vorjahr 2012 wurden jedoch auch rund 17 Mio.
Fr. passive Rechnungsabgrenzungen verbucht, worin teilweise auch Kreditibertragsbestandteile enthalten waren. Im Jahr 2013
konnte das System zur Definition und Trennung der zeitlichen Abgrenzungen und der Kreditibertréige verbessert werden. Die zeitli-
chen Abgrenzungen 2013 sind mit 8,6 Mio. Fr. massiv tiefer und die Kreditibertrége mit 5,3 Mio. Fr. (Vorjahr 2,4 Mio. Fr.)
hsher.

60 Abgang Sachanlagen: )
Abgang von Mieterausbauten (bei Zumietungen) durch Ubertrag an Hochschule Luzem (siehe auch 31 Sach-/ibriger
Betriebsaufwand).

63 Investitionsbeitrdge fir eigene Rechnung:
siehe nachfolgende Informationen zu den Investitionsbeitrdgen
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Information zu den Investitionsbeitrdagen (in Mio. Fr)

Total eigene Investitionsbeitrage

63000001 IVRT fir eigene Rechnung Bund

63100001 IVBT fir eigene Rechnung Kanton/Konkordate
63200001 IVBT fir eigene Rechnung von Gemeinden
63400001 IVBT fir eigene Rechnung von &ff. Unternehmen
Total Investitionsbeitrége fir eigene Rechnung

R 2012
0.0
-3.0

0.0
-3.0

B 2013
0.000
-0.300

-0.100
-0.400

R 2013

0.000
-5.008
0.227
-0.054
-0.070
-5.359

Abw.

-4.708
0.227
-0.054

0.030

-4.959

Abw. %

>= 1000%

297 %
>= 1000%

Bemerkungen zu den Investitionsbeitragen

Wir haben Beitréige fiir Projekte bei der Strafanstalt VWauwilermoos, dem Untersuchungsgeféingnis Grosshof und fir die Universitét

Luzern erhalten.
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HO-5010 GSD - Stabsleistungen

Politischer Leistungsauftrag mit Erlduterungen

Aktuelles Umfeld / Chancen und Risiken

keine

1.2

Politischer Leistungsauftrag

Das Departementssekretariat ist die Stabsstelle des Gesundheits- und Sozialdepartementes (GSD). Es unterstitzt die

Departementsleitung bei der fachlich-politischen und betrieblichen Fishrung, nimmt die administrative Leitung des Departementes

wahr und koordiniert die Verwaltungstatigkeit innerhalb des Departementes und gegen aussen. Es sorgt in den Bereichen

Gesundheit, Soziales, Gesellschaft und Arbeit fir eine effiziente und bedarfsgerechte Aufgabenerfiillung.

Fir die fachliche Fihrung werden folgende Leistungen erbracht:

- Fachliche Bearbeitung von Aufirdgen des Kantonsrates, des Regierungsrates und des Departementsvorstehers

- Inferne und externe Kommunikation

- Spezielle Dienstleistungen (Erlasse, Vernehmlassungen, Stellungnahmen, Mitarbeit in interkantonalen Gremien, Leitung von
Arbeitsgruppen und Projekfen)

- Erteilung von Bewilligungen nach Sozialhilfegesetz

- Gewdhrleistung einer wirksamen, zweckméssigen und wirtschaftlichen Gesundheitsversorgung

Fir die betriebliche Fihrung werden folgende Leistungen erbracht:

- Strategische und operative Planung des Gesundheifs- und Sozialdepartementes
- Fohrung des Personals und Personaladministration

- Dienststellenrechnungswesen und -Controlling

- Departementscontrolling

- Fihrung der Departementsinformatik und Organisationsberatungen.

1.3

Leistungsgruppen
1. Stabsleistungen

1.4

Zielschwerpunkte und Indikatoren

Zielschwerpunkte

Das Departementssekretariat unterstijtzt die Departementsleitung in ihrer Fihrungstatigkeit und stellt die professionelle und effiziente
Steuerung des Departementes sicher. Die Aufgaben umfassen die Planung und das Reporting, die Bearbeitung von politischen
Geschaffen und Entscheiden sowie die Beratungs-, Informations- und Kommunikationstatigkeit. Diese Leistungen werden in der ver-
einbarten Menge, Qualitat und Zeit erbracht; dadurch kénnen die Prozesse im Departement termin- und sachgerecht weiter-
gefuhrt werden.

Indikatoren Art R 2012 B 2013 R 2013
Beurteilung der Zuverléssigkeit und Qualitét

von GSD-leistungen gut gut gut
Qualitatsbeurteilungspunkte nach EFQM (350 Punkie

entsprechen einer ISO-Zertifizierung) mind. wurde nicht erhoben 300  wurde nicht erhoben

1.5

Statistische Messgréssen R 2012 B 2013 R 2013
Personalbestand in Vollzeitstellen 12.4 12.9 12.0
Anzahl lernende 0.0 0.0 0.0

Gesetzgebungsprojekte
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Bezeichnung Zeitraum
Neues kanfonales Sporiférderungsgesetz > B 74 vom 14. Mai 2013 Herbst 2012 - 2014
Totalrevision Sozialhilfegesetz (SRL Nr. 892) > in Vernehmlassung bis 2014
Revision des Geselzes iiber die Arbeitslosenversicherung und den Arbeitslosenhilfsfonds (SRL Nr. 890) bis 2014

> B 96 vom 26. November 2013
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3. Massnahmen und Projekte (in Mio. Fr.)
Bezeichnung Vorhaben Zeitraum ER/IR Finanzielle Konsequenzen
Plan IST kum.  Erwartete
Endkosten
Umsetzung Behindertenfahrdienst ab 2012 ER
Evaluation Pflegefinanzierung 2011-2016
4. Hochbauprojekte (via Investitionen kantonale Hochbauten finanziert; in Mio. Fr.)
Bezeichnung Vorhaben Zeitraum Finanzielle Konsequenzen
Plan IST kum.  Erwartete
Endkosten
keine
5. Weitere Massnahmen aus Strategie und Legislaturprogramm
Bezeichnung Vorhaben Zeitraum
keine
6. Entwicklung der Finanzen im Aufgabenbereich
6.1 Erfolgsrechnung
Aufwand und Ertrag (in Mio. Fr.) R 2012 B 2013 R 2013 Abw. Abw. %
30 Personalaufwand 1.9 2.002 1.877 0.125 62%
31 Sach- und ibriger Betriebsaufwand 0.3 0.631 0.554 0.077 112.2%
33 Abschreibungen Verwaltungsvermégen 0.1 0.066 0.048 0.018 -28.0 %
34 Finanzaufwand 0.0 0.000 0.000 0.000 -75.8%
35 Einlagen in Fonds 0.6 1.239 1.239
36 Transferaufwand 4.4 5.200 4.232 -0.968 18.6%
39 Inferne Verrechnungen 1.4 1.794 1.692 -0.102 57 %
Total Aufwand 8.8 9.693 9.642 0.051 0.5%
42 Entgelte 0.0 -0.029 -0.042 0.013 459%
44 Finanzertrag 0.000 0.000
45 Entnahmen aus Fonds 0.1 -0.395 -0.385 0.010 25%
46 Transferertrag 0.2 0.153 0.156 -0.003 1.9%
49 Interne Verrechnungen -3.4 -3.551 -4.218 -0.666 18.8%
Total Ertrag 3.7 -4.128 -4.800 0.672 16.3 %
Saldo - Globalbudget 5.1 5.565 4.842 0.723 13.0%

Bemerkungen zur Erfolgsrechnung

30 Personalaufwand:
Minderaufwand zum Budget durch Pensenreduktion und geringere Weiterbildungskosten.

31 Sach- und ibriger Betriebsaufwand:

Tiefere Informatikkosten fir Software und Hardware durch Verzégerungen von Informatikprojekten.

Die Kosten fir ibrige Dienstleistungen,/Honorare sind leicht unfer Budget ausgefallen.

33 Abschreibungen:
Seit der Einfihrung des FLG's werden Investitionen periodengerecht akfiviert und abgesch
keine Investitionen gefdtigt wurden, verringemn sich auch die Abschreibungen.

35 Einlagen in Fonds:
Einlage noch nicht verwendeter Lotteriegelder zum Ausgleich in den Lofteriefonds.

rieben. Da in den Jahren 2010-2013

Haherer Betrag gegeniiber dem Vorjahr durch lotteriezusatzertréignisse, welche erst im 2014 zur Auszahlung kommen.

36 Transferaufwand:
Detailbeschreibung unter Bemerkungen zum Transferaufwand/Transferertrag
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42 Enigelte:
Mehreinnahmen durch anteilsmassige Weiterverrechnug von Dienstleistungen an Dritte, welche zum Zeitpunkt der Budget-
Erstellung noch nicht bekannt waren.

46 Transferertrag:
Detailbeschreibung unter Bemerkungen zum Transferaufwand /Transferertrag

49 Inferne Verrechnungen: )
Hoherer Befrag gegeniber dem Budget durch die Uberweisung der Lotteriezusatzertrégnisse (s. auch 35 Einlagen in Fonds).

Information zum Transferaufwand/Transferertrag

(in Mio. Fr.) R 2012 B 2013 R 2013 Abw. Abw. %
36315101 Konferenzen: Kostenanteile 0.3 0.314 0.319 0.006 1.8%
36340001 Beitréige an &ffentliche Unternehmungen 0.0 0.020 0.020 0.000 0.0%
36345101 ZiSG (Zweckverband f. inst. Soz.hilfe und Gesun.) 3.2 3.260 3.266 0.006 0.2%
36348201 IC Beitrag an Verkehrsverbund 0.3

36350001 Beitrdge an private Unternehmungen 0.6 1.106 0.627 0.479 43.3 %
36355101 Behindertenfahrdienst 0.500 -0.500 -100.0 %
Total Transferaufwand 4.4 5.200 4.232 0.968 18.6%
46300003 Beitrage eigene Rechnung N-+L 0.2 -0.153 -0.156 -0.003 1.9%
Total Transferertrag -0.2 -0.153 -0.156 -0.003 1.9%

Bemerkungen zum Transferaufwand / Transferertrag

36348201 IC Beitrag an Verkehrsverbund / 36355101 Behindertenfahrdienst:

Da der Verkehrsverbund Luzern zum Konsolidierungskreis des kantonalen Finanzhaushalts gehort, werden die Kosten jeweils im
Vergleich zum Budget auf ein separates Intercompany-Konfo gebucht.

Da jedoch die bestehenden Reserven beim Verkehrsverbund Luzern ausreichten, um die geplanfen Ausgaben von Pro Infirmis
finanzieren zu kénnen, wurden keine Kantons- und Gemeindebeitrdge eingefordert.

36350001 Beitrége an private Unfernehmungen:
Es wurden weniger lotteriegelder ausbezahlt als budgetiert. Unterstitzungsanfragen fir gréssere Projekte blieben aus.

6.2

Investitionsrechnung
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Ausgaben und Einnahmen (in Mio. Fr.) R 2012 B 2013 R 2013 Abw. Abw. %
50 Sachanlagen 0.045 0.045 -100.0 %
Total Ausgaben - Voranschlagskredit 0.0 0.045 0.000 0.045 -100.0 %
Total Einnahmen 0.0 0.000 0.000

Nettoinvestitionen 0.0 0.045 0.000 -0.045 -100.0 %

Bemerkungen zur Investitionsrechnung

Da mit dem Geselz iber die Steuerung der Finanzen und leistungen (FLG) die Akfivierungsgrenze fir Informatik gedindert wurde,
laufen kleinere Investitionen in die Erfolgsrechnung ein.
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HO0-6610 JSD - Stabsleistungen

1. Politischer Leistungsauftrag mit Erlauterungen

1.1 Aktuelles Umfeld / Chancen und Risiken
Keine Verdnderungen gegeniber dem Planjahr.

Das Vertrauen und die Akzeptanz der Bevélkerung in die sicherheitspolitischen Leistungen sind hoch. Das neue Geselz Uber die
Finanzen und die Leistungen (FLG) optimiert das Fihrungssystem, insbesondere im Bereich Internes Kontrollsystem (IKS),
Risikoanalyse und Quadlitétsmanagement (QS). Als Risiken stehen die zunehmende Regelungsdichte von Seiten Bund, der Anspruch
der Gesellschaft "Alltagsprobleme” mit neuen Gesetzen Isen und die Konkurrenzféhigkeit der Attraktivitct als Arbeitgeber gegen
Aussen. Die Anpassung und Erweiterung bestehender Fiihrungssysteme und damit der Geschdftsprozesse bendtigt immer mehr Zeit
und Ressourcen. Zudem sind die finanziellen Mittel bei Investitionen im Hochbau knapp.

1.2 Politischer Leistungsauftrag
Das Departementssekretariat ist die Stabsstelle des JSD. Es unterstiitzt die Departementschefin bei der politischen und betrieblichen
Fihrung sowie in allen Fragen der Kommunikation und Offentlichkeitsarbeit. Es nimmt die administrative Leitung des JSD wahr und
koordiniert die Verwaltungstatigkeiten innerhalo des Departements und gegen aussen.

1.3 Leistungsgruppen
1. Stabsleistungen JSD

1.4 Zielschwerpunkte und Indikatoren
Zielschwerpunkte
Das Departementssekrefariat unterstitzt die Departementsleitung in ihrer Fuhrungstétigkeit und stellt die professionelle und effiziente
Steverung des Departements sicher. Die Aufgaben umfassen die Planung und das Reporting, die Bearbeitung von politischen
Geschéften, Bewilligungen und Entscheiden, die Koordination der Aussenbeziehungen und die Organisation von Abstimmungen
und Wahlen sowie die Beratungs-, Informations- und Kommunikationstétigkeit. Diese leistungen werden in der vereinbarten
Menge, Qualitat und Zeit erbracht; dadurch kénnen die Prozesse im Departement termin- und sachgerecht weitergefhrt werden.
Indikatoren Art R 2012 B 2013 R 2013
Umsetzung der legislaturziele JSD (Basis JSD PPM| min. - 90 % 82 %
Bemerkungen
Das PPM (Projekt-Portfolio Management] umfasst alle wesentliche Projekie des JSD. Es sind 16 Projekie abgeschlossen, 37 Projekte
sind in der Bearbeitung.

1.5 Statistische Messgréssen R 2012 B 2013 R2013
Personalbestand in Vollzeitstellen 18.8 19.9 18.8
Anzahl lermende, Praktikantinnen/Praktikanten 1.8 1 1.1
Bemerkungen
Der Personalbestand ist tiefer ausgefallen als budgetiert. Die Interessenvertretung Bem ist bei der Staatskanzlei angesiedelt.

2. Gesetzgebungsprojekte

Bezeichnung Zeitraum

Zusammenlegung Ober- und Verwaltungsgericht zum Luzemer Kantonsgericht; abgeschlossen seit 01.06.13 20112013
Neuorganisation Regierungsstatthalterinnen und Regierungsstatthalter; fritt per 01.07.14 in Kraft 20102014
Cesetz iber die Sexarbeit; in Vemnehmlassung 2011-2014
Totalrevision Grundbuchgesetz; Botschaft in Vorbereitung 20132014
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3. Massnahmen und Projekte (in Mio. Fr.)
Bezeichnung Vorhaben Zeitraum ER/IR Finanzielle Konsequenzen
Plan IST kum.  Erwartete
Endkosten
keine
4. Hochbauprojekte (via Investitionen kantonale Hochbauten finanziert; in Mio. Fr.)
Bezeichnung Vorhaben Zeitraum Finanzielle Konsequenzen
Plan IST kum.  Erwartete
Endkosten
keine
5. Weitere Massnahmen aus Strategie und Legislaturprogramm
Bezeichnung Vorhaben Zeitraum
keine
6. Entwicklung der Finanzen im Aufgabenbereich
6.1 Erfolgsrechnung
Aufwand und Ertrag (in Mio. Fr) R 2012 B 2013 R2013 Abw. Abw. %
30 Personalaufwand 3.1 3.440 3.390 -0.050 1.5%
31 Sach- und ibriger Betriebsaufwand 1.3 1.556 1.316 0.239 154 %
33 Abschreibungen Verwaltungsvermdgen 0.2 0.163 0.126 0.038 23.0%
34 Finanzaufwand 0.0 0.001 0.000 0.000 -18.6 %
35 Einlagen in Fonds 0.1 0.363 0.363
36 Transferaufwand 1.3 0.990 1.431 0.441 44.6%
39 Inferne Verrechnungen 7.6 7197 7.378 0.180 2.5%
Total Aufwand 13.6 13.347 14.005 0.658 4.9%
42 Enigelte 0.1 -0.085 0.172 -0.087 101.9%
45 Entnahmen aus Fonds 0.4 -0.050 -0.471 0.42] 841.6%
49 Interne Verrechnungen 7.2 -0.649 -7.008 -0.359 5.4%
Total Ertrag 7.7 -6.784 -7.650 0.866 12.8%
Saldo - Globalbudget 5.9 6.563 6.355 0.208 -3.2%
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Bemerkungen zur Erfolgsrechnung
Das Globalbudget wurde um 208'000 Fr. unterschritten.

Beim Personalaufwand (KoA 30) betréigt der Minderaufwand Fr. 50'000. Der Sach- und briger Betriebsaufwand ist tiefer ausge-
fallen als budgtiert. Im Bereich Dienstleistungen und Honorare sowie beim ibrigen Betfriebsaufwand konnten die Kosten tiefer
gehalten werden. Die Abschreibungen sind Fr. 38'000 tiefer ausgefallen, da die Beschaffung der Endgerdte IWP Standart
Arbeitsplatz nicht vollzogen wurde. Beim Transferaufwand (KoA 306) fallen die Beitrdge aus den Lotterie-Ertréignissen markant ins
Gewicht. Fir das Jahr 2013 wurde nichts budgetiert, da per Ende Jahr jeweils eine Fondsentnahme (siehe KoA 45) erfolgt. Die

infernen Verrechnungen fir die Informatik sind um Fr. 180'000 héher ausgefallen.

KoA 42 Enigelte: Die Einnahmen sind aufgrund Riickerstattungen Dritter héher als budgetiert.

KoA 45 Entnahmen aus Fonds: Es wurden hohere Beitréige fir das Schiesswesen ausbezahlt. Dadurch ist die Entnahme aus dem

Fonds héher ausgefallen als erwartet.

Information zum Transferaufwand/Transferertrag

(in Mio. Fr.) R 2012
36310001 Beitrdge an Kantone und Konkordate 0.2
36316001 Konferenz der kantonalen Regierung 0.2
36316002 Militsr- und Polizeidirektorenkonferenz 0.1
36316003 Zentralschweizer BVG- und Stiftungsaufsicht 0.1

36340001 Beitrige an &ffentliche Unternehmungen

B 2013
0.060
0.352
0.138
0.060
0.032

R 2013
0.168
0.211
0.190
0.065
0.006

Abw.
0.108

-0.140

0.052
0.005

-0.026

Abw. %
1797 %
-39.8%
37.3%
8.3 %
81.1%
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36362002 lofterie-Eriragnisse: Versch. Beitrage
36366001 Beitrdge Wehrsport

36366002 Beitrdge Schiesswesen

ibriger Transferaufwand

Total Transferaufwand

Total Transferertrag

R 2012
0.4
0.0
0.3
0.1
1.3

0.0

B 2013

0.072
0.168
0.108
0.990

0.000

R 2013
0.372
0.037
0.299
0.084
1.431

0.000

Abw.
0.372

-0.035

0.131

-0.024

0.441

Abw. %

-48.9 %
78.1%
22.6%
44.6 %

Bemerkungen zum Transferaufwand / Transferertrag

Differenz Beifrdge Schiesswesen und Lotterie-Ertrdgnisse (versch. Beitrdge): Aufgrund der hohen Beitrdge Schiesswesen wurde eine
Fondsentnahme verbucht und die Beitrdge aus dem Lotterie-Fonds wurden im Jahr 2013 nicht budgetiert. Auch hier wurde Ende

Jahr als Ausgleich eine Fondseninahme verbucht.

6.2

Investitionsrechnung

Ausgaben und Einnahmen (in Mio. Fr.)
50 Sachanlagen
Total Ausgaben - Voranschlagskredit

Total Einnahmen

Nettoinvestitionen

R 2012

0.0

0.0
0.0

B 2013

0.350
0.350

0.000
0.350

R 2013

0.000

0.000
0.000

Abw.

-0.350
-0.350

-0.350

Abw. %
-100.0 %
-100.0 %

-100.0 %

Bemerkungen zur Investitionsrechnung

Diverse Informatikprojekte wurden nicht umgesetzt.

%
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HO0-6660 JSD - Dienstleistungen fur Gemeinden

1. Politischer Leistungsauftrag mit Erlauterungen

1.1 Aktuelles Umfeld / Chancen und Risiken
Das Amt fir Gemeinden unterstiitzt den Prozess der Strukiurreform. Die Verantwortung fir die Erreichung der Projekiziele liegt
jedoch bei den Gemeinden und deren Stimmberechtigten. Die Erweiterung des E-Votings auf Stufe Gemeinden wird wegen der
Wahlen in den Jahren 2015,/2016 und der finanziellen Belastung zeitlich verschoben. Das Projekt Zusammenlegung Amt fur
Gemeinden mit Handelsregister und Staatsarchiv zu einer Dienststelle Gemeinden, Handelsregister und Staatsarchiv (GHS) wird
umgesetzt.

1.2 Politischer Leistungsauftrag
Das Amt fir Gemeinden leitet das Projekt Gemeindereform 2000+, stellt die Erbringung der Leistungen aus dem und in den
Finanzausgleich sicher und hat die Projekiverantwortung fir den periodischen Wirkungsbericht Gber den Finanzausgleich. Die
Strukturreform wird durch das Amt fir Gemeinden operativ geférdert und unterstitzt. Die Prozessberatung bei den Gemeinden vor
Ort, die sich dem Thema annehmen, ist zentraler Teil der Arbeit. Die Erfahrung und das Wissen aus den Gemeindeprojekten
werden in die relevanten Projekte und Prozesse auf kantonaler Ebene eingebracht. Das Amt fir Gemeinden organisiert WWahlen
und Abstimmungen, stellt Anfrag zur Erwahrung von Initiativen und Referenden, ist als Aufsichisbehérde im Zivilstandswesen féitig
und fihrt das Sonderzivilstandsamt. Es beurteilt die Gesuche um Namenséanderung. Die Prifung der Gesuche um Erteilung des
kantonalen Birgerrechts, Instrukfion der Beschwerden gegen Entscheide der Gemeinden im Zusténdigkeitsbereich des
Departementes gehdren zu den weiteren Aufgaben des Amtes fir Gemeinden.

1.3 Leistungsgruppen
1. Dienstleistungen fir Gemeinden

1.4 Zielschwerpunkte und Indikatoren
Zielschwerpunkte
Fusionen und Zusammenarbeit zwischen Gemeinden werden geférdert und begleitet
Erstellung Wirkungsbericht Finanzausgleich
Revision Korporationsgesetz
Projekt Anpassung Majorzwahlverfahren
Auswertung E-Voting fir Auslandschweizerinnen und -schweizer, Prijfung Erweiterung auf Stufe Gemeinden
Indikatoren Art R 2012 B 2013 R 2013
Anzahl Gemeinden per Anfang Jahr abs. 87 83 83
Laufende Fusions- und Zusammenarbeitsprojekie abs. 3 2 2
Fusionsabstimmungen abs. 3 0 0
Vollzogene Fusionen abs. 0 4 4
Bemerkungen
Finanzausgleich: Der Wirkungsbericht 2013 wurde dem Kantonsrat am 26. November 2013 unterbreitet.

Projekt Anpassung Majorzwahlverfahren: Nach Vernehmlassung zur Neuberechnung des absoluten Mehrs und Riicksprache mit
den Frakiionen wurde das Projekt beendet.

1.5 Statistische Messgréssen R2012 B 2013 R2013
Personalbestand in Vollzeitstellen 9.9 10 9.5
Anzahl Lernende und Praktikantinnen /Praktikanten 0 0 0
Anzahl ordentliche Einbirgerungen 1'408 1'300 1053
Anzahl bearbeitete Namensénderungen 241 250 267
Inspekiionstage bei regionalen Zivilstandsémtern 5.5 5 5
Anzahl bearbeitefe Beschwerdeinstruktionen 49 20 14
Bemerkungen

70

Beschwerden gegen die Anordnung von vormundschaftlichen Massnahmen fallen im Zusammenhang mit dem neuen KESR weg.
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2. Gesetzgebungsprojekte
Bezeichnung Zeitraum
Totalrevision Korporationsgesetz: abgeschlossen 20112013
Revision Stimmrechtsgesetz [Majorzwahlverfahren): siehe Ziffer 1.4 2013
3. Massnahmen und Projekte (in Mio. fr.
Bezeichnung Vorhaben Zeitraum ER/IR Finanzielle Konsequenzen
Plan IST kum.  Erwartete
Endkosten
keine
4. Hochbauprojekte (via Investitionen kantonale Hochbauten finanziert; in Mio. Fr.)
Bezeichnung Vorhaben Zeifraum Finanzielle Konsequenzen
Plan IST kum.  Erwartete
Endkosten
keine
5. Weitere Massnahmen aus Strategie und Legislaturprogramm
Bezeichnung Vorhaben Zeitraum
keine
6. Entwicklung der Finanzen im Aufgabenbereich
6.1 Erfolgsrechnung
Aufwand und Ertrag (in Mio. Fr) R 2012 B 2013 R2013 Abw. Abw. %
30 Personalaufwand 1.4 1.538 1.367 0.171 111 %
31 Sach- und ibriger Betriebsaufwand 0.1 0.264 0.205 0.059 22.3%
34 Finanzaufwand 0.0 0.000 0.000
36 Transferaufwand 0.3 0.381 0.154 0.227 59.7 %
37 Durchlaufende Beitrdge 0.1 0.123 0.123 0.000 0.0%
39 Inferne Verrechnungen 0.6 0.693 0.666 -0.028 4.0 %
Total Aufwand 2.5 2.999 2.514 0.485 16.2%
42 Entgelte 0.4 0.435 -0.396 0.039 -8.9%
46 Transferertrag 0.0 -0.003 -0.003 0.000 67%
47 Durchlaufende Beitréige 0.1 0.123 -0.123 0.000 0.0%
Total Ertrag -0.5 -0.561 -0.522 0.038 6.9%
Saldo - Globalbudget 2.0 2.438 1.992 0.446 -18.3%

Bemerkungen zur Erfolgsrechnung
Das Globalbudget wurde um Fr. 447'000 unterschritten.

Der Personalaufwand (KoA 30) wurde nicht ausgeschépft wegen voribergehenden Vakanzen. Bei den Honoraren fir juristische
Dienstleistungen und Gemeindeprojekie erfolgten weniger Ausgaben (KoA 31 Sach- und tbriger Betriebsaufwand). Der budge-
tierte Betrag fir die Gemeindeprojekte wurde nicht ausgeschépft (KoA 36 Transferaufwand). Die Anzahl Einbirgerungen war riick-

laufig, entsprechend sind die Einnahmen tiefer.
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Information zum Transferaufwand/Transferertrag

(in Mio. Fr.) R 2012
36100001 Entschédigungen an Bund 0.1
36120001 Entschadigungen an Gemeinden 0.0
36310001 Beitrdge an Kantone und Konkordate 0.0
36326001 Gemeindeprojekte 0.2
Total Transferaufwand 0.3
46100001 Entschadigungen vom Bund 0.0
Total Transferertrag 0.0

B 2013
0.145
0.003
0.008
0.225
0.381
-0.003
-0.003

R 2013
0.073
0.003
0.008
0.070
0.154
-0.003
-0.003

Abw.

-0.072

0.000
0.000

0.156
0.227

0.000
0.000

Abw. %
49.6 %
0.1%
0.0%
-69.0 %
597 %
6.7 %
67 %
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HO-6680 JSD - Staatsarchiv

1.  Politischer Leistungsauftrag mit Erlduterungen

1.1 Aktuelles Umfeld / Chancen und Risiken
Keine Verdnderung gegeniber dem Planjahr.
Der Bedarf nach Einfihrung von Geschéftsverwaltungssystemen (GEVER) in den Dienststellen ist hoch, denn diese sind eine zent-
rale Voraussetzung fiir ein echtes E-Government, das iber die Abwicklung von einzelnen Fachaufgaben wie Stafistik oder Steuern
hinausgeht. Die Einfihrung von GEVER-Systemen setzt Fachwissen Gber Aktenfihrung und Geschéfisprozesse voraus, das im
Staatsarchiv fraditionell vorhanden ist und sténdig a jour gehalten wird. Mit einer hohen Présenz des Staatsarchivs bei der
Einfihrung und Weiterentwicklung von GEVER- und GEVER-Ghnlichen Systemen werden die Voraussetzungen geschaffen fir eine
nachhaltige und dauerhafte Bewirtschaftung der aktuellen Daten und deren langfristige Sicherung. Fehlende Koordination bei der
Einfihrung von [T-Systemen fiihrt zum Verlust von Daten und geféhrdet damit léngerfristig die Rechtssicherheit im Kantfon.

1.2 Politischer Leistungsaufirag
Das Staatsarchiv dient zur Aufbewahrung, Sicherung, Erschliessung und Auswertung von Unterlagen aus allen Tétigkeitsbereichen
der kantonalen Verwaltung und von Unterlagen privater Herkunft, welche den Kanton Luzem betreffen und aus rechtlicher, kulturel-
ler und historischer Sicht zu erhalten sind. Das Staatsarchiv bewahrt diese Unterlagen vor Verlust und Zerstérung und sichert der
Nachwelt damit ein wichtiges kulturelles Erbe des Kantons Luzem. Es fordert durch die Uberlieferung der Unterlagen und durch die
domit in direklem Zusammenhang stehenden Forschungsakiivitéten in der Bevélkerung das Versténdnis fir die eigene
Kantonsgeschichte und wirkt dadurch identittsstifrend.

1.3 Leistungsgruppen
1. Staatsarchiv

1.4 Zielschwerpunkte und Indikatoren
Zielschwerpunkte
Einfohrung und Betriebsberatung fir GEVER-Systeme
Die Uberlieferung wird durch den konsequenten Einsatz von GEVER-Systemen in der Verwaltung sichergestellt. Die elektronischen
Akten werden vom Staatsarchiv geordnet und revisionssicher ibernommen. Damit steigen die Qualitat der Aktenfihrung und die
Kundenfreundlichkeit.
Langfristige Datenhaltung und Datensicherheit
Die Uberlieferung der archivierten Bestéinde wird durch die regelmassige Zustandskontrolle und die erforderlichen Massnahmen im
physischen und elekironischen Umfeld sichergestellt. Die Rechtssicherheit der éffentlichen Hand im Kanton Luzem ist somit
gewdhrleistet.
Sicherstellung der Benutzung
Die Unterlagen werden weiterhin mindesfens auf Dossierstufe erschlossen und nach ankerkannten fachlichen Standards konserviert.
Forderung der Benutzung durch Auskiinfte und Forschungsarbeiten
Das Staatsarchiv férdert die wissenschaftliche Nutzung seiner Bestdnde durch Recherchen, Quelleneditionen und eigene
Forschungsarbeiten. Es sorgt fir die rasche und kompetente Beantwortung von Anfragen und steigert so die Qualitét und Effizienz
von Verwaltungshandeln und Forschung.
Indikatoren Art R 2012 B 2013 R 2013
Beantwortung von Anfragen innerhalb 5 Arbeitstagen rel. 99 % 99 % 99 %

1.5 Statistische Messgrossen R 2012 B 2013 R2013
Personalbestand in Vollzeitstellen 16.4 16 16
Anzahl lernende, Praktikantinnen/Praktikanten 1.9 2 2.3
Ubemommene Akten (in Laufkilometern) 0.36 0.5 0.35
Umfang der magazinierten Archivbestcénde (in Laufkilometern) 16.8 17 16.5
Benuizertage im Llesesadal 3'370 3500 3'100

2. Gesetzgebungsprojekte

Bezeichnung Zeitraum
keine
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3. Massnahmen und Projekte (in Mio. Fr.)
Bezeichnung Vorhaben Zeitraum ER/IR Finanzielle Konsequenzen
Plan IST kum.  Erwartete
Endkosten
keine
4. Hochbauprojekte (via Investitionen kantonale Hochbauten finanziert; in Mio. Fr.)
Bezeichnung Vorhaben Zeitraum Finanzielle Konsequenzen
Plan IST kum.  Erwartete
Endkosten
keine
5. Weitere Massnahmen aus Strategie und Legislaturprogramm
Bezeichnung Vorhaben Zeitraum
Konzepterarbeitung/Einfihrung: Elekironische Geschéftsverwaltung und Langzeitarchivierung 20122015
6. Entwicklung der Finanzen im Aufgabenbereich
6.1 Erfolgsrechnung
Aufwand und Ertrag (in Mio. Fr) R 2012 B 2013 R2013 Abw. Abw. %
30 Personalaufwand 2.4 2.484 2.333 0.151 6.1%
31 Sach- und ibriger Betriebsaufwand 0.4 0.287 0.280 -0.008 2.7 %
33 Abschreibungen Verwaltungsvermdgen 0.0 0.012 0.003 0.009 72.0%
34 Finanzaufwand 0.0
36 Transferaufwand 0.1 0.185 0.309 0.124 67.2%
39 Inferne Verrechnungen 1.5 1.573 1.563 0.010 0.6%
Total Aufwand 4.4 4.541 4.488 0.053 1.2%
42 Entgelte 0.2 0.136 -0.172 -0.036 26.4 %
45 Entnahmen aus Fonds 0.4 0417 -0.460 0.048 11.8%
46 Transferertrag -0.003 0.003 -100.0 %
49 Interne Verrechnungen 0.0 -0.008 -0.004 0.004 -50.6 %
Total Ertrag 0.6 -0.558 -0.636 0.077 13.8%
Saldo - Globalbudget 3.7 3.983 3.852 0.131 -3.3%
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Bemerkungen zur Erfolgsrechnung

Das Globalbudget wird um rund Fr. 130'000 unterschritten durch Minderaufwinde infolge nicht ersetzter Personalabgénge

(Sparpaket L+S) und einmalig erhdhte Rickerstattungen von Dritten.

Information zum Transferaufwand/Transferertrag

(in Mio. Fr.) R2012
36316004 Kantonsgeschichte 20. Jahrhundert 0.1
36318001 IC Beitréage an Kantone und Konkordate

36362002 lotterie-Erir: Versch. Beitrdge 0.0
Total Transferaufwand 0.1
46300001 Beitrége vom Bund

Total Transferertrag 0.0

B 2013 R 2013 Abw. Abw. %
0.185 0.279 0.094 51.0%
0.030 0.030

0.185 0.309 0.124 67.2%
-0.003 0.003 -100.0 %
-0.003 0.000 0.003 -100.0 %
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6.2

Investitionsrechnung

Ausgaben und Einnahmen (in Mio. Fr.) R 2012
50 Sachanlagen

Total Ausgaben - Voranschlagskredit 0.0
Total Einnahmen 0.0
Nettoinvestitionen 0.0

B 2013
0.150
0.150

0.000
0.150

R 2013
0.076
0.076

0.000
0.076

Abw.

-0.074
-0.074

0.074

Abw. %
-49.4 %
494 %

-49.4 %

Bemerkungen zur Investitionsrechnung
Investition Buchscanner ist tiefer ausgefallen als budgetiert.
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HO0-6700 JSD - Gemeindeaufsicht

1. Politischer Leistungsauftrag mit Erlauterungen
1.1 Aktuelles Umfeld / Chancen und Risiken
Durch die Neuregelung des Kindes- und Erwachsenenschutzrechts auf Anfang 2013 reduzierte sich der Aufirag der Regierungs-
statthalter um rund 25 %. Der Personalbestand ist per Ende 2013 nochmals reduziert worden.
1.2 Politischer Leistungsauftrag
Die Regierungsstatthalter sind einzige Verwaltungsbehérde auf Amisebene. Sie fragen zum Ausgleich der Interessen und zum
gegenseitigen Verstandnis zwischen Kanton und Gemeinden, Birgerschaft und Staat bei. Die Regierungsstatthalter sind allge-
meine Aufsichtsbehdrde ber die Gemeinden ihres Amtes und deren Behdrden und fachliche Aufsichisbehorden im Teilungswesen.
Sie sind Beschwerdeinstanz in Erbschaftsfdllen. Die Regierungsstatthalter entscheiden tber Grundstickerwerb durch Personen im
Ausland, Uber die Erteilung von Pflegekinderbewilligungen im Hinblick auf eine Adoption (Amt Luzem) und Gber Adoptionen. Sie
besorgen nach den Vorschriffen des Gesetzes iber die Verwaltungsrechtspflege die Rechtshilfe und die Vollstreckung durch Ersatz-
vornahme oder unmittelbaren Zwang. Sie unterstehen der Diensfaufsicht des Justiz- und Sicherheitsdepartements.
1.3 Leistungsgruppen
1. Gemeindeaufsicht
1.4 Zielschwerpunkte und Indikatoren
Zielschwerpunkte
Die Aufsichtsbehdrde des Kantons Luzern hat die Gemeinden unter Respektierung ihres Gestaltungsfreiraumes zu unterstiitzen und
wo notwendig aufsichtsrechtliche Massnahmen anzuordnen. Sie gewdhrleistet im Interesse der Einwohnerinnen und Einwohner,
dass die demokratischen, rechtsstaatlichen, verwaltungstechnischen und finanziellen Strukiuren und Prozesse in den Gemeinden
den Mindestanforderungen entsprechen.
Indikatoren Art R 2012 B 2013 R 2013
Kontrollberichte: Abnahme Hinweise u. Bemerkungen  absolut 353 400 249
Aufsichtsbeschwerden: Erledigung innert 60 Tagen % 100 % 100 % 100 %
1.5 Statistische Messgréssen R 2012 B 2013 R2013
Personal in Vollzeitstellen 12.0 9.3 9.0
Anzahl lermende, Praktikantinnen/Praktikanten 0 0 0
2. Gesetzgebungsprojekte
Bezeichnung Zeitraum
Reorganisation und Neuausrichtung Regierungsstatthalter 2013-2014
3. Massnahmen und Projekte (in Mio. Fr.)
Bezeichnung Vorhaben Zeitraum ER/IR Finanzielle Konsequenzen
Plan IST kum.  Erwartete
Endkosten
keine
4. Hochbauprojekte (via Investitionen kantonale Hochbauten finanziert; in Mio. Fr.)
Bezeichnung Vorhaben Zeitraum Finanzielle Konsequenzen
Plan IST kum.  Erwartete
Endkosten
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5. Weitere Massnahmen aus Strategie und Legislaturprogramm
Bezeichnung Vorhaben Zeitraum
keine

6. Entwicklung der Finanzen im Aufgabenbereich

6.1 Erfolgsrechnung
Aufwand und Ertrag (in Mio. Fr) R 2012 B 2013 R2013 Abw. Abw. %
30 Personalaufwand 1.9 1.467 1.378 -0.089 6.1%
31 Sach- und ibriger Betriebsaufwand 0.1 0.164 0.127 0.036 22.2%
33 Abschreibungen Verwaltungsvermégen 0.0 0.001 -0.001 -100.0 %
34 Finanzaufwand 0.0 0.000 0.000
36 Transferaufwand 0.1 0.045 0.065 0.020 43.8%
39 Inferne Verrechnungen 0.2 0.235 0.226 -0.009 4.0 %
Total Aufwand 2.2 1.912 1.796 0.116 6.1%
42 Entgelte 0.1 0.150 -0.180 -0.030 20.3%
Total Ertrag -0.1 -0.150 -0.180 -0.030 20.3 %
Saldo - Globalbudget 2.1 1.762 1.615 0.147 8.3%

Bemerkungen zur Erfolgsrechnung
Das Globalbudget wurde um Fr. 146'846 unterschritten.

Der geringere Personalaufwand ist darauf zuriickzufihren, dass eine Teilzeitstelle bei einem Personalaustritt im Hinblick auf die

bevorstehende Neuregelung der Aufsicht nicht besetzt wurde.

Beim Sachaufwand mussten weniger Abklérungen durch Dritte in Auftrag gegeben werden, da weniger Gesuche um Pflegekinder-

bewilligungen im Hinblick auf eine Adoption gestellt wurden.

Gemdss einer interkantonalen Vereinbarung hat der Kanton Luzem an die Fachstelle fiir Adoption an die Defizite der Johre 2010
und 2011 einen Deckungsbeitrag von insgesamt Fr. 32'430 zu leisten, 1. Tranche von Fr. 16250 zu lasten der Rechnung

2013, die 2. Tranche im Jahre 2017.

Die Schulungen der Confrolling-Kommissionen und der Rechnungskommissionen war sehr gut besucht und fihrten zu

Mehreinnahmen bei den Kursgebihren von rund Fr. 30'000.

Information zum Transferaufwand/Transferertrag

(in Mio. Fr.) R 2012
36316001 Konferenz der kantonalen Regierungen 0.1
Total Transferaufwand 0.1
Total Transferertrag 0.0

B 2013
0.045
0.045

0.000

R 2013
0.065
0.065

0.000

Abw.
0.020
0.020

Abw. %
43.8 %
43.8 %

Bemerkungen zum Transferaufwand / Transferertrag
Beitrag an die Schweizerische Fachstelle fir Adoption.
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H1-6620 JSD - Polizeiliche Leistungen

1. Politischer Leistungsauftrag mit Erlauterungen

1.1 Aktuelles Umfeld / Chancen und Risiken
Die Luzerner Polizei ist nach wie vor stark gefordert durch hohe Fallzahlen, neue Kriminalitétsformen wie Cyberkriminalitat, eine
Zunahme von sehr grossen Wirtschaftsdelikien mit internationalem Bezug sowie eine hohe Anzahl von Féllen héuslicher Gewalt.
Das Bevslkerungswachstum und die stéindig steigende Mobilitét fihren zu mehr Verkehrsdelikten und zu vermehrtem
Kontrollaufwand sowohl im fahrenden wie im ruhenden Verkehr. Grosse Infrastrukiurvorhaben (Cityring, Seefalplatz efc.) binden
bedeutende Ressourcen auch bei der Polizei. Die 24-Stunden-Gesellschaft fihrt dozu, dass der Mitteleinsatz immer mehr auch in
der Nacht auf hohem Niveau gehalten werden muss. Eine wachsende Anspruchshaliung von Verfahrensbeteiligten verbunden mit
immer formelleren Anforderungen des Gesetzgebers an die Verfahrensfihrung (CH StPO) machen es zunehmend schwieriger, zeit
gerechte Ergebnisse zu erzielen. In diesem schwierigen Umfeld sind die Strukturen und Abléufe sténdig zu optimieren und
Schwergewichte zu bilden. Mit einer systematischen Bewirtschaftung der Partnerschaften sind vermehrt Synergien zu erwirken.
Ungeachtef dessen missen in den kommenden Jahren aber auch die Personalressourcen angepasst werden, um Sicherheit und
Ordnung im Kanfon Luzern aufrechterhalten zu kénnen. Es gilt einerseis, rechisfreie Rdume und die Aufweichung des staatlichen
Gewaltmonopols zu verhindern und andererseits auch in Zukunft zu garantieren, dass Birgerinnen und Birger im Bedarfsfall ange-
messene Hilfe vom Staat erhalten.

1.2 Politischer Leistungsauftrag
Die Luzerner Polizei sorgt fir die Aufrechterhaltung der &ffentlichen Sicherheit und Ordnung. Sie tréigt durch Information und
andere geeignete Massnahmen zur Verhiitung von Straftaten und Unféllen bei. Insbesondere nimmt sie die Aufgaben der
Sicherheits-, der Kriminal- und der Verkehrspolizei wahr und erfiillt Aufgaben der Strafverfolgung nach den Vorschriften des
Geselzes Uber die Strafprozessordnung. Sie leistet der Bevélkerung Hilfe in der Not. Zusétzlich vollzieht sie gastgewerbliche und
gewerbepolizeiliche Aufgaben.

1.3 Leistungsgruppen
1. Kriminalpolizeiliche Leistungen
2. Verkehrspolizeiliche Leistungen
3. Sicherheitspolizeiliche Leistungen
4. Gastgewerbe und Gewerbepolizei
5. Polizeiloschpikett

1.4 Zielschwerpunkte und Indikatoren

/8

Zielschwerpunkte

Die luzemer Polizei gewdhrleistet die &ffentliche Sicherheit und Ordnung. Sie tritt freundlich auf und handelt angemessen und ver-
hélmismassig. Sie arbeitet auf den Rickgang der Kriminalitat und der Anzahl Verkehrsunfdlle hin. Einen weiteren Schwerpunkt setzt
die Polizei bei der Bekdmpfung von Delikien gegen Leib und Leben. Konkrete Ziele sind kurze Inferventionszeiten bei allen dringli-
chen Polizeieinsétzen, die vollstandige Aufklarung aller Tétungsdelikte und eine starke Présenz der uniformierten Polizei im &ffentli-
chen Raum. Die Polizei férdert dadurch das Sicherheitsgefiihl der Bevélkerung. Die Luzerner Polizei gewdhrleistet die Rechtssicher-
heit und die rechtsgleiche Behandlung im Bereich Gastgewerbe, Gewerbepolizei und Eichwesen, die Versorgung der Schweizer
Bevslkerung mit Ausweispapieren und den Einsatz des Polizeiléschpiketts auf dem Gebiet der Stadt Luzern. Sie sorgt fir eine
kurze Bearbeitungszeit fir Bewilligungsgesuche und fihrt die gesetzlich vorgeschriebenen Eichungen durch.

Indikatoren Art R 2012 B 2013 R 2013
Sicherheitsempfinden geméss Bevélkerungsbefragung min. 7.7 7 7.7
(Skala von 1 bis 10)

Anteil der dringlichen Polizeieinsatze mit einer min. 89 % 90 % 88.5 %
Interventionszeit unter 25 Minuten

Mittelwert der Interventionszeiten bei allen dringlichen max. 10 10 10.4

Polizeieinsdtzen (in Minuten)

Aufklérungsquote Totungsdelikte - 100 % 100 %
Anzahl Stunden préventive Présenz durch die 77982 90'000 81'066
Uniformpolizei

Bemerkungen
Das Ergebnis bei der praventiven Prasenz konnte gegeniber 2012 verbessert werden.
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1.5 Statistische Messgréssen R 2012
Personalbestand in Vollzeitstellen 776.7
Anzahl Polizeianwdirter/innen 27.3
Anzahl lermende, Praktikantinnen/Praktikanten 7.8

B 2013

/85
22.5
8.6

R 2013
786.9
21.3
10.1

Bemerkungen

Die Besfandeserhdhung geméiss Botschaft B 58 vom 22. April 2008 wird nicht wie im Projekt Leistungen und Strukiuren (Botschaft
B 55 vom 23. Okiober 2012 erwdhnt erstreckt, sondem bis 2014 abgeschlossen. Der Personalbestand erhaht sich entspre-

chend in den Jahren 2013 und 2014 um je sechs Stellen.

Die Anzahl der Polizeianwdrter/innen ergibt sich aus der Mehrjahres-Bestandesplanung unter Beriicksichtigung der voraussichtli-

chen Pensionierungen und Austritte.

2. Gesetzgebungsprojekte
Bezeichnung Zeitraum
keine
3. Massnahmen und Projekte (in Mio. Fr.)
Bezeichnung Vorhaben Zeitraum ER/IR Finanzielle Konsequenzen
Plan IST kum.  Erwartete
Endkosten
Personalerhdhung (pro Johr sechs Stellen) 20132014 ER
4. Hochbauprojekte (via Investitionen kantonale Hochbauten finanziert; in Mio. Fr.)
Bezeichnung Vorhaben Zeitraum Finanzielle Konsequenzen
Plan IST kum.  Erwartete
Endkosten
Zivilschutz. Sempach: Umbau in Sicherheitszentrum, nicht freigegeben  2016-2021 40 0.4
5. Weitere Massnahmen aus Strategie und Legislaturprogramm
Bezeichnung Vorhaben Zeitraum
Kampf gegen Intfemet-, Computer-, Pado- und Wirtschaftskriminalitét: Daveraufgabe in schwierigem Umfeld 20132016
Weiterfihrung von Wegweisung und Rayonverbot bei hduslicher Gewalt: Praxis bewdhrt sich 20132016
6. Entwicklung der Finanzen im Aufgabenbereich
6.1 Erfolgsrechnung
Aufwand und Ertrag (in Mio. Fr) R 2012 B 2013 R 2013 Abw. Abw. %
30 Personalaufwand 95.9 95.890 05.893 0.003 0.0%
31 Sach- und ibriger Betriebsaufwand 7.4 8.167 7.787 -0.380 47 %
33 Abschreibungen Verwaltungsvermégen 4.6 5.322 5.312 0.010 0.2 %
34 Finanzaufwand 0.2 0.180 0.168 0.012 6.4%
36 Transferaufwand 4.0 3.757 4.698 0.942 25.1%
39 Interne Verrechnungen 15.3 15.297 15.145 0.152 1.0%
Total Aufwand 127.3 128.613 129.003 0.390 0.3%
40 Fiskalertrag -1 -1.040 -1.375 0.335 32.2%
41 Regalien und Konzessionen 2.2 -2.100 2.196 0.096 46%
42 Entgelte -33.4 -33.783 -33.354 0.429 -1.3%
44 Finanzertrag 0.1 -0.067 -0.067
46 Transferertrag 8.6 -5.701 -6.424 0.723 12.7 %
49 Intere Verrechnungen -15.1 -15.170 -15.896 0.726 4.8%
Total Ertrag -60.5 -57.794 -59.311 -1.517 26%
Saldo - Globalbudget 66.8 70.818 69.692 -1.126 1.6%
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Bemerkungen zur Erfolgsrechnung
Das Globaldbudget der Luzemer Polizei wurde um 1,1 Mio. Fr. unterschritten.

Aufwand

Beim Sach- und brigen Betriebsaufwand sind die Betriebskosten des Funknetzes Polycom im zweiten Nutzungsjahr noch nicht in
voller Hohe angefallen, weshalb das Budget nicht ausgeschopft werden musste. Der Transferaufwand wurde um Fr. 940'000
iberschritten, infolge des hdheren Ertrages aus Pass- und Identitétskartengebiihren sind die Ertragsanteile des Bundes entsprechend
hsher ausgefallen.

Ertrag

Beim Fiskalertrag fielen die Beherbergungsabgaben aufgrund der erstmaligen Abgrenzung héher aus als budgetiert. Bei den
Entgelten sind zwar héhere Pass- und Identitétskartengebihren zu verzeichnen, hingegen wurde das Budget bei den
Ordnungsbussen um rund 1,3 Mio. Fr. unterschritten (Rechnung 20,6 Mio. Fr., Budget 21,9 Mio. Fr.). Beim Transferertrag sind
hauptscchlich die héheren Bundesbeitréige (Intensivierung Schwerverkehrskontrollen, Sicherheitsaufwendungen Asylzentrum) fur die
Mehrertrdge verantwortlich. Bei den Infernen Verrechnungen ist besonders der Anteil an den Verkehrssteuereinnahmen des
Strassenverkehrsamtes um Fr. 400’000 haher ausgefallen als budgetiert.

Informationen zu den Leistungsgruppen (in Mio. Fr)

1. Kriminalpolizeiliche Leistungen R 2012 B 2013 R 2013 Abw. Abw. %
Total Aufwand 46.6 47.5 47.9 0.4 0.8%
Total Ertrag 2.9 2.4 2.8 0.4 18.6%
Saldo 43.7 451 451 0.1 0.1%
2. Verkehrspolizeiliche Leistungen R 2012 B 2013 R 2013 Abw. Abw. %
Total Aufwand 32.9 33.0 32.6 0.4 0%
Total Ertrag 41.3 -40.2 -39.4 0.9 2.1%
Saldo 8.4 7.2 6.7 0.5 6.7 %
3. Sicherheitspolizeiliche Leistungen R 2012 B 2013 R 2013 Abw. Abw. %
Total Aufwand 37.2 37.7 37.3 0.3 0.9%
Total Ertrag -6.1 57 5.6 0.1 1.6%
Saldo 31.1 32.0 31.7 0.2 0.8%
4. Gastgewerbe und Gewerbepolizei R 2012 B 2013 R 2013 Abw. Abw. %
Total Aufwand Q.1 8.9 Q7 0.7 8.0%
Total Ertrag 9.5 -8.8 -10.8 2.0 22.9%
Saldo 0.5 0.2 1.1 -1.3 7153 %
5. Polizeildschpikett R 2012 B 2013 R 2013 Abw.  Abw.%
Total Aufwand 1.5 1.4 1.4 0.0 0.1%
Total Ertrag 0.7 0.7 0.7 0.0 1.8%
Saldo 0.8 0.7 0.7 0.0 1.5%

Information zum Transferaufwand/Transferertrag

(in Mio. Fr.) R 2012 B 2013 R 2013 Abw. Abw. %
36006002 Erragsanteile an Bund Pass- und IDK-Gebihren 1.9 1.675 2.528 0.853 50.9 %
36310010 Zinsverzicht Darlehen an Kantone und Konkordate 0.1 0.123 0.140 0.018 14.3 %
36316005 Beitrag Inferkantonale Polizeischule Hitzkirch IPH 1.7 1.700 1.625 0.075 4.4%
ibriger Transferaufwand 0.3 0.259 0.406 0.147 56.6 %
Total Transferaufwand 4.0 3.757 4.698 0.942 25.1%
46100001 Entschadigungen vom Bund -3.8 -3.203 -3.524 0.321 10.0 %
46110001 Entschédigungen von Kantonen 0.7 -0.650 -0.709 0.059 9.0%
46120001 Entschadigungen von Gemeinden 0.7 -0.700 -0.695 0.005 0.7 %
46318001 IC Beitréige von Kantonen und Konkordaten -0.270 0.270

46326001 Fusionsbeitrag der Stadt Luzern -3.0

46340001 Beitrdge von &ffentlichen Unternehmungen 0.1 0.618 -0.474 0.144 -23.3%
46600100 Auflésung pass. Investitionsbeitrag Polycom 0.3 -0.530 -0.752 0.222 41.9%

Total Transferertrag 8.6 -5.701 -6.424 -0.723 12.7 %
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Bemerkungen zum Transferaufwand / Transferertrag

Infolge des hdheren Ertrages aus Pass- und Identitéiskartengebihren sind auch die Ertragsanteile des Bundes hdher ausgefallen.
Beim Ubrigen Transferaufwand sind héhere Beitrdge an die Alpine Rettung Schweiz aufgrund ausserordentlicher Einscitze
angefallen.

Bei den Bundesbeitrdgen konnten Mehrertrdge (Infensivierung Schwerverkehrskontrollen, Sicherheitsaufwendungen Asylzentrum)
realisiert werden.

6.2

Investitionsrechnung

Ausgaben und Einnahmen (in Mio. Fr) R 2012 B 2013 R 2013 Abw. Abw. %
50 Sachanlagen 14.3 3.600 3.155 -0.445 12.4%
Total Ausgaben - Voranschlagskredit 14.3 3.600 3.155 0.445 12.4%
60 Abgang Sachanlagen 0.1 -0.119 0.119

63 Investitionsbeitrége fir eigene Rechnung 2.4 -1.400 -1.609 0.209 14.9%
Total Einnahmen 2.5 -1.400 -1.728 -0.328 23.4%
Nettoinvestitionen 11.8 2.200 1.427 0.773 -35.1 %

Bemerkungen zur Investitionsrechnung

Die Infrastrukiur des Funknetzes POLYCOM ist - mit Ausnahme der Basisstation Oberhasli, Kastanienbaum (Einsprachen der
Bevslkerung) - fertiggestellt. Séimiliche BORS (Rettungsdienst, Feuerwehr, Dienststelle Verkehr und Infrastruktur sowie der Zivilschutz]
arbeiten mit dem Funknetz POLYCOM. Schwergewicht 2014 wird die Lsungssuche beim Basisstation-Standort Kastanienbaum
sein.

Von den budgetierten 34,2 Mio. Fr. wurden bis anhin 27,6 Mio. Fr. ausgegeben. Von den in Aussicht gestellten
Bundesbeitragen von 7,9 Mio. Fr. sind bereits 7,8 Mio. Fr. eingegangen. Aus heutiger Sicht wird das Projekt Polycom netto rund
3,8 Mio. Fr. unter den prognostizierten Gesamtkosten abschliessen.

Information zu den Investitionsbeitrdagen (in Mio. Fr) R 2012 B 2013 R 2013 Abw. Abw. %
Total eigene Investitionsbeitrage 0.0 0.000 0.000

63000001 Investitionsbeitrdge fir eig. Rechnung vom Bund 2.4 -1.400 -1.609 0.209 14.9 %
Total Investitionsbeitrage fir eigene Rechnung 2.4 -1.400 -1.609 0.209 14.9 %
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H1-6630 JSD - Militar, Zivilschutz und Justizvollzug

Politischer Leistungsauftrag mit Erlduterungen

Aktuelles Umfeld / Chancen und Risiken

Justizvollzug:

Zur Zeit findet der geschlossene Vollzug und die Untersuchungshaft (U-Haft) im Grosshof unter erschwerten Bedingungen mit
Doppelbelegungen statt. Sie kénnen bis zu einem ziigigen Ausbau des Grosshofes ab 2014, unter den getroffenen
Sofortmassnahmen, in Kauf genommen werden. Die Ausschaffungshaft im Wauwilermoos findet gegenwartig unter herausfordern-
den Verhdlmissen staft (Platzmangel, Renitenz).

Zivilschutz:

Die Uberprifung der Kantonalisierung des Zivilschutzes beinhaltet die Chance zur Effizienzsteigerung, Kostenoptimierung (auf
Stufe Gemeinden und Kanton)] sowie eine verbesserte Einsatzbereitschaft.

Um weiterhin finanzielle Ressourcen méglichst effizient einsetzen zu kénnen, ist in den Bereichen Justizvollzug (insbesondere auch
Forensik) und Zivilschutz die Zusammenarbeit mit anderen Kantonen zu priifen oder zu intensivieren.

1.2

Politischer Leistungsauftrag

Die Dienststelle Militar, Zivilschutz und Justizvollzug (MZ)) ist ein Leistungserbringer fir die &ffentliche Sicherheit und stellt die
gesetzlich geforderten Aufgaben zugunsten der Armee, des Zivilschutzes, des Justizvollzuges und der Wirtschaftlichen
Landesversorgung sicher. Die Hauptabteilungen Militér und Zivilschutz (Militér, ZS) betreiben und unterhalten das Armee-
Ausbildungszentrum, das Ausbildungszentrum Sempach, die Regionale Reparaturstelle, die Retablierungsstelle und das Vorortlager.
Sie erbringen die Betreiberleistungen fir bundeseigene Liegenschaften, vollziehen im Rahmen der Militérgesetzgebung die kanto-
nalen Aufgaben, sfellen geméiss den gesetzlichen Vorgaben die Zivilschutzaufgaben sicher und koordinieren die Belange der
Wirtschaftlichen Landesversorgung. Die Hauptabteilung Vollzugs- und Bewdhrungsdienste (VBD) vollzieht Freiheitsstrafen, gemein-
nitzige Arbeit, ambulante und stationére Massnahmen, Gberpriift Weisungen, begleitet Personen in ihrer Bewdhrungsphase und
fohrt die soziale Betreuung durch. Sie verfolgt die Entwicklungen im Justizvollzug und setzt geeignete Massnahmen (z.B.
Lernprogramme] um.Die Hauptabteilung Haft- und Untersuchungsgeféingnis Grosshof (Grosshof] fihrt Unfersuchungshaft und
Freiheifsstrafen fur Mcnner und Frauen im geschlossenen Vollzug durch. Sie stellt unter Beriicksichtigung der Wirtschafilichkeit best-
magliche Voraussetzungen fur eine optimale soziale und berufliche Reintegration der Gefangenen in der Gesellschaft sicher. Die
Hauptabteilung Strafanstalt Wauwilermoos fihrt Freiheitsstrafen im offenen Vollzug durch. Sie bietet Platze fir Ausschaffungs- und
Durchsefzungshaft an und stellt unter Beriicksichtigung der Wirtschaftlichkeit bestmégliche Voraussetzungen fir eine optimale sozi-
ale und berufliche Reintegration der Gefangenen in die Gesellschaft sicher.

1.3

Leistungsgruppen

1. Militar und Zivilschutz

2. Vollzugs- und Bewdhrungsdienste

3. Haft- und Untersuchungsgeféngnis Grosshof
4. Strafanstalt Wauwilermoos

1.4
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Zielschwerpunkte und Indikatoren

Zielschwerpunkte

Militcr

Die rechilichen Grundlagen des Bundes im Bereich militarische Kontrollfihrung und Rekrutierung werden fristgerecht umgesetzt.
Konkrefe Ziele sind: Die zeitgerechte Behandlung der Dienstverschiebungsgesuche zur hohen Zufriedenheit der VWehrpflichtigen,
eine hohe Auslastung des AAL sowie die kundenfreundliche Bedienung in der Refablierungsstelle.

Zivilschutz

Zur leistungs- und Effizienzsteigerung wird die Kantonalisierung des Zivilschutzes angestrebt. Konkrete Ziele sind: Geniigend
Ausbildungsplétze fir die Grund-, Zusatz- und Kaderausbildung sowie fir die Weiterbildung anzubieten; eine professionelle
Ausbildung der Schutzdienstpflichtigen zu gewdhrleisten; eine hohe Auslastung des Ausbildungszentrums Sempach mit
Zivilschutzausbildung und Dritten zu erreichen und eine zeitgerechte Behandlung von Gesuchen (z.B. Verfigungen betreffend
Schutzbauten) sicher zu stellen.

Vollzugs- und Bewdhrungsdienste

Durch den umsichtigen Vollzug strafrechtlicher Sanktionen und durch die Begleitung der straffélligen Personen wéihrend des
Sanktionenvollzugs tragen die Vollzugs- und Bewdhrungsdienste zur Resozialisierung und damit zur Erhéhung der éffentlichen
Sicherheit bei.

Haft- und Untersuchungsgeféingnis

Durch die konsequente Umsetzung der Sicherheitskonzepte wird die sichere Unterbringung von Straftéterinnen und Straftctern im
geschlossenen Vollzug gewdhrleistet. Ein koordiniertes Vorgehen mit externen Anspruchsgruppen wie Strafverfolgungsbehérden,
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Gerichten, Vollzugsbehdrden usw. sorgt fir einen geordneten Verfahrensablauf. Ein individueller Vollzugsplan férdert die
Wiedereingliederung der Gefangenen in die Gesellschaft, und trégt so zur Sicherheit der Gesellschaft bei. Mit den vorhandenen
Ressourcen wird im Rahmen des Leistungsauftrages wirtschaftlich und sorgféltig umgegangen.

Strafanstalt Wauwilermoos

Die Gefangenen werden im offenen Vollzug durch therapeutisch wertvolle Arbeits- und Ausbildungspléize in Landwirtschaft,
Gewerbe und Hauswirtschaft und durch eine abgestimmte Aus- und Weiterbildung beruflich und sozial geférdert und infegriert.
Mit einer erfolgreichen Resozialisierung wird so die Allgemeinheit nachhaltig vor weiteren Straftaten geschitzt. Im
Ausschaffungsgeféngnis werden Durchsetzungs-, Vorbereitungs- und Ausschaffungshaft im geschlossenen Vollzug sicher und zielge-
richtet vollzogen.

Indikatoren Art R 2012 B 2013 R 2013
Durchschnittliche Durchlaufzeit der Dienstverschie- max. 3.5 8 3
bungsgesuche in Tagen

Belegungskoeffizient AAL n. Def. logistikbasis Armee min. 82 % 82 % 82 %
Auslastung der ZS-nstrukioren (Teilnehmertage) abs. 1'463 1'083 1'243
Erstellung Verfigungen Schutzbauten innert 20 Tagen rel. 100 % 100 % 100 %
Anz. nicht durchgefihrter jahrl. Uberprif.v.Massnahm ~ abs. 0 0 4
Auslastung Grosshof min. 4.6 % 95 % 93.31 %
Ausbriiche Grosshof abs. 0 0 0
Vollbeschaftigung im Vollzug wahrend Aufenthalt min. 78.6% 80 % 75.9%
Auslastung Wauwilermoos min. 102.5% 95 % 104 %
Ausbriiche Wauwilermoos abs. 0 0 0
Vollbeschéftigung im Vollzug wahrend Aufenthalt rel. 100 % 100 % 100 %
Bemerkungen

Der grésste Teil der Dienstverschiebungsgesuche wird innerhalb von drei Tagen beantwortet.

Auslastung der ZSnstrukioren: Ab 2013 sind drei zusatzliche Grundausbildungen vom Bund vorgeschrieben, welche vom
Zivilschutz Luzemn durchgefthrt werden. Das Angebot sfeht anderen Kantonen offen. Durch einen zusdizlichen Instruktor zu Lasfen
einer Praktikantenstelle wurden optimalere Klassengréssen und der Abbau des kanfonal Luzerischen Ausbildungsriickstandes
angestrebt, und feilweise schon erreicht.

Anzahl nicht durchgefihrter jahrlicher Uberprifungen von Massnahmen: Aufgrund verspdtet erhaltener Therapieberichte konnten 4
ambulante Massnahmen nicht mehr im Kalenderjahr 2013 tberpriift werden.

Auslastung Grosshof: leichte Abnahme, die unterschiedlichen Haftregime (Ménner, U-Haft, Vollzug) dirfen nicht gemischt werden
(strukturell bedingte Unterbelegung im ersten Quartal). Die 93,31 % Belegung bei 97 provisorischen Platzen entspricht durch-
schnittlich 90,5 Insassen auf den 74 ordentlichen Plétzen.

Vollbeschaftigung im Vollzug wahrend Aufenthalt: Ist im Grosshof weiterhin reduziert aufgrund des fehlenden Platzes.

Auslastung Wauwilermoos: Wurde mit konsequenter Nutzung provisorisch geschaffener Pléize in Freizeitrdumen weiter erhdht.

1.5

Statistische Messgrossen R 2012 B 2013 R2013
Personalbestand in Vollzeitstellen 183.5 184.9 183.0
Anzahl lernende, Praktikantinnen/Praktikanten 1.9 11 13
Militar: Anzahl Wehrpflichtige 28'613 29'000 30'339
Zivilschutz: Anzahl Teilnehmertage 6'586 6'500 6'528
VBD: Anzahl Auftrdge zum Vollzug von Bussenersatzfreiheitsstrafen 6'881 7'200 7'742
Grosshof: Kosfen pro Insassentag 217.3 260 250.75
Wauwilermoos: Kosten pro Insassentag 353 375 337
Bemerkungen

Personalbestand: Der Bestand wurde nicht voll ausgeschépft aufgrund von einer riickwirkenden Anerkennung einer IV-Rente sowie
mutationsbedingten Unterbesténden.

Crosshof Kosten pro Insassentag: Erhéten sich gegeniiber Vorjahr, da die Platzzahl als Sofortmassnahme im 2012 erhdht wurde
und erst im 2013 der Personalbestand nachgefahren werden konnte.

Die Anzahl Wehrpflichtiger nahm leicht zu aufgrund starker Jahrgénge, 150 Einbirgerungen und spaterer Entlassungen bedingt
durch Verzug mit WK's verschiedener Wehrpflichtiger.

Die Anzahl Aufirdge zum Vollzug der Bussenersatzireiheitsstrafen steigen weiter an (mehr Bussen, schlechtere Zahlungsmoral).

Die Kosfen pro Insassentag im Wauwilermoos sind entsprechend der héheren Belegung und der gestiegenen Erlése gesunken.
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2. Gesetzgebungsprojekte
Bezeichnung Zeitraum
Justizvollzugsgesetz; Abschluss 2014 vorgesehen. 20132014
Revision des Gesetzes iber den Zivilschutz; Abschluss 2014 vorgesehen. 20132014
3. Massnahmen und Projekte (in Mio. fr.
Bezeichnung Vorhaben Zeitraum ER/IR Finanzielle Konsequenzen
Plan IST kum.  Erwartete
Endkosten
Straf- und Massnahmenvollzug: Erhohte 20132015 ER 24.86 2507
Vollzugskosten und Hafttage (Betriebskosten)
Untersuchungshaft: Zunahme der Haftiage (Betriebskosten) 20132015 ER 3.15 2.91
Polycom Unterhalt, MZ) und Kantonaler Fihrungsstab (Betriebskosten) ab 2013 ER 0.19 0.19
Materialersatz Zivilschutz (Betriebskosten) ab 2013 ER 0.08 0.00
Leistungen und Strukiuren: Verbesserungen (Befriebskosten) ab 2013 ER -0.82 -0.82
Fahrzeuge Wauwilermoos ab 2013 IR 0.1 0.1 0.4
4. Hochbauprojekte (via Investitionen kantonale Hochbauten finanziert; in Mio. Fr.)
Bezeichnung Vorhaben Zeitraum Finanzielle Konsequenzen
Plan IST kum.  Erwartete
Endkosten
Geféngnis Grosshof: Ausbau fir 30 zusétzliche Plétze, Raumlichkeiten 20142016 14.9 0 14.9
fir Beschaftigung/Bildung; In Ausfihrung, Realisierung
Sicherheitszentrum Sempach: Neu,/Ausbau Zivilschutzzentrum 2016-2021 40 0.4 40
nicht freigegeben; Weltbewerb abgeschlossen /Projektierung sistiert
5. Weitere Massnahmen aus Strategie und Legislaturprogramm
Bezeichnung Vorhaben Zeitraum
Strafvollzug: Rickfallverhinderung und Resozialisierung. Mit der Erweiterung des Grosshofes kann auch die 20162019
Bildung ausgebaut werden. Die Insassen haben damit eine bessere Chance auf Resozialisierung.
6. Entwicklung der Finanzen im Aufgabenbereich
6.1 Erfolgsrechnung
Aufwand und Ertrag (in Mio. Fr) R 2012 B 2013 R 2013 Abw. Abw. %
30 Personalaufwand 22.0 22.107 21.926 0.181 0.8%
31 Sach- und tbriger Befriebsaufwand 11.0 10.633 11.381 0.748 7.0%
33 Abschreibungen Verwaltungsvermégen 0.6 0.367 0.362 -0.005 -1.3%
34 Finanzaufwand 0.1 0.100 0.097 0.002 2.4%
35 Einlagen in Fonds 1.8 2.602 2.602
36 Transferaufwand 14.5 16.207 16.661 0.454 2.8%
37 Durchlaufende Beitrdge 1.3 0.543 1.297 0.753 138.6%
39 Inferne Verrechnungen 15.8 15.287 15.285 -0.002 0.0 %
Total Aufwand 67.2 65.244 69.610 4.366 67 %
42 Enigelte -15.1 -11.491 -15.860 4.369 38.0%
44 Finanzertrag 0.2 -0.221 -0.227 -0.006 2.7 %
46 Transferertrag 5.7 -5.479 -5.988 -0.509 9.3%
47 Durchlaufende Beitréige -1.3 -0.543 -1.297 0.753 138.6 %
49 Intere Verrechnungen 9.9 -9.286 9.405 0.119 1.3%
Total Ertrag -32.2 -27.020 -32.776 -5.756 21.3%
Saldo - Globalbudget 35.0 38.224 36.834 -1.390 3.6%

84



Jahresbericht 2013 Aufgabenbereiche

Bemerkungen zur Erfolgsrechnung
Das Globalbudget der Dienststelle Militar, Zivilschutz und Justizvollzug wurde um 1,4 Mio. Fr. unterschritten.

Leistungsgruppen

Militér und Zivilschutz

Das Globalbudget wurde um Fr. 33'000 unterschritten. Der Bund bezahlt einen hdheren Stundensatz fir die Leistungen im
Armeeausbildungszentrum von insgesamt Fr. 260'000 und dazu neu die MWSt von Fr. 150'000. Aufgrund der MwSt Revision
2013 wurde eine Rickstellung von Fr. 500'000 gebildet fir mehriéhrige Abgeltungen der Logistikbasis der Armee.

Vollzugs- und Bewdhrungsdienste

Das Globalbudget wurde um Fr. 409'000 iberschritten. Die Gesundheitskosten im Strafvollzug sowie die Vollzugskosten nahmen
um 1,04 Mio. Fr. zu. Die Riickerstattungen anderer Kantone fir den anteilsméssigen Vollzug von Strafen wurden mit Fr. 550'000
hsher abgegolten. Das Mengenwachstum musste mit ausserkantonalen Plétzen abgedeckt werden.

Haft- und Untersuchungsgefcingnis Grosshof
Das Globalbudget wurde um Fr. 760'000 unterschritten. Eine starke Auslastung und Verschiebungen unfer den Regimes mit z. T.
hoheren Tarifen, fihrten zu Mehreinnahmen von Fr. 630'000. Zuséitzlich fielen Rickerstattungen Dritter von Fr. 145'000 an.

Strafanstalt Wauwilermoos

Das Globalbudget wurde um 1 Mio. Fr. unferschritten. Die héhere Belegung und die provisorisch umfunktionierten drei
Freizeitrdume zu Zellen, brachten Mehreinnahmen von Fr. 880'000. In der Landwirtschaft wurden Mehrertrége von Fr. 320'000
erzielt. Ein Mehraufwand von Fr. 100'000 entstand fir Gesundheit und Lebensmittel durch die hdhere Belegung.

Kostenarten
Der Sachaufwand nahm um Fr. 748'000 zu. Die Gesundheitsleistungen nahmen netto um Fr. 510'000 zu. Angestiegen ist der
Einkauf von Produktionsmaterialien in Verbindung mit Verkaufsmehrertréigen, aber auch der Einkauf von Lebensmittel und

Getréinken fir die hdhere Anzahl an Insassen.

Die Entgelte fir die Zivilschutz Ersatzabgaben werden vom Kanton eingezogen (Bundesrecht]. Die Fondseinlage von 2,6 Mio. Fr.
entspricht den Entgelten aus den Zivilschuizplatz Ersatzabgaben. Sie ist kostenneutral (KOA 42 Enigelte).

Der Transferaufwand (ausserkantonale Kostgelder) nahm um zusétzliche Fr. 450'000 zu. Das Mengenwachstum im Vollzug
musste fast vollstandig ausserkantonal abgedeckt werden.

Die durchlaufenden Beitréige vom Bund an die Gemeinden fir den Sirenenersatz haben sich entsprechend den Projekifortschritten

um Fr. 750'000 gegeniber Budget erhoht, analog Vorjahr (budgetneutral).
Die Enfgelte nahmen um 4,37 Mio. Fr. zu. 2,6 Mio. Fr. davon entfallen auf die Ersatzabgaben Zivilschutzpléatze (budgetneutral),
1,48 Mio. Fr. auf Kostgelder anderer Kantone durch zuséizliche Platzierungen, Fr. 710'000 auf Rickerstattungen anderer

Kantone fir den Vollzug durch die VBD oder die Anstalten und Fr. 320'000 auf die héheren Ertrége in Landwirtschafft.

Die héheren Transferertrége von Fr. 500'0000 betreffen zusétzliche Vergitungen des Bundes fiir Leistungen des
Armeeausbildungszentrums, MwSt und Wehrpflichtersatz.

Aus dem Projekt Strukturen und Leistungen 2013 wurden alle Verbesserungen von rund Fr. 855'000 wie vorgesehen umgesetzt.

Informationen zu den Leistungsgruppen (in Mio. Fr)

1. Militar und Zivilschutz R 2012 B 2013 R 2013 Abw. Abw. %
Total Aufwand 16.8 14.5 17.6 3.1 217%
Total Ertrag -10.6 7.8 -11.0 -3.2 40.6%
Saldo 6.2 6.7 6.6 0.0 0.5%
2. Vollzugs- und Bewdhrungsdienste R 2012 B 2013 R 2013 Abw. Abw. %
Total Aufwand 27.3 28.0 29.0 1.0 3.5%
Total Ertrag -1.0 0.4 -1.0 0.6 139.0 %
Saldo 26.3 27.6 28.0 0.4 1.5%
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3. Haft- und Untersuchungsgeféngnis Grosshof R 2012 B 2013 R 2013 Abw. Abw. %
Total Aufwand 8.6 9.0 8.9 0.1 0.6%
Total Ertrag -8.1 7.4 8.2 0.7 9.4%
Saldo 0.5 1.5 0.8 0.8 -50.1 %
4. Strafanstalt Wauwilermoos R 2012 B 2013 R 2013 Abw. Abw. %
Total Aufwand 14.4 13.8 14.1 0.3 22%
Total Ertrag -12.5 -11.4 -12.7 -1.3 11.6%
Saldo 2.0 2.5 1.5 1.0 40.9 %

Information zum Transferaufwand/Transferertrag

(in Mio. Fr.) R 2012 B 2013 R 2013 Abw. Abw. %
36116001 Kostgelder Justizvollzug 14.4 16.042 16.508 0.466 2.9%
36126001 Priorisierte Zivilschutz-Zige 0.1 0.100 0.100 0.000 04%
36318401 IC LUSTAT Luzermer Statistik 0.006 0.006

36326001 Gemeindeprojekte 0.0 0.065 0.046 0.019 -28.6 %
Total Transferaufwand 14.5 16.207 16.661 0.454 28%
46000002 Anteil am Wehrpflichtersatz -1.4 -1.400 -1.493 0.093 6.6%
46100001 Entschadigungen vom Bund 4.2 -4.079 -4.495 0.416 10.2%
46110001 Entschadigungen vom Kanfon 0.0

Total Transferertrag 5.7 -5.479 -5.988 0.509 9.3%

Bemerkungen zum Transferaufwand / Transferertrag

Die Kostgelder fir den ausserkantonalen Vollzug nehmen gegeniiber dem Vorjahr um 2,1 Mio Fr. zu, zuziiglich zur Verschiebung
von Gesundheitskosten in den Sachaufwand von rund Fr. 250'000.

Die Einnahmen aus dem Anteil am Wehrpflichtersatz nehmen um Fr. 90'000 zu.

Die Enfschadigungen des Bundes firr den Berieb AAL erhéhen sich um Fr. 416'000, fir den hoheren Stundenansatz mit Fr.
260'000 und Fr. 150'000 fir die MwSt.

Investitionsrechnung

Ausgaben und Einnahmen (in Mio. Fr.) R 2012 B 2013 R2013 Abw. Abw. %
50 Sachanlagen 0.100 0.107 0.007 6.8%
Total Ausgaben - Voranschlagskredit 0.0 0.100 0.107 0.007 6.8%
Total Einnahmen 0.0 0.000 0.000

Nettoinvestitionen 0.0 0.100 0.107 0.007 6.8%

Bemerkungen zur Investitionsrechnung
Wauwilermoos; Ersatzbeschaffungen Fahrzeuge.
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H1-6640 JSD - Strassen- und Schifffahrtswesen

Politischer Leistungsauftrag mit Erlduterungen

Aktuelles Umfeld / Chancen und Risiken

Mit Inbefriebnahme der zusdizlichen Prifstelle in Rothenburg Mittle Okiober 2012 wurde der Prifrickstand bei den Fahrzeugen
auch im 2013 weiter abgebaut. Die volle Kapazitét und somit die optimale Auslastung wird im Jahr 2015 erreicht. Durch die
sténdig steigende Zahl der immatrikulierten Fahrzeuge nehmen auch die Schaltergeschdfte in Kriens zu. Die hohe Kundenfrequenz
fohrt zu Wartezeiten bei den Kunden und Engpéissen bei der Infrastrukiur in der Schalterhalle und im Empfangsbereich. Mit der
Anbindung der Software Viacar an die Einwohnerkontrollen (LUREG) konnte die Adressverwaliung optimiert werden. Daraus resul-
tieren rund 50 % weniger Retouren von der Post aufgrund nicht korrekten Adressen. Mit der Einfihrung der ERechnung konnte ein
wichtiger Meilenstein im Rahmen der kantonalen E-Government Strategie gesetzt werden. Per Ende Dezember 2013 haben sich
bereits rund 11'300 Kunden fir die ERechnung angemeldet. Seit der Einfihrung konnten rund 14'100 Rechnungen elekironisch
versendet werden. Jeden Monat melden sich durchschnitilich 200 Kunden neu fir die ERechnung an. Tendenz steigend. Im
Herbst 2013 wurde eine verkehrsmedizinische Fortbildung fir die Arzte des Kantons Luzern organisiert und durchgefihrt. Mit
dieser Fortbildung werden die Arzte befhigt, nach Einfihrung von Via Sicura die medizinischen Kontrolluntersuchungen wesiterhin
durchzufthren. Im 2013 haben rund 200 Arzte ihre Arziberichte Uber die medizinischen Kontrolluntersuchungen elekironisch tber-
mittelt (E-Medko). Seit der Einfihrung im Dezember 2012 konnte der Prozess optimiert werden. Langfristig kénnen damit Kosten
gespart werden. Die Abwicklung von Online-Geschéftsféllen (E-=Government) im Strassenverkehrsamt soll daher weiter vorangetrie-
ben und geférdert werden.

1.2

Politischer Leistungsauftrag

Das Strassenverkehrsamt (StVA) ist ein Dienstleistungsunternehmen, das die strassen- und schifffahrtsrechtlichen Erlasse des Bundes
im Bereich Zulassung von Personen, Fahrzeugen und Schiffen vollzieht. Im Verantwortungsbereich des Justiz- und
Sicherheitsdepartementes wirkt es mit seinen hoheitlichen Tétigkeiten fir einen sicheren und umweltschonenden Verkehr auf den
Strassen und Gewdssern und erhebt die kantonalen und eidgendssischen Abgaben. Das StVA bietet seine Leistungen kundenorien-
tiert und effizient an.

1.3

Leistungsgruppen

1. Verkehrsprifung

2. Verkehrszulassung

3. Verkehrs- und Schiffssteuern

4. Gewerbliche Leistungen

1.4

Zielschwerpunkte und Indikatoren

Zielschwerpunkte

Die gesetzlichen Prifungsintervalle bei Fahrzeug- und Schiffspriifungen werden eingehalien. Als Folge nehmen nur betriebssichere
Fahrzeuge am Verkehr feil.

Die Verfigungen werden korrekt und gut begriindet verfasst.

Alle Fahrzeuge haben eine giltige Haftpflichtversicherung. Dazu sind die eingehenden Sperrkarten taglich akiuell zu setzen
respekfive zu verarbeiten.

Ab 2015 ist die neue Prisfbahn in Rothenburg optimal ausgelastet und die Flexibilitat gegeniber dem Gewerbe erhsht.

Mit einer Erweiterung der Schalterhalle und der Schaffung eines elektronischen Schalters (E-Government) kann das Problem der
langen Wartezeiten unserer Kundschaft und den Infrastrukiurengpéssen in der Verkehrszulassung entschérft werden.

Indikatoren Art R2012 B 2013 R 2013
Anteil Gberfélliger Prifungsintervalle fir Fahrzeuge rel. 29.4% 22% 26.1 %
Anzahl gutgeheissener Beschwerden rel. 0.6% <1.5% 0.6 %
Anzahl entzogene Fihrerausweise abs. 3180 3'500 3'603
Erfillungsgrad gilige Haftpflichtversicherung rel. 100 % 100 % 100 %
Bemerkungen

Der Uberproportionale Zuwachs von neu immatrikulierten Fahrzeugen fihrte dazu, dass die Zielvorgabe (Budget) nicht ganz
erreicht wurde.
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1.5 Statistische Messgréssen

Personalbestand in Vollzeitstellen

Anzahl lernende, Praktikantinnen/Praktikanten

Personenwagen: geprift

Liefer-, Last- und Gesellschaftswagen

Motorrader, Kleinmotorrader, Anhénger, Trakforen und tbrige FZ
Schiffe

Auslastung Expertenstunden

Fihrerausweisinhaber [Kat. B) ber 70 Jahre (Stichtag 31.12)

R 2012 B 2013 R 2013
108.5 113.5 113
59 6 6.1
35'006 55'000 39'444
7811 7200 7'668
13'987 14200 14'521
@70 1'000 Q69
Q4.1 % >03 % Q4 %
27'792 +ca.10 % 29'268

Bemerkungen

Personalbestand: 4 zusditzliche Experten fir die Prifstelle Rothenburg, 1 zusditzlicher Mitarbeiter Verkehrszulassung.
Personenwagen zu priifen: Die Vorgaben konnten nicht erfillt werden (1.5 fehlende Mitarbeiter aufgrund Krankheit/Mutationen,
hohes Budget). Weiter haben Fihrerprifungen 1. Prioritét gegeniber den Fahrzeugprifungen. Es wurden vermehrt

Fihrerprifungen abgenommen.

2. Gesetzgebungsprojekte
Bezeichnung Zeitraum
Revision des Gesetztes iber die Verkehrsabgaben 2012-2015
3. Massnahmen und Projekte (in Mio. r.)
Bezeichnung Vorhaben Zeitraum ER/IR Finanzielle Konsequenzen
Plan IST kum.  Erwartete
Endkosten
Erweiterung der Priffinfrastrukiur in Rothenburg 2013 ER
E-Government (Elekironischer Arztbericht: E-Medko) 2013 ER 0 0.084 0.084
4. Hochbauprojekte (via Investitionen kantonale Hochbauten finanziert; in Mio. Fr.)
Bezeichnung Vorhaben Zeitraum Finanzielle Konsequenzen
Plan IST kum.  Erwartete
Endkosten
keine
5. Weitere Massnahmen aus Strategie und Legislaturprogramm
Bezeichnung Vorhaben Zeitraum
keine
6. Entwicklung der Finanzen im Aufgabenbereich
6.1 Erfolgsrechnung
Aufwand und Ertrag (in Mio. Fr) R 2012 B 2013 R 2013 Abw. Abw. %
30 Personalaufwand 11.8 12.608 12.367 0.242 1.9%
31 Sach- und tbriger Befriebsaufwand 4.1 4.394 4.273 0.120 27 %
33 Abschreibungen Verwaltungsvermégen 0.1 0.141 0.121 0.020 -14.3 %
34 Finanzaufwand 0.4 0.482 0.467 0.015 -3.1%
36 Transferaufwand 9.3 9.173 9.458 0.285 31%
39 Interne Verrechnungen 87.7 86.859 89.481 2.622 3.0%
Total Aufwand 113.4 113.657 116.167 2.510 2.2%
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Aufwand und Ertrag (in Mio. Fr)
40 Fiskalertrag

42 Enigelte

44 Finanzertrag

46 Transferertrag

49 Interne Verrechnungen

Total Ertrag

Saldo - Globalbudget

R 2012
©95.8
-19.1

0.0
0.8
0.0
-115.7

-2.2

B 2013
94.592
-20.101
-0.001
-0.780
0.035
-115.509

-1.852

R 2013
97.538
-20.041
-0.004
0.756
-0.033
-118.373

-2.206

Abw.

2.946

0.060

-0.003

0.024
0.002

2.864
-0.354

Abw. %
3.1 %
03%

291.5%
-3.0%
4.9 %
2.5%

19.1 %

Bemerkungen zur Erfolgsrechnung

Das Globalbudget (Ertragsiiberschuss) wurde um Fr. 354'000 Gbertroffen.

Aufwand

Beim Personalaufwand betrégt der Minderaufwand Fr. 192'000 ausgelést durch Mutationsgewinne (Besoldungen und

Sozialbeitréige) sowie bei der Schulung und Weiterbildung Fr. 50'000. Beim Sach- und Betriebsaufwand wurde dank einem rest-
riktiven Kostenmanagement ein Minderaufwand von Fr. 120'000 erzielt (einige Projekte,/Ausgaben wurden nicht ausgefihrt resp.
wurden verschoben). Der Debitorenverlust ist um Fr. 46'000 auf Fr. 266'000 gestiegen. Aufgrund der Mehreinnahmen bei den

Verkehrssteuem fiel auch die Weiterverrechnung an die Gemeinden mit Fr. 285'000 héher aus. Aus dem gleichen Grund ist auch
die Weiterverrechnung der Verkehrssteuern an den Kanton um 2,622 Mio. Fr. hdher ausgefallen als budgetiert.

Ertrag

Das Fiskalertragsbudget wurde mit 2,946 Mio. Fr. aufgrund der sténdigen Zunahme der immatrikulierten Fahrzeuge Ubertroffen.
Bei den Entgelten konnte das Budget um Fr. 60’000 nicht erreicht werden. Dieser Mindererirag resultiert aus dem Verkauf von
Wunschkontrollschildern (kleinerer Lagerbestand und geringere Nachfrage). Bei den Gebihren fir Amtshandlungen wurde das
Budget erreicht. Der Transferertrag (Bezugsprovisionen) wurde aufgrund einer neuen Berechnung durch den Bund um Fr. 24'000

nicht erreicht.

Informationen zu den Leistungsgruppen (in Mio. Fr)

1. Verkehrsprifung R 2012 B 2013 R 2013 Abw. Abw. %
Total Aufwand 8.6 9.6 9.5 0.1 1.3%
Total Erfrag -8.4 9.2 9.0 0.2 2.4%
Saldo 0.2 0.4 0.5 0.1 24.9%
2. Verkehrszulassung R 2012 B 2013 R 2013 Abw.  Abw.%
Total Aufwand 7.4 7.8 7.6 0.2 27 %
Total Ertrag -8.2 -8.5 8.7 0.2 2.4%
Saldo 0.8 0.6 1.1 0.4 63.2%
3. Verkehrs- und Schiffssteuern R 2012 B 2013 R 2013 A Abw. %
Total Aufwand 97.3 96.0 98.9 2.8 3.0%
Total Ertrag Q7.2 96.0 991 3.1 3.2%
Saldo 0.0 0.1 0.2 0.2 423.8 %
4. Gewerbliche Leistungen R 2012 B 2013 R 2013 Abw.  Abw.%
Total Aufwand 0.2 0.2 0.2 0.0 4%
Total Erfrag -1.9 1.8 -1.6 0.2 9.9%
Saldo -1.8 1.7 1.5 0.2 -10.8%
Information zum Transferaufwand/Transferertrag

(in Mio. Fr.) R 2012 B 2013 R 2013 Abw. Abw. %
36326002 Verkehrsabgabe Beitrige an Gemeinden 9.3 9.167 9.451 0.284 3.1%
ibriger Transferaufwand 0.0 0.006 0.007 0.001 14.2%
Total Transferaufwand 9.3 9.173 9.458 0.285 3.1%
46100001 Entschadigungen vom Bund 0.8 -0.780 0.756 0.024 3.0 %
Total Transferertrag 0.8 -0.780 0.756 0.024 3.0%
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Bemerkungen zum Transferaufwand / Transferertrag

Transferaufwand: Da der Fiskalertrag steigt, steigen auch die Verkehrsabgabenbeitréige an die Gemeinden und aus dem

Wertanteil an der Software Viacar resultiert ein kalkulatorischer Zinsverzicht.

Transferertrag: Entschédigungen vom Bund beinhalten die Bezugsprovisionen Schwerverkehrsabgabe und Bezugsprovisionen

Autobahnvignetten.

6.2

Investitionsrechnung

Q0

Ausgaben und Einnahmen (in Mio. Fr.) R 2012
50 Sachanlagen 0.4
54 Darlehen 0.3
Total Ausgaben - Voranschlagskredit 0.7
60 Abgang Sachanlagen 0.0
Total Einnahmen 0.0
Nettoinvestitionen 0.7

B 2013
0.260

0.260

0.000
0.260

R 2013
0.225

0.225
0.011
-0.011

0.214

Abw.

-0.035

-0.035
0.011
0.011

-0.046

Abw. %
-13.5%

-13.5%

77 %

Bemerkungen zur Investitionsrechnung

Die Investitionen beinhalten den Ersatz und Kauf von Prifgerditen an den Prifungsstandorten Ruswil und Kriens sowie den Ersatz

eines Befriebsfahrzeuges.
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H1-6650 JSD - Migrationswesen

1. Politischer Leistungsauftrag mit Erlauterungen

1.1 Aktuelles Umfeld / Chancen und Risiken
Die Schweiz wéchst nach wie vor stérker als die umliegenden Staaten. Dies fohrt dazu, dass der Arbeitsmarkt weiterhin aftraktiv
ist. Die Zuwanderung von Arbeitskraften halt deshalb an. Die unruhige Situation in den arabischen Staaten (insbesondere Syrien
und Agypten) halt an. Die Zahl der Asylgesuche aus diesen Regionen ist deshalb unvermindert hoch. Die geplante
Neustrukiurierung im Asylbereich wird fir den Kanton Luzemn bei der Zuweisung von Asylsuchenden Auswirkungen haben.

1.2 Politischer Leistungsauftrag
Fir den Kanton Luzem regelt das Amt fur Migration den Aufenthalt von ausléndischen Arbeitskréiften, deren Familiennachzug sowie
for Schiler, Studenten, Privatiers, Besucher und anerkannte Flichtlinge. Fir Neueinreisende werden als Impuls zur Infegration
Begrissungsgespréche durchgefihrt und nach Bedarf Infegrationsvereinbarungen abgeschlossen. Bei Verstéssen gegen die
Ausléindergesetzgebung werden Massnahmen getroffen.

Im Auftrag des Bundes vollzieht das Amt fir Migration die Asylgesetzgebung, indem es die administrative Erfassung der
Asylbewerber und vorléufig Aufgenommenen Ubemimmt, deren Erwerbseinsdize prift sowie die Ausreisegespréiche und die
Ruckkehrberatung mit abgelehnten Asylsuchenden durchfihrt.

Fir unberechtigterweise anwesende Auslanderinnen und Auslénder organisiert das Amt fir Migration die Rickfthrung in ihre
Herkunfislénder.

1.3 Leistungsgruppen
1. Aufenthalter und Niedergelassene
2. Asyl

1.4 Zielschwerpunkte und Indikatoren
Zielschwerpunkie
keine
Indikatoren Art R 2012 B 2013 R 2013
Anteil Negativ-Verfigungen im AuG-Bereich ohne % 89.6 % >95% 90 %
Beschwerde
Anteil Beschwerdeentscheide zu Gunst. Amigra [AuG) % 90.6 % >90 % 86.4 %
Prifungsaufnahme NL/FN <2 Mt % Q4.5 % >80 % 89 %

3 Mt-6 MH* % 55% <20% 11%

Prifungsaufnahme BY <2 Mt % 96.0% >80 % 5%

3 M- 12 Mt* % 4.0% <20 % 5%
Bemerkungen
Ausléndergesetz [AuG), Niederlassungserteilung (NL), Familiennachzug (FN), Vorléufig Aufgenommene (F), Aufenthalter (B,
Bewilligungserteilung/~verléngerung (BV)
*Zusdizlich wird die Konfrollliste aller Félle dlter als 12 Monate bewirtschaftet.
Anteil Negativ-Verfigung im AuG-Bereich ohne Beschwerden: 765 Verfigungen davon 68 Beschwerden. Von den 44 bearbeite-
ten Beschwerden wurden 38 zu Gunsten des Amigra entschieden.

1.5 Statistische Messgréssen R 2012 B 2013 R2013
Personalbestand in Vollzeitstellen 43.1 451 455
Anzahl lermende, Praktikantinnen/Praktikanten 2.3 2 2.1
Personen sfcéindige ausldndische Bevélkerung (per 31.12.) 63'825 65'700 65'517
Anteil standige ausléndische Bevélkerung im Kanton Luzem 16.6 % 16.9 % 17.1 %*
Zugewiesene Asylbewerber 1'109 950 599
Personen im Asylprozess (Zahlen BFM per 31.12.) 2'481 2'300 2'390
Vollzugsauftrage Rickfihrung (AuG und Asyl) 983 800 936
Anzahl Hafttage 5618 7'000 5'990
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Bemerkungen

Zugewiesene Asylbewerber: Der Bund erledigt vermehrt die Vollzugsaufiréige direkt ab den Bundeszentren und teilt diese Personen

nicht mehr den Kantonen zu.

Die kantonalen Haftplatze in der Strafanstalt VWauwilermoos wurden gut ausgelastet. Im Vergleich zum Vorjahr kénnen mehr

ausserkantonale Hafttage verzeichnet werden.

*provisorische Zahl LUSTAT vom 14.2.2014

2. Gesetzgebungsprojekte
Bezeichnung Zeitraum
Anderung Art. 105 Ziff. 5 und 6 ZBG (Zwangsheirat und Minderjchrigenehe) 1.06.2013
3. Massnahmen und Projekte (in Mio. Fr.)
Bezeichnung Vorhaben Zeitraum ER/IR Finanzielle Konsequenzen
Plan IST kum.  Erwartete
Endkosten
keine
4. Hochbauprojekte (via Investitionen kantonale Hochbauten finanziert; in Mio. Fr.)
Bezeichnung Vorhaben Zeitraum Finanzielle Konsequenzen
Plan IST kum.  Erwartete
Endkosten
keine
5. Weitere Massnahmen aus Strategie und Legislaturprogramm
Bezeichnung Vorhaben Zeitraum
keine
6. Entwicklung der Finanzen im Aufgabenbereich
6.1 Erfolgsrechnung
Aufwand und Ertrag (in Mio. Fr.) R 2012 B 2013 R 2013 Abw. Abw. %
30 Personalaufwand 4.8 5.065 5.045 0.019 0.4%
31 Sach- und ibriger Betriebsaufwand 0.7 1.091 0.812 0.278 25.5%
33 Abschreibungen Verwaltungsvermagen 0.0 0.013 0.013 0.000 0.0 %
34 Finanzaufwand 0.0 0.026 0.029 0.003 12.5%
36 Transferaufwand 0.3 0.300 0.260 -0.040 -13.4 %
39 Interne Verrechnungen 1.8 1.888 1.951 0.062 3.3%
Total Aufwand 7.6 8.383 8.110 0273 3.3%
42 Entgelte 4.0 -4.960 -4.923 0.037 0.7 %
46 Transferertrag 0.8 -0.962 -0.866 0.096 -10.0%
49 Intere Verrechnungen -1.7 -1.353 -1.348 0.005 0.4%
Total Ertrag 6.4 -7.275 -7.137 0.138 1.9%
Saldo - Globalbudget 1.1 1.108 0.973 0.135 12.2%

Q2

Bemerkungen zur Erfolgsrechnung
Das Globalbudget wurde um Fr. 134'853 unterschritten.

Dank diversen Einsdtzen von Praktikanten und Praktikantinnen des Schweizerischen Arbeiterhilfswerks SAH, IG-Arbeit und des RAV
fir krankheitsbedingte Llangzeitabsenzen, resultiert ein Minderaufwand in den Personalkosten von Fr. 20'000.

Das Amigra sfellie weniger biometrische Ausweise aus als budgetiert, dies fihrt zu Kosteneinsparungen von Fr. 66'000
(Sachaufwand). Das Budget fir die ausserkantonalen Hafttage wurde nicht ausgeschépft. Das bedeutet Fr. 180'000 weniger

Sachaufwand und weniger Rickerstattungen (Transferertrag) durch den Bund.
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Die kanfonalen Haftplatze konnfen gut ausgelastet werden und ergaben Fr. 76'000 mehr interne Verrechnungen sowie zusdizli-

che Rickerstattungen durch den Bund.

Seit Juni 2012 werden keine Verwarnungen mehr in Rechnung gestellt. Diese Anpassung konnte im Budget 2013 nicht mehr

beriicksichtigt werden. Die Gebihrenausfélle bei den Entgelten konnten grésstenteils aufgefangen werden. Es bleibt ein

Mindererirag von Fr. 37'000.

Informationen zu den Leistungsgruppen (in Mio. Fr.)

1. Aufenthalter und Niedergelassene R 2012 B 2013 R 2013 Abw. Abw. %
Total Aufwand 53 57 55 0.1 2.1%
Total Errag -3.9 4.7 -4.8 0.1 2.2%
Saldo 1.4 0.9 0.7 0.2 237 %
2. Asyl R 2012 B 2013 R 2013 Abw.  Abw. %
Total Aufwand 2.3 2.7 2.6 0.2 5.7 %
Total Ertrag 2.6 2.6 2.3 0.2 9.5%
Saldo 0.2 0.2 0.3 0.1 52.2%
Information zum Transferaufwand/Transferertrag

(in Mio. Fr.) R 2012 B 2013 R 2013 Abw. Abw. %
36100001 Entschadigung an Bund 0.3 0.300 0.256 -0.044 -14.6 %
36318401 IC LUSTAT 0.003 0.003

Total Transferaufwand 0.3 0.300 0.260 -0.040 113.4%
46100001 Diverse Riickerstattungen von Bund 0.8 0.962 0.866 -0.096 -10.0%
Total Transferertrag 0.8 0.962 0.866 0.096 -10.0 %

Bemerkungen zum Transferaufwand / Transferertrag

Das Amigra bezahlt fir die Bundesapplikation ZEMIS (Zentrales Migrationsinformationssystem| den Kostenanteil fir die Benutzung

und den Unterhalt.

Der Bund erstattet dem Amt fir Migration die Kosten fir Hafttage und Reisekosten im Asylbereich.
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H1-6670 JSD - HandelsregisterfUhrung

1.  Politischer Leistungsauftrag mit Erlauterungen

1.1 Aktuelles Umfeld / Chancen und Risiken
Der Kanton Luzem ist ein afiraktiver Unternehmensstandort, was zahlreiche Neugrindungen von Unfemehmen oder deren
Sitzverlegung in den Kanton zur Folge hat. Auf Bundesebene sind derzeit verschiedene Gesetzesdnderungen in Bearbeitung. Der
Aufgabenbereich der Handelsregisterfihrung wird immer vielschichtiger und zeitintensiver. Das Handelsregister ist auch stark von
der wirtschaftlichen Entwicklung abhéangig.

1.2 Politischer Leistungsauftrag
Das Handelsregisteramt fihrt das Handelsregister fur den Kanton Luzern. Es nimmt rechtserhebliche Tatsachen ins Tagesregister
auf, trégt sie nach Publikation im Schweizerischen Handelsamtsblatt (SHAB) ins Hauptregister ein und gewdihrt der Offentlichkeit
Einsicht ins Handelsregister und in Belege. Glaubiger und Publikum erhalten so Kenntnis Gber die Verhdlinisse und
Verantwortlichkeitsordnung Eintragungspflichtiger. Daneben orientiert, dokumentiert, berét und betreut das Handelsregisteramt
Anwdlte, Notare, Treuhdnder usw.

1.3 Leistungsgruppen
1. Handelsregisteramt

1.4 Zielschwerpunkte und Indikatoren
Zielschwerpunkte
Das Handelsregisteramt nimmt Tagesregistereintrage und Publikationen im Schweizerischen Handelsamtsblatt vor, erlésst
Verfigungen, erstellt Handelsregister-Ausziige und Vorprifungsberichte zur vollsten Zufriedenheit der Kunden. Die Ubergeordneten
Ziele sind der Gléubigerschutz, die Information Dritter, der Vertrauensschutz und die Stérkung der Rechtssicherheit.
Indikatoren Art R 2012 B 2013 R 2013
Anzahl Tage zwischen Bearbeitungen (Geschdfte) max. 3 3 3
Anzahl Berichtigungen max. 10 10 10
Anzahl gutgeheissener Beschwerden max. 0 0 0

1.5 Statistische Messgrossen R 2012 B 2013 R2013
Personalbestand in Vollzeitstellen 10.6 10.4 10.1
Anzahl Tagesregistertintrége 8'963 8'300 8'852
Bemerkungen
Die Handelsregister-Statistik wird vom Eidg. Handelsregisteramt jedes Jahr unter www.zefix.ch, Rubrik Statistiken, verffentlicht.
Abweichend zum Budget 2013 hat eine Mitarbeiterin ihr Pensum von 80 % auf 40 % reduziert. Anfang Jahr ergab sich ausser-
dem eine Vakanz, die erst Mitte Jahr wieder besetzt wurde, um eine Lehrabgéngerin beriicksichtigen zu kénnen. Im Vorfeld der
Zusammenlegung zur neuen Dienststelle GHS wurden ab September 30 % Stellenprozente vom Staatsarchiv zum Handelsregister
fir das Scanning der Handelsregisterakten und die Mitarbeit in der Fakturierung verschoben.

2. Gesetzgebungsprojekte
Bezeichnung Zeitraum
Unternehmensidentifikations-Nummer - Einfihrung 2013 erfolgt 2013
Entgegennahme elekironischer Anmeldungen und Belege - Einfihrung 2013 erfolgt 2013

3. Massnahmen und Projekte (in Mio. Fr.)

Q4

Bezeichnung Vorhaben Zeitraum ER/IR Finanzielle Konsequenzen

Plan IST kum.  Erwartete
Endkosten

keine
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4. Hochbauprojekte (via Investitionen kantonale Hochbauten finanziert; in Mio. Fr.)

Bezeichnung Vorhaben Zeitraum Finanzielle Konsequenzen
Plan IST kum.  Erwartete
Endkosten

keine

5. Weitere Massnahmen aus Strategie und Legislaturprogramm
Bezeichnung Vorhaben Zeitraum
keine

6. Entwicklung der Finanzen im Aufgabenbereich

6.1 Erfolgsrechnung
Aufwand und Ertrag (in Mio. Fr) R 2012 B 2013 R2013 Abw. Abw. %
30 Personalaufwand 1.2 1.134 1.069 0.065 57 %
31 Sach- und ibriger Betriebsaufwand 0.2 0.141 0.130 0.010 7.4%
33 Abschreibungen Verwaltungsvermdgen 0.0 0.026 0.026 0.000 0.0%
34 Finanzaufwand 0.0 0.006 0.001 -0.005 -80.5 %
36 Transferaufwand 0.3 0.276 0.287 0.011 3.9%
39 Inferne Verrechnungen 0.2 0.212 0.206 -0.005 2.5%
Total Aufwand 1.8 1.795 1.720 0.075 42%
42 Enigelte -3.0 2.668 -2.802 0.134 5.0%
44 Finanzertrag 0.0 0.000 0.000 0.000 51.2%
Total Ertrag -3.0 -2.668 -2.802 0.134 50%
Saldo - Globalbudget -1.2 -0.873 -1.082 0.209 24.0 %

Bemerkungen zur Erfolgsrechnung
Das Globalbudget (Ertragsiberschuss) ist um rund Fr. 210'000 héher als budgetiert.

Der Uberschuss resultiert zum Teil aus dem tieferen Personalaufwand aufgrund einmaliger Vorkommnisse, sowie etwas héheren
Ertrégen.

Information zum Transferaufwand/Transferertrag

(in Mio. Fr.) R 2012 B 2013 R 2013 Abw. Abw. %
36006001 Handelsregistergebihren 0.3 0.276 0.287 0.011 3.9%
Total Transferaufwand 0.3 0.276 0.287 0011 3.9%
keine

Total Transferertrag 0.0 0.000 0.000

Bemerkungen zum Transferaufwand / Transferertrag

Von den Einnahmen Eidgendssischer Handelsregistergebihren werden 15 % an das Eidgendssische Handelsregisteramt
abgeliefert.
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H1-6690 JSD - Strafverfolgung

1. Politischer Leistungsauftrag mit Erlauterungen

1.1 Aktuelles Umfeld / Chancen und Risiken
Die eingehenden Falle haben sich gegeniber dem Vorjahr um beinahe 3600 erhsht und haben einen noch nie da gewesenen
Hachststand erreicht. Dank der ab Mitte 2013 umgesetzten Personalaufstockung konnten die wesentlichen Vorgaben zur
Verfahrensbeschleunigung trotz massiver Fallbelastung und feils hoher Fallkomplexitét eingehalten werden.

1.2 Politischer Leistungsauftrag
Die Staatsanwaltschaft des Kantons Luzemn leifet bei Verdacht auf strafbares Verhalten das Vorverfahren nach eidgendssischer
Strafprozessordnung, verfolgt und sanktioniert Straftaten im Rahmen der Strafkompetenz, erhebt gegebenenfalls Anklage und ver-
ritt diese vor Gericht. Die Staatsanwalischaft sorgt dabei fir die gleichméssige Durchsetzung des staatlichen Strafanspruchs.

1.3 Leistungsgruppen
1. Strafuntersuchung
2. Anklogetatigkeit
3. Rechishilfe

1.4 Zielschwerpunkte und Indikatoren
Zielschwerpunkte
Strafuntersuchung: Erkennen von strafbaren Verhalten und méglichst schnelle Sankfionierung bzw. Abtretung oder Einstellung im
Rahmen der materiellen und formellen gesetzlichen Vorgaben.

Anklagetdtigkeit: Sicherstellen des staatlichen Strafanspruchs bei schweren Straftaten.

Indikatoren Art R 2012 B 2013 R 2013
Erledigungsquotient (% Fallerledigungen/Eingénge) min. 97 100 95
Durchschnittl. Daver Strafbefehlsverf. Erwachsene (Mt max. 7.3 4 3.3
Durchschnitil. Dauer Strafbefehlsverf. Jugendliche (Mt) max. 2.7 2 1.9
Durchschnitil. Daver Anklageverf. Erwachsene (M) max. 7.7 18 19.4
Durchschnitil. Dauer Anklageverf. Jugendliche (M) max. 15.6 9 11.6
Bemerkungen

Der angestrebte Erledigungsquotient von 100 % konnte aufgrund der sehr hohen Fallzahl trotzt der vollzogenen Stellenerweitung
noch nicht erreicht werden. Grund dafir ist zudem der Umstand, dass die Verfahren immer komplexer und formeller werden.

1.5 Statistische Messgréssen R 2012 B 2013 R 2013
Personalbestand in Vollzeitstellen (inkl. Dolmetscher/innen) 104.5 109.8 106.5
Anzahl lernende, Praktikantinnen/Praktikanten 7.4 10 8.8
Anzahl Strafverfahren 43299 46'000 46'895
Anzahl Strafbefehle 33'525 36'500 36763
Anzahl Anklagen Kriminalgericht 122 120 110
Bemerkungen
Stellenerweiterung: Die bewilligte Personalaufstockung auf insgesamt 111,25 (B50) fir das Jahr 2013 wurde ab Mitte Jahr vollzo-
gen. Darin sind 4 Dolmetscherstellen enthalten. Die Anzahl der budgetierten Strafbefehle konnte trotz des niedrigen
Erledigungsquotienten leicht ibertroffen werden, weil die Fallzahl stark zugenommen hat. Eine Fallzunahme erfolgte erwartungsge-
mdss im Bereich der Widerhandlungen gegen das Personenbeférderungsgesetz (Schwarzfahren). Auch zukiinftig wird aufgrund
des Bevilkerungswachstums, der steigenden Mobilitét und der 24-Stundengesellschaft mit einer Fallzunahme gerechnet.

2. Gesetzgebungsprojekte

Q6

Bezeichnung Zeitraum
keine
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3. Massnahmen und Projekte (in Mio. Fr.)
Bezeichnung Vorhaben Zeitraum ER/IR Finanzielle Konsequenzen
Plan IST kum.  Erwartete
Endkosten
Anpassung Personalbestand aufgrund CH StPO (brutto) 2013-2016 ER 1.18 1.18 1.18
4. Hochbauprojekte (via Investitionen kantonale Hochbauten finanziert; in Mio. Fr.)
Bezeichnung Vorhaben Zeitraum Finanzielle Konsequenzen
Plan IST kum.  Erwartete
Endkosten
keine
5. Weitere Massnahmen aus Strategie und Legislaturprogramm
Bezeichnung Vorhaben Zeitraum
keine
6. Entwicklung der Finanzen im Aufgabenbereich
6.1 Erfolgsrechnung
Aufwand und Ertrag (in Mio. Fr) R 2012 B 2013 R2013 Abw. Abw. %
30 Personalaufwand 15.7 16.358 15.753 0.605 3.7 %
31 Sach- und ibriger Betriebsaufwand 6.6 6.706 7.550 0.844 12.6 %
33 Abschreibungen Verwaltungsvermdgen 0.0 0.031 0.031 0.000 0.0%
34 Finanzaufwand 0.0 0.032 0.047 0.015 48.3%
36 Transferaufwand 1.2 1.654 1.498 0.156 9.4%
39 Inferne Verrechnungen 3.0 3.228 3.496 0.269 8.3%
Total Aufwand 26.5 28.009 28.377 0.367 1.3%
42 Enigele 054 16051 16969 0918 57%
44 Finanzertrag 0.1 -0.082 -0.054 0.028 -34.1 %
Total Ertrag -15.5 -16.133 -17.023 -0.890 55%
Saldo - Globalbudget 11.0 11.876 11.353 0.523 4.4%

Bemerkungen zur Erfolgsrechnung
Das Globalbudget 2013 konnte um Fr. 500'000 unterschriten werden.

Die Personalkosten der Staatsanwaltschaft lagen rund 0,6 Mio. Fr. unter dem Budget, weil die Personalaufsiockung rollend bis
Ende Jahr erfolgte. Die Budgetiberschreitung beim Sach- und ibrigen Betriebsaufwand von rund 0,85 Mio. Fr. ist im
Wesentlichen auf héhere Bussenabschreibungen von 0,5 Mio. Fr. und 0,7 Mio. Fr. héhere nichiverrechenbare Auslagen zuriick-
zufihren. Hingegen sind die Abschreibungen bei den Auslagen um 0,5 Mio. Fr geringer ausgefallen als budgetiert. Beim
Sachaufwand zeigt sich also nach wie vor, dass mit der neuen CH StPO mehr Kosten auf die Staatskasse genommen werden
mussen und hohere Verteidigungskosten anfallen. Die Kosfen des Massnahmevollzugs bei der Jugendanwaltschaft liegt 0,6 Mio.
Fr. unter dem Budget 2013, weil die Vorjahreszahlen gesunken sind. Bei den internen Verrechnungen sind die Gebihren fir
Amtshandlungen der Polizei mit einem Mehraufwand in der Rechnung gegeniiber dem Budget von rund 0,2 Mio. Fr. zu erwdh-
nen. Die Erfrége sind einerseits infolge der hohen Fallzahlen gestiegen und anderseits sind hier auch noch die Ertrége zum
Ausgleich des,

IC-Aufwandes enthalten. Zudem musste das Delkredere um rund Fr. 160'000 erhht werden.

Informationen zu den Leistungsgruppen (in Mio. Fr)

1. Strafuntersuchung R 2012 B 2013 R 2013 Abw. Abw. %
Total Aufwand 19.2 20.0 21.3 1.3 67%
Total Ertrag -14.2 -15.6 -16.0 0.4 27 %
Saldo 5.0 4.4 53 0.9 20.8 %
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2. Anklagetdtigkeit R 2012 B 2013 R 2013 Abw.  Abw.%
Total Aufwand 6.9 7.6 6.7 0.9 11.8%
Total Ertrag -1.3 0.6 -1.0 0.5 80.8 %
Saldo 5.6 7.0 5.6 1.4 19.5%
3. Rechtshilfe R2012 B 2013 R 2013 Abw. Abw. %
Total Aufwand 0.4 0.5 0.4 0.1 16.9%
Total Erfrag 0.0 0.0 0.0 0.0 -131.5%
Saldo 0.4 0.5 0.4 0.1 16.6%
Information zum Transferaufwand/Transferertrag

(in Mio. Fr.) R 2012 B 2013 R 2013 Abw. Abw. %
36100001 Entschédigungen an Bund 0.054 0.033 0.021 -39.2%
36110001 Entschadigungen an Kantone und Konkordate 1.2 1.600 0.946 0.654 40.9 %
36348521 IC Stationare Versorgung Akutsomatik LUKS 0.152 0.152

36348522 IC Stationdre Versorgung Psychatrie LUPS 0.368 0.368

Total Transferaufwand 1.2 1.654 1.498 0.156 Q4%
keine

Total Transferertrag 0.0 0.000 0.000
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H1-7010 Gerichtswesen

Politischer Leistungsauftrag mit Erlduterungen

Aktuelles Umfeld / Chancen und Risiken

Der verfassungsméssige Aufrag an die Gerichte Iésst eine vollsiéindige Kosteniberwdlzung auf die Leistungsempféngerinnen und -
empfdnger nicht zu. Es gilt das Grundprinzip, dass die Rechtssuchenden unabhdngig von ihren finanziellen Méglichkeiten
Anspruch auf Zugang zum Recht besitzen. Das Gerichtswesen kann deshalb nie auch nur annéhernd selbstiragend sein.

Chancen:

Obergericht und Verwaltungsgericht, ab 1.6.2013 Kantonsgericht: Die organisatorische Zusammenlegung zum Kantonsgericht
beginstigt den wechselseitigen Austausch von Wissen und Methoden und biefet den Mitarbeitenden die Méglichkeit, durch
interne Wechsel ihre beruflichen Perspektiven zu erweitern.

Gruppe Grundbuch und Gruppe Konkursémter: Grosse Entwicklungen beim elektronischen Rechtsverkehr.

Gruppe Konkursamter: Die Fihrung der beiden Konkurskreise Hochdorf und Kriens ab dem 01.01.2013 durch eine
Konkursbeamtin erméglicht die Nutzung von Synergien.

Risiken:

Kantonsgericht: Das Projekt Kantonsgericht 2013 wurde Uberwiegend mit internen Personalressourcen bestritten, was teilweise zu
massiver Mehrbelastung und Verzégerungen im Tagesgeschaft fihrte. Die fehlende réumliche Zusammenlegung erschwert den
Aufbau einer gemeinsamen Kultur und verursacht zusétzlichen Aufwand (Sicherheit, Informatik, Bibliothek|.

Gruppe Erstinstanzliche Gerichte und Gruppe Schlichtungsbehérden: Die Gerichtsfalle und die Komplexitat der Félle nehmen
stefig zu. Durch die neuen schweizerischen Prozessordnungen im Zivil- und im Strafrecht hat der Verfahrensaufwand zugenommen.

Gruppe Grundbuch: Die offene Standortfrage beim Grundbuchamt Luzem Ost bringt substantiellen Mehraufwand an
Koordination mit sich. Die Ermeuerung des elektronischen Grundbuchs und der Auf- und Ausbau des elekironischen Rechtsverkehrs
fihren zu zusétzlichen Projekten im Aufgabenbereich und generieren deshalb erhdhten Ressourcenbedarf.

Gruppe Konkursémter: Tendenzielle Zunahme von Konkursféllen (u.a. durch Gesetzesanderungen). Die Félle werden anspruchsvol-
ler und komplexer, die Anspriiche an das Personal steigen. Die Glaubiger lassen sich immer mehr durch Anwadlte vertreten. Das
Risiko fir Haftungsfélle nimmt zu.

1.2

Politischer Leistungsauftrag

Verfassung und Gesetz geben den Gerichten, Schlichtungsbehérden, Grundbuch- und Konkursémtem als Grundaufirag die haupt
sachlichen Leistungen vor. Die Zahl der Félle bzw. Anmeldungen ist nicht planbar. Die Gerichte, Schlichtungsbehérden,
Grundbuch- und Konkursémter kénnen im Gegensatz zu verschiedenen Verwaltungsstellen keine eingehenden Verfahren
zurickstellen.

Kantonsgericht: Urteile/Entscheide als einzige Instanz oder als Rechtsmittelinstanz féllen; unterstellle Gerichte und Behérden beauf-
sichtigen und betreuen; Beaufsichtigung der Anwadlte und Notare sicherstellen und in den Aufsichtsbehérden mitwirken; internatio-
nale Rechtshilfe gewdhren; Prisfungen durchfihren und in Prisfungskommissionen mitwirken; Rechtsprakfikanten und Lernende
ausbilden.

Gruppe Ersfinstanzliche Gerichte: Rechtsprechung erste Instanz; direkte Aufsicht iber die Betreibungs- und Konkursémter, unentgelt-
liche Rechtsauskunft, Ausbildung von Lerenden und Prakikanten, Sicherstellung der Infrastrukiur und Administration der
Friedensrichter.

Gruppe Schlichtungsbehérden: Prozesse vermeiden mittels Durchfihrung von Schlichtungsverfahren: Schlichtungsverhandlungen,
Urteilsvorschlége unterbreiten, Entscheide féllen. Unentgeltliche Rechtsberatung vornehmen.

Gruppe Grundbuch: Leitung der Gruppe: Strategische und operative Fihrung der Gruppe, fachliche Aufsicht, Steuerung und
Koordination des Projekimanagements [viele Projekte im elekironischen Rechtsverkehr), Vertretung der Gruppe nach aussen.
Grundbuchémter: Fishren und Verwalten der Daten ber die Grundstiicke und den an diesen bestehenden Rechten und Lasten,
schriffliche und miindliche Auskiinfte Gber den Inhalt des Grundbuches erteilen, Ausbildung von Rechtsprakiikanten und Lernenden.

%
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Gruppe Konkursamter: Konkursverfahren durchfthren; betreibungsrechtliche Grundpfandverwertungen sowie liquidationen nach
Art. 731b OR durchfihren, Rechtshilfeaufirdge erledigen und Rechtsprakiikanten und lernende ausbilden.

1.3 Leistungsgruppen
1. Kantonsgericht
2. Erstinstanzliche Gerichte
3. Schlichtungsbehérden
4. Grundbuch
5. Konkursamter

1.4 Zielschwerpunkte und Indikatoren
Zielschwerpunkte
Kantonsgericht: Urteile und Entscheide werden innert angemessener Frist und qualitativ hochstehend geféllt. Lernende und
Praktikanten werden zielgerichtet ausgebildet. Es finden regelmassig Prifungen statt. Rechtshilfeverfahren werden innert angemes-
sener Frist erledigt. Die Gerichte nehmen an Vernehmlassungen feil und antworten auf politische Vorstésse. Aufsichtsbeschwerden
iber Anwdlte und Urkundspersonen werden innert angemessener Frist beurteilt.

Gruppe Ersfinstanzliche Gerichte: Urteile und Entscheide werden innert angemessener Frist und qualitativ hochstehend gefdllt. Die
Aufsicht Gber die Betreibungs- und Konkursémter gewdhrleistet eine fachlich hochstehende Leistung. Die Schlichtungsverfahren ver
meiden Prozesse. Auskinfte sind Hilfestellungen vor Verfahrenseinleitung. Lemende und Prakiikanten werden zielgerichtet ausgebil-
det. Die Administration fir die Friedensrichter bringt optimale Verhaliisse fir ihre Tétigkeit.

Gruppe Schlichtungsbehdrden: Urteilsvorschlége und Entscheide sind qualitativ hochstehend und werden fristgerecht ausgestellt.
Die Schlichtungsverfahren vermeiden Prozesse. Auskiinfte sind Hilfestellungen vor Verfahrenseinleitung. lermende werden zielge-
richtet ausgebildet.

Gruppe Grundbuch: Grundbuchgeschéfte werden innert angemessener Frist erledigt. Die Grundbucheintragungen erfillen einen
hohen Qualitétsstandard. lemende und Prakiikanten werden zielgerichtet ausgebildet. Die Ausbildung ist in einer hohen Qualitét
gewdhrleistet.

Gruppe Konkursamter: Konkursverfahren und Grundpfandverwertungen werden innert angemessener Frist aus-/durchgefihrt. Die
Abwicklung der Konkursverfahren und Grundpfandverwertungen erfillt einen hohen Qualitgtsstandard.

Indikatoren Art R 2012 B 2013 R 2013
KG: Verh. Eingange/Erledigungen Gerichtsverfahren  Koeff. 1.0 1.0 0.94
KG: unterjghrige Verfahren alle % keine Angaben 80 85
KG: iberighrige Verfahren alle % keine Angaben 20 15
EIG: Verh. Eingénge/Erledigungen Gerichtsverfahren  Koeff. 1.01 0.96 0.99
EIG: Zivilfalle 80% innerhalb eines Jahres (ja/nein) erfill keine Angaben ia ia
EIG: Straffélle 80% innerhalb eines Jahres (ja/nein) erfill keine Angaben ia ia
SB: Verh. Eingéinge/Erledigungen Gerichtsverfahren Koeff. 0.99 0.94 0.93
GB: Verh. Anmeldungen/Erledigungen Koeff. 1.1 1.11 1.0
GR: durchschnittliche Verfahrensdauer Wochen 6.1 5.2 4.3
KA: Verh.Eingénge/Erledigungen Konkurse Koeff. 0.93 1.0 0.97
Bemerkungen

Der Umstand, dass der Koeffizient des Kantonsgerichts (Verhdlinis Eingéinge/Erledigungen) unter den Erwartungen liegt, ist insbe-
sondere auf eine hohe Belastung im Bereich des Sozialversicherungsrechts zuriickzufihren. Die Verfahrensdauer der Gerichtsféille
(unteriahrige bzw. Uberjahrige Félle] wird erstmals ab dem Jahr 2013 bei den Gerichten ausgewiesen. Bei den Grundbuchémtern
konnte eine schnellere durchschnitfliche Verfahrensdauer erreicht werden als erwartet.

1.5 Statistische Messgréssen R 2012 B 2013 R 2013
KG: Anzahl Eingdnge Gerichtsverfahren 2096 2140 2410
KG: Anzahl Erledigungen Gerichtsverfahren 2103 2200 2269
KG: Anzahl Eingénge Rechishilfeverfahren 409 300 173
KG: Anzahl Erledigungen Rechtshilfeverfahren 416 300 176
KG: Anzahl erledigte Gbrige Geschafte 295 275 284
KG: Anzahl durchgefihrte Prifungen 123 125 120
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KG: Vernehmlassungen + Antworten auf polit. Vorstdsse
KG: Anzahl Mitwirkung Prifungen

KG: Anzahl Mitwirkung Aufsichtsbehdrde Anwdlte & Urkundspers.
KG: Anzahl Stellenprozente fiir Projekte

EIG: Anzahl Eingéinge Gerichtsverfahren

EIG: Anzahl Erledigungen Gerichtsverfahren

EIG: Anzahl administrierte Verfahren der Friedensrichter
EIG: Anzahl Vemehmlassungen

SB: Anzahl Eingénge Schlichtungsverfahren

SB: Anzahl Erledigungen Schlichtungsverfahren

SB: Anzahl unentgeliliche Rechtsauskunft

SB: Anzahl Vernehmlassungen

GB: Anzahl Anmeldungen

CB: Anzahl Erledigungen

GB: Anzahl schrifliche Auskinfte

GB: Anzahl Anfragen und Vermehmlassungen

GB: Anzahl Weisungen und Inspektionen

GB: Anzahl leitung und Mitarbeit in Projekfen

KA: Anzahl Eingéinge Konkursverfahren

KA: Anzahl Erledigungen Konkursverfahren

KA: Anzahl Eingénge Grundpfandverwertungen

KA: Anzahl Erledigungen Grundpfandverwertungen
KA: Anzahl Eingéinge Rechtshilfeauftrage

KA: Anzahl Erledigungen Rechishilfeaufirége

KA: Anzahl Vernehmlassungen

alle: Personalbestand in Vollzeitstellen

alle: Anzahl lernende, Praktikantinnen und Praktikanten

R 2012
75
129
171
2.4
Q392
Q484
1242

2317
2295
1536

21747
23940
14134

213

13
460
429

22

18

257.7
29.9

B 2013 R 2013
65 80
155 150
160 143
3.6 2.7
@200 Q078
8830 8965
1500 1289
20 4
2350 2368
2200 2199
2000 1170
5 3
21400 21999
23700 21916
14200 14031
Q5 201

4 4

15 14
405 430
405 419

5 4

5 4

31 19

31 16

2 1

255 259.6
34 28.8

Bemerkungen

Kantonsgericht: Die Eingéinge und Erledigungen der Rechnungsjahre 2012 und 2013 sind nicht vergleichbar, da die unterschied-
liche Fallerfassung von Obergericht und Verwaltungsgericht ab Juni 2013 vereinheitlicht wurde, was bereits rein rechnerisch zu
hoheren Zahlen fohrt. Der Anstieg der Eingéinge der Gerichtsverfahren im 2013 ist aber nicht nur auf die neue einheitliche
Fallerfassung zuriickzufihren; es waren effekfiv auch mehr eingehende Félle zu verzeichnen als erwartet.

Bei den Erstinstanzlichen Gerichten gingen weniger Verfahren ein als erwartet. Erfreulicherweise konnte 2013 zudem eine

Steigerung der Erledigungen gegeniber den Erwartungen erzielt werden.

Grundbuch: Die Zahl der Anmeldungen ist 2013 leicht gestiegen; sie liegt aber weit unter dem Rekordjahr 201 1.

Obwohl der Personalbestand erneut leicht gestiegen ist {u.a. Mehrbedarf an Koordination wegen gefrennter Standorte), wurden
die budgetierfen Lohnkosten insgesamt unferschritien; es fanden Kompensationen zwischen Abgangen und Neueinstellungen statt.
Zudem variiert der in Vollzeitstellen gerechnete Personalbestand dauvemd durch den Einsatz der Kommissionen, deren Mitglieder
im Stundenlohn arbeiten, und durch den vermehrten Einsatz von Ersatzrichterpersonen zur Bewdltigung der Geschdfislast des

Kantonsgerichts (ebenfalls im Stundenlohn angestellt).

2. Gesetzgebungsprojekte
Bezeichnung Zeitraum
Fusion zum Kanfonsgericht: Anpassung Justizgesefz und div. Verordnungen (erledigt] 2013
3. Massnahmen und Projekte (in Mio. Fr.)

Bezeichnung Vorhaben Zeitraum
Fusion Kanfonsgericht (Fusion vollzogen, Einrichtungen im Bereich 20136.2014
Informatik, Formulare und Weiteres noch im 2014)

Informatikprojektkosten aus Projektibersicht IRT (am Laufen) 20132017

Konkursamt Hochdorf und Kriens unter gemeinsamer Fishrung (erledigt)  01.01.2013

Finanzielle Konsequenzen

Plan IST kum.  Erwartete

Endkosten
0.2 0.143 0.2
0.7 0.47 3.2

0.1 -0.06



Jahresbericht 2013 Aufgabenbereiche

4. Hochbauprojekte (via Investitionen kantonale Hochbauten finanziert; in Mio. Fr.)

Bezeichnung Vorhaben Zeitraum Finanzielle Konsequenzen
Plan IST kum.  Erwartete
Endkosten

zuétzliche Raume Bezirksgericht Luzern [am Laufen) 2013-6.2014 0.221 0

5. Weitere Massnahmen
Bezeichnung Vorhaben Zeitraum

6. Entwicklung der Finanzen im Aufgabenbereich

6.1 Erfolgsrechnung
Aufwand und Ertrag (in Mio. Fr) R 2012 B 2013 R2013 Abw. Abw. %
30 Personalaufwand 38.9 39.754 39.117 0.637 1.6%
31 Sach- und ibriger Betriebsaufwand 8.9 6.065 9.970 3.905 64.4%
33 Abschreibungen Verwaltungsvermdgen 0.1 0.334 0.102 0.232 69.5 %
38 Ausserordentlicher Aufwand 0.6
39 Inferne Verrechnungen 11.5 11.846 11.825 0.021 0.2 %
Total Aufwand 59.9 57.999 61.014 3.015 52%
42 Entgelfe 29.7 27.627 -28.757 -1.130 4.1%
48 Ausserordentlicher Erfrag
49 Interne Verrechnungen 3.2 -3.506 -3.444 0.063 -1.8%
Total Ertrag -32.8 -31.134 -32.201 -1.067 3.4%
Saldo - Globalbudget 27.1 26.865 28.813 1.948 7.3%
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Bemerkungen zur Erfolgsrechnung

Das Globalbudget wurde allein durch vorgeschriebene, nicht beeinflussbare Aufwendungen iberschritien; bei den anderen Kosten
wurden die Ausgaben sorgféltig tberwacht und nicht Gberschritten.

Lohne: Die Ausgaben sind aus zwei Griinden unterschritten worden: Diverse Mutterschaften und unbesoldete Urlaube sowie verzs-
gerte Besefzung von Vakanzen und mit jingerem Personal.

Sach- und Betriebsaufwand: Hier enthalten sind die kostenintensiven Aufwéinde fir die amtliche Verteidigung mit 1.453 Mio. Fr.,
welche gegeniiber 2012 weiter gewachsen sind und als neue Leistung des Kantons mangels Erfahrungswerten nicht exakt budge-
tiert werden konnten. Ebenfalls enthalten sind die Aufwénde fir die unentgeliliche Rechtspflege mit 2.165 Mio. Fr. Der weitaus
grosste Ausgabenposten bilden aber die Debitorenverluste bzw. die Anpassung des Delkrederes auf 35% der vorhandenen
Debitoren aus Strafféllen, welche aufgrund einer Empfehlung der Finanzkontrolle erfolgt ist. Allein beim Kriminalgericht betrug

diese Anpassung 0.804 Mio. Fr.
Abschreibungen Verwaltungsvermégen: Aufgrund der ausbleibenden Investitionen reduzierte sich diese Position.

Entgelte: Die Gerichtsgebihren entsprachen weitgehend den Erwartungen. Die Enigelte im Gerichtswesen Uberfrafen schlussend-
lich aber das Budget nicht zuletzt auch, weil ein betriebsfremder Ertrag von 0.6 Mio. Fr. erzielt wurde, der aus dem Rechtsstreit
mit IBM (ISOV Grundbuchlésung] hervorging. Die Gebihren der Grundbuchémter iibertrafen auch dieses Jahr das Budget um ca.
0.15 Mio., was auf die erneut gestiegenen Immobilienpreise zuriickzufhren ist.

Informationen zu den Leistungsgruppen (in Mio. Fr.)

1. Kantonsgericht R 2012 B 2013 R 2013 Abw. Abw. %
Total Aufwand 21.8 21.7 21.9 0.2 0.8%
Total Ertrag -5.2 5.6 6.0 0.5 8.3%
Saldo 16.6 16.1 15.8 0.3 1.8%
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2. Erstinstanzliche Gerichte R 2012 B 2013 R 2013 Abw. Abw. %
Total Aufwand 257 23.2 26.6 3.5 15.0%
Total Ertrag 6.7 6.5 6.5 0.1 13%
Saldo 18.9 16.7 20.1 34 20.2 %
3. Schlichtungsbehdrden R 2012 B 2013 R 2013 Abw. Abw. %
Total Aufwand 1.7 2.0 17 0.2 -10.9 %
Total Ertrag 0.4 0.2 0.4 0.2 74.3%
Saldo 1.4 1.7 1.3 0.4 22.5%
4. Grundbuch R 2012 B 2013 R 2013 Abw.  Abw. %
Total Aufwand 9.0 9.6 8.9 0.7 T2%
Total Ertrag 20.1 -18.3 -18.5 0.2 1.2%
Saldo -11.0 8.7 9.6 0.9 10.4 %
5. Konkursamter R 2012 B 2013 R 2013 Abw. Abw. %
Total Aufwand 1.7 1.6 1.8 0.3 18.1%
Total Ertrag 0.5 0.6 0.7 0.1 24.5%
Saldo 1.2 1.0 1.2 0.1 14.6%

Information zum Transferaufwand/Transferertrag

(in Mio. Fr.) R 2012 B 2013 R 2013 Abw. Abw. %
Total Transferaufwand 0.0 0.000 0.000
Total Transferertrag 0.0 0.000 0.000

Bemerkungen zum Transferaufwand / Transferertrag

Investitionsrechnung

Ausgaben und Einnahmen (in Mio. Fr. R 2012 B 2013 R 2013 Abw. Abw. %
52 Immaterielle Anlagen 0.200 -0.200 -100.0 %
Total Ausgaben - Voranschlagskredit 0.0 0.200 0.000 -0.200 -100.0 %
Total Einnahmen 0.0 0.000 0.000

Nettoinvestitionen 0.0 0.200 0.000 -0.200 -100.0 %

Bemerkungen zur Investitionsrechnung
Die geplanfen Investitionen mussten um ein Jahr verschoben werden.

Information zu den Investitionsbeitragen (in Mio. Fr) R 2012 B 2013 R 2013 Abw. Abw. %
Total eigene Investitionsbeitrage 0.0 0.000 0.000
Total Investitionsbeitrége fir eigene Rechnung 0.0 0.000 0.000

Bemerkungen zu den Investitionsbeitrégen
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H2-3200 BKD - Volksschulbildung

Politischer Leistungsauftrag mit Erlduterungen

Aktuelles Umfeld / Chancen und Risiken

Im Bereich der Regelschulen zeigen sich bei der Entwicklung der Zahl der lernenden zwei Besonderheiten, welche die
Schulplanung kantonal und kommunal vor grosse Herausforderungen stellen: Einerseits ist nun recht deutlich feststellbar, dass die
Zahl der lernenden aufgrund der grésseren Geburtenzahlen der letzten Jahre insgesamt wieder ansteigt. Andererseits ist erkenn-
bar, dass dieser Anstieg unterschiedlich verléuft. So weisen zahlreiche Gemeinden immer noch einen Riickgang der Lernenden
aus, wéhrend in den Gemeinden an den Hauptverkehrsachsen ein wesentlicher Anstieg feststellbar ist. In Schule und Unterricht ist
nach wie vor der Umgang mit der zunehmenden Heterogenitét der Lernenden und der Erziehungsberechtigten die zentrale
Herausforderung. Auf Beginn des Schuliahres 2013/ 14 haben auch alle Sekundarschulen die Integrative Férderung eingefihrt.
Bis sich diese Unterstitzungsform Uberall vollsiéindig efabliert hat, benétigen die Schulleitungen und Lehrpersonen weiterhin
Unterstitzung durch die Dienststelle Volksschulbildung. Im Rahmen von Tagungen und Kursen sowie natirlich auch durch direkte
Beratung der Verantwortlichen in den Schulen wird diese Unterstitzung gewahrt. Es zeigt sich aber auch vermehrt, dass in beson-
ders belasteten Klassen die Integrative Férderung durch weitere Unterstijtizungsmassnahmen (z.B. Klassenassistenzen, Klassenhilfen)
ergdnzt werden muss, damit die lehrperson den Unterricht erfolgreich gestalten kann. Diese Massnahmen werden vor allem von
den Kindergarten- und Unterstufenklassen beansprucht, was aufzeigt, dass die vorschulische Férderung verstérkt werden muss.

Im Bereich der Sonderschulung ist weiter ein Anstieg feststellbar. Allerdings hat sich dieser abgeschweéicht. Er beschrénkt sich akiu-
ell auf die Llemenden mit einer Verhaltensbehinderung, deren Zahl sowohl in der separativen als auch der integrativen
Sonderschulung zugenommen hat. Diese Entwicklung muss mit préventiven Massnahmen (Unferstitzung der Klassenlehrpersonen,
Schulsozialarbeit) gestoppt werden, damit die Zahlen der beiden Sonderschulformen bei der heutigen Gesamizahl gehalten
werden kénnen.

1.2

Politischer Leistungsauftrag

Die Dienststelle Volksschulbildung ist zusténdig fur alle Vollzugsmassnahmen im Bereich der Volksschule, die durch Gesetz und
Verordnung nicht anderen Organen ibertragen sind. Der Dienststelle Volksschulbildung obliegt insbesondere die Bearbeitung der
padagogischen, didaktischen, organisatorischen und aufsichtsrechtlichen Belange der Volksschule mit dem Ziel, den Schulen opti-
male Bedingungen zu schaffen fir die Erfillung ihrer Aufgabe und ihrer Weiterentwicklung. Sie fihrt extere Schulevaluationen
durch und bietet den Schulen und Lehrpersonen Beratung an. Ebenfalls erbringt sie die leistungen des kantonalen Sonder-
schulangebots.

1.3

Leistungsgruppen
1. Regelschule DVS S
2. Sonderschulung DVS

1.4

104

Zielschwerpunkte und Indikatoren

Zielschwerpunkte

Wirkungsziele

W1 Maglichst viele Luzerner Kinder und Jugendliche besuchen die kommunalen Schulen des Kantons Luzem.

W?2 Die Luzemer Bevilkerung beurteilt die Volksschule vor Ort als sehr gute Schule.

W3 Méglichst alle Lerenden im Kanton Luzem finden nach der Volksschulbildung eine Anschlusslsung.

W4 Die DVS schafft optimale Bedingungen fur die kommunalen Schulen im Kanton Luzem zur Erfillung ihrer Aufgaben und zur
Weiterentwicklung

leistungsziele

L1 Méglichst viele Lemende beenden im Kanton Luzemn die Volksschulbildung erfolgreich.

L2 Die Lemenden im Kanton Luzern erwerben die Kompetenzen gemdss Lehrplan der Volksschulbildung.

L3 Die kantonalen und kommunalen Schulen des Kantons Luzern bereiten ihre Llernenden auf das weitere Leben und insbesondere
auf weiterfihrende Schulen vor.

Indikatoren Art R 2012 B 2013 R 2013
W1 Quote von lernenden in Privatschulen max. 1.6% 1.5% 1.7%
W2 Zufriedenheit der Schiiler mit ihrer Schule min. 57 55 58
W2 Zufriedenheit der Eltern mit ihrer Schule min. 5.4 53 54
W3 Quote ohne Anschl.I8sung (ohne Briickenangeb.) ~ max. <1% 1% 1%
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Art R 2012 B 2013 R 2013
W4 Zufriedenheit der Schulen mit Dienstleist. DVS min. Q0 % 92 % n.a.
LT Abschlussquote min. >090.5% 99 % >99 %
12  Stellwerk: Mittelwert der Punkte abs. 516 505 521
L2 Stellwerk: Anteil Lernende in % unter 300 Punkte max. 3.4% <2% 3.0%
L3 Quote von geniigenden Evaluationen min. o7 % 95 % 100 %
Bemerkungen
W2 Der héchste Wert ist &
W4: wird nur alle drei Jahre erhoben [ndchste Kundenbefragung 2015)

1.5 Statistische Messgréssen R 2012 B 2013 R2013
@ Personalbestand in Vollzeitstellen 505.7 556.3 542.2
Volksschulbildung Services 50.5 49.8 50.6
Heilpadagogisches Zentrum Hohenrain 182.1 195.5 188.5
Heilpddagogisches Zentrum Schipfheim 130.4 132.5 129.6
Heilpddagogische Tagesschulen 142.7 148.0 143.0
Heilpddagogischer Friherziehungsdienst - 30.5 30.5
Anzahl lernende/Praktikantinnen /Praktikanten 66.8 75 63.3
Anzahl lernende im HPZ Hohenrain separiert {nur Kanton Luzern) 235 240 227
Anzahl lernende im HPZ Hohenrain integriert 39 35 46
Anzahl Betreute im HPZ Schipfheim separiert 95 95 93
Anzahl Betreute im HPZ Schipfheim integriert 20 20 20
Anzahl lernende in Heilpddagog. Tagesschulen separiert 259 260 251
Anzahl lernende in Heilpddagog. Tagesschulen integriert 130 155 132
Anzahl lernende Heilpddagogische Fritherziehung - 690 634
Anzahl Kinder Kindergarten 4'958 5'000 5'186
Anzahl Kinder Basisstufe *1'007 1'000 1'079
Anzahl Schilerlnnen Primarschule 22'090 22'100 22'010
Anzahl Schilerlnnen Sekundarschule 10'908 10'000 10'324
Anzahl lerende in Sonderschulen separiert 925 930 920
Anzahl Sonderschilerlnnen separiert in priv. Regelschulen n.a. n.a. 76
Anzahl infegrierte Lernende mit Sonderschulung 284 320 318
Normkosten Kindergarten 9'802 $'802 10'036
Normkosten Basisstufe / Primarschule 12'941 12'941 13'563
Normkosten Sekundarschule 17'147 17'147 17'603
Bemerkungen
Der Personalbestand liegt bei den Heilpddagogischen Zentren und Tagesschulen unfer dem Budget. In der integrativen
Sonderschulung werden vermehrt Lehrpersonen kommunal angestellt, und in der separativen Sonderschulung werden ab Schuljahr
2013/2014 weniger Klassen gefihrt [HPZ Hohenrain -3; HPS Sursee -2).

*im AFP 2014-2017 wurde der Wert falsch angegeben

2. Gesetzgebungsprojekte
Bezeichnung Zeitraum
keine

3. Massnahmen und Projekte (in Mio. Fr.)

Bezeichnung Vorhaben Zeitraum
Einfihrung Deutschschweizer Lehrplan (Lehrplan 21) 2011 - 2020
neues Sonderschulkonzept ab 2012
Arbeitsplatz Schule ab 2012

ER/IR

ER
ER
ER

Finanzielle Konsequenzen

Plan IST kum.  Erwartete
Endkosten

1.6 0.6 1.6
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4. Hochbauprojekte (via Investitionen kantonale Hochbauten finanziert; in Mio. Fr.)
Bezeichnung Vorhaben Zeitraum Finanzielle Konsequenzen
Plan IST kum.  Erwartete
Endkosten
keine
5. Weitere Massnahmen aus Strategie und Legislaturprogramm
Bezeichnung Vorhaben Zeitraum
- Unterrichtsentwicklung unterstitzen im Rahmen des Teilprojekis "lehren und Lemen": 2006 - 2014
Einfihrung Integrative Forderung (IF), Umgang mit einer grossen Zahl fremdsprachiger Lemender,
Forderung der Medienkompetenz (Medienbildung)
- lernende mit Defiziten friher férdern: frihe Sprachférderung ausbauen. Bereits in Umsetzung ist das Projekt 2013-2018
"sozialraumorientierte Schulen” (3 beteiligte Schulen)
6. Entwicklung der Finanzen im Aufgabenbereich
6.1 Erfolgsrechnung
Aufwand und Ertrag (in Mio. Fr.) R 2012 B 2013 R 2013 Abw. Abw. %
30 Personalaufwand 60.9 65.853 66.076 0.223 0.3%
31 Sach- und ibriger Betriebsaufwand 8.2 9.396 8.799 0.597 6.4%
33 Abschreibungen Verwaltungsvermégen 0.1 0.106 0.125 0.019 17.4 %
34 Finanzaufwand 0.0 0.001 0.006 0.005 743.6%
35 FEinlagen in Fonds 0.210 0.210
36 Transferaufwand 183.2 185.058 185.012 0.046 0.0%
37 Durchlaufende Beitrdge 40.0 46.530 46.339 0.191 0.4%
39 Interne Verrechnungen 12.9 13.023 13.956 0.933 7.2%
Total Aufwand 3054 319.967 320.523 0.555 0.2%
42 Enigelte 4.3 -4.85]1 -4.612 0.239 4.9 %
44 Finanzertrag 0.0 0.014 -0.024 0.010 72.4%
45 Entnahmen aus Fonds 0.0 -0.320 -0.054 0.266 -83.0%
46 Transferertrag -30.4 -32.750 -33.077 0.328 1.0%
47 Durchlaufende Beitréige -40.0 -46.530 -46.339 0.191 0.4%
49 Interne Verrechnungen -17.1 -17.412 -18.036 0.625 3.6%
Total Ertrag 91.8  -101.876  -102.143 0.266 0.3%
Saldo - Globalbudget 213.6 218.091 218.380 0.289 0.1%
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Bemerkungen zur Erfolgsrechnung

Obwohl der budgetierte Personalbestand unterschritten wird, liegt der Personalaufwand iber dem Budget. Dies lésst sich haupt
séchlich auf die Abgrenzung von Gleitzeit- und Pensensaldi (z.T. erstmalig) und auf Mutationen und Mutterschaften zuriickfihren.
Der Sach- und ibrige Befriebsaufwand liegt bei den Transportkosten der Sonderschulen, bei den Anschaffungen und bei den
Raummieten unter dem Budget.

Die Fondseinlagen ergeben sich bei lotteriegeldern und bei Beitréigen von Dritten fur Projekte.

Fir Informationen zum Transferaufwand: siehe unfen.

Die Durchlaufenden Beitrdge (KoA 37/47) enthalten die Gemeindebeitrége an die Sonderschulung. Sie liegen leicht unter
Budget, da die von den Gemeinden zu finanzierenden Kosten der Sonderschulung tiefer sind als budgetiert.

Der Aufwand fir inferne Verrechnungen ist aufgrund der Beitrdge an die HPZ fir die Schulung von Asylkindern (0,4 Mio. Fr.; nicht
budgetiert) sowie der Rickzahlung des Uberschusses 2012 des Internats des HPZ Hohenrain an die DISG (0,44 Mio. Fr.) héher
ausgefallen.

Die Enfgelte liegen hauptséchlich aufgrund tieferer Elternbeitréige am HPZ Schipfheim [weniger Aufenthalistage im Internaf] unter
Budget.

Die Entnahmen aus Fonds liegen unfer dem Budget, da die Mitfinanzierung des Fachdienstes fir Sonderschulabklgrungen durch
die Gemeinden irrtimlicherweise hier und nicht im Transferertrag budgetiert wurde [vgl. Information zum Transferertrag).

Die internen Erfrige liegen wegen hoheren Beitréigen der DISG an das Internat der HPZ Schiiptheim, den Beitrdgen fir die
Schulung von Asylkindern an den HPZ sowie des Eingangs von Lotteriegeldern und Geldern von Dritten fir Projekte Gber dem
Budget.
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Informationen zu den Leistungsgruppen (in Mio. Fr.)

1. Regelschule DVS § R 2012 B 2013 R2013  Abw.  Abw. %
Total Aufwand 171.8 175.4 174.9 0.5 0.3%
Total Ertrag 2.1 1.7 -1.8 0.1 67 %
Saldo 169.8 173.8 173.2 0.6 0.4%
2. Sonderschulung DVS R 2012 B 2013 R 2013 Abw.  Abw. %
Total Aufwand 133.5 144.5 145.6 1.1 07 %
Total Ertrag -89.7 -100.2 -100.4 0.2 02%
Saldo 43.8 44.3 452 0.9 20%
Information zum Transferaufwand/Transferertrag
(in Mio. Fr.) R 2012 B 2013 R 2013 Abw. Abw. %
Organisation/Entwicklung:
36348216 PH LU Projekibeitrage/Evaluationen 0.2 0.325 0.231 0.094 291 %
[neue IC-KoA ab R2013)
36313220 D-EDK Regionalkonferenz 0.1 0.110 0.089 0.021 19.0%
36360001 Institutionen, Projekte 0.9 1.053 0.860 0.193 -18.4 %
36600600 Planmdassige Abschreibungen Investitionsbeitrage 3.2 3.230 3.230 0.000 0.0 %
Total Transferaufwand Org./Entw. R2013: 4,4 Mio. Fr.
Regelschule:
36313200 Regionale Schulabkommen Volksschule 1.3 1.000 0.847 0.153 -15.3 %
36348215 PH LU Weiterbildung [neue IC-KoA ab R2013) 2.5 2.150 2.186 0.036 1.7 %
36348219 PH LU Dienstleistungen (neue IC-KoA ab R2013) 27 2.575 2.616 0.041 1.6%
36320001 Projekibeitrige an Gemeinden 0.1 0.225 0.449 0.224 99.4 %
36323200 Kindergartenstufe 11.4 12.290 12.309 0.019 0.2%
36323201 Basisstufe 2.8 3.200 3.325 0.125 3.9%
36323202 Primarstufe 69.9 72.100 72.264 0.164 0.2%
36323203 Weiterbild. Volksschullehrp. (Beitrdge an Schulen) 0.6 0.700 0.693 0.007 -1.0%
36323204 Sekundarstufe 48.7 48.300 48.785 0.485 10%
36323205 fremdsprachige Lemende 6.4 6.250 5.568 0.682 -10.9 %
36323206 Siv. Weiterbildung Volksschullehrpersonen 2.5 2.150 2.549 0.399 18.6 %
36323207 Tagesstrukiuren 2.7 3.100 3.146 0.046 1.5%
36323209 Musikschulen 3.1 4.000 3.511 0.489 12.2%
36363200 private Volksschulen 0.6 0.525 0.608 0.083 15.8%
36373200 Weiterbildung Lehrpersonen 0.9 0.950 0.401 0.549 -57.8 %
ibrige Beitrdge Regelschule und Org. /Entwickl. 0.1 0.225 0.009 0.216 06.2 %
Total Transferaufwand Regelschule R2013: 159,3 Mio. Fr.
Sonderschule:
36323208 IS Beitrdge an Gemeinden 2.5 2.600 2977 0.377 14.5 %
36348524 LUKS Patientenschule (IC-KoA R2012+R2013) 0.1 0.083 0.083
36348525 KJPS St. Urban/Kriens (IC-KoA R2012+R2013) 0.8 0.800 0.797 0.003 0.4 %
36363210 Sonderschulbeitrége priv. Organisationen 19.0 16.900 17.170 0.270 1.6 %
ibrige Beitrdge Sonderschulung 0.1 0.300 0.312 0.012 3.9%
Total Transferaufwand Sonderschule R2013: 21,3 Mio. Fr.
Total Transferaufwand 183.2 185.058 185.012 0.046 0.0%
Regelschule:
46323202 Regionale Schulobkommen Volksschule 1.8 -1.000 -1.131 0.131 13.1%
Sonderschule:
46100001 Entschadigungen vom Bund 0.3 -0.290 -0.331 0.041 14.1%
46120001 Entschadigungen von Gemeinden -22.5 -26.295 25.592 0.703 2.7 %
46310001 Beitréige von Kanfonen 0.0 -0.028 -0.012 0.016 -58.0 %
46313200 Schulbeifrdge Kantone HPZ -3.2 -3.379 -2.994 0.384 11.4%
46313205 Internats/APD-Beitrage Kantone 2.1 -1.699 2.623 -0.924 54.4%
46320001 Beitrage von Gemeinden 0.3 -0.330 0.330
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R 2012 B 2013 R 2013 Abw. Abw. %
46363200 Religionsunterricht 0.1 -0.060 -0.064 -0.004 71%
Total Erfrag Sonderschule R2013: 31,9 Mio. Fr.
Total Transferertrag -30.4 -32.750 -33.077 0.328 1.0%

Bemerkungen zum Transferaufwand / Transferertrag

Die Projektbeitrdge an Gemeinden liegen aufgrund des Projekts Medienbildung (Tablets] Gber dem Budget.

Die Beitrdge fir die Sekundarstufe liegen aufgrund der héheren Beitréige fiir Luzerer lemende, die in anderen Kantonen geschult
werden, Uber dem Budget.

Die Beitrdge fir fremdsprachige lernende liegen unter dem Budget, da die Beitrdge an Schulen mit einem hohen Antell
Fremdsprachiger und an Schulen mit Sozialraumorientierung unter den Stellvertretungen fir Weiterbildung der
Volksschullehrpersonen verbucht sind (hier ergibt sich eine Uberschreitung des Budgets).

Die Kosten fir die Weiterbildung der Lehrpersonen liegen unter dem Budget, da weniger Weiterbildungsvertrage als erwartet
abgeschlossen wurden.

Die I1S-Beitrage an Gemeinden (Infegrative Sonderschulung) liegen hoher als budgetiert, da die Gemeinden die Lehrpersonen ver-
mehrt selber anstellen.

Beim Transferertrag fallen insbesondere die tieferen Entschédigungen von Gemeinden (Beitréige an die HPS zu hoch budgetiert)
und die héheren Beifrdge von Kantonen fiir das Internat und den audiopddagogischen Dienst des HPZ Hohenrain ins Gewicht.

6.2

Investitionsrechnung
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Ausgaben und Einnahmen (in Mio. Fr.) R2012 B 2013 R 2013 Abw. Abw. %

50 Sachanlagen 0.055 0.052 -0.003 -5.5%

Total Ausgaben - Voranschlagskredit 0.0 0.055 0.052 -0.003 5.5%
-0.020 -0.020

Total Einnahmen 0.0 0.000 -0.020 -0.020

Nettoinvestitionen 0.0 0.055 0.032 0.023 42.6%

Bemerkungen zur Investitionsrechnung
Im Rahmen des Kaufs eines neuen Schulbusses am HPZ Hohenrain wurden zwei alte Busse verkauft.
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H2-3300 BKD - Gymnasiale Bildung

Politischer Leistungsauftrag mit Erlduterungen

Aktuelles Umfeld / Chancen und Risiken

Aktuelles Umfeld: Der prUfungsfreie Zugang zu den universitéren Hochschulen und eidg. technischen Hochschulen soll weiterhin
durch die gymnasiale Maturitét méglich sein. Dies erfordert, dass gewisse qualitdtssichernde Empfehlungen an der Schnitistelle zu
den Hochschulen konkrefisiert werden. Massnahmen in Richtung Stérkung der Erstsprache, des naturwissenschaftlichen Unterrichts
und einer breiter unterstitzten Studienwahl sollen geférdert werden. Eine weitere qualitétssichemnde Massnahme ist es die gymnasi-
ale Maturitdtsquote nicht weiter ansteigen zu lassen. Gemeinsames Prifen, die Starkung der iberfachlichen Kompetenzen sowie
eine magliche strukiurelle Anpassung im Fécherkanon sind weitere Entwicklungsthemen der Gymnasien. Die Luzemer Gymnasien
stehen in diesem Kontext und nehmen Entwicklungen frihzeitig auf.

Chancen: Die Llangzeitfgymnasien erfreuen sich einer regen Nachfrage, obwohl bildungspolitische Kreise immer wieder deren
Abschaffung propagieren. Der Kanton Luzern steht weiterhin ein fiir eine konsequente Talentférderung und eine optimale
Ausschépfung des Begabungspotentials durch die langzeitgymnasien. Das Langzeitgymnasium ist ein wichtiger Standortvorteil.
Durch Massnahmen zur Erhéhung der Attraktivitat des naturwissenschaftlichen Unterrichts sollen mehr Maturandinnen und
Maturanden ein naturwissenschaftliches Studium in Angriff nehmen.

Risiken: Die derzeitige Finanzlage fihrt dazu, dass ein Abbau im Fécherkanon der Gymnasien erfolgt. Somit wird die
Hochschulféhigkeit der Maturandinnen und Maturanden geféhrdet. Durch die Verschlechterung der Anstellungsbedingungen der
Gymnasiallehrpersonen wandern qualifizierte Lehrkréfte in Nachbarkantone ab bzw. die Stellenbesetzung wird zunehmend
erschwert.

1.2

Politischer Leistungsauftrag

Die Kantonsschulen fihren Gymnasien auf der Sekundarstufe | und Il aufgrund des eidgendssischen Maturitétsanerkennungsregle-
ments (MAR) und der Vorgaben des Kantons Luzern. Sie vermitteln den Schiilerinnen und Schiilern eine vertiefte Allgemeinbildung
und bereiten sie auf das Studium an einer universitéren oder pddagogischen Hochschule und auf anspruchsvolle Aufgaben in der
Gesellschalft vor.

Die Kantonsschulen Seetal und Sursee fihren auch Fachmittelschulen mit dem Profil Paddagogik bzw. Musik und die Kanfonsschule
Willisau eine Wirschaftsmitielschule. An diesen Schulen werden die Schilerinnen und Schiler im Anschluss an die Sekundarstufe |
auf anspruchsvolle, weiterfihrende Berufsausbildungen vorbereitet. Die Maturitétsschule fir Erwachsene bietet zudem den
Passerellen-lehrgang an, der den Zugang an die universitéren Hochschulen fir begabte Berufsmaturandinnen und -maturanden
Sffnet.

1.3

Leistungsgruppen

1. Gymnasiale Bildung

2. Weitere Bildungsangebote
3. Dienstleistungen

1.4

Zielschwerpunkte und Indikatoren

Zielschwerpunkte

Wirkungsziele

W1 Hoher Anteil an hochqualifizierten Arbeitskréften im Kanton Luzem.

W2 Méglichst viele Maturi und Maturae treten an eine universitdre oder pddagogische Hochschule Gber.
W3 Méglichst viele Studierende schliessen ihr Studium erfolgreich ab.

leistungsziele

LT Méglichst viele Maturand/innen schliessen die Maturitétsprifungen erfolgreich ab.

2 Eine mit dem schweizerischen Durchschnitt vergleichbare gymnasiale Maturitétsquote.

Indikatoren Art R 2012 B 2013 R 2013
W1 Anteil an hochqudlifizierten Arbeitskréften am

Total der erwerbstatigen Bevolkerung min. n.a. 25% n.a.
W2 Ubertrittsquoten an universitdre Hochschulen min. 85.6% 80 % 81.6%
W3 Erfolgsquote an universitéren Hochschulen min. 69 % 70 % 76 %
L1 Bestehensquote an gymnasialen Maturitétsprif. min. 96.5% 95 % o7 %
2 Gymnasiale Maturitétsquote min. 20 % 20 % 19.1 %
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Bemerkungen

Fir das Wirkungsziel 2 : "Méglichst viele Maturi und Maturae treten an eine universitére oder pddagogische Hochschule iber"
kénnen mit den vorhandenen statistischen Daten die Ubertritte an padagogische Hochschulen fir Luzemer Maturandinnen und
Maturanden nicht separat dargestellt werden. Der Wert fir das Wirkungsziel 2 bildet den Anteil an Ubertritten an universitéire
Hochschulen ab. Im schweizerischen Durchschnitt entscheiden sich 8% der Maturandinnen und Maturanden fur ein Studium an

einer padagogischen Hochschule.

W3 Wird im Moment durch das BfS nicht erhoben und wurde daher neu berechnet. Die oben erwdhnte Quote bildet das
Verhdlinis der universitdren Abschlisse (Jahre 2009 - 2012) zu den Eintritten an universitéren Hochschulen (Jahre 2004 -

2007) ab.
2 Bezieht sich auf das Jahr 2012

1.5 Statistische Messgrossen R 2012 B 2013 R2013
@ Personalbestand in Vollzeitstellen 709.6 704.2 704.6
& Anzahl Lernende/Praktikantinnen/Praktikanten 13.3 13 13.2
& Personalbestand in Vollzeitst. LP (inkl. Schulleitung) 578.8 5771 573
& Personalbestand in Vollzeitst. Verwaltung + Betrieb 130.8 127.1 131.6
Anzahl lernende Gymnasien Vollzeit 5414 5'467.1 5'360
Anzahl Klassen Gymnasien Vollzeit 268.4 268.6 267.1
Anzahl lernende Maturitétsschule fiir Erwachsene (MSE) 80 87.3 82
Anzahl Klassen MSE 52 52 56
Anzahl lernende Fach- und Wirtschaftsmittelschulen 216 225.7 206
Anzahl Klassen Fach- und Wirtschaftsmittelschulen 11.3 11.3 11.3
Anzahl lernende Passerelle Berufsmatura-Universitcit 84 771 79
Anzahl Klassen Passerelle Berufsmatura-Universitéit 3.6 3.4 3.4
Kosten pro Lemende Gymnasium Vollzeit 23'800 23700 24'100
Kosten pro Llemende Gymnasium berufsbegleitend 12'800 13'300 13'600
Bemerkungen
Stellvertretungen fir krankheitsbedingte Llangzeitausfélle und bei Mutterschaft fihrten zu einem héheren Personalbestand
Verwaltung + Betrieb.

2. Gesetzgebungsprojekte
Bezeichnung Zeitraum

keine

3. Massnahmen und Projekte (in Mio. Fr.)

Bezeichnung Vorhaben Zeitraum ER/IR

Strukturelle Lohnmassnahmen Sekundarstufe |l ab 2013 ER

Finanzielle Konsequenzen

Plan

IST kum.  Erwartete
Endkosten

4. Hochbauprojekte (via Investitionen kantonale Hochbauten finanziert; in Mio. Fr.)

Bezeichnung Vorhaben Zeitraum Finanzielle Konsequenzen

Plan IST kum.  Erwartete
Endkosten
keine
5. Weitere Massnahmen aus Strategie und Legislaturprogramm

Bezeichnung Vorhaben Zeitraum

Starkes Profil Gymnasialbildung festigen: Anerkennung bilinguale Matura KS Willisau erhalten 2013-2016

Qualitat der Gymnasialbildung weiterentwickeln: 2. Evaluationstaffel begonnen 2013-2017
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6. Entwicklung der Finanzen im Aufgabenbereich

6.1 Erfolgsrechnung
Aufwand und Ertrag (in Mio. Fr.) R 2012 B 2013 R 2013 Abw. Abw. %
30 Personalaufwand 108.2 108.670 105.418 -3.252 -3.0%
31 Sach- und Gbriger Betriebsaufwand 10.9 11.315 10.444 0.871 7.7 %
33 Abschreibungen Verwaltungsvermégen 0.1 0.118 0.118 0.000 0.1%
34 Finanzaufwand 0.0 0.000 0.006 0.006  >=1000%
36 Transferaufwand 57 5731 8.935 3.204 55.9%
37 Durchlaufende Beitrdge 0.0 0.013 0.044 0.031 235.4 %
39 Inferne Verrechnungen 26.8 26.891 26.963 0.071 0.3%
Total Aufwand 1517 152738 151.927 0.811 0.5%
42 Entgelte 97 -9.200 9.732 0.532 58%
44 Finanzertrag 0.6 -0.481 -0.576 0.095 19.7 %
45 Entnahmen aus Fonds -0.002 0.002
46 Transferertrag -37.5 -38.056 -36.212 1.844 4.8 %
47 Durchlaufende Beitréige 0.0 0.013 -0.044 0.031 235.4%
49 Interne Verrechnungen 0.6 -0.350 -0.617 0.267 76.2%
Total Ertrag -48.5 -48.101 -47.182 0.919 1.9%
Saldo - Globalbudget 103.2 104.638  104.745 0.107 0.1%

Bemerkungen zur Erfolgsrechnung

Im Personalaufwand sind die Beitrdge an Gemeinden fir Llemende, welche den Instrumentalunterricht an Gemeindemusikschulen
besuchen, nicht mehr enthalten. Diese wurden neu unter Transferaufwand verbucht (3,3 Mio. Fr.). Eine Klasse weniger im
Untergymnasium fihrte zu Minderaufwand (0,3 Mio. Fr.), jedoch zusatzliche Personalkosten aufgrund von langzeitausféllen (0,3
Mio. Fr.).

Beim Sach- und brigen Betriebsaufwand konnten Einsparungen bei Energie- und anderen Unterhaliskosten realisiert werden
(0,2 Mio. Fr.). Zudem sind die Kosten fir Dienstleistungen und Honorare tiefer ausgefallen (0,2 Mio. Fr.), ebenso die Lehrmittel-
und Fachschaftskredite aufgrund der geringeren Anzahl lerender (0,4 Mio. Fr.).

Hahere Mietkosten fur die Kantonsschule Musegg (0,2 Mio. Fr.) und Einsparungen beim Materialeinkauf (O, 1 Mio. Fr.) ergeben
Mehraufwand bei den infernen Verrechnungen.

Insbesondere zusatzlich generierte Mensa-Einnahmen fihrten zu héheren Entgelten.

Im Finanzertrag sind héhere Mietzinseinnahmen der Kantonsschulen Alpenquai und Musegg enthalten.

Beim Transferertrag sind weniger Gemeindebeitrdge an die Kantonsschulen (2,0 Mio. Fr.), jedoch mehr Beitrége aus
Schulabkommen (0,2 Mio. Fr.) zu verzeichnen.

Die Einnahmen aus inferen Verrechnungen sind héher ausgefallen aufgrund von Lotteriegeldem und Rickerstattungen.

Informationen zu den Leistungsgruppen (in Mio. Fr.)

1. Gymnasiale Bildung R 2012 B 2013 R 2013 Abw.  Abw.%
Total Aufwand 137.3 138.2 137.4 0.8 0.6%
Total Ertrag -40.6 -41.2 -39.2 2.0 -4.8 %
Saldo 96.7 97.1 98.2 1.1 12%
2. Weitere Bildungsangebote R 2012 B 2013 R 2013 Abw. Abw. %
Total Aufwand 6.0 6.4 6.4 0.1 1.3%
Total Ertrag 0.9 0.8 1.1 0.3 37.8%
Saldo 5.1 5.6 5.4 0.2 4.0%
3. Dienstleistungen R 2012 B 2013 R 2013 Abw.  Abw. %
Total Aufwand 8.3 8.2 8.1 0.1 0.7 %
Total Ertrag 7.0 6.2 6.9 0.7 11.9%

Saldo 1.4 2.0 1.2 0.8 -39.3 %
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Information zum Transferaufwand/Transferertrag

(in Mio. Fr.) R 2012
36122001 Musikschulen der Gemeinden

36313300 Regionale Schulabkommen (Kantonale Schulen) 0.7
36313310 PHZ: Weiterbildung Lehrpersonen 0.1
36318215 IC Padag. Hochschule: Weiterbildung Lehrpers.

36363300 Regionale Schulabkommen (Private Schulen) 1.5
36363310 Gymnasium St. Klemens 3.4
36600600 Planméss. Abschreibung Investitionsbeitrage 0.0
ibriger Transferaufwand 0.0
Total Transferaufwand 57
46313300 Reg. Schulabkommen: Riickerstatt. von Kantonen 2.3
46323300 Gemeindebeitrége an Gymnasien -35.1
ibriger Transferertrag 0.1
Total Transferertrag -37.5

B 2013

0.670
0.121

1.430
3.462
0.043
0.005
5.731
2.018
-35.962
-0.076
-38.056

R 2013
3.189
0.643
0.100
0.030
1.582
3.336
0.043
0.012
8.935
2.179

33.921
0.112

-36.212

Abw.
3.189

-0.027
-0.021

0.030
0.152

0.126

0.000
0.008
3.204

0.161

2.041

-0.036

1.844

Abw. %

4.1 %
17.4%

10.6%
3.6%
0.0%
156.3 %
55.9%
8.0%
5.7 %
47.9 %
4.8 %

Bemerkungen zum Transferaufwand / Transferertrag

Die Beitréige an Gemeinden fir lernende, welche den Instrumentalunterricht an Gemeindemusikschulen besuchen, wurden neu
unter Transferaufwand verbucht (bisher Personalaufwand). Im Rahmen der regionalen Schulabkommen besuchten mehr Lernende
ausserkantonale private Schulen, jedoch weniger kantonale Schulen. Das Gymnasium St. Klemens besuchten weniger lerende

als budgetiert.

Weniger lemende im Schulobligatorium fihrien zu Mindereinnahmen bei den Gemeindebeitrédgen an Gymnasien.

6.2

Investitionsrechnung

Ausgaben und Einnahmen (in Mio. Fr.) R 2012
50 Sachanlagen 0.1
Total Ausgaben - Voranschlagskredit 0.1
Total Einnahmen 0.0
Nettoinvestitionen 0.1

B 2013

0.000

0.000
0.000

R 2013

0.000

0.000
0.000

Abw.

Abw. %

Bemerkungen zur Investitionsrechnung
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H2-3400 BKD - Berufs- und Weiterbildung

1.  Politischer Leistungsauftrag mit Erlduterungen
1.1 Aktuelles Umfeld / Chancen und Risiken
Die Berufsbildung bleibt atfrakfiv. 2013 wurde erneut ein Lehrstellenrekord verzeichnet. Der demographische Riickgang fritt verzs-
gert ein, in vereinzelten Berufen sind Schwierigkeiten bei der Besetzung von Lehrstellen jedoch spirbar. In Zukunft droht in gewis-
sen Branchen ein grosser Fachkraftemangel.
Diverse Massnahmen am Ubergang Volksschule - Berufsbildung beginnen dank der verbesserten Zusammenarbeit zu greifen.
Noch gut 16% der Schulabgénger Sekundarschule finden den Direkteinstieg in die Lehre nicht und sind auf ein Briickenangebot
angewiesen.
Fir die Steigerung der Berufsmaturitéitsquote wurde eine langfristig orientierte Kampagne gestartet. Diverse Akfivitdten zur
Verbesserung der Positionierung der héheren Berufsbildung wurden lanciert.
1.2 Politischer Leistungsauftrag
Die Dienststelle Berufs- und Wesiterbildung
- sorgt durch Lehrstellenmarketing in enger Zusammenarbeit mit Betrieben, Organisationen der Arbeitswelt und anderen Partnern
dafir, dass in den verschiedenen Wirtschaftszweigen geniigend Ausbildungsplétze zur Verfiigung stehen;
- bietet durch ihre Berufsfachschulen den schulischen Teil der dualen Berufsbildung und durch ihre Fach- und Wirtschaftsmittel-
schulen vollschulische Bildungsgdnge an;
- passt das Bildungsangebot stetig den Anforderungen des Arbeitsmarktes und der Nachfrage von Jugendlichen und Erwach-
senen an;
- stellt fir Jugendliche, welche den direkfen Einstieg in die Berufs- und Arbeitswelt nicht schaffen, schulische, kombinierte {Schule-
Praxis) oder Integrations-Briickenangebote und andere Supportleistungen zur Verfigung;
- férdert schulisch schwdchere Jugendliche durch Stistzkurse, stérkere durch Freikurse und andere p&dagogische Massnahmen;
- informiert und berét die Ausbildner/innen in Lehrbefrieben, die Lehrpersonen, die lernenden sowie die Eliem in allen Fragen
rund um Ausbildung, Lehrverhélinis und Lehrvertrége;
- iberwacht die Qualitét der beruflichen Grundbildung, der héheren Berufsbildung und der Weiterbildung geméiss den gesetz-
lichen Vorschriften des Bundes und des Kantons;
- plant und stevert die Weiterentwicklung der Berufsbildung im Kanton Luzern in enger Abstimmung mit den ibrigen Berufsbildungs-
partnern, mit den Nachbarkantonen und den zusténdigen Stellen auf schweizerischer Ebene;
- richtet Uber ihre Fachstelle Stipendien Ausbildungsbeitréige an jugendliche und erwachsene Gesuchsteller/innen aus und leistet
damit einen Beitrag zur Chancengleichheit im Bildungswesen.
1.3 Leistungsgruppen
1. Betriebliche Bildung
2. Schulische Bildung
3. Beratung, Integration und Vermitilung
1.4 Zielschwerpunkte und Indikatoren

Zielschwerpunkte

Qualifizierte Fachkréfte fir Luzerner Wirtschaft:

leistungsziele

LT Nachwuchs fir Fachhochschulen gewdhrleisten

L2 Hohe Qualitét / Leistung der Ausbildung sicherstellen

L3 Spezialisierung der Berufsqualifikation und der Weiterbildung erméglichen

Infegration von Jugendlichen mit Leistungsdefiziten in die Berufsbildung:
Wirkungsziele

W1 Unterdurchschnitiliche Jugendarbeitslosigkeit im Kanfon Luzern

W?2 Berufslernende zum erfolgreichen Abschluss bringen

Leistungsziele

L1 Direkteinstieg in die Berufsbildung nach der Volksschule erméglichen

L2 Absolvierende der Briickenangebote nach einem Jahr in die Berufsbildung bringen
L3 Lehrstellen fir Jugendliche mit Leistungsdefiziten zur Verfigung stellen
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Attraktivitét der dualen Berufsbildung festigen:
Wirkungsziele

W1 Berufsbildungsangebote attraktiv ausgestalten

W2 Bedarf der Wirtschaft befriedigen

W3 Anspriiche der lernenden erfilllen

W4 Anspriiche der Lehrbetriebe / Berufsverbénde erfilllen
leistungsziele

L1 Zur Verfigung gestellte Ressourcen optimal einsetzen
L2 Als Berufsschul-Anbieter affraktiv sein

Indikatoren Art R 2012 B 2013 R 2013
Quadlifizierte Fachkréfte fir Luzerner Wirtschaft:

L1 Berufsmaturitdtsquote abs. 11.4% 12.8% 13.7 %
L2 Quote leistungsstarker lernender (Ehrenmeldungen) min. 7% 7% 8 %
L3 Quote Abschlisse Hoh. Berufsbildung im Verh. EF min. 54 % 55% 52%

Integration von Jugendlichen mit Leistungsdefiziten in

die Berufsbildung:

W1 Jugendarbeitslosigkeit Luzern abs. 2.3% 2.3% 2.1%
W1 Jugendarbeitslosigkeit CH abs. 3.2% 3.2% 3.4%
W2 Quote der def. lehrabbriiche max. 3.8% 3.2% 3.9%
W?2 Quote nicht bestandener Lehrabschlusspriifung max. 54% 57 % 57 %
L1 Quote Schulabgédngerinnen in Brickenangeb. max. 18 % 16 % 16 %
2 Berufsbild.quote Absolvierende Briickenangeb. min. 75% 78 % 88 %
L3 Quote der unbesetzten EBA-Lehrstellen min. 7% 0.5% 7.7 %

Attraktivitét der dualen Berufsbildung festigen:

W1 Anteil der Berufsbildung an Eintritt Sek -stufe |l min. 69 % 70 % 70 %
W2 Quote der unbesetzten Lehrstellen max. 8.4% 10 % 8.5%
W3 Zufriedenheitsgrad Lehrbetriebe mit Berufsbildung ~ min. n.a. 90 % n.a.
W4 Zufriedenheit Lemende mit Berufsbildung min. 88 % 85 % 80 %
L1 ProKopfKosten Grundbildung im Vergl. CHZ max. 83 % 85 % 86 %
L2 Ant. ausserkant. Lernende an LU- Berufsfachsch. min. 19% 20 % 19 %
Bemerkungen

Die verstarkten Bemihungen im Bereich der Berufsmaturitét zeigen erste Erfolge. Strategisches Ziel ist eine BM-Quote von 15 %.
Nebst der Ubertrittsquote in die Brickenangebote konnten vor allem auch die Anschlussquote deutlich verbessert werden.
Aufgrund einer verbesserten Erhebungsmethode ist der Budetvergleich bei der Quote unbesetzter EBA-Lehrstellen nicht
aussagekraftig.

1.5

Statistische Messgrossen R 2012 B 2013 R2013
@ Personalbestand in Vollzeitstellen 693.5 690 686.7
@ Personalbestand Schulen 617.8 615 608.7
davon [P inkl. Schulleitung 518.7 527 518.3
davon Administration / Betrieb 99.1 88 0.4

& Personalbestand Services 757 75 78.0
davon Beratung 62.8 64 64.9
davon Administration / Betrieb 12.9 11 13.1

@ Anzahl Mitarbeitende 1'001 1'029 987
& Anzahl Lernende/Praktikantinnen/Praktikanten 24.8 23 25.5
Anzahl neu abgeschlossene Lehrvertrége 4627 4'585 4'891
Anzahl neu abgeschlossene Lehrvertrage EFZ 4112 4025 4'382
Anzahl neu abgeschlossene Lehrvertrage EBA 515 560 509
Anzahl lernende an Berufsfachschulen, Berufs- und Fachmittelsch. 14168 14'300 14259
Quote der Lernenden mit Stiltzkursen n.a. 10% 10 %
Anzahl Jugendliche in den Briickenangeboten 681 610 587
Studierende in der Héheren Berufsbildung 3'649 3'700 3'756
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Bemerkungen

Die Unterschreitung im Personalbestand der Schulen resultiert vor allem im BBZ Weiterbildung. Verzégerte Umsetzung von
Sparmassnahmen, Stellvertretungen und  Aushilfen wegen Krankheiten und Personalwechsel verursachten im Bereich DBWV-

Services zusdtzlichen Personalbedarf.

2. Gesetzgebungsprojekte
Bezeichnung Zeitraum
Anpassung Stipendiengesetz und -verordnung (SRL Nr. 575, 575a): Volksabstimmung am 18. Mai 2014 2014
3. Massnahmen und Projekte (in Mio. Fr.)
Bezeichnung Vorhaben Zeitraum ER/IR Finanzielle Konsequenzen
Plan IST kum.  Erwartete
Endkosten
Strukturelle Lohnmassnahmen Sekundarstufe |l ab 2012 ER
Reduktion bei den Briickenangeboten aufgr. verstérkter ab 2013 ER
Massnahmen Nahstelle Volksschule-Berufsbildung
neue Inferkantonale Vereinbarung Hohere Fachschulen 2013-2014 ER
Case Management Berufsbildung ab 2012 ER
Umsetzung Berufsfachschulplanung 2012-2013 IR 2.6 2.6 2.6
Mietkosten Neubau BBZ Sursee ab 2013 ER
4. Hochbauprojekte (via Investitionen kantonale Hochbauten finanziert; in Mio. Fr.)
Bezeichnung Vorhaben Zeitraum Finanzielle Konsequenzen
Plan IST kum.  Erwartete
Endkosten
BBZ Sursee: Sanierung und Erweiterung; abgeschlossen, Schlussab- 20122013 34.9 27.629 33.0
rechnung ausstehend
5. Weitere Massnahmen aus Strategie und Legislaturprogramm
Bezeichnung Vorhaben Zeitraum
Quadlitativ hochstehendes und afirakfives Berufsbildungsangebot erhalten: erwartete Ergebnisse erreicht 2013-2017
Berufsbildungsangebot dem sich veréndemden Arbeitsmarkt anpassen: Massnahmen wurden umgesetzt 2013-2017
Jugendliche mit Schwierigkeiten beim Berufseinstieg begleiten: Umsetzung geméiss Planung 2013-2017
6. Entwicklung der Finanzen im Aufgabenbereich
6.1 Erfolgsrechnung
Aufwand und Ertrag (in Mio. Fr) R 2012 B 2013 R 2013 Abw. Abw. %
30 Personalaufwand 102.8 101.970 102.453 0.483 0.5 %
31 Sach-und Gbriger Betriebsaufwand 12.7 13.556 12.993 0.563 4.2%
33 Abschreibungen Verwaltungsvermégen 0.2 0.478 0.442 -0.036 7.6%
34 Finanzaufwand 0.0 0.002 0.010 0.008 418.3 %
36 Transferaufwand 83.9 82.968 81.358 -1.610 1.9%
37 Durchlaufende Beitrdge 0.6 0.039 0.707 0.668  >=1000%
39 Inferne Verrechnungen 30.0 30.655 31.328 0.674 2.2%
Total Aufwand 230.3  229.668 |  229.291 0.377 0.2 %
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Aufwand und Ertrag (in Mio. Fr.) R 2012 B 2013 R 2013 Abw. Abw. %
42 Entgelte -10.4 9.610 -10.707 -1.096 11.4%
44 Finanzertrag 0.3 -0.287 0.197 0.090 -31.3%
45 Entnahmen aus Fonds 0.0 -0.004 -0.004

46 Transferertrag -63.9 -62.900 -64.132 -1.232 20%
47 Durchlaufende Beitréige 0.6 -0.039 -0.707 0.668  >=1000%
49 Interne Verrechnungen -5.2 -4.765 -6.320 -1.556 32.6%
Total Ertrag -80.4 -77.600 -82.067 -4.466 58%
Saldo - Globalbudget 149.9 152.068  147.225 -4.843 3.2%

Bemerkungen zur Erfolgsrechnung

Der Personalaufwand liegt rund 0,5 Mio. Fr. iber dem Budget, da die Lohnkosten einer Schule zu tief geplant waren. Der
Zusatzaufwand von 0,5 Mio. Fr. fir Projekte und Bildung von Delkredere wurde kompensiert durch Minderaufwand fir Versande
und Lehrmittel (1 Mio. Fr.). Der Transferaufwand fiel 1,6 Mio. Fr. tiefer aus als geplant aufgrund zu hohem Budget (0,8 Mio. Fr.)
und einer ausserordentlichen Abgrenzung (1,4 Mio. Fr.) fir das Qualifikationsverfahren sowie Mehrkosten durch héhere Beitréige
(0,6 Mio. Fr.). Die intemen Verrechnungen (Aufwéinde) fielen wegen teureren Mieten (0,5 Mio. Fr.] und mehr lemenden an den
Vorbereitungskursen fir die Berufspriifungen an den eigenen Schulen (0,2 Mio. Fr.) héher aus.

Nicht vorhersehbare Schlusszahlungen des Bundes fir Investitionsprojekte von Berufsverbénden fihrten im Aufwand und Erfrag (37
und 47) zu héheren Durchlaufpositionen (0,7 Mio. Fr.).

Neue und erhdhte Gebiihren, Kursgelder, Kostenbeteiligungen fir Schulanlésse sowie hdhere Erlése fir Produkte und Leistungen
ergeben 1,1 Mio. Fr. hdhere Entgelte. Die Transferertrége erhdhten sich durch héhere Bundesbeitréige (1,3 Mio. Fr.). Die infernen
Verrechnungen [Ertrége) fielen hdher aus, da mehr Luzemer Studierende Luzerer Angebote der Héheren Berufsbildung benutzten.

Informationen zu den Leistungsgruppen (in Mio. Fr)

1. Betriebliche Bildung R 2012 B 2013 R 2013 Abw.  Abw. %
Total Aufwand 17.8 18.7 16.6 2.1 11.2%
Total Ertrag 0.3 0.2 0.2 0.0 -13.0%
Saldo 17.5 18.5 16.5 2.1 11.2%
2. Schulische Bildung R 2012 B 2013 R 2013 Abw.  Abw.%
Total Aufwand 193.7 193.4 195.2 1.9 1.0%
Total Ertrag -79.0 76.5 -80.9 4.4 57%
Saldo 114.7 116.9 114.4 2.5 22%
3. Beratung, Integration und Vermittlung R 2012 B 2013 R 2013 Abw. Abw. %
Total Aufwand 18.8 17.6 17.5 0.1 08%
Total Ertrag -1.0 0.9 -1.0 0.1 11.1%
Saldo 17.7 16.7 16.4 0.2 14%

Information zum Transferaufwand/Transferertrag

(in Mio. Fr.) R 2012 B 2013 R 2013 Abw. Abw. %
Brickenangebote:

36363405 Briickenangebote 0.097 0.097 -100.0 %
36363456 Caritas Sprachférderung 0.1 0.150 0.150

36363457 Ergénzende externe Angebote 0.6 0.720 0.156 0.564 78.3%

Total Aufwand Briickenangebote B: 0.817/R: 0.306
Grundbildung:

36313400 Berufsfachschule Vollzeit: SB an kant. Institutionen 0.9 0.909 0.644 0.265 -29.2 %
36323400 Berufsfachschule Vollzeit: SB an Gemeinden 0.2 0.220 0.252 0.032 14.4%
36353400 Betriebsbeitrag LU Couture 0.240 0.240

36363400 Berufsfachschule Vollzeit; SB an priv. Insfitutionen 2.0 2.147 2.086 0.060 2.8%
36313402 Berufsfachschule Teilzeit; SB an kant. Institutionen 8.7 8.322 8.480 0.158 1.9%
36363402 Berufsfachschule Teilzeit; SB an priv. Insfitutionen 26.6 26.679 26.410 0.270 1.0%
36122001 Berufsfachschule Teilzeit: SB an Gemeinden 0.096 0.096

Total Aufwand Grundbildung B: 38.278/R: 38.207

Hshere Berufsbildung:
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Berufspriffungen (BP):

36313430 Vorbereitung auf BP; SB an kant. Institutionen
36363430 Vorbereitung auf BP; SB an priv. Institutionen
Total Aufwand Berufspriffungen B: 3.396/R: 3.520

Hshere Fachprifungen (HFP):

36313440 Vorbereitung auf HFP; SB an kant. Institutionen
36313510 Vorbereitung auf HFP; SB an Hochschule Luzem
36363440 Vorbereitung auf HFP; SB an priv. Institutionen
Total Autwand Hohere Fachprifungen B: 0.494/R: 0.478

Hohere Fachschulen (HF):

36313410 HF Vollzeit; SB an kant. Institutionen
36313510 HF Vollzeit: SB an Hochschule Luzem
36363410/12 HF Vollzeit; SB an priv. Insfitutionen
36313420 HF Teilzeit; SB an kant. Institutionen
36363420/22 HF Teilzeit; SB an priv. Institutionen
Total Aufwand HF B: 13.218/R: 14.471

Total Hohere Berufsbildung B: 17.108/R: 18.469

Weiterbildung / Quartér:

36360001 Allgem. Weiterbildung; SB an priv. Institutionen
36313450 Quartarausbildungen; SB an kant. Insfitutionen
36313510 Quartérausbildungen; SB an Hochschule Luzem
36363450 Quartdrausbildungen; SB an priv. Institutionen
Total Aufwand Weiterbildung/Quartér B: 0.392/R: 0.457

Sprache, Information/Infegration:

36320001 SB an Gemeinden

36363455 SB an priv. Insfitutionen

Total Aufwand Sprache, Inf./Int. B: 1.192/R: 1.074

Betriebliche Bildung:

36363490 Uberbetriebliche Kurse

36363495 Qudlifikationsverfahren, Lehrabschlussprifungen
36363460 Bildung Bildungsverantwortliche

36313460 Validierung Bildungsleistungen

Total Aufwand Betriebliche Bildung B: 11.887/R: 10.107

Stipendien/Darlehenskosten:

36373400 Stipendien

36373410 Darlehenskosten

Total Stipendien/Darlehenskosten B: 10.750/R: 10.210

Inferkantonale Berufsbildung:

36363499 Interkantonale Berufsbildung (SDBB)

Abschreibungen:

36600600 Planméassige Abschreibungen Investitionsbeitrége
Total Transferaufwand

Beitrdge fir eigene Rechnung Bund:

46303400 Bundesbeitrdge Berufsbildung

46303405 Bundesbeitrage Stipendien / Darlehenskosten
Total Ertrag Bundesbeitrage B: -38.98/R: -40.297

Grundbildung:
46313402 Berufsfachschule Teilzeit: Beitr. anderer Kantone

46343400/313401 Berufsfachschule Vollzeit; Beitr. and. Kte

R 2012

0.3
3.0

0.1
0.0
0.3

3.6
0.3
6.9
0.5
3.1

0.3
0.0
0.2
0.1

0.0

4.7
6.8
0.4
0.3

10.0
0.3

0.4

2.1

83.9

-38.7
-1.2

-18.7
2.8

B 2013

0.207
3.098

0.225
0.006
0.264

2.400
0.296
7.110
0.383
3.029

0.241

0.039
0.112

0.032
1.160

4.700
6.800
0.200
0.187

10.500
0.250

0.465

2.079
82.967

-37.780

-1.200

-18.967

2.862

R 2013

0.284
3.236

0.136
0.022
0.320

2.146
0.441
7.762
0.559
3.563

0.303
0.014
0.033
0.106

0.026
1.048

4.982
4.591
0.264
0.270

10.043
0.167

0.455

2.073
81.357

-39.091

-1.206

-18.420

-3.071

Abw.

0.013

0.138

-0.089

0.017
0.056

-0.254

0.145
0.652
0.176
0.534

0.063
0.014

-0.006
-0.006

-0.006
0.112

0.282

-2.209

0.064
0.083

-0.457
-0.083

0.010

-0.006

-1.610

-1.311
-0.006

0.547

-0.209

Abw. %

4.4 %
4.4%

39.7 %
300.6 %
21.4%

-10.6 %
48.9 %

Q2%
46.0 %
17.6%

26.0 %

-15.3%
5.1%

-17.8%
9.7 %

6.0%
32.5%
32.1%
44.3 %

4.4 %
-33.3%

22%

0.3%

-1.9%

3.5%
0.5%

29%
7.3%



Jahresbericht 2013 Aufgabenbereiche

R 2012 B 2013 R 2013 Abw. Abw. %
46313403 FaBe BBZ G; Beitr. anderer Kantone 0.1
Total Ertrag Grundbildung B: -21.829/R: -21.491
Hohere Berufsbildung:
46110001/46313406 HF Tourismus; Beitr. anderer Kantone -1.382 -1.579 0.196 14.2%
46343405 HF Tourismus; Beitr. anderer Kantone -1.4
46110001/46313407 BBZ WB;: Beitr. anderer Kantone 0.4 -0.353 -0.475 0.122 34.5%
Total Ertrag Hohere Berufsbildung B: -1.735/R: -2.054
Betriebliche Bildung:
46110001 Validierung; Entschadigungen von Kantonen 0.2 -0.062 -0.005 0.057 91.4%
4611/46310001 Rent a Stift 0.0 0.004 -0.006 0.002 49.2 %
Total Erfrag Befriebliche Bildung B: -0.066/R: 0.011
Beratung und Integration:
46303410 Bundesbeitrag Case Management 0.3 0.254 -0.254 0.000 0.1 %
46313400 Case Management (Beitrag OW/NW)| 0.1 -0.035 -0.021 0.014 -39.1%
46310001 {brige Beitrdge 0.0 -0.004 0.004
Total Ertrag Beratung und Infegration B: -0.289/R: -0.279
Total Transferertrag -63.9 -62.900 -64.132 -1.232 2.0%

Bemerkungen zum Transferaufwand / Transferertrag

Der Transferaufwand fallt insgesamt um 1,6 Mio. Fr. tiefer aus als budgetiert.

Brickenangebote: Es wurden weniger externe Brickenangebote beansprucht (0,5 Mio. Fr.).

Hohere Berufsbildung: Der Pro-Kopf-Beitrag fir die Gesundheitsberufe wurden erhaht (0,8 Mio. Fr.) und die Zahl der Studierenden
an den privaten Insfitutionen nahm zu (0,6 Mio. Fr.), ausserkantonal wurden weniger Bildungsgénge besucht (0,2 Mio. Fr.).
Weiterbildung: Zunahme der Zahl der Studierenden (0,1 Mio. Fr.).

Betriebliche Bildung: Aufgrund steigenden Lernendenzahlen fielen bei den Uberbetrieblichen Kursen Mehrkosten an (0,3 Mio. Fr.).
Tiefere Kosten fir das Qualifikationsverfahren (0,8 Mio. Fr.) und eine ausserordentliche Abgrenzung (1,4 Mio. Fr.) ergaben eine
Budgetunterschreitung von 2,2 Mio. Fr.

Stipendien: Es wurden weniger Gesuche eingereicht.

Der Transferertrag ibersteigt das Budget um insgesamt 1,2 Mio. Fr.

Bundesbeitrdge: Der Bund erhéhte seine Beteiligung an den Berufsbildungskosten (1,3 Mio. Fr.).
Grundbildung: Weniger ausserkantonale lemende an den Luzemer Berufsfachschulen (0,3 Mio. Fr.).
Hahere Berufsbildung: Mehr ausserkantonale Studierende im Kanton Luzem (0,3 Mio. Fr.).
Betriebliche Bildung: VWeniger Validierungen von Ausserkantonalen (0,1 Mio. Fr.)

Investitionsrechnung

Ausgaben und Einnahmen (in Mio. Fr) R 2012 B 2013 R 2013 Abw. Abw. %
50 Sachanlagen 1.9 0.655 0.654 -0.001 0.1%
56 Eigene Investitionsbeitréige 0.9 0.312 0.231 -0.081 259 %
Total Ausgaben - Voranschlagskredit 2.8 0.967 0.885 0.082 8.4%
Total Einnahmen 0.0 0.000 0.000

Nettoinvestitionen 2.8 0.967 0.885 0.082 8.4%

Bemerkungen zur Investitionsrechnung

keine

Information zu den Investitionsbeitragen (in Mio. Fr ) R 2012 B 2013 R 2013 Abw. Abw. %
565/56600001 Investitionsbeitrdge an Berufsbildungsbauten 0.9 0.312 0.231 -0.081 25.9%
Total eigene Investitionsbeitrage 0.9 0.312 0.231 0.081 259%

Total Investitionsbeitrége fir eigene Rechnung 0.0 0.000 0.000
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H2-3500 BKD - Hochschulbildung

Politischer Leistungsauftrag mit Erlduterungen

Aktuelles Umfeld / Chancen und Risiken

Chancen

- luzern ist als Hochschulstandort national etabliert, die drei Hochschulen weisen ein positives und punktuell starkes VWachstum auf.

- Die drei luzemer Hochschulen haben ein konkurrenzféhiges Angebot: Aufbau von Kompetenzschwerpunkten, Konzentration auf
ausgewdhlte Fachbereiche, hohe Qualitét von Lehre, Befreuung und Forschung.

- Effizientes Betriebskonzept der Bibliotheken: Fachliche und betriebliche Fihrung durch die ZHB {1 Kompetenzzentrum)

Risiken

- Die kantonalen Sparmassnahmen haben Konsequenzen: Ohne solide Finanzierung haben die Hochschulen keinen
Spielraum fiir Entwicklung.

- Der volkswirtschaftliche und gesellschafiliche Nutzen der Hochschulen wird allenfalls zu wenig hoch eingeschéizt.

- Raumknappheit und inaddquate Infrastrukiur an den Hochschulen machen sich weiterhin bemerkbar.

- Die Zukunft des Houptgebdudes der ZHB am Sempacherpark ist dringend zu kléren, damit der Befrieb aufrechterhalten werden
kann.

1.2

Politischer Leistungsauftrag

Die Dienststelle Hochschulbildung und Kultur ist zustéindig fir alle Belange in den Bereichen Wissenschaft und Forschung, Kultus
und Kultur. Im Bereich der Hochschulbildung bearbeitet sie Fragen zu terticiren Aus- und Weiterbildungsinstitutionen im Kanton
Luzern, insbesondere zur Universitdt Luzem, zur Hochschule Luzem sowie zur Pédagogischen Hochschule. Ebenfalls dazu gehort
die Zentral- und Hochschulbibliothek. Dort, wo per Gesetz anderen Organen Zusténdigkeiten ibertragen sind (Konkordate, selb-
standige Ansfalten), bearbeitet die Dienststelle im Sinne der Interessen des Kantons Luzem die bildungspolitischen, strategischen
und administrativen Geschéfte. Sie sorgt dafir, dass Wissenschaft und Forschung im Kanton angemessen positioniert sind und zie-
lorientiert geférdert und weiterentwickelt werden und dass die einzelnen Fachbereiche ihre gesetzlichen Aufgaben effizient erfillen
kénnen.

1.3

Leistungsgruppen
1. Hochschulbildung

1.4

Zielschwerpunkte und Indikatoren

Zielschwerpunkte

Wirkungsziele Hochschulbildung

W1 Hoher Anteil an hochqualifizierten Arbeitskréften im Kanton Luzem.

W?2 Die Kompetenzen der Hochschulen werden von ausreichend vielen Absolventinnen und Absolventen und von externen

Berufsleuten gefragt und genutzt.

Leistungsziele Hochschulbildung

L1 Die Lehre an den Hochschulen richtet sich auf ausgewdhlte Fachbereiche aus, und Studierende profitieren von einer qualitativ
hochwertigen Ausbildung, welche ihren Bedirfnissen entspricht.

L2 Der Anteil an dritimittelgestitzter Forschung ist hoch; Weiterbildungen haben eine grosse Nachfrage auf dem Markt.

Wirkungsziele Zentral- und Hochschulbibliothek
W1 Der Zugang zu wissenschaftlichen Informationen ist einfach und benutzerfreundlich gestaltet und wird von einem méglichst
grossen Anteil der Studierenden und der Bevélkerung genutzt.
W?2 Ein méglichst hoher Anteil der wissenschaftlichen Informationsbediirfnisse der Bevélkerung wird durch die ZHB abgedeckt.
Leistungsziel Zentral- und Hochschulbibliothek
L1 Der Betrieb der ZHB ist professionell und nach vereinbarten Standards ausgerichtet, welches eine aktuelle und professionell
organisierte Informationsvermitilung erméglicht.

Indikatoren Art R 2012 B 2013 R 2013

Hochschulbildung:
W1 Anteil hochqualifizierter Arbeitskréfte am Tofal

der erwerbstdtigen Bevélkerung min. n.a. 25 % n.a.
W2 Anzahl Teilnehmende an WB-Kursen min. 9'862 9'150 8'793
L1 Anzahl Absolventen (Képfe] abs. 2'129 2'291 2'177
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Art R 2012 B 2013 R 2013

L2 Forschung: Hohe der eingeworbenen

Drittmittel (in Mio.) abs. 30.9 25.9 31.5
L2 Anz. Publikationen, Forsch.berichte (nur Uni, PH)  abs. o645 550 542
L2 WB: Anz. Veranstalt. (Kurse, CAS, DAS, MAS) abs. 873 829 802
Zentral- und Hochschulbibliothek:
W1 Anzahl eingeschrieb. Benutzer/Benutzerinnen abs. 23210 17'500 16'963
W2 Anzahl Zutritte (total ZHB) abs. 568'357 500'000 641'669
W2 Anzahl Zutritte (ZHB Sempacherstrasse) abs. 168'824 150'000 162'550
W2 Anz. Zutritte (ZHB Bibliothek UPG]) abs. 376'744 350'000 438'633
LT Anzahl Ausleihen (pro Jahr, total ZHB) abs. 343277 312'000 378558
L1 Anz. Ausleihen (ZHB Sempacherstrasse| abs. 162'061 150'000 165'289
L1 Anz. Ausleihen (ZHB UPG]) abs. 159'814 140'000 187'849
L1 Anz. Ausleihen (HSLUW, ab 5/2012) abs. 21'402 22'000 25'420
LT Anz. Zugriffe auf elektronische Medien (pro Jahr) abs. 138'529 125'000 297'734
Bemerkungen

Indikatoren ZHB:

W?2 Die Nutzung hat sich von der Sempacherstrasse zum UPG verschoben.

L1 Die Anzahl der Zugriffe auf elekironische Medien erfasst neu auch jene Nutzungen, welche direkt ber Bookmarks auf die
e-Ressourcen zugreifen.

1.5 Statistische Messgréssen R 2012 B 2013 R2013
@ Personalbestand in Vollzeitstellen (ZHB, DHK S, HGK-Vorkurs 83.6 76.6 80.9
davon Personalbestand in VZ fremdfinanziert (ZHB) 26.7 26.7 28.5
& Anzahl Lernende/Praktikantinnen/Praktikanten 6.5 6.8 6.8
Gesamtzahl Studierende (BA und MA, inkl. VBK PHZ bzw. PHLU) 9'203 9195 9'237
@ Anzahl Studierende HSLU (Bachelor/Master) 4'983 5'263 5'350
davon LU -Studierende an der HSLU 1'399 1'428 1'484
& Studierende HSLU in Vollzeit&quivalenten 4'445 4670 4742
davon LU-Studierende an der HSLU 1232 1267 1'315
@ Anzahl Studierende PHZ bzw. PHLU (BA/MA.: inkl. VBK) 1'959 1'470 1'607
davon LU-Studierende an der PHZ bzw. PHLU 754 787 807
@ Studierende PHZ bzw. PHLU in VZA [exkl. VBK] 11742 1267 1'323
davon LU-Studierende an der PHZ bzw. PHLU (VZA) 658 692 655
Anzahl Studierende Universitat LU (Bachelor/Master) 2'261 2'462 2'280
LU-Studierende an der Universitat gem. IUV (Bachelor/Master| 577 600 577
Anzahl Luzerner Studierende an anderen FH und PH 1'069 1'150 1'201
Anzahl Luzerner Studierende an anderen Universitéten 2'510 2'552 2'536
Bemerkungen

Beim Personalbestand verzeichnet die ZHB 3,3 Vollzeitstellen mehr. Hievon sind 1,8 Vollzeitstellen fremdfinanziert, 1,5 Vollzeit-

stellen sind zusdtzliche befristete Anstellungen fur Barcodisierung efc. im Zusammenhang mit der Speicherbibliothek. 1 Vollzeitstelle
mehr entféllt auf den HGK-Vorkurs.

2. Gesetzgebungsprojekte

Bezeichnung Zeitraum
Neue Rechtsgrundlage fir die PH Luzem: abgeschlossen 2013
Revision des Universitdtsgeseizes: 2. Beratung Kantonsrat im April 2014 20132014
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3. Massnahmen und Projekte (in Mio. Fr.)
Bezeichnung Vorhaben Zeitraum ER/IR Finanzielle Konsequenzen
Plan IST kum.  Erwartete
Endkosten
Beitragsanpassung  Inferkant. Universitétsvereinbarung: ab HS 2013 ab 2013 ER
4. Hochbauprojekte (via Investitionen kantonale Hochbauten finanziert; in Mio. Fr.)
Bezeichnung Vorhaben Zeitraum Finanzielle Konsequenzen
Plan IST kum.  Erwartete
Endkosten
Universitdt und PH Luzern: Einbau Kihlung; in Ausfiihrung 2013-2015 5.8 0.12 58
5. Weitere Massnahmen aus Strategie und Legislaturprogramm
Bezeichnung Vorhaben Zeitraum
Profile der Hochschulen akzentuieren; akiualisierte gesetzliche Grundlagen fir HSLU und PH Luzem sind
in Kraft, revidiertes Universitétsgesetz tritt voraussichtlich 2014 in Kraft 20132016
Konzentration der Hochschulen auf fachliche Schwerpunke; ist im Gange, insbesondere im Bereich
Wirtschaftswissenschaften, Gesundheitswissenschaften und Informatik 20132016
Zusammenarbeit der Hochschulen verstérken; wurde weiter ausgebaut 20132016
Klérung der Infrastrukturfrage der Zentral- und Hochschulbibliothek; Zukunft des Gebéudes ist offen 20132016
6. Entwicklung der Finanzen im Aufgabenbereich
6.1 Erfolgsrechnung
Aufwand und Ertrag (in Mio. Fr) R 2012 B 2013 R 2013 Abw. Abw. %
30 Personalaufwand 10.1 9.728 9.828 0.100 1.0%
31 Sach- und ibriger Betriebsaufwand 2.9 2.907 3.650 0.743 25.5%
33 Abschreibungen Verwaltungsvermégen 0.0 0.006 0.006 0.000 0.0%
34 Finanzaufwand 0.0 0.001 0.067 0.065  >=1000%
36 Transferaufwand 142.0  149.474  150.674 1.200 0.8 %
37 Durchlaufende Beitrdge 12.6 12.000 12.857 0.857 7.1%
39 Inferne Verrechnungen 1.4 1.346 1.251 0.095 7%
Total Aufwand 169.1 175.463 . 178.333 2.870 1.6%
42 Entgelte 4.1 -3.725 -4.050 0.326 8.7 %
44 Finanzertrag 2.735 -4.073 -1.338 48.9%
46 Transferertrag -1.0 -0.894 -1.549 0.655 73.3%
47 Durchlaufende Beitréige 12,6 -12.000 -12.857 0.857 71 %
49 Interne Verrechnungen 0.0 -0.028 -0.033 -0.004 149%
Total Ertrag -17.8 -19.382 -22.561 3179 16.4%
Saldo - Globalbudget 151.3 156.081 155.771 0.310 0.2%

Bemerkungen zur Erfolgsrechnung

Haherer Personalaufwand bei der ZHB aufgrund des Projekts Refrokatalogisierung (0,2 Mio. Fr.), weniger Personalaufwand fir
den HGKVorkurs (0,1 Mio. Fr.). Mehr Sachaufwand bei der ZHB, insbesondere fir die Speicherbibliothek, der durch
Bundesbeitrdge (Transferertrag) und Erlése von Dritten (Entgelte) gedeckt ist (0,7 Mio. Fr.). Der Transferaufwand wurde insbeson-
dere durch mehr Studierende um 1,2 Mio. Fr. Gberschritten. Hohere durchlaufende Beitrdge aufgrund von mehr ausserkantonalen
Studierenden an der Universitét Luzem (0,9 Mio. Fr.). Beim Finanzertrag wurde die Rickvergitung des Eigenkapitals der PHZ

Luzern geringer und netto budgetiert.
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Information zum Transferaufwand/Transferertrag
(in Mio. Fr.)

36300001 Schweiz. Bibliotheksdienst

36313500 FHV Beitréige an kantonale Tréger

36363505 FHV Beitrége an private Tréger

36313510 Hochschule Luzern

36313511 FHV-Aquivalente Hochschule Luzem

36313512 Tragerschafisbeitrag Hochschule Luzern (FH)
36313513 RSA-/RSZ-Aquivalente Hochschule Luzern
36313515 Padagogische Hochschule Zentralschweiz
36318516 FHV-Aquivalente PH Luzemn (IC-KoA ab R2013)
36318517 RSA-/RSZ-Aquival. PH Luzem (IC-KoA ab R2013)
36318518 Tragerschafisbeitr. PH Luzern (IC-KoA ab R2013)
36318301 IUV-Aquival. Universitat Luzem (IC-KoA ab R2013)
36318302 Tragerschaftsbeitr. Uni Luzern (IC-KoA ab R2013)
36313530 SUK Schweiz. Universitdtskonferenz

36313535 UV Beitrdge an andere Kanfone
36363560 Schweiz. Paraplegiker-Forschung Notiwil
36363562 Micro Center Central Switzerland
36900002 Anteil BKZ aus Auflésung PHZ-Konkordat
ibriger Transferaufwand

Total Transferaufwand

46300001 Bundesbeitrag z.G. ZHB

46313408 Vorkurs HSLU Design & Kunst: Beitrdge Schulabk.
46350001 Hochschule Luzern: Auflésung Stifftung HSA
46370002 Spenden mit Zweckbindung (ZHB)

ibriger Transferertrag

Total Transferertrag

R 2012
0.0
16.3
0.4
40.6

250

5.8
11.9
0.1
41.2
0.4
0.4

0.0
142.0
0.1
0.9

0.0
-1.0

B 2013
0.006
16.320
0.330

20.320
22.690
0.178
15.500
7.349
0.215
4.123
6.000
12.800
0.149
42.380
0.600
0.463

0.050
149.474

0.814

-0.080
-0.894

R 2013
0.006
16.844
0.391

21.062
21.968
0.220
13.923
7.882
0.293
4.123
6.113
12.800
0.149
43.294
0.600
0.463
0.470
0.075
150.674
-0.320
-0.891
-0.260
0.017
-0.060
-1.549

Abw.
0.000
0.524
0.061

0.742

0.722

0.042

-1.577

0.533
0.078
0.000
0.113
0.000
0.000
0.914
0.000
0.000
0.470
0.025
1.200

-0.320
0.077
-0.260
0.017

0.020

0.655

Abw. %
7.3%
32%
18.4 %

3.7 %
3.2%
23.3%
-10.2 %
7.2%
36.2 %
0.0%
1.9%
0.0%
0.0%
22%
0.0%
0.0%

50.1 %
0.8%

Q5%

247 %
73.3%

Bemerkungen zum Transferaufwand / Transferertrag

Mehr Luzerner Studierende an der Universitéit Luzern und an anderen Universitéten, insbesondere auch in teureren
Fakultéatsgruppen, fihrien zu Mehrkosten (1,1 Mio. Fr.). Das Konkordatsbudget der PHZ war zu hoch budgetiet (1,6 Mio. Fr.).
Mehr Studierende im Vorkurs und in der Grundbildung der PH Luzern waren Grund fir die Kosteniberschreitung (0,6 Mio. Fr.).
Die HSLU hatte mehr luzemer Studierende als budgetiert (0,7 Mio. Fr.); der Trégerschaftsbeitrag fiel tiefer aus aufgrund eines
Beschlusses des Konkordatsrates (0,7 Mio. Fr.). Bei den FHV-Beitrdgen entstanden Mehrkosten aufgrund von mehr Luzerner

Studierenden an ausserkantonalen Fachhochschulen. Die Auszahlung des Eigenkapitals der PHZ Luzern an die Gbrigen
Konkordatskantone erfolgte iber den Kanton luzemn an die BKZ.

Bundesbeitrége an die ZHB fir die Speicherbibliothek und den Neubau der Universitét waren nicht budgetiert (0,32 Mio. Fr.).
Mit der Auflésung der Stiftung Hochschule fiir Soziale Arbeit der HSLU wurde das Stiftungskapital an den Kanton riickvergitet

(0,26 Mio. Fr.).
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H3-3502 BKD - Kultur und Kirche

1.  Politischer Leistungsauftrag mit Erléuterungen
1.1 Aktuelles Umfeld / Chancen und Risiken
Chancen
- luzern ist als bedeutungsvoller und profilierter Kulturstandort national und international etabliert.
- Breite Verankerung der Kultur in der Bevlkerung: viele kulturelle Aktivitéten bereits in der Schule, starke Kreativwirtschaft, starke
freie Szene.
- Institutionsibergreifende Zusammenarbeit, Schaffung einer kreativen Atmosphére fir Wirtschaftsunternehmen, innovative
Angebote von Kultur- und Bildungsinstitutionen.
- Das Projekt "Neue Theater Infrastrukiur” sieht eine Neukonzeption des Theaterplatzes Luzern vor (u.a. infrastrukturelle Erneuerung
des Luzermer Theaters).
- Umsetzung eines neuen Fithrungskonzeptes fir die beiden kantonalen Museen erméglicht die Nutzung von Synergien und stérkt
die Museen dort, wo sie noch nicht genigend ausgestattet sind.
- Die Sanierung des NaturMuseums Luzem und die Emeuerung der permanenten Ausstellung sind in Planung, um so dem NML
einen zeitgemdssen Auftritt zu erméglichen und seine Anziehungskraft bei der Bevélkerung zu steigem.
Risiken
- Finanzielle Kiirzungen beeinflussen das kreative Potenzial und kénnen zur Schliessung einzelner Kulturhéuser fihren.
Erneuerungen und Erweiterungen kénnen nicht angegangen werden und kénnten Einfluss auf die Attraktivitét des Kantons
Luzern haben. Die im Planungsbericht tber die Kulturférderung des Kantons Luzern aufgefihrien neun Massnahmen sollen
dem entgegenwirken.
- Denkmalpflege und Archéologie missen aufgrund der knappen Mittel auf die Umsetzung von Teilaufgaben ihres gesetz-
lichen Auftrags verzichten.
1.2 Politischer Leistungsauftrag
Die Dienststelle Hochschulbildung und Kultur ist zusténdig fir alle Belange in den Bereichen Wissenschaft und Forschung, Kultus
und Kultur. Sie ragt die Verantwortung fir die beiden kantonalen Museen (Historisches Museum, Naturmuseum) sowie fir die
Denkmalpflege und Archdologie. Ebenfalls organisiert sie die kantonale Kulturférderung. Die Dienststelle sorgt dafir, dass der kul-
turelle Bereich im Kanton Luzemn angemessen positioniert ist und zielorientiert geférdert und weiterentwickelt wird.
1.3 Leistungsgruppen
1. Kulturférderung
2. Kirche
1.4 Zielschwerpunkte und Indikatoren

Zielschwerpunkte

Wirkungsziele Kultur

W1 Ein méglichst hoher Anteil der Bevélkerung des Kantons Luzern nutzt das breite kantonale Kulturangebot.

W?2 Ein qualitativ hoher Teil der wertvollen Kulturgiiter des Kantons Luzemn wird durch diesen geschitzt und erhalten.

W3 Ein méglichst hoher Anteil der freien Kulturschaffenden profitiert von Beratung und Férderung durch die Kulturférderung.

W4 Durch die Verteilung von kant. Beitrégen an die gr. Kulturbetriebe tragt die Kulturférderung wesentlich zu deren Erfolg bei.

W5 Die Gemeinden kennen die schitzens- und erhaltenswerten Bauten und die archéologischen Fundstellen auf ihrem
Gemeindegebiet.

W6 Die Museen decken einen moglichst hohen Anteil des Informationsbedarfs der Bevélkerung in den Fachbereichen Geschichte
und Naturwissenschaften ab.

Leistungsziele Kultur
L1 Die Kulturférderung ist die Anlaufstelle fir einen grossen Teil der Anliegen im kulturellen Bereich innerhalb des Kantons Luzern.
2 Als kantonales Kompetenzzentrum kiimmert sich die Abteilung DA um die Belange der Denkmalpflege und
Archdologie im Kanton Luzem.
L3 Die Museen fihren Ausstellungen durch, publizieren, forschen, verwalten Sammlungen und beraten.

Indikatoren Art R 2012 B 2013 R 2013
Kultur:

W1 Besucherzahlen grosse Kulturbetriebe min. 162'563 180'000 163'922
W?2 Anzahl der neu unter Schutz gestellien Objekte abs. 7 8 9
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Art R 2012 B 2013 R 2013

W3 Teilnehmerzahlen Wettbewerbe Kulturférderung abs. 86 120 82
W4 Anz. Produktionen grosse Kulturbetriebe Kt LU abs. 106 85 121
W5 Anzahl abgeschlossener Gemeindeinventare abs.

(Bauinventar) 9 8 12
W35 Anzahl abgeschlossener Gemeindeinventare

(Fundstelleninventar) abs. 13 12 10
W6 Anzahl Besuche Hist. Museum u. NaturMuseum abs. 88'163 85'000 85794
W6 Anzahl Schulklassen-Besuche (Museen, DA) abs. 827 810 918
LT Anzahl der geférderten Kulturprojekte abs. 291 300 312
L2 Anzahl der abgeschlossenen Restaurierungen

und weiteren Massnahmen abs. 125 70 115
L2 Archgol. Untersuch., Baubegleit., Sondierungen abs. 27 20 39
L3 Anzahl Beratungen und Auskiinfte (Museen) abs. 459 460 496
Bemerkungen

W1 Besucherzahlen grosse Kulturbetriebe: Das Luzemer Theater hat den Besucherraum umgebaut und nun weniger Sitzpléize
zur Verfigung. Dies wirkt sich auf die Besucherzahlen aus.

W3 Teilnehmerzahlen Wettbewerbe Kulturférderung: Beim Wettbewerb um Werkbeitrge wurde als Primeur die Sparte
"Design" ausgeschrieben. Dabei gab es weniger eingesandte Dossiers.

W4 Anz. Produktionen grosse Kulturbetriebe Kt LU: neues Festival des LSO

W5 Bauinventar: kleinere Gemeinden mit geringerem Baubestand bearbeitet, daher Gesamizahl héher.

W5 Fundstelleninventar: gréssere Gemeinden bearbeitet als geplant, daher Gesamizahl tiefer.

2 mehr archdologische Untersuchungen, Baubegleitungen, Sondierungen aufgrund des Baubooms.

1.5 Statistische Messgrossen R 2012 B 2013 R2013
@ Personalbestand in VZ (ohne Kulturinstitut. u. Kulturschaffende) 48.8 48.5 523
davon Personalbestand in VZ fremdfinanziert (NML, Kulturford ) n.a. 1.3 1.3
& Anzahl Lernende/Praktikantinnen/Praktikanten 2.1 1.5 2.2
Zusétzlich Ehrenamtliche u. Andere (Denkmalpflege,

Archéologie, Museen) Q.7 11.5 11
Bemerkungen

Zusétzlicher Personalbedarf bei der Denkmalpflege/Archéologie (2,8 Vollzeitstellen; Nachtragskredit]; + je 0,4 Vollzeitstellen bei
Naturmuseum und Historischem Museum [Mutterschaftsurlaub, Krankheit).

2. Gesetzgebungsprojekte
Bezeichnung Zeitraum
Uberarbeitung der Reglemente fir die Museen: zuriickgestellt wegen neuer Leitungsstruktur 2015

3. Massnahmen und Projekte (in Mio. Fr.)

Bezeichnung Vorhaben Zeitraum ER/IR Finanzielle Konsequenzen
Plan IST kum.  Erwartete
Endkosten
keine

4. Hochbauprojekte (via Investitionen kantonale Hochbauten finanziert; in Mio. Fr.)

Bezeichnung Vorhaben Zeitraum Finanzielle Konsequenzen
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Plan IST kum.  Erwartete
Endkosten

keine
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5. Weitere Massnahmen aus Strategie und Legislaturprogramm
Bezeichnung Vorhaben Zeitraum
Infensivierung der Zusammenarbeit im Kulturbereich: Absichtserklarung mit Stadt Luzern, Absprachen 20132016
Projekt Schule und Kultur: neue Spezialprojekte fir Schulklassen entwickelt im Bereich Film und Theater 20132016
Schaffung eines Forums fiir einen Dialog zwischen Kultur, Politik, Wirtschaft und Bildung: 3 Kulturgespréiche
durchgefihrt 20132016
Kulturgeschichtliches Erbe sichern: erste Massnahmen aus Aufgaben- und Stellenbedarfsanalyse umgesetzt 2013-2016

6. Entwicklung der Finanzen im Aufgabenbereich

6.1 Erfolgsrechnung
Aufwand und Ertrag (in Mio. Fr) R 2012 B 2013 R 2013 Abw. Abw. %
30 Personalaufwand 6.4 6.621 6.709 0.088 1.3%
31 Sach- und ibriger Betriebsaufwand 1.1 0.876 1.684 0.808 92.1 %
33 Abschreibungen Verwaltungsvermégen 0.0 0.007 0.007 0.000 0.0%
34 Finanzaufwand 0.0 0.000 0.001 0.001  >=1000%
36 Transferaufwand 29.5 27 449 29.036 1.587 58%
37 Durchlaufende Beitrdge 0.8 0.984 0.984
39 Inferne Verrechnungen 3.7 3.546 3.942 0.396 11.2%
Total Aufwand 41.3 38.499 42.363 3.864 10.0%
42 Entgelte 0.8 -0.857 -0.973 0.116 13.6%
46 Transferertrag 5.9 -6.009 -5.365 0.643 -10.7 %
47 Durchlaufende Beitrége 0.8 -0.984 0.984
49 Interne Verrechnungen 8.7 -6.367 -8.682 2.315 36.4%
Total Ertrag -16.2 -13.233 -16.004 2.772 20.9 %
Saldo - Globalbudget 25.1 25.266 26.359 1.092 43%

Bemerkungen zur Erfolgsrechnung

Mehr Sach- und ibriger Betriebsaufwand durch gréssere Grabungen in der Archéologie, welche extern vergeben wurden (0,4
Mio. Fr.) und zusétzlichen Aufwand bei den kantonalen Museen, der iber Lotterie- und Sponsorengelder finanziert wird.
Hoherer Transferaufwand durch Beitréige aus zusétzlichen Lotterieertragen (1,7 Mio. Fr.), Minderaufwand aufgrund gednderter
Verbuchung der Beitrdge an kirchliche Institutionen (0,2 Mio. Fr.).

Bei den durchlaufenden Beitréigen war die Vereinnahmung und Weiterleitung der Bundesbeitrdge an die Gemeinden fir
Denkmalpflege-Projekte nicht budgetiert (0,98 Mio. Fr.).

Die héheren infernen Verrechnungen betreffen weitergeleitete Lotterie-Zusatzertrége (0,39 Mio. Fr.).

Mehr Entgelte durch zusétzliche Sponsoringeinnahmen bei den Museen (0,2 Mio. Fr.] und Riickerstattungen fir archdologische
Untersuchungen (0,1 Mio. Fr.). Weniger Besoldungsrickerstattungen, s. Beitrédge an kirchliche Institutionen (0,2 Mio. Fr.).
Mindereinnahmen beim Kulturlastenausgleich fihrten zu geringerem Transferertrag.

In den Internen Verrechnungen sind die Beitrédge aus zusatzlichen Lotterieertragen enthalten (2,1 Mio. Fr.).

Informationen zu den Leistungsgruppen (in Mio. Fr)

1. Kulturférderung R 2012 B 2013 R 2013 Abw. Abw. %
Total Aufwand 40.9 37.9 42.0 41 109 %
Total Ertrag -16.2 -13.0 -16.0 3.0 23.2%
Saldo 24.8 24.9 26.0 1.1 4.5%
2. Kirche R 2012 B 2013 R 2013 Abw. Abw. %
Total Aufwand 0.4 0.6 0.3 0.3 42.3%
Total Ertrag 0.2 02 -100.0 %
Saldo 04 0.4 0.3 0.0 -4.8%
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Information zum Transferaufwand/Transferertrag

(in Mio. Fr.) R 2012 B 2013 R 2013 Abw. Abw. %
36313560 Inferkantonaler Lastenausgleich Kultur 1.4 1.400 1.482 0.082 58%
36363500 Zweckverband Grosse Kulturbetriebe 18.6 18.291 18.300 0.009 0.0%
36363510 Lucerne Festival 0.2 0.175 0.375 0.200 114.3%
36363511 Verkehrshaus 0.6 0.580 0.565 0.015 2.6%
36363512 Sammlung Rosengart 0.1 0.135 0.135 0.000 0.0%
36363522 Schweiz. landwirtschaftsmuseum Burgrain 0.1 0.062 0.062 0.000 0.0%
36363524 Pro Heidegg 0.2 0.155 0.155 0.000 0.0%
36363530 Kunstankaufe 0.1 0.080 0.086 0.006 7.1%
36363531 Werkbeitréige 0.2 0.220 0.289 0.069 313%
36363535 Meisterkurse 0.0 0.035 0.035 0.000 00%
36363537 Osterfestspiele 0.0 0.018 0.018 0.000 0.0%
36363538 Filmfrderung 0.2 0.300 0.293 -0.007 2.4%
36363540 Kirchliche Institutionen 0.1 0.367 0.124 -0.243 -66.3 %
36363590 div. Beitrdge zur Férderung von Kunst und Kultur 1.0 1.200 1.253 0.053 4.4%
36363595 lotteriezusatzertrége an priv. Organisationen 2.2 1.425 1.425

36373501 Denkmalpflege 3.4 3.383 3.383 0.000 0.0%
36600600 Planmdassige Abschreibungen Investitionen 1.0 1.048 1.048 0.000 0.0%
ibriger Transferaufwand 0.0 0.010 0.010

Total Transferaufwand 29.5 27.449 29.036 1.587 58%
46300001 Archéologische Untersuchungen: Bundesbeitrag 0.1 -0.082 -0.232 0.150 182.9 %
46313500 Inferkantonaler Lastenausgleich Kultur -5.7 -5.817 -5.023 0.793 13.6%
46323581 Werkbeitrdge: Anteil Stadt Luzern 0.1 0.110 0.110 0.000 0.0%
ibriger Transferertrag 0.0

Total Trcnsferertrog 5.9 -6.009 -5.365 0.643 -10.7 %

Bemerkungen zum Transferaufwand / Transferertrag

Der Mehraufwand fir das Lucerne Festival, bei den Werkbeitréigen und den diversen Beitréigen zur Férderung von Kunst und Kultur
wurden aus zusdtzlichen Lotterieertrdgen finanziert (0,3 Mio. Fr.).

Die Archéologie konnte fir Grabungen zusdizliche Bundesbeitrige generieren (0,2 Mio. Fr.).

Aufgrund von Schwankungen bei der Publikumsverteilung fiel der Erfrag aus dem Interkantonalen Lastenausgleich Kultur niedriger
aus.
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H3-5012 GSD - Sport

1. Politischer Leistungsauftrag mit Erlauterungen

1.1 Aktuelles Umfeld / Chancen und Risiken
keine

1.2 Politischer Leistungsauftrag
Die Sportférderung sorgt dafir, dass der Sport im Kanfon angemessen positioniert ist und zielorientiert geférdert und weiterentwi-
ckelt wird und dass die einzelnen Fachbereiche ihre gesetzlichen Aufgaben effizient erfillen kénnen.

1.3 Leistungsgruppen
1. Sportférderung

1.4 Zielschwerpunkte und Indikatoren
Zielschwerpunkte
Die Abteilung Sportférderung berét, férdert, koordiniert und unterstitzt verschiedene Anspruchsgruppen im Bereich des Sports. Sie
ist dem Departementssekrefariat angegliedert und untersteht direkt dem Departementsvorsteher. Ziel der kantonalen Sportférderung
ist es, die Basis fir ein lebenslanges, gesundheitsférderndes Bewegen und Sportireiben zu bilden. Einen wesentlichen Beitrag
dozu leisten die J+S-Angebote (J+S-Sportfachkurse sowie Aus- und Weiterbildungskurse fiir J+S-Kader]. Als kantonales
Dienstleistungs- und Kompetenzzentrum verankert die Abteilung Sporiférderung die Belange des Sports im Kanton Luzern.
Wirkungsziele Sporiférderung
W1 Méglichst viele Kinder des Kantons Luzern zwischen 5 und 10 Jahren profitieren pro Jahr von einem J+SKindersport-Angebot.
W2 Méglichst viele Jugendliche des Kantons Luzern zwischen 10 und 20 Jahren profitieren pro Jahr von einem J+S-Angebot.
leistungsziele Sportférderung
L1 Als kantonales Kompetenzzentrum kiimmert sich die Sportférderung um die Belange des Sports im Kanton Luzern.
L2 Eine méglichst hohe Anzahl von Kaderkursen wird angeboten.
Indikatoren Art R 2012 B 2013 R 2013
W1 Anzahl Kinder in J+S-Kindersportkursen min. 4'923 5'000 8'598
W2 Anzahl Jugendliche in J+SJugendsportkursen min. 32'648 35'000 28'257
L1 Summe verteilter Gelder Swisslos Sportfonds (Mio] — abs. 3,41 3,76 6,55
L2 Anzahl angebotener Kaderkurse abs. 71 65 82
Bemerkungen
Die Summe verteilter Gelder aus dem Swisslos Sportfonds beinhaltet 2 Mio. Fr. aus Lotteriezusatzertrégnissen / Pilatus Akademie

1.5 Statistische Messgréssen R 2012 B 2013 R2013
& Personalbestand in Vollzeitstellen 5.6 5.0 5.1
& Anzahl Lernende /Praktikantinnen/Praktikanten 1.3 1.0 1.3

2. Gesetzgebungsprojekte
Bezeichnung Zeitraum
keine

3. Massnahmen und Projekte (in Mio. Fr.)

Bezeichnung Vorhaben Zeitraum ER/IR Finanzielle Konsequenzen

Plan IST kum.  Erwartete
Endkosten

Forderung des "freiwilligen Schulsportes' ab 2012 ER
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Bezeichnung Vorhaben Zeitraum ER/IR Finanzielle Konsequenzen
Plan IST kum.  Erwartete
Endkosten
Forderung des lokalen Bewegungs- und Sporinetzes 2012-2016  ER 0.33 0.03 0.10
4. Hochbauprojekte (via Investitionen kantonale Hochbauten finanziert; in Mio. Fr.)
Bezeichnung Vorhaben Zeitraum Finanzielle Konsequenzen
Plan IST kum.  Erwartete
Endkosten
keine
5. Weitere Massnahmen aus Strategie und Legislaturprogramm
Bezeichnung Vorhaben Zeitraum
keine
6. Entwicklung der Finanzen im Aufgabenbereich
6.1 Erfolgsrechnung
Aufwand und Ertrag (in Mio. Fr) R 2012 B 2013 R 2013 Abw. Abw. %
30 Personalaufwand 0.7 0.734 0.718 0.016 22%
31 Sach- und ibriger Befriebsaufwand 07 0.814 0.821 0.007 0.8%
35 Einlagen in Fonds 1.0 1.982 1.982
36 Transferaufwand 3.5 4.022 6.571 2.549 63.4%
39 Inferne Verrechnungen 0.1 0.077 0.104 0.027 35.0%
Total Aufwand 6.0 5.647 10.196 4.549 80.5 %
42 Entgelte 0.3 0.321 -0.372 0.051 15.8%
45 Entnahmen aus Fonds 0.6 -0.200 0.784 -0.584 201.8 %
46 Transferertrag 0.3 -0.330 -0.372 0.042 12.6%
49 Interne Verrechnungen -3.8 -3.760 -7.750 -3.990 106.1 %
Total Ertrag 5.0 4.611 -9.277 -4.666 101.2%
Saldo - Globalbudget 1.0 1.036 0.918 0.118 11.3%
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Bemerkungen zur Erfolgsrechnung
35 Einlagen in Fonds:

Einlage noch nicht verwendeter Lotteriegelder zum Ausgleich in den Lotteriefonds.

Hoherer Betrag gegeniber dem Vorjahr durch Lotteriezusatzertrégnisse, welche erst im 2014 zur Auszahlung kommen.

36 Transferaufwand:
Detailbeschreibung unter Bemerkungen zum Transferaufwand/Transferertrag

45 Entnahmen aus Fonds

Zugesicherte Beitréige aus Vorjahren welche im Rechnungsjahr 2013 zur Auszahlung kommen, werden dem Lotteriefonds

entnommen.

49 Interne Verrechnungen:

Hoherer Betrag gegeniiber dem Budget durch die Uberweisung der Lotteriezusatzertréignisse (s. auch 35 Einlagen in Fonds).

Information zum Transferaufwand/Transferertrag

(in Mio. Fr.) R 2012 B 2013 R 2013 Abw. Abw. %
36115001 Kurse Sportférderung 0.0 0.060 0.043 0.017 -28.6 %
36325101 Freiwilliger Schulsport Swisslos an Gemeinden 0.2 0.150 0.131 0.019 -13.0 %
36325102 Sporanlagen Swisslos an Gemeinden 0.2 0.600 0.697 0.097 16.1%
36348001 ICBeitrége an &ffentliche Unternehmen 0.0 0.026 0.026

36365101 Sportférderung Swisslos an Private Organisatione 27 3.010 5.082 2.072 68.8 %
36365102 Sportanlagen Swisslos an Private Organisationen 0.3 0.200 0.593 0.393 196.6 %
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36365103 diverse Beitrdge Sportférderung

Total Transferaufwand

46305106 Kurse Sportférderung vom Bund
46305107 diverse Beitrdge Sportférderung vom Bund
46315101 Sport Kursgeld von Kantonen

Total Transferertrag

R 2012

3.5
0.2
0.0
0.1
0.3

B 2013
0.002
4.022
-0.250
0.010
-0.070
-0.330

R 2013

6.571
0.294
-0.010
-0.068
-0.372

Abw.

-0.002

2.549

-0.044

0.000
0.002

-0.042

Abw. %
-100.0 %
63.4%
17.5%
1.2%
-3.0%
126 %

Bemerkungen zum Transferaufwand / Transferertrag

Sporiférderung Swisslos an Private Organisationen beinhaltet 2 Mio. Fr. aus lotteriezusatzertrégnissen / Pilatus Akademie
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H4-5020 GSD - Gesundheit

1.  Politischer Leistungsauftrag mit Erléuterungen

1.1 Aktuelles Umfeld / Chancen und Risiken
Der Kanton trégt auf verschiedenen Ebenen zur Férderung der Volksgesundheit bei. Einerseits leistet er Aufklérungsarbeit, tbt
Kontrollen aus, betreibt Sporfférderung und animiert die Bevélkerung mit Akfionsprogrommen zu einem gesundheitsférderlichen
Verhalten. Andererseits gewdhrleistet er eine gute und bezahlbare Gesundheitsversorgung. Auf all diesen Ebenen erzielt die staatli-
che Gesundheitspolitik gute Erfolge. Die Gesundheitszufriedenheit im Kanton Luzem ist messbar hoch, die medizinische
Gesundheifsversorgung gut ausgebaut und den Bedirhissen der Bevélkerung angepasst.
Die raschen Fortschritte in der medizinischen Forschung, die Entwicklung neuer Technologien, Medikamente und
Behandlungsmethoden, der gute und gut genutzte Zugang zu Gesundheitsleistungen, der demografische VWandel und zahlreiche
weitere Fakioren &sen im Gesundheitssekior eine grosse Dynamik, eine sfeigende Nachfrage und enorme Umséize aus. Im
Kanton Luzern gibt es ein dichtes Netz von Leistungs- und Know-how-Anbietern, die am Gesundheitsmarkt teilnehmen.
Per 1. Januar 2012 trat die neue Spitalfinanzierung in Kraft. In erster Linie soll der Wettbewerb das Angebot bestimmen. Fir die
Patienfinnen und Patienten heisst das: Es gilt die freie Spitalwahl. Fir den Kanton bedeutet die neue Spitalfinanzierung, dass
sffentliche und private Spitdler gleich finanziert werden. Die Kosten des Kantons steigen damit erheblich. Gleichzeitig verliert er
an Einfluss auf das Spitalangebot. Auf der anderen Seite hat der Kanton aber mehr Mitspracherechte bei den privaten Anbietern
und kann diese zum Beispiel verpflichten, eine bestimmte Anzahl Pllegepersonen auszubilden.
Zurzeit ist die ambulante Grundversorgung im ganzen Kanfonsgebiet gewdhrleistet. Aufgrund der Uberalterung der
Crundversorger und des fehlenden Nachwuchses droht aber ein Hausérztemangel in léndlichen Gebieten und mittel- bis langfris-
fig ein Versorgungsengpass bei Spezialisten. Die Gesundheitsversorgung ist heute gut und den Bedurfnissen angepasst. Der
Gesundheitszustand ist Gberdurchschnitilich gut, die Bevélkerung fohlt sich gestinder als der Durchschnittsbirger unseres Landes
und die Krankenversicherungsprémien liegen unter dem Schweizer Durchschnitt.
Oberstes Ziel bleibt eine qualitativ gute Gesundheitsversorgung zu tragbaren Kosfen. VWegen der neuen Spitalfinanzierung muss
die Rolle des Kantons neu definiert werden. Offentliche und private Spitéler sind bei der Finanzierung und bei den Auflagen
gleich zu behandeln. Der Kanton tritt in erster Linie gemeinsam mit den Krankenversicherern als leistungseinkaufer auf. Mit diesen
zusammen muss er ein Leistungs- und Finanzcontrolling aufbauen.
Im Hinblick auf die steigenden Versorgungskosten sowie auf die demografischen und gesellschaftlichen Entwicklungen soll die
Gesundheitsférderung weiter verstérkt werden.

1.2 Politischer Leistungsauftrag
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Der Grundauftrag besteht in der Sicherstellung der medizinischen Versorgung fir die luzerner Bevélkerung.

Die Dienststelle Gesundheit setzt die Ziele des Gesundheits- und Sozialdepartementes im Bereich der Gesundheitsversorgung
(Spitaler, Apotheken, Drogisten, Arzte) um. Sie betreibt einen wirtschaftlichen und qualitatsorientierten Leistungseinkauf im Bereich
der Akutsomatik, Psychiafrie und Rehabilitation. Im Aufirag des Regierungsrates erstellt die Dienststelle Gesundheit die
Leistungsauftrage fur die Spitdler und Kliniken, auf deren Basis jghrlich die Leistungsvereinbarungen zwischen dem GSD bzw. der
Dienststelle Gesundheit und den Spitélern und Kliniken ausgehandelt werden.

Die Dienststelle Gesundheit erstellt fir den Departementsvorsteher Statistiken und Analysen. Sie ist verantwortlich fiir die Budget,
Controlling- und Reportingprozesse mit den Spitdlern und Kliniken.

Der Kantonsarzt erfilllt die ihm durch die eidgendssische und kantonale Gesetzgebung tbertragenen Aufgaben. Eidgendssisch
geregelt ist der Bereich der Ubertragbaren Krankheiten (Epidemiengesetz) sowie das Betéubungsmittelwesen. Die Mehrheit der
Aufgaben sind jedoch kantonal geregelt. Der Kanfonsarzt berét die Regierung in medizinischen Belangen. Zu seinen Aufgaben
gehért auch die fachliche Befreuung der Schul- und Amisérzte.

Der Kantonsapotheker iberwacht den gesamten Arzneimittelverkehr auf dem Kantonsgebiet. Er kontrolliert die pharmazeutischen
Herstellungs- und Grosshandelsbetriebe, die dffentlichen und privaten Apotheken sowie die Drogerien. Zusditzlich betreut er samili-
che kantonalen Spitéler im pharmazeutischen Bereich. Der Kantonsapotheker vollzieht die ihm durch Gesundheitsgesetz ibertrage-
nen Aufgaben. Diese umfassen unter anderem die Privat- und Spitalapothekenbewilligungen und die damit verbundene Aufsicht.

Der Kanfonszahnarzt vollzieht die ihm durch das Gesundheitsgesetz sowie das Gesetz ber die Schulzahnpflege ibertragenen
Aufgaben. Diese umfassen unter anderem das Bewilligungswesen und die Aufsicht iber die Schulzahnpflege. Im Weiteren begut-
achtet er zahnérztliche und zahntechnische Kostenvoranschlége und Rechnungen fir die Ausgleichskasse, die Sozialémter, Caritas
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und die Abteilung Strafvollzug des Justiz- und Sicherheitsdepartementes.

Die Dienststelle Gesundheit ist verantwortlich fir die Beaufsichtigung des &ffentlichen Gesundheitswesens
(Berufsaustibungsbewilligungen).

Die Fachstelle fir Gesundheitsférderung ist eine Dienstleistungs-, Vemetzungs- und Koordinationsstelle. Sie propagiert, unterstitzt
und koordiniert Gesundheitsférderungsaktionen im Kanton. Die Stelle informiert und sensibilisiert die Bevélkerung iber wichtige
Themen der Gesundheitsférderung.

Die Beauftragte fir Suchtfragen férdert eine koordinierte und vernetzte Suchtpolitik im Rahmen der drogenpolifischen Leitscitze
des Regierungsrates. Sie arbeitet in den fir Suchtfragen relevanten Kommissionen und Arbeitsgruppen mit.

Vorsorge und Bewdltigung von ausserordentlichen Ereignissen
Der Koordinierte Sanitétsdienst (KSD) ist zusténdig fir die Vorbereitung und Bereitstellung aller sanitétsdienstlichen Mittel des

Kantons zur Bewdltigung eines Grossereignisses bzw. einer Katastrophe.

Ethikkommission (Dienstleistungen): Fihrung des Sekrefariates der Kantonalen Ethikkommission und Bewilligungserteilung.

1.3 Leistungsgruppen
1. Gesundheit

1.4 Zielschwerpunkte und Indikatoren
Zielschwerpunkte
a) Stationdre Versorgung
Luzemn bietet eine wirksame, zweckmdssige und wirtschafiliche Spitalversorgung im ganzen Kantonsgebiet an. Der Kanton gibt
seinen Bewohnerinnen und Bewohnem damit die Méglichkeit, sich in der Regel innerkantonal behandeln zu lassen. Das Ziel ist
eine weiferhin gesunde und gut versorgte Bevélkerung.

b) Gesundheitsforderung

Der Kanfon verbessert die &ffentliche Gesundheit. Er bearbeitet zielgruppengerechte Themengebiete, zum Beispiel fur ein gesun-

des Kérpergewicht, fir psychische Gesundheit, fir Gesundheit im Alter und fir betriebliche Gesundheit. Schulen und andere

Multiplikatoren beteiligen sich an den Programmen.

¢ Inspektionen/Bewilligungen/Qualitdtssicherung

Der Kanfon stellt sicher, dass Gesundheitsleistungen nur erbringt, wer die fachlichen Voraussetzungen erfillt. Er gewdhrleistet die

Versorgungssicherheit und starkt damit das Vertrauen der Bevélkerung in die Gesundheitsversorgung.

Indikatoren Art R 2012 B 2013 R 2013

a) Anzahl ungeplante Rehospitalisationen 0 0 0
Krankenkassenprémie tiefer als CH< ja ja ja

b) Anzahl durchgefihrte Veranstaltungen 10 10 11

c| Erteilte Bewilligungen 601 400 696

Bemerkungen

Die Auswirkung der Aufhebung des Zulassungsstopps per 1. Juli 2013 auf die Anzahl der erteilten Bewilligungen war schwierig

voraussehbar.

1.5 Statistische Messgréssen R 2012 B 2013 R 2013
Personalbestand in Vollzeitstellen 26.9 29.9 28.6
Anzahl Llernende berufl. Grundbildung 3.0 3.0 3.1
Bemerkungen

Fir die Wiedereinfihrung der freiwilligen Schulimpfung waren urspriinglich zwei Vollzeitstellen vorgesehen. Anldsslich des Projekts

"leistungen und Strukturen" wurde eine Stelle gestrichen. Die eine Person trat ihre Stelle per 1. Marz 2013 an [Pensum 100 %).

Im Bereich der Gesundheitsversorgung ist eine vakante Stelle noch nicht ersefzt worden (Tatigkeit: Versorgungsplanung). Die ent-
sprechenden Arbeiten wurden extern vergeben (OBSAN).
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2. Gesetzgebungsprojekte
Bezeichnung Zeitraum
3. Massnahmen und Projekte (in Mio. Fr.)
Bezeichnung Vorhaben Zeitraum ER/IR Finanzielle Konsequenzen
Plan IST kum.  Erwartete
Endkosten
keine
4. Hochbauprojekte (via Investitionen kantonale Hochbauten finanziert; in Mio. Fr.)
Bezeichnung Vorhaben Zeitraum Finanzielle Konsequenzen
Plan IST kum.  Erwartete
Endkosten
keine
5. Weitere Massnahmen aus Strategie und Legislaturprogramm
Bezeichnung Vorhaben Zeitraum
keine
6. Entwicklung der Finanzen im Aufgabenbereich
6.1 Erfolgsrechnung
Aufwand und Ertrag (in Mio. fr.) R 2012 B 2013 R 2013 Abw. Abw. %
30 Personalaufwand 37 4.224 4.113 0.110 2.6%
31 Sach- und ibriger Befriebsaufwand 0.8 2.049 0.820 -1.229 -60.0 %
33 Abschreibungen Verwaltungsvermégen 0.0 0.006 0.006 0.000 0.0%
34 Finanzaufwand 0.0 0.000 0.000
35 Einlagen in Fonds 0.3 0.254 0.254
36 Transferaufwand 302.8 314.6161  315.062 0.446 0.1%
39 Inferne Verrechnungen 1.2 1.218 2.163 0.945 77.6%
Total Aufwand 308.7 322112 322419 0.306 0.1%
42 Entgelte 0.9 -1.451 -0.774 0.676 46.6 %
44 Finanzertrag -13.5 -8.200 -8.200 0.000 00%
45 Entnahmen aus Fonds 0.0 -0.080 -0.265 0.185 231.8 %
46 Transferertrag 2.2 -1.805 -1.631 0.174 9.6%
49 Intere Verrechnungen 0.1 -0.064 -0.088 -0.024 38.0%
Total Ertrag -16.7 -11.600 -10.959 0.641 5.5%
Saldo - Globalbudget 292.1 310.513 311.460 0.947 0.3%
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Bemerkungen zur Erfolgsrechnung

Der Aufgabenbereich Gesundheit (DIGE] schliesst 0,95 Mio. Fr. iber Budget ab. Im ausgewiesenen Budget 2013 von 310,513
Mio. Fr. ist der vom Parlament am 4. Nov. 2013 bewilligte Nachtragskredit von 19,7 Mio. Fr. bereits enthalten. Der Grund fir
die Mehrausgaben liegt in der unerwartet hohen Anzahl von Pflegetagen der Psychiatrie und Rehabilitation. Gleich wie im Vorjahr
haben wir noch nicht abgerechnete Falle und Pflegetage in Form einer Abgrenzung beriicksichtigt. Die Summe beléuft sich auf
42,387 Mio. Fr. Der Transferaufwand der stationéren Versorgung beinhaltet auch die Auflésung und Neubildung von

Abgrenzungen.

Viele Fragen, die zum Budgetierungszeitpunkt unklar oder ungewiss waren, sind auch Ende Geschftsjahr 2013 noch unbeant
wortet. Es ist beispielsweise nicht bekannt, zu welcher Baserate die innerkantonalen Leistungserbringer der Akutsomatik (in erster
Linie das Luzerner Kanfonsspital LUKS und die Hirslanden Klinik St. Anna) ihre Leistungen der Jahre 2012 und 2013 wirklich
abrechnen dirrfen. Diese Frage wird mit grésster Wahrscheinlichkeit erst das Bundesverwaltungsgericht 2014 entscheiden. Die
Situation in den anderen Kantonen der Schweiz ist gleich wie im Kanton Luzem.



Jahresbericht 2013 Aufgabenbereiche

Um das Risiko von Kostenabweichungen méglichst klein zu halten, wurden die Leistungen (Fallzahlen, Pflegetage) mit allen inner-
kanfonalen Leistungserbringemn abgestimmt. Somit beschrénkt sich das Risiko noch auf die Tarife sowie die ausserkantonalen Félle.
Bei den Tarifen (Baserate] haben wir uns bei den Akutspitdlern auf diejenigen Tarife abgestiitzt, welche diese mit der
Versicherungsgemeinschaft HSK fir das Jahr 2013 vereinbart haben (mit farifsuisse kam keine Einigung zustande) und die von der
Regierung als Arbeitstarife 2013 bestimmt worden sind. Die Abgrenzungsbetrdge haben wir wie folgt berechnet: effektive Anzahl
Falle x erwartete Basereate x effektives durchschnitiliches Kostengewicht. Im Bereich der Psychiatrie und Rehabilitation haben wir
bei den innerkantonalen Hospitalisationen die vereinbarten Tarife 2013 zwischen den Leistungserbringern und den Krankenkassen
angewandt. Bei den ausserkantonalen Fallen haben wir jeweils den durchschnittlichen Tarif der bisher erhallenen Rechnungen
angewandt.

Zu den einzelnen Kontengruppen:

30 Personalaufwand: Die beiden oben erwdhnten nicht besetzten Stellen (VWiedereinfihrung freiwillige Schulimpfung sowie
Versorgungsplanung Gesundheitsversorgung) sowie der Abbau von Ferien und Mehrstunden fihren zu einer Budgetunterschreitung.

31 Sach- und ibriger Betriebsaufwand: Die Verschiebung der Wiedereinfihrung der freiwilligen Schulimpfung um ein Jahr hat
dozu gefihrt, dass fir Medikamente und Impfhandlungen insgesamt rund @50'000 Franken weniger ausgegeben worden sind.
Diese Minderausgaben fihren aber dazu, dass auch die Riickerstattungen in der gleichen Grésse ausgeblieben sind (siehe Rubrik
42 "Entgelte'). Fir "luzern geht gern" mussten die geplanten 200'000 Franken v.a. dank Sponsoringeinnahmen nicht ausgegeben
werden.

35 Einlagen in Fonds: Die ausgewiesene Zahl von 254'000 Franken entspricht dem Betrag, der im Jahr 2013 noch nicht ausbe-
zahlt worden ist. Er wird passiviert und steht in den Folgejahren zur Auszahlung zur Verfigung. Anlésslich der Budgetierung
gingen wir davon aus, dass alle zugesprochenen Beitrdge im 2013 auch in Anspruch genommen werden.

36 Transferaufwand: siehe detaillierte Aufstellung weiter unten

39 Inferne Verrechnungen: Die Verrechnung des Sockelbeitrags an die HFGZ in der Hohe von 856'950 Franken wurde im
Vorjahr und im Budget noch als Transferaufwand ausgewiesen. Es handelt sich um eine reine Kostenverschiebung zwischen den
beiden Rubriken 36 "Transferaufwand" und 39 "Interne Verrechnungen”.

42 Enigelte: Die starke Zunahme von Bewilligungsgesuchen sowie die erhdhten Gebihren trugen dazu bei, dass die Einnahmen
for Amtshandlungen rund 90'000 Franken hdher ausfallen als budgetiert. Auch die Ehtik-Kommission bearbeitete mehr Gesuche
als geplant, was zu zusétzlichen Einnahmen von knapp 190'000 Franken fihrte. Die Verschiebung der Wiedereinfihrung der frei-
willigen Schulimpfung fihrte auch zu einem Ausfall von Kostenriickerstattungen fir Medikamente und Impthandlungen in der
Grossenordnung von 955'000 Franken (siehe Erlauterung unter Rubrik 31 "Sach- und ibriger Betriebsaufwand").

45 Entnahme aus Fonds: Beitrage der Stiftung Gesundheitsférderung Schweiz werden nicht mehr in der Rubrik 46 "Transferertrag"
sondern iber die Rubrik 45 "Entnahme aus Fonds" ausgewiesen. Es handelt sich um eine reine Anderung der Verbuchungspraxis.

46 Transferertrag: Beitrdge der Stiftung Gesundheitsférderung Schweiz werden nicht mehr in der Rubrik 46 "Transferertrag” son-
dern sondem iber die Rubrik 45 "Entnahmen aus Fonds" ausgewiesen. Es handelt sich um eine reine Anderung der
Verbuchungsproxis.

Information zum Transferaufwand/Transferertrag

(in Mio. Fr.) R 2012 B 2013 R 2013 Abw. Abw. %
36305201 Schweiz. Gesundheitsobservatorium 0.1 0.072 0.054 0.018 252 %
36305202 Masernelimination (BAG) 0.050 0.050 0.000 0.0 %
36325201 Sozialberatungs-Zentren SoBZ 1.4 1.401 1.401 0.000 0.0%
36345201 Stationdre Versorgung Akutsomatik 220.8 230.284 243.140 12.856 56%
36345202 Stationdre Versorgung Psychiafrie 33.9 38.835 40.850 2.015 52%
36345202 Stationdre Versorgung Rehabilitation 18.2 18.424 6.608 11816 -64.1 %
36345203 Stationdre Versorgung GWL 27 .2 22.874 21.927 -0.947 4.1%
36345204 Quadlitatssicherung 0.0

36345206 ZIGG/HFGZ 0.1 0.855 -0.855 -100.0 %
36345207 Case-Mix-Office SwissDRG 0.0 0.048 0.026 0.074 -154.8 %
36345208 Toxikologisches Institut 0.1 0.070 0.067 -0.003 -4.0%
36348209 IC Krebsregister 0.400 0.400
36345209 Krebsregister 0.4 0.400 -0.400 -100.0 %
36345211 Interverband fiir Rettungswesen IVR 0.030 0.027 -0.003 -10.9%
36355201 Projektbeitr. G u. P 0.3 0.645 0.244 0.401 -62.2%
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R 2012 B 2013 R 2013 Abw. Abw. %
36365201 Ehe- und lebensberatung 0.2 0.090 0.100 0.010 11.1%
36365202 AidsHilfe Luzern 0.1 0.050 0.050 0.000 0.0%
36365203 Beitrdge fir Suchtfragen 0.1 0.438 0.123 0.315 71.9%
36365204 Stiftung fir Patientensicherheit 0.0 0.050 0.047 -0.003 5.5%
Total Transferaufwand 302.8 314.616 315.062 0.446 0.1%
46000003 Anteil Eidg. Alkoh. -1.3 -1.300 -1.290 0.010 0.8%
46360001 Beitr.priv.Org.o.Erw -0.505 -0.341 0.164 -32.5%
46370001 Beifrdge von privaten Haushalten 0.3
46370002 Spenden mit Zweckbindung 0.0 0.000 0.000
46900500 Wertaufholung Beteiligungen VW 0.6
Total Transferertrag 2.2 -1.805 -1.631 0.174 9.6%

Bemerkungen zum Transferaufwand / Transferertrag

3634520x Stationdre Versorgung: Uber alle Kostenarten der stationciren Grundversorgung wird das Budet 2013 um 2,1 Mio.
Franken tberschritten.

36345206 HFGZ: Die Verrechnung des Sockelbeitrags an die HFGZ in der Hdhe von 0,9 Mio. Fr. wurde im Vorjahr und im
Budget noch als Transferaufwand ausgewiesen. Es handelt sich um eine reine Kostenverschiebung zwischen den beiden Rubriken
36 "Transferaufwand" und 39 "Interne Verrechnungen". Die DIGE Uberweist diese Summe dem BKD und nicht direkt der HFGZ.

36345207 CaseMix-Office SwissDRG: Eine Riickvergiitung der SwissDRG AG iber 0,03 Mio. Fr. entlastet die Staatsrechnung

2013 einmalig. Zudem arbeitet die Insfitution neu selbstiragend, d.h. ohne Kantonsbeitrdge.

36345209 Krebsregister: Der Beitrag ans Krebsregister Gber 0,4 Mio. Fr. wurde tber die Kostenart 36348209 "IC
Krebsregister" verbucht, um die Summe bei der Konsolidierung eliminieren zu kénnen. Der Staatsbeitrag wird also einfach auf
einer anderen Kostenart ausgewiesen als dies in den Vorjahren und im Budget der Fall gewesen ist.

36348209 IC Krebsregister: gleiche Begrindung wie oben.

36355201 Projekibeitrige Gesundheitsférderung und Prévention: Ausgaben fir Gesundheitsférderungsprojekte werden geméiss
der Empfehlung der FIKO neu iber den Sachaufwand (Kostenart 31) und ber Infere Verrechnungen (Kostenart 39) verbucht.
Dadurch schmalern sich die Betréige fir externe Vergaben unter dieser 36er Kostenart um 0,4 Mio. Fr.

36365201 Ehe- und lebensberatung: Die Leistungsvereinbarung wurde erst nach der Budgetierung abgeschlossen und fallt leicht
haher als geplant aus.

36365203 Beitrdge fir Suchtfragen: Es werden nicht mehr die einzelnen Zusagen aus dem Alkoholzehntel verbucht sondern nur
noch die Nettosumme. Deshalb féllt der hier ausgewiesene Aufwand um 0,3 Mio. Fr. tiefer aus.

46360001 Beitrdge von privaten Organisationen ohne Erwerbszweck: Beitrdge der Stiftung Gesundheitsférderung Schweiz
werden nicht mehr in der Rubrik 46 "Transferertrag” sondem sondem iber die Rubrik 45 "Entnahmen aus Fonds" ausgewiesen. Es
handelt sich um eine reine Anderung der Verbuchungspraxis.
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H4-5030 GSD - Lebensmittelkontrolle und Veterindrwesen

1.  Politischer Leistungsauftrag mit Erléuterungen

1.1 Aktuelles Umfeld / Chancen und Risiken
Keine Verdnderungen gegeniber dem Planjahr.
Der nationale Kontrollplan NKP sowie die Kontrollkoordination bringen der Dienststelle zusétzliche Aufgaben. Der Bund wird kiinf-
tig einen héheren Einfluss auf die Risikobeurteilung sowie auf die Kontrollfrequenzen nehmen, was einen Einfluss auf die personel-
len Ressourcen haben kann.
Das Lebensmittelgesetz wird einer grundlegenden Revision unterzogen. In erster Linie geht es um die Harmonisierung mit dem EU-
Recht auf Gesetzesstufe. Im Entwurf vorgesehen sind grundlegende Anderungen wie die Regulierung von Bade- und Duschwasser,
die Erhdhung der Transparenz der Kontrolligtigkeit, eine neue Regulierung im Bereich Tabak, die Unterstellung von Kosmetika und
Bedarfsgegenstéinde dem T&uschungsschutz sowie die Aufhebung des Positivprinzipes bei Lebensmitteln.  Diese umfangreichen
Anpassungen bringen der lebensmittelkontrolle neue Vollzugsaufgaben und bedingen Anpassungen in der vollzuglichen Praxis.
Das Tierschutzbewusstsein in der Bevélkerung und damit die Anspriiche an den staatlichen Tierschutz steigen laufend.
Das Risiko von ,emerging diseases”, das heisst never, insbesondere vektorabhéngiger Seuchen steigt, unfer anderem infolge der
Klimaerwarmung.

1.2 Politischer Leistungsaufirag
Die Dienststelle Lebensmittelkontrolle und Veteringrwesen entstand 2011 durch Zusammenlegung der Dienststellen
Lebensmittelkontrolle und Verbraucherschutz (Kantonschemiker) sowie Veterinérdienst (Kantonstierarzt). Sie kontrolliert die
Lebensmitielkette von der Tier- und Lebensmittelproduktion bis zur Konsumentin und zum Konsumenten. Zusatzlich haben die beiden
Bereiche je eigene vom Gesetzgeber ibertragene Aufgaben.
Der Bereich Lebensmittelkontrolle und Chemikaliensicherheit vollzieht nebst der Eidgendssischen Lebensmittelgesetzgebung die
Chemikaliengesetzgebung sowie weitere Vollzugsbereiche im Auftrag des Regierungsrates, insbesondere der Verordnung iber
Celréinkeverpackungen zum eidgendssischen Umweltschutzgesetz, der kantonalen Baderverordnung und Teilen der eidgendssi-
schen landwirtschaftsgesetzgebung IMQV, BIO-, GUB/GGA-Verordnung sowie LDV). Der Bereich fihrt Spezialuntersuchungen
im Auftrag von Strafverfolgungs- und Umweltbehérden durch.
Der Bereich Veterinérwesen vollzieht die Gesetzgebung betreffend Tiergesundheit, lebensmittel tierischer Herkunft, Tierarzneimittel,
Tierschutz und geféhrliche Hunde. In diesen Bereichen ist er auch Bewilligungs-, Auskunfts- und Beratungsinstanz. Er arbeitet
zusammen mit anderen kantonalen Stellen, mit dem Bundesamt fiir Veterindrwesen, mit Tierdrzten und weiteren Fachkreisen und
Organisationen.

1.3 Leistungsgruppen
1. 5031 Lebensmittelkontrolle und Chemikaliensicherheit
2. 5032 Veterindrdienst

1.4 Zielschwerpunkte und Indikatoren
Zielschwerpunkte
Schutz der Bevslkerung vor Gesundheitsgefcéhrdung und Téuschung im gesamten Bereich Lebensmittel inkl. Prima&rproduktion.
Schutz der Bevélkerung vor Gesundheitsgeféhrdung im Bereich Gebrauchsgegenstdnde und im Bereich Badewasser.
Schutz vor schédlichen Einwirkungen von Stoffen, Zubereitungen und Gegenstdnden fir Mensch und Umwelt.
Schutz des Wohlergehens der Tiere, Schutz vor geféhrlichen Hunden. Bekampfung, Kontrolle und Uberwachung von anstecken-
den Tierkrankheiten, welche den Tierbestand gefdhrden, auf den Menschen ibertragbar sind, schwere wirtschaftliche Folgen
haben oder den infernationalen Handel geféhrden.
Indikatoren Art R 2012 B 2013 R 2013
Reaktion bei Grenzwertiberschr. am gleichen Tag 100 % 100 % 100 %
Berichiversand innert 5 Tagen n. Untersuchungsende 08 % 90 % 95 %
Gesetzeskonformitét der Nachkontrollen 84 % 80 % 84 %
Akzeptanz der Beanst. durch den Lebensmittelbetrieb 100 % 97 % 100 %
Erfillen Seuchenmonitoring-Programme des Bundes 5% 5% 5%
Soll an Kontrollen in Tierhaltungen erfiillen Q2% Q5% 85 %

1.5 Statistische Messgréssen R 2012 B 2013 R2013
Personalbestand in Vollzeitstellen 59.6 61.1 59.9
Anzahl lernende 2.1 20 2.5
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R 2012 B 2013 R 2013
Betriebsinspektionen (Prozesskontrollen) 2105 2'000 1091
Analytische Proben (Produktkontrollen) 10019 8'000 9'806
Seuchenfélle 101 130 109
Kontrollen Tierhalterbetriebe 1711 1'800 1'522
Meldungen geféhrliche Hunde 326 300 303
Gesetzgebungsprojekte
Bezeichnung Zeitraum
Umsetzungsmassnahmen zur Revision des Bundesgesetzes iber lebensmittel und Gebrauchsgegensténde 2013-2016
Massnahmen und Projekte (in Mio. Fr)
Bezeichnung Vorhaben Zeitraum ER/IR Finanzielle Konsequenzen
Plan IST kum.  Erwartete
Endkosten
keine
Hochbauprojekte (via Investitionen kantonale Hochbauten finanziert; in Mio. Fr.)
Bezeichnung Vorhaben Zeitraum Finanzielle Konsequenzen
Plan IST kum.  Erwartete
Endkosten
keine
Weitere Massnahmen aus Strategie und Legislaturprogramm
Bezeichnung Vorhaben Zeitraum
keine
Entwicklung der Finanzen im Aufgabenbereich
Erfolgsrechnung
Aufwand und Ertrag (in Mio. Fr) R 2012 B 2013 R2013 Abw. Abw. %
30 Personalaufwand 7.8 8.363 7.830 0.533 6.4%
31 Sach- und ibriger Betriebsaufwand 3.6 3.091 2.987 0.104 -3.4%
33 Abschreibungen Verwaltungsvermdgen 0.2 0.232 0.209 0.023 -10.0 %
34 Finanzaufwand 0.0 0.004 0.002 -0.002 441 %
37 Durchlaufende Beitrdge 0.0 0.006 0.005 -0.001 14.9%
39 Inferne Verrechnungen 1.1 1.172 1.158 0.014 1.2%
Total Aufwand 12.6 12.868 12.191 0.677 5.3%
41 Regalien und Konzessionen -1.0 -1.000 -1.001 -0.001 0.1%
42 Enigelte -3.1 -3.370 -3.074 0.296 -8.8%
46 Transferertrag 1.4 -1.380 -1.396 0.016 1.2%
47 Durchlaufende Beitrége 0.0 -0.006 -0.005 0.001 -14.9%
49 Intere Verrechnungen 0.4 -0.384 -0.380 0.005 1.2%
Total Ertrag 6.0 -6.140 -5.856 0.284 4.6%
Saldo - Globalbudget 6.7 6.728 6.335 0.393 5.8%

Bemerkungen zur Erfolgsrechnung

30 Personalaufwand:

Leistungsgruppe 5031 - Minderaufwand infolge Vakanzen.

Leistungsgruppe 5032 - Stellenabbau bei der Fleischkontrolle Sursee wegen riicklaufiger Schlachtzahlen, diverse
Pensenreduktionen und unbezahlte Urlaube.
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31 Sach- und tbriger Betriebsaufwand:
Leistungsgruppe 5032 - Minderkosten bei der Entsorgung von Tierkérpern wegen Preissenkung der TMF Exiraktionswerk AG.

42 Enigelte:
Die erwarteten Mehreinnahmen konnten nicht erreicht bzw. generiert werden. Bei den Vetferindrzeugnissen musste ein markanter
Rickgang verzeichnet werden.

Informationen zu den Leistungsgruppen (in Mio. Fr.)

1. 5031 Lebensmittelkontrolle und Chemikaliensicherheit R 2012 B 2013 R 2013 Abw. Abw. %
Total Aufwand 52 58 54 0.3 58%
Total Ertrag 1.1 1.2 -1.0 0.2 -14.9 %
Saldo 4.1 4.6 4.4 0.2 3.5%
2. 5032 Veteringrdienst R 2012 B 2013 R 2013 Abw.  Abw.%
Total Aufwand 7.5 7. 6.8 0.4 53%
Total Erfrag 4.9 4.9 -4.8 0.1 -1.3%
Saldo 2.6 2.2 1.9 0.3 13.9%

Information zum Transferaufwand/Transfererirag

(in Mio. Fr.) R 2012 B 2013 R 2013 Abw. Abw. %
Total Transferaufwand 0.0 0.000 0.000

46320001 Beitrage von Gemeinden an LG 5032 0.4 -0.390 -0.386 0.004 1.0%
46370001 Beitrdge von privaten Haushalten an LG 5032 1.0 -0.990 -1.010 0.020 2.0%
Total Transferertrag -1.4 -1.380 -1.396 0.016 1.2%

6.2 Investitionsrechnung

Ausgaben und Einnahmen (in Mio. Fr.) R 2012 B 2013 R 2013 Abw. Abw. %
50 Sachanlagen 0.3 0.400 0.200 -0.200 50.0%
Total Ausgaben - Voranschlagskredit 0.3 0.400 0.200 -0.200 -50.0 %
Total Einnahmen 0.0 0.000 0.000

Nettoinvestitionen 0.3 0.400 0.200 0.200 -50.0%

Bemerkungen zur Investitionsrechnung
Umsefzung der Akfivierungsgrenze gemdss FLV von Anlagen beziglich der Budgetierung von Investfitionen mit einem

Auftragsvolumen < 50'000 Fr.

Entwicklung Tierseuchenkasse (Zahlen in 1'000 Franken)

Beitrége
Tierhalter, Vieh-

Gemeinden handels- Beitrag Diverse Entnahme  Bestand per

Jahr Aufwand und Bund Gebihren Kanton Ertréige Zins o. Einlage 31.12.
2003 -3'027 1'030 891 - 267 261 -578 9'846
2004 2'765 1'021 Q13 - 236 197 -398 9'448
2005 2'528 1'028 Q18 - 225 189 -168 9'280
2006 2'429 1'698 932 713 229 186 1'328 10'609
2007 2'543 1'694 987 718 238 212 1'306 11915
2008 -6'888 2'281 985 727 255 238 2'402 9'513
2009 -5'125 2'326 992 737 286 190 -593 8'919
2010 -4'737 2'830 994 746 236 134 203 9'122
2011 -4'069 2'006 1'040 755 302 137 172 9'294
2012 -3'981 1'393 1'025 382 306 139 /35 8'559
2013 -3'291 1'397 1'001 386 292 128 -86 8'473

Einflussfaktoren: Zwischen 2006 - 2011 betrug der Kantons- und Gemeindebeitrag je Fr. 2.00 pro Einwohner. Ab 2012 Redukfion auf je
Fr. 1.00. . Obligatorische Blauzungenimpfung in den Jahren 2008 - 2010 mit erhchten Tierhalterbeitréigen fur Schafe und Rinder im Jahre
2010. 2008 - 2012 Bekampfungsprogramm der Rinderseuche BVD. 137



Jahresbericht 2013 Aufgabenbereiche

H5-5011 GSD - Sozialversicherungen

Politischer Leistungsauftrag mit Erlduterungen

Aktuelles Umfeld / Chancen und Risiken

Keine Verdnderungen gegeniber dem Planjahr.

Die langfristige Finanzierung der Prémienverbilligung (IPV) muss im Auge behalten werden, denn die Prémien steigen bei tiefer all-
gemeiner Teuerung starker als die Teuerung. Diesem Druck zur Mittelerhdhung stehen die schlechten Finanzperspektiven des

Kantons und vieler Gemeinden gegeniber.

1.2

Politischer Leistungsauftrag

Bei den an die Ausgleichskasse Luzern ibertragenen Aufgaben handelt es sich um bundesrechtlich vorgeschriebene Aufgaben,
die der Kanton erfillen muss. Zusténdiges Departement ist das GSD. Der Kanton Luzemn hat den Auftrag zur Durchfihrung der ent-
sprechenden Aufgaben der Ausgleichskasse Luzern erteilt. Dabei handelt es sich namentlich um die Prémienverbilligung nach

KVG, die Ergénzungsleistungen und die Familienzulagen.

1.3

Leistungsgruppen
1. Sozialversicherungen

Zielschwerpunkte und Indikatoren

Zielschwerpunkte
keine

Indikatoren Art R 2012
Individuelle Prémienverbilligung (IPV)

Anzahl Gesuche absolut 82'627
davon abgelehnt absolut 19'462
Ergénzungsleistungen (EL)

Anzahl berechtigte Personen absolut 16'586
Anzahl erstmalige Anmeldungen absolut 3016

B 2013

94'000
22'000

17100
3'400

R 2013

82'303
18774

16'666
3'038

1.5

Statistische Messgrossen R 2012
keine

B 2013

R 2013

Gesetzgebungsprojekte

Bezeichnung
Teilrevision Pramienverbilligungsgesetz [SRL Nr. 866) >ist per 1.7.2013 in Kraft getreten

Zeitraum
2011-2013

Massnahmen und Projekte (in Mio. Fr.)

Bezeichnung Vorhaben Zeitraum ER/IR

keine

Finanzielle Konsequenzen

Plan

IST kum.  Erwarfete
Endkosten

Hochbauprojekte (via Investitionen kantonale Hochbauten finanziert; in Mio. Fr.)

138

Bezeichnung Vorhaben Zeitraum

keine

Finanzielle Konsequenzen

Plan

IST kum.  Erwartete
Endkosten
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Weitere Massnahmen aus Strategie und Legislaturprogramm

Bezeichnung Vorhaben Zeitraum
keine

Entwicklung der Finanzen im Aufgabenbereich

Erfolgsrechnung

Aufwand und Ertrag (in Mio. Fr) R 2012 B 2013 R2013 Abw. Abw. %
36 Transferaufwand 397.6 414850 403.222  -11.628 2.8%
Total Aufwand 397.6  414.850  403.222  -11.628 2.8%
44 Finanzertrag 0.0 -0.005 -0.009 -0.004 70.2 %
46 Transferertrag 3104 -322.840  -314.011 8.829 2.7 %
Total Ertrag -310.4  -322.845| -314.019 8.826 2.7 %
Saldo - Globalbudget 87.2 92.005 89.203 -2.802 -3.0%

Bemerkungen zur Erfolgsrechnung

36 Transferaufwand /46 Transferertrag:
Detailbeschreibung unter Bemerkungen zum Transferaufwand /Transferertrag

Information zum Transferaufwand/Transferertrag

(in Mio. Fr.) R 2012 B 2013 R 2013 Abw. Abw. %
36145105 Entschadigung Verw . kosten AKLU 7.5 8.700 7.791 0.909 104 %
36375002 Erlassbeitrage (AHVY) 1.2 1.000 0.878 0.122 -12.2%
36375101 Ergdnzungsleistungen (EL) 211.4 223.500 212.254  -11.246 -5.0%
36375102 Individuelle Préamienverbilligung (IPV) 175.3 178.500 | 179.534 1.034 0.6%
36375104 Familienzulagen NE (FAK-NE) 2.3 3.150 2.765 -0.385 12.2%
Total Transferaufwand 397.6 414850  403.222 11628 2.8%
46305101 Beitrage Bund an Ergénzungsleistungen 67.6 -67.050 -66.562 0.488 0.7 %
46305102 Beitrdge Bund an Individ. Prémienverbilligung -102.2 -106.500 | -104.316 2.184 2.1%
46305105 Beitrdge Bund an Verw.kosten AKLU 2.0 -2.000 2.042 -0.042 2.1%
46325101 Beitrage Gemeinde an Erganzungsleistungen -100.6 -109.515 1 -101.985 7.530 6.9 %
46325102 Beitrage Gemeinde an Indiv. Pramienverbilligung -36.5 -36.000 -37.609 -1.609 4.5%
46325104 Beitrdge Gemeinde an Familienzulagen NE 1.2 -1.575 -1.382 0.193 12.2%
46325105 Beitrdge Gemeinde an Verw.kosten AKLU 0.3 -0.200 0.115 0.085 42.6%
Total Transferertrag -310.4  -322.840 -314.011 8.820 2.7 %

Bemerkungen zum Transferaufwand / Transferertrag

36145105 Entschadigung Verwaltungskosten Ausgleichskasse Luzern (AKLUJ:

Der Anstieg der budgetierten Kosten von 2012 auf 2013 war insbesondere mit dem Systfemwechsel bei der Auszahlung der
Pramienverbilligungsbeitrdgen begrindet gewesen (doppelter Gesuchslauf]. Diese Kosten sowie jene fir die Stelle fir ausstehende
Prémien und Kostenbeteiligung Luzern (STAPUK] konnten durch eine effiziente Arbeitsweise bei der Ausgleichskasse Luzern tief
gehalten werden.

36375101 Erganzungsleistungen (EL):

Das Budget wurde ausgehend von den Vorzahlen und der Prognosen-Projektion des Bundesamt fir Sozialversicherungen (BSV)
erstellt. Da die Prognosen-Projektion 2013 fir unseren Kanton zum wiederholten Mal zu hoch war, haben wir im AFP 2014-2017
die prognostizierte Steigerungsrate von 4,21 % auf 3 % nach unten korrigiert.

36375102 Individuelle Prémienverbilligung (IPV):
Es wurden ca. 800'000 Fr. mehr Verlustscheine nach altem Recht abgerechnet als budgetiert. Bei der Schatzung der reinen IPV
wurde fast eine Punktlandung erreicht.

36375104 Familienzulagen Nichterwerbstdtige (FAKNE):

Durch die Einfihrung der Familienzulagen Selbsténdigerwerbende [FAK-SE] konnte nicht abgeschatzt werden, wie viele
Selbsténdigerwerbende mit sehr kleinen Einkommen neu als Nichterwerbstétige Familienzulagen beziehen werden. Es ist durchaus
méglich, dass es im 2014 zusatzliche Beziiger geben wird.
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46305102 Beitrage Bund an individuelle Prémienverbilligung (IPV):

Tiefer als zur Zeit der Budgetierung erwartet.

46325101 Beitrage Gemeinde an Ergénzungsleistungen (EL):

Die Gemeindebeitrdge verhalten sich analog zu den tieferen Kosfen.

46325102 Beitrage Gemeinde an individuelle Préamienverbilligung (IPV):
Da die effektiven Kosten leicht héher waren, fallen die Gemeindebeitréige nach Abzug der tieferen Bundesbeitréige auch hoher
aus.

46325105 Beitrage Gemeinde an Verwaltungskosten Ausgleichskasse AKLU:
Wegen geringeren Verwaltungskosten [s. 36145105 fallt auch der Gemeindeanteil entsprechend tiefer aus.

140
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H5-5040 GSD - Soziales und Gesellschaft

1.  Politischer Leistungsauftrag mit Erlduterungen

1.1 Aktuelles Umfeld / Chancen und Risiken
Keine Verdnderungen gegeniber dem Planjahr.
Soziale Einrichtungen: Geméss Planungsbericht im Bereich der sozialen Einrichtungen braucht es auch in den néchsten Johren im
Kinder und Jugendbereich sowie im Bereich Menschen mit Behinderungen weitere Angebote.
Asyl- und Flichtlingswesen: Es gibt keine gesicherten Fakten, was die Zahl der Asylgesuche betrifft. Die Personen in der Nothilfe
bendtigen héufige intensivere Betreuung (psychische Erkrankungen bzw. Familien mit Kindern). Im Bereich Flichtlingswesen héngt
die Zahl der Menschen, die Sozialhilfe bendtigen, mit den Asylanerkennungen zusammen.

1.2 Politischer Leistungsaufirag
Der Grundauftrag der Dienststelle Soziales und Gesellschaft (DISG| besteht darin, die ihr durch Gesetz und durch konkrete
Beschliisse von der legislative und der Exekutive Ubertragenen Aufgaben zu erfilllen. Sie koordiniert dabei auch angrenzende
oder sachlich verbundene Verantwortlichkeiten anderer Dienststellen. Gleichzeitig hat sie den Auftrag, sich abzuzeichnenden
Problemen im gesellschaftlichen und Sozialbereich anzunehmen. Die DISG nimmt diese Aufgaben einerseits in der eigenen
Organisation wahr, deren Themen Sozialhilfe, Asyl- und Flichtlingswesen, interinstitutionelle Zusammenarbeit, soziale
Einrichtungen, Opferhilfe, Kinderschutz und Opferberatung ebenso umfassen wie weitere Gesellschaftsfragen in den Bereichen
KindJugend-Familie, Gleichstellung von Frau und Mann, Integration, Behinderung und Alter. Andererseits arbeitet die DISG zu
diesen Themen mit anderen kantonalen und kommunalen Stellen und Fochorgonisoﬁonen zusammen. Im Interesse der interkanto-
nalen Koordination nehmen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter zudem Einsitz in verschiedenen gesamtschweizerischen und regiona-
len Arbeitsgruppen und Kommissionen. Schliesslich bietet die DISG themenspezifische Informationen und Beratung fir kommunale
Sozialémter und Heime an.

1.3 Leistungsgruppen
1. Soziale Einrichtungen
2. Asyl und Flichtlingswesen
3. Opferhilfe, Opferberatung, Kinderschutz
4. Ubriges Soziales und Gesellschaft

1.4 Zielschwerpunkte und Indikatoren

Zielschwerpunkte

Soziale Einrichtungen

> Innerkantonale Platzierungen: Die DISG handelt Ghrlich Leistungsvereinbarungen aus, die zwischen den Einrichtungen und dem
Vorsteher des GSD abgeschlossen werden. Alle vier Jahre (2012 - 2015) werden den sozialen Einrichtungen durch die
Kommission fir soziale Einrichtungen [KOSEQG) Leistungsaufirdge erteilt, welche die Art und den Umfang der zu erbringenden
Leistungen umfassen. Die leistungsorientierte Finanzierung stellt eine bedarfsgerechte, wirksame und wirtschaftliche Befreuung
sicher.

> Ausserkantonale Platzierungen: die DISG stellt das Controlling im gesamten Bereich der inferkantonalen Vereinbarung fiir
Soziale Einrichtungen (IVSE) sicher.

Asyl- und Flichtlingswesen

Die DISG gewdhrleistet die korrekte und fristgerechte Umsefzung der persénlichen und der bedarfsbezogenen wirtschaftlichen
Sozialhilfe fiir Asylsuchende und vorléufig aufgenommene Personen und anerkannte Fliichtlinge. Uber akfive Integrationshilfen
sollen maglichst viele Flichtlinge und vorléufig aufgenommene Personen in den Arbeitsmarkt infegriert werden. Damit werden
mittel- und langfristig Kosten fur den Kanfon und die Gemeinden gespart.

Opferhilfe, Opferberatung und Kinderschutz

-> Kostengutsprache: Gesuche um Kostengutsprache fir léngerfristige Hilfen werden von der DISG fristgerecht bearbeitet und
nach Vorliegen aller Gesuchsunterlagen entschieden.

- Entschadigungen und Genugtuungen: Gesuche um Entschédigungen und Genugtuungen werden von der DISG fristgerecht
bearbeitet und nach Vorliegen der Gesuchsunterlagen entschieden.

> Opferberatung: Die DISG berdt Opfer und Angehdrige und unterstiitzt sie bei der Wahmehmung ihrer Rechte. Sie leistet oder
vermittelt Soforthilfe und/oder langerfristige Hilfe, bis sich der gesundheitliche Zustand der betroffenen Person stabilisiert hat.

-> Kinderschutz: Die DISG bearbeitet telefonische und schriftliche Anfragen innerhalb einer angemessenen Frist.
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Ubriges Soziales und Gesellschaft

-> Sozialhilfe (Zusténdigkeit fir die Unterstitzung Bedurftiger, ZUG): Die DISG gewdhrleistet die korrekte und fristgerechte
Abwicklung des ZUG im Kanton Luzern ohne Kostenfolge fir den Kanton. Die Koordinationsstelle "Interinstitutionelle

Zusammenarbeit' (I1Z) koordiniert Invalidenversicherung, Arbeitslosenversicherung, Berufs- und Studienberatung sowie Sozialhilfe

fir Personen mit Mehrfachproblematik.

> Gesellschaftsfragen: Die DISG koordiniert und veretzt in den Bereichen Kind-Jugend-Familie, Gleichstellung von Frau und
Mann, Infegration von Zugewanderten, Alter und Menschen mit Behinderung sowohl verwaltungsinterne Stellen wie auch verwal-
tungsexterne Insfitutionen und Organisationen. Sie férdert die Umsetzung der bestehenden kantonalen Leitbilder (Alter, Familie,
Infegration) und des gesetzlichen Aufirages (Gleichstellung und Jugendhilfe]. Mit Projekibeitrédgen und Kampagnen férdert sie die
Chancengerechtigkeit und Infegration in den genannten Bereichen. Die Fachstelle Gesellschaftsfragen ist kantonale Ansprechstelle

des Bundes in Infegrationsfragen.

-> Férdernde Hilfe: Die DISG handelt mit allen Beitragsempféngem Leistungsvertrége aus und stellt das Controlling sicher.

Indikatoren Art R 2012 B 2013 R 2013
Sozialpddagogische Einrichtungen

- Einrichtungen gemass SEG absolut 9 9 9
- Platzierungen gem. SEG innerkantonal (Personen) absolut 213 230 244
- Platzierungen gem. SEG ausserkantonal (Personen) absolut 81 90 96
IV-Einrichtungen inkl. Sonderschulheime

- Einrichtungen gemdss SEG absolut 22 22 22
- Platzierungen gem. SEG innerkantonal (Personen) absolut 2'468 2'460 2'497
- Platzierungen gem. SEG ausserkantonal (Personen) absolut 387 440 452
Asyl- und Flichtlingswesen (Dossiers per Stichtag)

- Sozialhilfedossiers Flichtlinge absolut 381 400 404
- Sozialhilfedossiers vorlaufig aufgenommene Pers. absolut 273 290 280
- Sozialhilfedossiers Asylsuchende absolut 685 535 575
Opferhilfe, Opferberatung, Kinderschutz

- Neue Gesuche um Kostengutsprache absolut 230 230 247
- Neue Gesuche um Entschadigung absolut 35 30 59
- Neue Gesuche um Genugtuungen absolut 60 40 77
- Gesamizahl Dossiers Opferberatung absolut 1768 1'500 1754
- Neue Dossiers Opferberatung absolut 11135 900 1117
- Meldungen Kinderschutz* absolut 141 100 138
- Betroffene Kinder* absolut 227 180 155
Ubriges Soziales und Gesellschaft

- Dossiers mit Bewegung (ZUG; Sozialhilfe) absolut 699 710 676
- Neue Dossiers (Sozialhilfe) absolut 280 320 260
- Gesuche Projekiférderung (Gesellschaftsfragen) absolut 131 100 109
Bemerkungen

*Die Verdnderungen im Zusammehang mit dem neuen Kinder- und Erwachsenenschutzgesetz waren bei der Budgetierung schwer

abschatzbar.

1.5
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Statistische Messgréssen

Durchschnittlicher Personalbestand in Vollzeitstellen
Anzahl lernende

Anzahl Praktikant/innen

R 2012

31.3
2.0

B 2013
32.3
2.0
2.0

R 2013
33.1
2.2

Bemerkungen

Der Stellenbestand ist héher als budgetiert. VWesentliche Verdnderungen: Teilweise Vertretung von drei Mutterschaftsurlauben,
Ersatz von krankheitsbedingten Abwesenheiten, befristete Stellenaufstockungen bei der Opferberatungsstelle im Zusammenhang
mit dem Grossereignis in Menznau. Anstellung eines Erfahrungslernenden, der im Bestand bei den Praktikant/innen budgetiert
war, aufgrund des Systems aber bei den Vollzeitstellen gezéhlt wird. Demgegeniber stehen im Wesentlichen: Nichtbesetzte
Dienststellenleitung ab 1. August bis 31. Dezember 201 3; Pensenreduktion Zentrale Dienste und Finanzen und Pensenreduktion
im Bereich ZUG (Bundesgesetz iber die Zusténdigkeit fir die Unterstitzung Bedirftige).
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2. Gesetzgebungsprojekte
Bezeichnung Zeitraum
keine
3. Massnahmen und Projekte (in Mio. Fr.)
Bezeichnung Vorhaben Zeitraum ER/IR Finanzielle Konsequenzen
Plan IST kum.  Erwartete
Endkosten
Priorisierung Umsetzung Massnahmen SEG-Planungsbericht 2013 - 2020
4. Hochbauprojekte (via Investitionen kantonale Hochbauten finanziert; in Mio. Fr.)
Bezeichnung Vorhaben Zeitraum Finanzielle Konsequenzen
Plan IST kum.  Erwartete
Endkosten
Neue Zentren fir Asyl:
Asylzentrum Grosshof Kriens 2012-2014 5.5 Mio.
Asylzentrum Eichwald Luzern 2013-2017 5.5 Mio. 80000 5.5 Mio.
5. Weitere Massnahmen aus Strategie und Legislaturprogramm
Bezeichnung Vorhaben Zeitraum
keine
6. Entwicklung der Finanzen im Aufgabenbereich
6.1 Erfolgsrechnung
Aufwand und Ertrag (in Mio. Fr.) R 2012 B 2013 R 2013 Abw. Abw. %
30 Personalaufwand 4.2 4.627 4.276 -0.351 7.6%
31 Sach- und ibriger Betriebsaufwand 0.7 2.148 0.587 -1.561 72.7 %
34 Finanzaufwand 0.001 0.000 -0.001 70.0%
35 Einlagen in Fonds 1.828 1.828
36 Transferaufwand 199.2 192.770 200.947 8.177 42%
37 Durchlaufende Beitrdge 9.5 9.255 9.688 0.433 4.7 %
39 Inferne Verrechnungen 16.9 17.885 17.465 0.419 2.3%
Total Aufwand 230.4 226.685 234.791 8.106 3.6%
42 Enigelte -5.4 -1.718 -1.569 0.149 8.7 %
46 Transferertrag -118.9  -118.113 1 -126.640 -8.527 7.2%
47 Durchlaufende Beitréige 9.5 9.255 9.688 -0.433 4.7 %
49 Interne Verrechnungen 0.7 0.675 0.676 0.000 00%
Total Ertrag -134.3 -129.761 -138.573 -8.812 6.8%
Saldo - Globalbudget 96.0 96.924 96.218 0.706 0.7 %

Bemerkungen zur Erfolgsrechnung

Die Gesamirechnung der Dienststelle Soziales und Gesellschaft schliesst gegeniber dem Budget um 0,7 Mio. Fr. tiefer ab. Dem
hsheren Transferaufwand von 8,2 Mio. Fr. sowie die Fondseinlage von 1,8 Mio. Fr. stehen Minderkosten beim
Personalaufwand, beim Sach- und ibrigen Betriebsaufwand sowie héhere Transferertrage von total 10,7 Mio. Fr. gegeniber.

Aufwand:

30 Der Personalaufwand fiel tiefer aus als budgetiert aufgrund von Vakanzen, Mutationseffekten, Pensenreduktionen, tieferen

Weiterbildungsbeitrdgen sowie geringerem Gbrigem Personalaufwand.

31 Durch weniger Regresse (42 Entgelte) sind auch die Abschreibungen aus Regressforderungen der Opferhilfe wesentlich

fiefer ausgefallen als budgetiert. Auf das Globalbudget wirkt sich dieser Sachverhalt kostenneutral aus.

35 Aufgrund der Empfehlung des Bundesamtes fir Migration wurden die Uberweisungen der Sozialdirektorenkonferenz (SODK)
betreffend den nach der alfen Vereinbarung zwischen der SODK und der kantonalen Justiz- und Polizeidirekiorenkonferenz
[KKIPD) aufgelaufenen und bei der SODK verwalteten Restbetrag des Ausgleichsanteils an der Nothilfepauschale von 1,3
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Mio. Fr. sowie die zweckgebundenen Mittel des Bunds im Bereich der Nothilfe von 0,5 Mio. Fr., total somit 1,8 Mio. Fr., in
den Nothilfefonds eingelegt.

36 Der Mehraufwand von 8,2 Mio. Fr. setzt sich zusammen aus dem Bereich Soziale Einrichtungen (SEG; + 8,1 Mio. Fr.) und
dem Bereich Opferhilfe, Opferberatung, Kinderschutz (+ 0,1 Mio. Fr.)
Der Mehraufwand im SEG-Bereich ist innerkantonal mit 1,4 Mio. Fr. bei den Einrichtungen fir erwachsene Behinderte, mit
1,3 Mio. Fr. bei den Kinder- und Jugendeinrichtungen und mit 1,0 Mio. Fr. bei den Suchitherapieheimen, total somit
3,7 Mio. Fr., zu finden. Ausserkantonal schlagen die Kinder- und Jugendeinrichtungen mit 1,2 Mio. Fr. , die Einrichtungen fir
erwachsene Behinderte mit 1,2 Mio. Fr. und die Suchttherapieheime mit 1,0 Mio. Fr. zu Buche, total somit 3,4 Mio. Fr.
Zusatzlich sind Nachtrége aus Vorjahren mit 1,0 Mio. Fr. zu verzeichnen.

39 Die infernen Verrechnungen fielen durch den Minderbedarf der HPZ Hohenrain und Schiiptheim etwas fiefer aus als bud-
getiert.

Ertrag:

46 Nach Abzug der Gewinnriickfihrungen und ordentlichen bzw. ausserordentlichen Riickzahlungen betrégt der Mehrertrag
im SEG-Bereich 3,6 Mio. Fr.
Der Mehrertrag im Bereich Asyl- und Flichtlingswesen von 4,8 Mio. Fr. resultiert mit 3,6 Mio. Fr. aus dem Asylwesen und
mit 1,2 Mio. Fr. aus dem Flichtlingswesen aufgrund von héheren Beitrdgen des Bundes zufolge héherer Fallzahlen.

Informationen zu den Leistungsgruppen (in Mio. Fr)

1. Soziale Einrichtungen R 2012 B 2013 R 2013 Abw.  Abw. %
Total Aufwand 165.8 163.6 171.4 7.8 4.8%
Total Ertrag -87.0 -83.4 -87.7 4.3 51%
Saldo 78.8 80.2 83.7 35 4.4%
2. Asyl- und Flichtlingswesen R 2012 B 2013 R 2013 Abw.  Abw.%
Total Aufwand 50.4 471 491 2.0 4.3%
Total Ertrag -39.6 -37.6 425 4.9 129%
Saldo 10.8 9.5 6.7 2.8 29.7 %
3. Opferhilfe, Opferberatung, Kinderschutz R 2012 B 2013 R 2013 Abw. Abw. %
Total Aufwand 3.3 4.5 34 1.2 259%
Total Ertrag 0.2 1.4 0.3 1.2 -80.9 %
Saldo 3.2 3.1 3.1 0.0 0.4%
4. Ubriges Soziales und Gesellschaft R 2012 B 2013 R 2013 Abw. Abw. %
Total Aufwand 10.8 11.5 10.9 0.6 5.1%
Total Ertrag 7.6 7.3 -8.1 0.8 11.3%
Saldo 3.2 4.2 2.8 1.4 -33.8%

Information zum Transferaufwand/Transfererirag

(in Mio. Fr.) R 2012 B 2013 R 2013 Abw. Abw. %
Soziale Einrichtungen

36348525 IC lups (Innerkantonale Einrichtung fir Erwachsen) 4.0 435 4.315

36365401 Innerkantonale Schul- und Wohnheime 91 9.903 9.820 -0.083 08%
36365402 Innerkantonale sozialp&dagogische Wohnheime 7.7 16.617 18.073 1.456 8.8%
36365403 Innerkantonale Einrichtungen fir Erwachsene 86.4 89.564 86.600 -2.964 -3.3%
36365404 Innerkantonale sozialpddagogische Pflegefamilien 2.9 3.280 3.146 0.134 4.1 %
36365405 Innerkantonale Suchttherapieheime 2.7 2.408 3.432 1.024 42.5%
36365406 Ausserkantonale Schul- und Wohnheime 7.8 7.200 8.554 1.354 18.8%
36365407 Ausserkanfonale sozialpddagogische VWohnheime 5.0 5.100 4.973 0.127 2.5%
36365408 Ausserkantonale Einrichtungen fir Erwachsene 9.8 8.800 10.079 1.279 14.5%
36365410 Ausserkantonale Suchttherapieheime 1.5 1.000 1.966 0.966 96.6%
36365411 Nachirage aus Vorjahren 0.4 1.041 1.041

Asyl- und Flichtlingswesen

36375401 Wirschaftliche Sozialhilfe Dritte 19.3 18.300 18.124 0.176 1.0%
36375402 Wirschaftliche Sozialhilfe Gemeinden 0.7 0.775 0.775

36375403 Personal- und Strukturkosten 1.5 11.360 10.650 0.710 6.3%
36375404 Integrations- und Beratungskosten 1.4 2.300 1.684 0.616 26.8 %
36375405 Gesundheitskosten 0.1 0.100 0.121 0.021 20.5%
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R 2012

36375406 Bildungs- und Beschéftigungskosten 1.4
36375407 Unterstiitzung,/Unterbringung 12.4
36375408 Nothilfe 0.9
36375409 Diverse Kosten 0.5
Opferhilfe Opferberatung Kinderschutz
36310001 Beitrdge an Kantone und Konkordate
36375410 Entschadigungen 0.0
36375411 Genugtuungen 0.1
36375412 Soforthilfen 0.8
36375413 langerfristige Hilfen 0.6
Ubriges Soziales und Gesellschaft
36360001 Beitrdge an private Organisationen ohne Er. 0.4
36365412 Integrationsbeitrage 1.0
36375400 Projekibeitrage 0.7

Ubriger Transferaufwand 0.0
Total Transferaufwand 199.2
Soziale Einrichtungen
46320001 Beitrdge vom Gemeinden -78.8
Asyl- und Flichtlingswesen
46300001 Beitréige vom Bund -39.9
Ubriges Soziales und Gesellschaft
46300001 Beitrédge vom Bund

Ubriger Transferertrag 0.1
Total Transferertrag -118.9

B 2013
1.100
11.500
0.750
0.100

0.050
0.150
0.150
0.530
0.500

0.365
1.022
0.623
192.770
-80.163
-37.600
-0.300

-0.050
-118.113

R 2013
1.424
11.768
1.002

0.056
0.033
0.169
0.734
0.492

0.358
0.877
0.681
200.947
-83.702
-42.434
-0.453

0.051
-126.640

Abw.
0.324
0.268
0.252

-0.100

0.006

0.117

0.019
0.204

-0.008

-0.007
0.144

0.059

8.177

B9

-4.834

0.153

-0.001
-8.527

Abw. %
290.4%
2.3%
33.7 %
-100.0 %

12.2%
78.3%
12.5%
38.5%
-1.6%

-1.9%
-14.1 %
9.5%
4.2%
4.4%
129 %
50.9 %

25%
7.2%
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H5-5050 GSD - Wirtschaft und Arbeit

1.  Politischer Leistungsauftrag mit Erlduterungen

1.1 Aktuelles Umfeld / Chancen und Risiken
Keine Verdnderungen gegeniber dem Planjahr.
Der Arbeitsmarkt und die Arbeitsbedingungen sind im Umbruch. Globalisierung, Migration und die Offnung der Schweiz gegen-
iber Europa bringen den Unternehmen und den arbeitenden Menschen neue Chancen, aber auch neue Risiken. Fortschritte in
Technologie und die Mobilitét eréffnen neue Perspektiven, sind aber auch neue Herausforderungen. Das heisst fir wira: Férderung
einer Kultur des steten Wandels bzw. stefiger Verdnderungen nach dem Motto: Management ist die Kunst, mit Uberraschungen
umgehen zu kénnen. Nur so sind wir in der lage, auf die immer schneller statifindenden Entwicklungen und Vercénderungen des
Arbeitsmarktes und der Arbeitsbedingungen addquat zu reagieren. Dazu braucht es die Bereitstellung der bendtigten Ressourcen
fur die Aufgabenerfillung und unternehmerischer Handlungsspielraum im Aufgabenbereich der Dienststelle.

1.2 Politischer Leistungsaufirag
Als Kompetenzzentrum fiir Arbeitsmarkt und Arbeitsbedingungen bauen wir Briicken zwischen allen Beteiligten des Arbeitsmarkfes
und sorgen fir den Vollzug der gesetzlichen Rahmenbedingungen zum Wohle des Standorts Luzern.
In den 5 Regionalen Arbeitsvermitlungszentren (RAV) setzen wir uns fir die rasche und dauerhafte VWiedereingliederung
Stellensuchender ein, das Dienstleistungszentrum Arbeitsmarkiliche Angebote (DLZ AA| plant und beschafft ein qualitativ und quan-
fitativ hochstehendes Angebot an geeigneten Weiterbildungs- und Beschéftigungsmassnahmen, die Arbeitslosenkasse (ALK) klcirt
den Anspruch auf Versicherungsleistungen ab, sorgt fir dessen rasche Auszahlung und fir eine kompetente Beratung in
Versicherungsfragen (Vollzug AVIG). Die Industrie- und Gewerbeaufsicht (IGA) tberwacht die Unfallverhitung und die
Gesundheitsvorsorge in den Betrieben (Vollzug ArG und UVG), ist betraut mit der Umsetzung der flankierenden Massnahmen zum
Schutz vor missbréuchlichen Arbeits- und Llohnbedingungen (z.B. Scheinselbsténdigkeit) im Bereich des freien Personenverkehrs
zwischen der Schweiz und der EU (Vollzug Entsendegesetz) sowie mit der Umsetzung des Bundesgesetzes iber Massnahmen zur
Bekampfung der Schwarzarbeit (Vollzug BGSA. In den Stabstellen Support und Recht, den internen Dreh- und Angelpunkten der
Dienststelle, stellen wir die unterstiitzenden Aufgaben sicher und erteilen kantonale und eidgendssische Bewilligungen fir die pri-
vate Arbeitsvermitilung und den Personalverleih (Vollzug AVG).

1.3 Leistungsgruppen
1. AVIG- und AVG-Vollzug Kanton,/Bund
2. Industrie- und Gewerbeaufsicht (IGA)

1.4 Zielschwerpunkte und Indikatoren
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Zielschwerpunkte

Effizientes und effektives Erbringen der geforderten Leistungen gemdiss den Leistungsvereinbarungen (LV) mit dem Eidgendssischen
Volkswirtschaftsdepartement (EVD) fir den Vollzug des Bundesgesetzes iber die obligatorische Arbeitslosenversicherung und die
Insolvenzentschadigung (AVIG), geltend fir die Abteilungen Arbeitsmarkt und Arbeitslosenkasse. Kompetente und rasche
Unferstitzung der Dienststelle bei Gbergreifenden Aufgaben. Die Leistungserbringung erfolgt transparent.

Nachhaltiger Gesundheitsschutz fur alle Arbeitnehmenden durch Verhitung von Berufsunféllen und -krankheiten sowie berufsassozi-
ierfen Erkrankungen. Genehmigung von Bauten und Anlagen sowie Durchfihrung von Arbeits- und Ruhezeitkontrollen sowie
Betriebsbesuche zum Vollzug der Bundesvorschriften im Bereich Sicherheit und Gesundheitsschutz am Arbeitsplatz. Umsetzung der
flankierenden Massnahmen zum Personenfreiziigigkeitsabkommen EU-CH (insbesondere Bekémpfung Scheinselbstéandigkeit) und
die Bekémpfung der Schwarzarbeit geméss LV EVD. Die Einhaltung minimaler Standards beziglich Lohn- und Arbeitsbedingungen
sollen im Kanton Luzem sichergestellt werden. Weiter sollen VWettbewerbsverzerrungen in den Wirtschaftsbranchen und der
Ausfall von Einnahmen fir die Steververwaltung und die Sozialversicherungen verhindert werden.

Indikatoren Art R 2012 B 2013 R 2013
Erfillungsgrad leistungsvereinbarung Bund fir in % 100 100 100
die Abteilung Arbeitsmarkt

Erfillungsgrad Leistungsvereinbarung Bund fir in % 100 100 100
die Abteilung Arbeitslosenkasse

Erfillungsgrad leistungsvereinbarung BGSA Bund fur in % - 100 100
die Abteilung Industrie- und Gewerbeaufsicht

Erfillungsgrad Leistungsvereinbarung FlaM Bund fir in % - 100 100

die Abteilung Industrie- und Gewerbeaufsicht
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1.5 Statistische Messgréssen R 2012 B 2013 R2013
Durchschnittlicher Pesonalbestand in Vollzeitstellen 178.4 184.0 185.3
Davon Kanton 16.2 16.8 16.4
Davon Bund (Seco) 162.2 167.2 168.9
Anzahl lernende 3.1 3.0 3.1
Durchschnittliche Anzahl Stellensuchende 6'614 6'900 6'670

2. Gesetzgebungsprojekte
Bezeichnung Zeitraum
keine

3. Massnahmen und Projekte (in Mio. Fr.)

Bezeichnung Vorhaben Zeitraum ER/IR Finanzielle Konsequenzen
Plan IST kum.  Erwartete
Endkosten
keine
4. Hochbauprojekte (via Investitionen kantonale Hochbauten finanziert; in Mio. Fr.)
Bezeichnung Vorhaben Zeitraum Finanzielle Konsequenzen
Plan IST kum.  Erwartete
Endkosten
keine

5. Weitere Massnahmen aus Strategie und Legislaturprogramm
Bezeichnung Vorhaben Zeitraum
keine

6. Entwicklung der Finanzen im Aufgabenbereich

6.1 Erfolgsrechnung
Aufwand und Ertrag (in Mio. Fr) R 2012 B 2013 R2013 Abw. Abw. %
30 Personalaufwand 2.2 2.298 2.219 -0.079 3.4%
31 Sach- und ibriger Betriebsaufwand 0.4 0.448 0.332 0.116 259 %
34 Finanzaufwand 0.0 0.000 0.001 0.000 151.5%
36 Transferaufwand 4.9 5.366 5.460 0.094 1.7 %
37 Durchlaufende Beitrige 153.6 145.500 160.809 15.309 10.5%
39 Inferne Verrechnungen 0.7 0.738 0.734 -0.003 0.4 %
Total Aufwand 161.7 154.349 169.555 15.206 0.9%
42 Entgelte -1.3 -1.169 -1.316 0.147 126%
44 Finanzertrag -0.001 -0.001
46 Transferertrag 0.0 -0.001 -0.001
47 Durchlaufende Beitrége 1536 -145.500  -160.809  -15.309 10.5%
49 Intere Verrechnungen 0.2 -0.120 0.131 0011 8.9%
Total Ertrag -155.1 -146.789 © -162.258  -15.469 10.5%
Saldo - Globalbudget 6.6 7.560 7.297 0.263 3.5%

Bemerkungen zur Erfolgsrechnung
30 Personalaufwand:

79'000 Fr. Minderaufwand aus Mutationsgewinn, bei Verdnderung Riickstellung Abgrenzung Uberzeit/ Ferien sowie bei annulier-

ten/verschobenen Aus- und Weiterbildungen.
31 Sachaufwand:

116'000 Fr. Minderaufwand bei Kontrollen im Bereich FlaM,/BGSA durch externe Vereine, beim Beizug Arbeitshygieniker,
Arbeitsarzt oder Ergonom und fir Buchpriifung im Einzelfall sowie bei den Raummieten und Reisespesen.
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37/47 Durchlaufende Beitrége:

Die durchlaufenden Beitréige beinhalten den Vollzug des Arbeitslosenversicherungsgesetzes. Diese wurden einerseits zu tief budge-
tiert, fielen andererseits als Folge der angestiegenen Stellensuchendenzahl entsprechend héher an.

42 Enigelte:

28'000 Fr. Mehrerlés aus Gebihren fir den Vollzug des Arbeitsvermitlungsgesetzes sowie im Bereich Arbeitsinspektion.

119'000 Fr. Mehrerlss bei der Riickvergiitung durch das SECO fisr den Vollzug des Entsendegesetzes und des

Schwarzarbeitsgesefzes sowie bei den Einnahmen aus Sanktionstatigkeit in diesen Bereichen.

Informationen zu den Leistungsgruppen (in Mio. Fr.)

1. AVIG- und AVG-Vollzug Kanton/Bund R 2012 B 2013 R 2013 Abw. Abw. %
Total Aufwand 159.5 151.9 167.2 153 10.1 %
Total Ertrag -153.7 -145.5 -160.9 -15.3 10.5%
Saldo 57 6.4 6.4 0.0 0.5%
2. Industrie- und Gewerbeaufsicht (IGA) R 2012 B 2013 R 2013 Abw. Abw. %
Total Aufwand 2.2 2.4 2.3 0.1 4.3%
Total Ertrag -1.4 1.2 1.4 0.1 10.0%
Saldo 0.9 1.2 0.9 0.2 -19.7 %

Information zum Transferaufwand/Transferertrag

(in Mio. Fr.) R 2012 B 2013 R 2013 Abw. Abw. %
36335501 Kantonsbeitrag an ALY 4.7 5.200 5.264 0.064 12%
36345501 AMM Verbandsbeitrage 0.2 0.166 0.196 0.030 183%
Total Transferaufwand 4.9 5.366 5.460 0.094 1.7 %
46300001 Beitréige vom Bund 0.0 -0.001 -0.001
Total Transferertrag 0.0 0.000 -0.001 0.001

Bemerkungen zum Transferaufwand / Transferertrag

Transferaufwand:

63'000 Fr. héherer Kanfonsbeitrag an die Kosten fir die Durchfihrung der &ffentlichen Arbeitsvermitilung und der arbeitsmarkili-
chen Massnahmen sowie fir die Bildungsmassnahmen gemdss Art. 59d AVIG.

20'000 Fr. Mehraufwand fir Mitfinanzierung der SAH Infozentren (Eninahme  aus ALHF).
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H6-2050 BUWD - Strassen

Politischer Leistungsauftrag mit Erlduterungen

Aktuelles Umfeld / Chancen und Risiken

Keine Verdnderung gegeniber dem Planjahr.

Chancen: Planungssicherheit durch das vom Kantonsrat beschlossene Bauprogramm.
Risiko: Beeintréichtigung Planungssicherheit durch Budgetreduktion und Rechtswegbeschreitungen im Bewilligungsverfahren: ausge-

trockneter Arbeitsmarkt erschwert Erfillung Leistungsauftrag.

1.2

Politischer Leistungsauftrag

Die Funktions- und Leistungsfahigkeit der Kantonsstrassen muss gewdhrleistet sein. Der betriebliche und bauliche Unterhalt sowie

die weiteren notwendigen Dienste werden zuverldssig erfi

IIt.

1.3

Leistungsgruppen
1. Planung & Projektabwicklung
2. Betrieb & Unterhalt

1.4

Zielschwerpunkte und Indikatoren
Zielschwerpunkte

Gewdhrung der Funktions- und Leistungsfahigkeit der Kantonsstrassen
Sicherstellen eines zuverlassigen betrieblichen und baulichen Unterhalts

Indikatoren

Realisierung Bauprogramm Kantonsstrassen (%)
Realisierung Radroutenkonzept 1994 ergénzt (%)
Erfillung Budget larmschutz (Mio. Fr.)

R 2012
38
61
2.0

B 2013
75
65
3.0

R 2013
46
62
3.2

Bemerkungen

Begrindung der Abweichung Realisierung Bauprogramm und Radroutenkonzept (RRK) 1994 ergénzt:

— Der IFAP resp. AFP wurde jahrlich jeweils fur die néichsten finf resp. vier Jahre erstellt. Das Bauprogramm 2011-2014 basiert
auf dem IFAP 2010-2014. Im Bauprogramm 2011-2014 ist ein Uberhang von 32 Mio. Fr. enthalten, was rund 14 % des
Investitionsvolumens des Bauprogramms 2011-2014 entspricht. Seit dem Beschluss iber das Bauprogramm 2011-2014 Ende
2010 sind der IFAP resp. AFP und somit die Budgets jchrlich angepasst worden. Diese Anpassungen ergeben gegeniiber dem

IFAP 2010-2014 eine Differenz von 5 Mio. Fr. bzw. 2 % des Bauprogramms 2011-2014.

— Stellungnahme und Einsprachen sowie Rechtswegbeschreitungen gegen Projektbewilligungen und Vergaben von Aufiréigen fihr
ten zu Terminverzégerungen bei der Planung und Realisierung von Bauvorhaben wie:

- K 13 Seetalplatz

— K 12 Radverkehrsanlage Etfiswil — Alberswil

- K 14 Radverkehrsanlage Geuensee — Biiron

— K 14 Biron Zentrum

- K 10 Entlebuch Dorf

— K 17 Ebikon, Busschleuse Schachenweid — Schmiedhof
— K 33 Werthenstein, Schachen, Langnauerbriicke

1.5

Statistische Messgréssen
Personalbestand in Vollzeitstellen
Anzahl lernende berufliche Grundbildung

R 2012
66.4
0.4

B 2013
70.0
1.0

R 2013
64.9

Bemerkungen

Abgdnge infolge Pensionierungen wurden nicht ersetzt bzw. konnten nicht ersetzt werden.
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2. Gesetzgebungsprojekte
Bezeichnung Zeitraum
siehe 2010 Stabsleistungen BUWD
3. Massnahmen und Projekte (in Mio. Fr.)
Bezeichnung Vorhaben Zeitraum ER/IR Finanzielle Konsequenzen
Plan IST kum.  Erwartete
Endkosten
Ausbau Zentralbahn (Anteil Strassen) 2013-16 IR 16.1 15.6 16.1
Strassenbauprojekte geméiss Bauprogramm 2011-14 2013-16 IR 4579 2106 457.9
inkl. Seetalplatz
4. Hochbauprojekte (via Investitionen kantonale Hochbauten finanziert; in Mio. Fr.)
Bezeichnung Vorhaben Zeitraum Finanzielle Konsequenzen
Plan IST kum.  Erwartete
Endkosten
keine
5. Weitere Massnahmen aus Strategie und Legislaturprogramm
Bezeichnung Vorhaben Zeitraum
keine
6. Entwicklung der Finanzen im Aufgabenbereich
6.1 Erfolgsrechnung
Aufwand und Ertrag (in Mio. Fr.) R 2012 B 2013 R 2013 Abw. Abw. %
30 Personalaufwand 9.4 10.505 9.271 -1.234 1.7 %
31 Sach- und ibriger Betriebsaufwand 21.2 16.180 21.498 5.317 32.9%
33 Abschreibungen Verwaltungsvermégen 52.6 54.788 53.419 -1.369 2.5%
34 Finanzaufwand 0.068 0.068
36 Transferaufwand 1.6 2.546 3.257 0711 27.9%
39 Inferne Verrechnungen 9.2 8.195 9.878 1.682 20.5 %
Total Aufwand 93.9 92.213 97.390 5176 5.6%
42 Entgelte 2.0 -2.040 -0.780 1.260 61.8%
43 Verschiedene Erfrage 0.2 -0.834 0.834
44 Finanzertrag 0.0 -0.010 0.010
46 Transferertrag -16.9 -17.269 -17.259 0.010 0.1%
49 Interne Verrechnungen /8.2 -77.354 79.443 -2.089 2.7 %
Total Ertrag -97.3 96.663 98.326 -1.663 1.7 %
Saldo - Globalbudget -3.4 -4.450 -0.937 3.513 78.9%
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Bemerkungen zur Erfolgsrechnung
30 Personalaufwand:

Sowohl bei Planung & Projekiabwicklung als auch bei Betrieb & Unterhalt konnten Vakanzen nicht wie geplant besetzt werden.

31 Sach- und tbriger Betriebsaufwand:

Aufgrund des strengen Winters 2012/13 sind Mehrkosten sowohl beim Winterdienst als auch beim baulichen Unterhalt

entstanden.

36 Transferaufwand:

Der Investitionsbeitrag an die zb wird aufgrund der um 1 Jahr friheren Inbetriebnahme bereits ab dem Jahr 2013 abgeschrieben.

Dies war zum Zeitpunkt der Budgetierung noch nicht bekannt.
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39 Inferne Verrechnungen:

Von zentras wurden mehr Leistungen zu Gunsfen der Kanfonsstrassen erbracht.

42 Enigelte:

Leicht héhere Entgelte aus dem Unfalldienst vermochten geringere Gebiihren aus Amtshandlungen auch unter Beriicksichtigung der
neu unfer "verschiedene Erfrage" (KoA 43) verbuchten Einnahmen nicht zu kompensieren.

46 Transferertrag:

Der Beitrag des Bundes fiir Projektierungen wurde im 2013 zum lefzten Mal budgetiert. Da keine Projekfierungen fir den Bund

mehr ausgefihrt werden, ist dieser Beitrag im 2013 entfallen. Dieser entfallene Beitrag sowie die Minderertrdge bei der

Mineralélstever wurden durch die planmdssige Auflésung passivierter VB von Gemeinden im Zusammenhang mit dem zb Ausbau

kompensiert.

49 Interne Verrechnungen:

Den um rund 2,0 Mio. Fr. héheren Erfrdgen aus Strassenverkehrsabgaben stehen um rund 0,4 Mio. Fr. tiefere LSVA Ertréige
gegeniiber. Ausserdem konnfen Eigenleistungen den Projekten Ausbau zb sowie Tiefbahnhof Luzern belastet und die ER somit ent-

lastet werden.

Informationen zu den Leistungsgruppen (in Mio. Fr)

1. Planung & Projektabwicklung R 2012 B 2013 R 2013 Abw. Abw. %
Total Aufwand 11.2 11.5 11.4 0.1 1.0%
Total Ertrag 2.2 1.4 1.6 0.2 15.8%
Saldo 9.0 10.1 9.8 0.3 3.2%
2. Befrieb & Unterhalt R 2012 B 2013 R 2013 Abw.  Abw. %
Total Aufwand 24.1 18.8 247 5.8 31.1%
Total Ertrag 1.1 1.2 -1.0 03 23.1%
Saldo 23.0 17.6 23.7 6.1 34.9%
Information zum Transferaufwand/Transferertrag

(in Mio. Fr.) R 2012 B 2013 R 2013 Abw. Abw. %
36318401 LUSTAT 0.003 0.003

36360001 Luzermer Wanderwege 0.1

36600600 PIM Abschreibung VB 1.5 2.546 3.253 0.708 27.8%
Total Transferaufwand 1.6 2.546 3.257 0711 27.9%
46300001 Bundesbeitrag Projektierung NS 0.3 -0.200 -0.056 0.144 71.9%
46600100 PIM Auflésung passivierter IVB vom Bund 2.6 -2.744 -2.688 0.057 2.1%
46600300 PIM Auflésung passivierter VB von Gemeinden -1.3 -1.667 -1.978 0.311 18.6 %
46600500 PIM Auflésung passivierter VB von Dritten 0.2 0.215 0.215 0.000 00%
46000005 Mineralélsteverertrag -12.5 -12.442 -12.322 0.120 1.0 %
Total Transferertrag -16.9 -17.269 -17.259 0.010 0.1%

Bemerkungen zum Transferaufwand / Transferertrag

Die planméssigen [PLM] Abschreibungen akfivierter und die Aufldsung passivierter Investitionsbeitrdge (IVB) werden aufgrund ihrer
Bilanzierung unter dem FLG gezeigt. Sie stellen liquiditétsunwirksame Aufwendungen/Ertréige dar, die nicht an Dritte ausbezahlt

oder von diesen vereinnahmt werden.

Im Gegensatz zum Mineraldlsteuerertrag werden die Ertréige aus der LSVA sowie aus den Strassenverkehrsabgaben Uber interne
Verrechnungen dem Aufgabenbereich Strasse gutgeschrieben, so dass diese nicht als Transfererirag ausgewiesen werden.

6.2

Investitionsrechnung

Ausgaben und Einnahmen (in Mio. Fr)
50 Sachanlagen

51 Investitionen auf Rechnung Dritter

52 Immaterielle Anlagen

56 Eigene Investitionsbeitréige

57 Durchlaufende Investitionsbeitrdge

Total Ausgaben - Voranschlagskredit

R 2012
37.3
19.8

0.0
7.9
0.3
65.3

B 2013
71.619
6.900
0.100
2.700

81.319

R 2013

55.553
14.386

4.948
0.370
75.257

Abw.
-16.065
7.486
-0.100
2.248
0.370
-6.062

Abw. %
224 %
108.5 %

-100.0 %
83.3%

7.5%
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Ausgaben und Einnahmen (in Mio. Fr.) R 2012 B 2013 R 2013 Abw. Abw. %
60 Abgang Sachanlagen -0.099 0.099

61 Rickerstattungen -22.3 -13.400 -17.581 -4.181 31.2%
63 Investitionsbeitrége fir eigene Rechnung 5.1 -12.944 -6.660 6.284 -48.5 %
67 Durchlaufende Investitionsbeitrége 0.3 -0.370 0.370

Total Einnahmen -27.7 26.344 24.710 1.634 62%
Nettoinvestitionen 37.6 54.975 50.547 4427 81%

Bemerkungen zur Investitionsrechnung

Im Bauprogramm waren in den Jahren 201 1-13 total 31 Mio. Fr. fir den Seetalplatz vorgesehen. Der verzégerte Baubeginn am
Seefalplatz sowie bei weiteren Projekten fihrte zur Unterschreitung des Budgets. Aufgrund des verzégerten Baubeginns am
Seetalplatz werden auch die Bundesbeitrédge an das Agglo-Programm zeitlich verzogert ausbezahlt. Fir das Projekt Seetalplatz
wurden Kreditibertrage von 7,2 Mio. Fr. vorgenommen. Bei den weiteren Strassenbauprojekten wurden Kreditibertrage von ins-
gesamt 10,7 Mio. Fr. vorgenommen. Damit wurden die Kreditibertrage von 15,7 Mio. Fr. aus dem 2012 um 2,2 Mio. Fr.
erhoht auf das Budget 2014 bertragen. Der im Aufgabenbereich Strassen im 2013 erzielte Uberschuss von 2,2 Mio. Fr. wurde
in den entsprechenden Fonds im Eigenkapital bertragen. Die zweckgebundenen Einnahmen aus Mineralélsteuer, LSVA und
Strassenverkehrsabgaben bleiben damit dem Aufgabenbereich Strassen erhalten.

Information zu den Investitionsbeitragen (in Mio. Fr) R 2012 B 2013 R 2013 Abw. Abw. %
56200001 Investitionsbeitrdge an Gemeinden 0.5 0.475 0.475
56400001 Investitionsbeitrdge an &ffentliche Unternehmen 7.5 2.700 4.373 1.673 62.0%
56600001 Investitionsbeitrdge an priv. Org. 0.100 0.100
Total eigene Investitionsbeitrége 7.9 2.700 4.948 2.248 83.3%
63000001 Bundesbeitrdge Kantonssirassen 5.1 -12.944 -6.443 6.501 50.2'%
63200001 Beitréige von Gemeinden -0.218 0.218
Total Investitionsbeitrage fir eigene Rechnung 5.1 -12.944 -6.660 6.284 -48.5 %

Bemerkungen zu den Investitionsbeitragen

An die Gemeinde Buchrain wurde die 2. Tranche im Zusammenhang mit dem Zubringer Rontal und einmalig ein
Investitionsbeitrag an die Stitzmaver im Gétzental ausbezahlt. Die Investitionsbeitrdge an &ffentliche Unternehmen umfassen den
Kantonsanteil am Projekt Ausbau zb. Die Bundesbeitrdge an Kantonsstrassen umfassen 3,7 Mio. Fr. fir Hauptstrassen sowie 2,7
Mio. Fr. aus dem Agglo-Programm.
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H6-2051 BUWD - zentras

1.  Politischer Leistungsauftrag mit Erlauterungen
1.1 Aktuelles Umfeld / Chancen und Risiken
Keine Verdnderung gegeniber dem Planjahr.
Chancen und Risiken des Umfeldes
+ Die neue Organisation kann in einem réumlich grésseren Gebiet den Unterhalt effizienter ausfihren
+ Der Grundauftrag entspricht weitgehend den vorhandenen Erfahrungen und Kompetenzen
+ Mit der Bildung der neuen Organisation werden Effizienzpotentiale geschaffen
- Im ausschliesslichen Auftragsverhdlinis zum Bund [ASTRA| besteht eine gewisse Abhangigkeit
Stérken und Schwdchen der Organisation
+ Klare Organisationsstrukiur mit dem Ziel den Unterhalt ab einem Stiitzpunkt auszufiihren
+ Das Personal kennt das Kerngeschaft und verfiigt tber die Orts- und Systemkenntnisse
+ Mit hohem Fremdleistungsanteil kénnen die Fixkosten tief gehalten werden
- Veranderungen bei den gewachsenen Strukiuren in den vier Kantonen mit ihrer eigenen Betriebskultur kann zu Reibungsverlusten
fohren
1.2 Politischer Leistungsaufirag
Die Zentras hat die Funkfions- und leistungsfchigkeit sowie die Verfigbarkeit der Nationalstrassen und ihren Bestandteilen zu
gewdhrleisten. Die zu erbringenden Leistungen sind in der Menge und Qualitét in der Leistungsvereinbarung zwischen Bund und
dem Kanton Luzem beschrieben. Sie beinhaltet beim betrieblichen Unterhalt den Winterdienst, die Reinigung, die Grinpflege,
den elektromechanischen Dienst und den technischen Dienst sowie beim proiekffreien baulichen Unterhalt die Fahrbahn, den
Oberbau, die Kunstbauten, bergménnische Tunnels und elekiromechanische Ausristung sowie Erhaltungsplanung und
Belagserneuerung. Andere Dienste umfassen die Baupolizei, das Sicherheitsmanagement, die Zustandserfassung, die
Projekibegleitung, die Signalisation sowie den Unfalldienst.
1.3 Leistungsgruppen
1. zentras
1.4 Zielschwerpunkte und Indikatoren
Zielschwerpunkte
Sicherstellen der Funkfions- und Leistungsféhigkeit sowie der Verfigbarkeit der Nationalstrassen und ihrer Bestandteile.
Erreichen der vorgegebenen Effizienzzielsetzung sowie Bildung eines ,Risikopolsters”.
Indikatoren Art R 2012 B 2013 R 2013
Anzahl berechtigte Werkhaftungsklagen * 1) rel. 0 <5 0
Anzahl berechtigte Reklamationen *2) rel. 9 <10 6
Bemerkungen
*1) infolge mangelhaftem Unterhalt
*2) wegen vermeidbaren Stérungen und Risiken
1.5 Statistische Messgréssen R 2012 B 2013 R 2013
Personalbestand in Vollzeitstellen 67.7 66.8 67.3
Anzahl lernende berufliche Grundbildung 2.4 3.0 2.5
Bearbeitete Flchen im Winterdienst (Tausend m2) 3'300 3'300 3'300
Bearbeitete Griinfléchen (Tausend m?2) 1'840 1'840 1'840
Bearbeitete Rohrleitungen / Kandle (Tausend m) 61 61 61
2. Gesetzgebungsprojekte
Bezeichnung Zeitraum

siehe 2010 Stabsleistungen BUWD
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3. Massnahmen und Projekte (in Mio. fr.)
Bezeichnung Vorhaben Zeitraum ER/IR Finanzielle Konsequenzen
Plan IST kum.  Erwartete
Endkosten
Ersatzinvestitionen Fahrzeuge/Gerdte 2013-16 IR 3.4 0.3 3.4
4. Hochbauprojekte (via Investitionen kantonale Hochbauten finanziert; in Mio. Fr.)
Bezeichnung Vorhaben Zeitraum Finanzielle Konsequenzen
Plan IST kum.  Erwartete
Endkosten
keine
5. Weitere Massnahmen aus Strategie und Legislaturprogramm
Bezeichnung Vorhaben Zeitraum
keine
6. Entwicklung der Finanzen im Aufgabenbereich
6.1 Erfolgsrechnung
Aufwand und Ertrag (in Mio. Fr.) R2012 B 2013 R 2013 Abw. Abw. %
30 Personalaufwand 7.9 8.529 7.793 0.736 8.6%
31 Sach- und ibriger Betriebsaufwand 16.8 16.632 18.497 1.865 11.2%
33 Abschreibungen Verwaltungsvermégen 0.8 0.885 0.739 0.146 16.5%
39 Inferne Verrechnungen 0.8 0.749 1.078 0.329 439%
Total Aufwand 26.3 26.795 28.106 1.311 49%
42 Entgelte -8.8 -8.350 9.702 -1.352 16.2 %
44 Finanzertrag 0.0 -0.009 -0.009
46 Transferertrag -16.8 -18.200 -18.938 0.738 4.1%
49 Interne Verrechnungen 2.1 -1.200 2.470 -1.270 105.8 %
Total Ertrag -27.6 -27.750 -31.119 -3.369 12.1%
Saldo - Globalbudget -1.3 -0.955 -3.013 2.058 2155 %
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Bemerkungen zur Erfolgsrechnung
30 Personalaufwand:

Vakanzen konnten nicht wie geplant besetzt werden.

31 Sach- und ibriger Betriebsaufwand:

Vermehrter baulicher Unterhalt hat zu Mehrkosten im Sach- und ibrigen Betriebsaufwand gefihrt.

33 Abschreibungen:

Abschreibungen sind aufgrund geringerer Ersatzinvestitionen (Fahrzeuge und Gerdte) ebenfalls geringer ausgefallen.

39 Interne Verrechnungen:

Hahere Verrechnungen des Aufgabenbereichs 2050 Strassen (Abteilung Verkehrstechnik) an zentras aufgrund von Mehrleistungen

im 2014.

42 Enigelte/46 Transferertrag:

Die Entgelte aus Auftragen ausserhalb der ASTRA Globalentschadigung sowie auch die Weiterverrechnung von Leistungen an den
Aufgabenbereich Kanfonsstrassen [KoA 49) hat zu héheren Ertrégen und somit auch zum Uberschuss von rund 3 Mio. Fr. auf Stufe
Clobalbudget gefihrt. Entsprechende Neuverhandlungen der Leistungsvereinbarung mit dem ASTRA sind bereits im 2013 begon-

nen worden.

49 Inteme Verrechnungen:
Verrechnung von Mehrleistungen zu Gunsten des Aufgabenbereichs Strassen {2050).
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Information zum Transferaufwand/Transfererirag

(in Mio. Fr.) R 2012 B 2013 R 2013 Abw. Abw. %
Total Transferaufwand 0.0 0.000 0.000

46300001 Beitrdge vom Bund (Pauschale) -16.8 -18.200 -18.938 0.738 4.1%
Total Transferertrag -16.8 -18.200 -18.938 0.738 41%

6.2 Investitionsrechnung

Ausgaben und Einnahmen (in Mio. Fr.) R 2012 B 2013 R 2013 Abw. Abw. %
50 Sachanlagen 0.5 0.700 0.274 0.426 -60.8 %
Total Ausgaben - Voranschlagskredit 0.5 0.700 0.274 0.426 -60.8 %
60 Abgang Sachanlagen 0.0

Total Einnahmen 0.0 0.000 0.000

Nettoinvestitionen 0.5 0.700 0.274 0.426 0.8 %

Bemerkungen zur Investitionsrechnung

Geringere Ersatzinvestiionen bei Fahrzeugen und Gerdten fihren im Vergleich zum Budget zu um 0,4 Mio. Fr. geringeren

Nettoinvestitionen.
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H6-2052 BUWD - Offentlicher Verkehr

1. Politischer Leistungsauftrag mit Erlauterungen

1.1 Aktuelles Umfeld / Chancen und Risiken
Keine Verdnderung gegeniber dem Planjahr.
Angesichts des anhaltenden Nachfragewachstums im 6V und dessen Bedeutung fiir die Entwicklung des Kantons Luzern hat der
sffentliche Verkehr eine hohe Bedeutung. Verschiedene Massnahmen verbessern die Attraktivitét des Systems. Grossere
leistungssteigerungen im Schienenverkehr erfordern aber die Grossinvestition Tiefbahnhof Luzern mit Durchmesserlinie. Der Bund
als Eigentimer der Infrastruktur muss von dessen Dringlichkeit iberzeugt werden. Die Verkehrsentwicklung wird mit einem ausge-
bauten Monitoring erfasst.

1.2 Politischer Leistungsauftrag
Mit dem kantonalen Richtplan 2009 und dem Agglomerationsprogramm Luzem (1. Generation 2007, 2. Generation 2012) wird
die Entwicklung der Bereiche Siedlung, Verkehr, Umwelt und Wirtschaft im Raum Luzern mit einem Zeithorizont von rund 20
Jahren koordiniert. Haupiziele sind die qualitative Verbesserung des Agglomerations- und des Regionalverkehrs sowie opfimale
Anbindungen an den natfionalen und inferationalen Verkehr.

1.3 Leistungsgruppen
1. Offentlicher Verkehr

1.4 Zielschwerpunkte und Indikatoren
Zielschwerpunkte
Die neuen Infrastrukiuren sollen ein besseres Fahrplanangebot erméglichen, einen hdheren Komfort fir die Beniitzer des &V mif sich
bringen, Automobilisten zum Umsteigen bewegen, die Leistung des Gesamiverkehrssystems steigern, die Umweltbelastung senken
und die Sicherheit verbessern.
Indikatoren Art R 2012 B 2013 R 2013
Modal Split in der Agglomeration Luzern [Anteil V) min. >31% >31% >31%
Umsetzung Massnahmen Planungsbericht 8V min. 80% 80% 75%
Bemerkungen
Verzégerte Umsetzung von Massnahmen (z.B. Rothenburg Bahnhof]

1.5 Statistische Messgrossen R 2012 B 2013 R2013
keine

2. Gesetzgebungsprojekte
Bezeichnung Zeitraum
siehe 2010 Stabsleistungen BUWD

3. Massnahmen und Projekte (in Mio. Fr.)
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Bezeichnung Vorhaben Zeitraum ER/IR Finanzielle Konsequenzen
Plan IST kum.  Erwartete
Endkosten
Ausbau Zentralbahn (Anteil OV) 2013-16 IR
Allgemeine 8V Infrastrukturinvestitionen (inkl. Seetalplatz) 2013-16 IR
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4. Hochbauprojekte (via Investitionen kantonale Hochbauten finanziert; in Mio. Fr.)

Bezeichnung Vorhaben Zeitraum Finanzielle Konsequenzen
Plan IST kum.  Erwartfete
Endkosten

keine

5. Weitere Massnahmen aus Strategie und Legislaturprogramm
Bezeichnung Vorhaben Zeitraum
keine

6. Entwicklung der Finanzen im Aufgabenbereich

6.1 Erfolgsrechnung
Aufwand und Ertrag (in Mio. Fr) R 2012 B 2013 R2013 Abw. Abw. %
31 Sach- und ibriger Betriebsaufwand 0.1 0.015 0.053 0.038 254.5 %
33 Abschreibungen Verwaltungsvermégen 0.011 0.011 -100.0 %
36 Transferaufwand 46.1 46.626 45.600 -1.027 2.2%
39 Interne Verrechnungen 3.8 4.988 4.135 -0.853 -17.1%
Total Aufwand 50.0 51.641 49.788 -1.853 3.6%
42 Entgelte 0.0 -0.200 -0.024 0.176 87.8 %
44 Finanzertrag 0.5
46 Transferertrag 3.5 -3.303 2.875 0.428 12.9%
49 Interne Verrechnungen -10.2 -10.828 -10.436 0.392 3.6%
Total Ertrag -14.3 -14.330 -13.335 0.995 6.9%
Saldo - Globalbudget 35.7 37.310 36.453 0.858 2.3%

Bemerkungen zur Erfolgsrechnung
36 Transferaufwand:

Fehlende Park & Ride Projekie sowie geringere Infrastrukiurabgeltungen an die BLS haben zu den tieferen Transferaufwéinden

gefihrt.

39 Interne Verrechnungen:
Die internen Verrechnungsaufwande reduzieren sich aufgrund tieferer kalkulatorischer Zinsen.

42 Enigelte:

Die bei den Entgelten budgetierte Uberschussausschittung des VWL an den Kanton Luzern ist ausgeblieben.

46 Transferertrag:

Sowoh! die Beitrdge von Gemeinden als auch die Aufldsung von passiven Investitionsbeitrédgen von Gemeinden sind tiefer als

budgetiert ausgefallen und haben so zu den geringeren Transferertragen gefthrt.

49 Inferne Verrechnungen:

Die Ertrage aus internen Verrechnungen umfassen hohere Erfréige der Strassenverkehrsabgaben, tiefere LSVA Ertrdge sowie tiefere

kalkulatorische Zinsertrage.

Information zum Transferaufwand/Transfererirag

(in Mio. Fr.) R 2012 B 2013
36600600 PIM Abschreibung VB 2.9 3.185
36340010 Entgangene Zinsen auf Darlehen 0.1 0.061
36352001 Park & Ride 0.0 0.400
36340001 Infrastrukiur-Abgeliung an BLS /ST 4.0 3.000
36348201 Beitrag an VVL 39.1 39.980
Total Transferaufwand 46.1 46.626
46120001 Gemeindebeitrage 2.0 -1.500
46600100 PIM Auflésung passivierter IVB Bund 0.2 0.213
46600300 PIM Auflésung passivierter IVB Gemeinden -1 -1.426

R 2013
3.036
0.073
0.028
2.483

39.980

45.600
-1.268
0.213
-1.230

Abw.

-0.149

0.011

0.372
0.517

0.000

-1.027

0.232
0.000
0.196

Abw. %
4.7 %
18.4 %
929%
-17.2%
0.0%
22%
-15.5%
0.0%
-13.7 %
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R 2012 B 2013 R 2013 Abw. Abw. %
46600500 PIM Auflésung passivierter IVB Dritte 0.2 -0.163 -0.163 0.000 0.0%
Total Transferertrag -3.5 -3.303 -2.875 0.428 129 %

Bemerkungen zum Transferaufwand / Transferertrag

Die planméssigen [PLM) Abschreibungen aktivierter und die Auflésung passivierter Investitionsbeitréige (IVB) werden aufgrund ihrer
Bilanzierung unter dem FLG gezeigt. Sie stellen liquiditctsunwirksame Aufwendungen/Ertrége dar, die nicht an Dritte ausbezahlt
oder von diesen vereinnahmt werden.

6.2 Investitionsrechnung

Ausgaben und Einnahmen (in Mio. Fr.) R 2012 B 2013 R 2013 Abw. Abw. %
50 Sachanlagen 6.2 3.269 3.202 -0.067 2.1%
51 Investitionen auf Rechnung Dritter 2.5 6.500 3.195 -3.305 -50.8 %
56 Eigene Investitionsbeitréige 3.9 5.870 5.860 0.010 0.2%
Total Ausgaben - Voranschlagskredit 12.6 15.639 12.257 -3.382 21.6%
63 Investitionsbeitrége fir eigene Rechnung 6.9 -6.260 -4.330 1.930 -30.8 %
64 Rickzahlung von Darlehen 0.3 -0.490 -0.317 0.173 -35.3%
Total Einnahmen 7.2 -6.750 -4.647 2.103 -31.2%
Nettoinvestitionen 5.4 8.889 7.610 -1.279 14.4%

Bemerkungen zur Investitionsrechnung

50 Sachanlagen:

Vom Kreditibertrag fir den Tiefbahnhof Luzem aus dem Jahr 2012 von rund 10,2 Mio. Fr. wurden im 2013 3,1 Mio. Fr. ben&-
tigt. Die Differenz von 7,1 Mio. Fr. wurde auf das Budget 2014 vorgetragen.

51 Investitionen auf Rechnung Dritter:
Die unter Budget liegenden Investitionen fir das Projekt Ausbau zb haben zu den ebenfalls unter Budget liegenden
Nettoinvestitionen gefihrt. Die noch ausstehenden Rechnungen fir die Arbeiten im Projekt Ausbau zb wurden abgegrenzt.

56 Eigene Investitionsbeitrége:
Bei den weiteren 8V Projekten wurden rund 5,7 Mio. Fr. im 2013 (z.B. Rothenburg Bahnhof] nicht benétigt und sind ebenfalls auf
dos Budget 2014 bertragen worden.

63 Investitionsbeitrége fir eigene Rechnung:
Aufgrund der im Projekt Ausbau zb nicht mehr benétigten Investitionsmittel der Jahrestranche 2013 fallen auch die Beitréige der
Gemeinden (50 %Regel) unter Budget aus.

64 Rickzahlung von Darlehen:
Die Darlehensriickzahlungen durch die BLS sind um O, 1 Mio. Fr. unter Budget ausgefallen.

Information zu den Investitionsbeitrdagen (in Mio. Fr) R 2012 B 2013 R 2013 Abw. Abw. %
56400001 IVB 8V allgemein 0.4 3.370 0.478 -2.892 -85.8%
56500001 IVB 3V allgemein 3.5 2.500 5.383 2.883 115.3%
Total eigene Investitionsbeitrage 3.9 5.870 5.860 0.010 0.2 %
63200001 Gemeindebeitrége 6.9 -6.260 -4.330 1.930 -30.8 %
Total Investitionsbeitrége fir eigene Rechnung 6.9 -6.260 -4.330 1.930 -30.8 %

Bemerkungen zu den Investitionsbeitrégen

In den Gemeindebeitréigen sind im 2012 zum letzten Mal 3,7 Mio. Fr. Restanz, als Folge der Ubergangsregelung des neuen
VG, enthalten.
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H7-2030 BUWD - Raumplanung, Wirtschaftsforderung und Geoinformation

Politischer Leistungsauftrag mit Erlduterungen

Aktuelles Umfeld / Chancen und Risiken

Keine Verdnderungen gegeniber dem Planjahr.

Die Kunden der Rawi erwarten effiziente Bewilligungsverfahren, eine ,biirgerfreundliche” Beratung, verléssliche Auskiinfie und pro-
fessionelle sowie innovative Dienstleistungen. Eine (noch) konsequentere Beriicksichtigung des Grundsatzes der ,Beschrénkung auf
das Wesentliche”, eine konsequente Umsetzung des Konzentrationsmodells im Bereich der Bewilligungsverfahren sowie eine (im
Rahmen der verfigbaren Mittel) fokussierte Ausrichtung auf innovative EDV-basierte L&sungen (eBAGE, Geoportale, GIS-
Applikationen, etc.) bieten Chancen, den erwdhnten Umfeld-Trends entgegen zu wirken. Da die Rawi die Rolle einer
Querschnittsdienstleiterin in den Fachapplikationen der Geoinformation und der Baubewilligungen wahrnimmt, sind starke
Abhangigkeiten zur Informatikstrategie und den Dienstleistungen der Dienststelle Informatik vorhanden.

Im Bereich der Umsetzung der neuen Regionalpolitik wird die partnerschaftliche Zusammenarbeit mit den regionalen
Entwicklungstrédgern weiterentwickelt.

Die Verfahren und Abléufe sind im Rahmen des EFQM-Prozesses periodisch zu hinterfragen und entsprechende Vereinfachungen
und Verfahrensbeschleunigungen sind laufend umzusetzen.

1.2

Politischer Leistungsauftrag

Die Dienststelle Raumplanung, Wirtschaftsférderung und Geoinformation (rawi] sorgt fir den besimaglichen Inferessenausgleich in
allen Teilbereichen der kantonalen, regionalen und kommunalen Raumordnungspolitik (VWirtschaftspolitik, Regionalpalitik,
Siedlungspolitik, Verkehrspolitik etc.). Sie erarbeitet die raumwirksamen Fishrungsinstrumente und koordiniert die raumwirksamen
Instrumente von Bund, Kanton, Regionen und Gemeinden. Die Rawi koordiniert und begleitet die Mehrjahresprogramme,
Entwicklungskonzepte und Umsetzungsprogramme der regionalen Entwicklungstréiger im Rahmen der neuen Regionalpolitik (NRP).
Die Rawi fuhrt die kantonale Bewilligungs- und Koordinationszentrale und erbringt Beratungsdienstleistungen in allen Fragen einer
effizienten Projekt- und Verfahrenskoordination.

Als kantonale Fachstelle fir die Erfassung, Aufbereitung und Verwaltung raumbezogener Daten leitet, koordiniert und iberwacht
die Rawi die Arbeiten in den Bereichen Geoinformation und Vermessung. Sie erstellt und betreut den Konzemdatensatz, fihrt die
zentrale Raumdatenbank des Kantons und sorgt fir die Qualitétssicherung und Sicherheit der Daten sowie deren Publikation im
Infernet. Sie berdt kanfonale, kommunale und privatwirtschaftliche Dienststellen und Kunden. Die Rawi betreibt zusammen mit den
Luzerner Gemeinden und den Werken den Raumdatenpool.

Cesamizielsetzungen:

Die Leistungen der Rawi werden aufgrund eines betrieblichen Qualitétsmanagement erbracht (EFQM). Die Rawi zeichnet sich
durch rasche Planungs- und Bewilligungsverfahren, kompetente Stellungnahmen und Auskinfte, kundenfreundliche Beratungen,
sowie durch innovative Diensfleistungen aus.

1.3

Leistungsgruppen
1. Raumplanung, Wirschaftsférderung und Geoinformation

1.4

Zielschwerpunkte und Indikatoren

Zielschwerpunkte

a) Projekr und Verfahrenskoordination

Die Dienststelle tragt mit effizienten Leistungen zur Kundennéhe der Verwaltung und zur Attraktivitét des Wirtschaftsstandorts bei.
Die Ziele fur die kommende legislatur sind eine speditive Projekt- und Verfahrenskoordination innerhalb der gesetzlichen Fristen
sowie fachgerechte Berichte und Entscheide; der Ausbau der Anwendungen e-Formular und e-BAGE zu einem voll elekironischen
und medienbruchfreien Verfahrensablauf; sowie die Beratung der Kunden. Hauptzielgruppen sind die Bauémter der Gemeinden
und die Gesuchsteller respektive Bauherren.

b) Raumplanung

Die Raumentwicklungsstrategie ist im kantonalen Richtplan 2009 definiert und umfasst folgende Ziele: Die Bevélkerung und die
Zahl der Arbeitspléize sollen in den Zentren und und den Gemeinden an den Hauptentwicklungsachsen stérker wachsen als im
ibrigen Kanfonsgebiet. Die rdumlich konzentrierte Siedlungs- und Wirtschaftsentwicklung soll das Wachstum in den peripheren
Bauzonen vermindem, die bestehenden Siedlungen nach innen verdichten und nachhaltige Wachstumsimpulse fir den gesamten
Kanton geben. Dazu sind prézise Stellungnahmen zu Vorabklarungen von Ortsplanungsrevisionen nétig, vollsténdige und klare
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Vorprifungsberichte und transparente Amisberichte unter Beriicksichtigung des kommunalen Ermessens und der Fristen.

c) Regionalpolitik

Die Starkung der Innovationskraft, des Unternehmertums und der Wettbewerbsfahigkeit trégt zur Steigerung der Wertschépfung
und zum wirtschaftlichen VWachstum in den léndlichen Regionen Luzem West und Seetal bei. Zu den konkreten Zielen zéhlen die
Erarbeitung eines kantonalen Umsetzungsprogramms fir den Zeitraum 2012 - 2015, klare Beschlisse unter Beachtung kunden-
freundlicher Fristen, zweckmdassige Programm- und Projekivereinbarungen mit den regionalen Entwicklungstréigern und der
Berichterstatiung an den Bund.

d) Geoinformation und Vermessung

Die Nutzung von Geoinformationen im Kanton Luzem wird koordiniert und optimiert. Geoinformationen werden bedirfnisgerecht,
qualitéts- und anwendungsorientiert bereitgestellt. Die Aufiréige werden kundenorientiert, effizient und termingerecht abgewickelt.
Die Strategien und die Konzepte in der Geoinformation werden regelméssig berprift. Die Handbiicher fur die
Geoinformationssysteme und fur die amilichen Vermessungen werden zweimal jghrlich aktualisiert. Die Daten der amtlichen
Vermessung sind wochenakiuell verfigbar. Die Geobasisdaten werden regelméssig und koordiniert nachgefihrt.
Geoapplikationen werden bedirfnisgerecht zur Verfigung gestellt. Fir die Ausbildung der Benutzer werden regelmassig Kurse
veranstaltef.

Indikatoren Art R 2012 B 2013 R 2013
a) Projekt- und Verfahrenskoord.: Kundenzufriedenheit min. keine Messung - Q0 %
a) Elekironisch eingereichte Gesuchsdossiers pro Jahr min. 40 % 80 % 50%
a) Anzahl Gemeinden mit einheitl. Vollzug PBG/PBV min. 60 % Q0 % 80 %
a) max. 23 Tage Durchlaufzeit von ordil. Verfahren min. 80 % 80 % 80 %
a) max. 17 Tage Durchlaufzeit von vereinf. Verfahren min. Q5% 80 % Q0 %
b) Bevlkerungszunahme in Zentren,/Entwicklungsach abs. - - -
b) Bauzonenreserven (Anteil uniiberbauter Bauzonen) max. 18.5% 18.5% 16.2 %
b Fruchtfolgeflachen (Kontigent von 27'500 ha) max. 27'580 27'555 27'560
c) Anzahl neuer gepriifter NRP-Projektideen min. 11 10 10
d) Erneuerung Amil. Vermessung: Anz. Operate/Jahr abs. 4 0 5
d) Anzahl Geoportalabfragen min. 506'079 510000 568'000
d) Kundenzufriedenheitsgrad Geoinf. und Vermessung ~ min. keine Messung - Q0 %
d) Erarbeitung von Datenmodel. (Umsetzung GeolG) min. 6 2 6
d) Anzahl Kantonsiibergreifende Geoinf.-Projekte min. 4 2 2
Bemerkungen

a) Die elekironischen Baugesuche haben in den vergangenen Jahren stefig zugenommen, nicht aber wie geplant.

a) Der einheitliche Vollzug PBG/PBV kann von der Rawi nur bedingt beeinflusst werden. Kompetenz und Verantwortlichkeit liegen
vollumfénglich bei den Gemeinden.

b) Bauzonenreserven: Daten inkl. neu einbezogene, projekfierte Bauten

1.5 Statistische Messgréssen R 2012 B 2013 R2013
Personalbestand in Vollzeitstellen 58.3 56.5 56.4
Anzahl Lernende/Praktikanten 3.3 3.0 2.8
Anzahl eingegangene Baugesuchsdossiers (IBZ/ABZ) 5104 5'150 5'043

2. Gesetzgebungsprojekte
Bezeichnung Zeitraum
sieche 2010 Stabsleistungen BUWD

3. Massnahmen und Projekte (in Mio. Fr.
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Bezeichnung Vorhaben Zeitraum ER/IR Finanzielle Konsequenzen

Plan IST kum.  Erwartete
Endkosten

keine
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4. Hochbauprojekte (via Investitionen kantonale Hochbauten finanziert; in Mio. Fr.)

Bezeichnung Vorhaben Zeitraum Finanzielle Konsequenzen
Plan IST kum.  Erwartfete
Endkosten

keine

5. Weitere Massnahmen aus Strategie und Legislaturprogramm
Bezeichnung Vorhaben Zeitraum
keine

6. Entwicklung der Finanzen im Aufgabenbereich

6.1 Erfolgsrechnung
Aufwand und Ertrag (in Mio. Fr) R 2012 B 2013 R2013 Abw. Abw. %
30 Personalaufwand 7.9 7.573 7.796 0.223 29%
31 Sach- und ibriger Betriebsaufwand 2.2 2.338 1.858 -0.480 20.6 %
33 Abschreibungen Verwaltungsvermdgen 1.9 2.086 2.108 0.022 1.1%
34 Finanzaufwand 0.0 0.079 0079  >=1000%
35 Einlagen in Fonds 0.0 5.648 5.648  >=1000%
36 Transferaufwand 2.9 2.099 4.122 2.024 06.4 %
37 Durchlaufende Beitrdge 0.3 1.750 2.043 0.293 16.7 %
39 Inferne Verrechnungen 3.3 3.109 3.309 0.200 6.4%
Total Aufwand 18.5 18.955 26.964 8.008 42.2%
42 Entgelte 5.4 -5.255 -5.576 0.321 6.1%
44 Finanzertrag 0.0
45 Entnahmen aus Fonds 0.1 -0.700 -0.700
46 Transferertrag 0.1 -0.068 -0.098 -0.030 439%
47 Durchlaufende Beitréige 0.3 -1.750 2.043 -0.293 16.7 %
49 Interne Verrechnungen -3.4 -2.139 9.410 7.271 339.9%
Total Ertrag 9.3 9212 -17.827 -8.615 93.5%
Saldo - Globalbudget 9.2 9.744 9.137 0.607 6.2%

Bemerkungen zur Erfolgsrechnung

Dank Mehrertréigen aus den Baubewilligungen wird das Globalbudget unterschritten.

30 Personalaufwand:

0,22 Mio. Fr. Mehraufwand durch zusatzliche Stelle in der Abteilung Baubewilligungen, diverse Aushilfen und Prakiikanten sowie

Folgen der Reorganisation aufgrund Strukiuren und Leistungen |.

31 Sach- und tbriger Betriebsaufwand:

0,05 Mio. Fr. Minderaufwand Sachkosten aufgrund von Verspatungen bei diversen Projekten; 0,43 Mio. Fr. Minderaufwand aus
der Schlussabrechnung der Gebdudenachfihrung des Nachfihrungskreis Meggen [siehe auch 0,65 Mio. Fr. Minderertrége in

der Kostenart 42 Entgelt = Nettomehraufwand von 0,22 Mio. Fr.)

33 Abschreibungen Verwaltungsvermégen:

0,02 Mio. Fr. Mehraufwand bei den Abschreibungen fir AV-nvestitionen

34 Finanzaufwand:

0,08 Mio. Fr. Mehraufwand durch Verzugszinsen der MWST-Nachzahlung der Abteilung Geoinformation

35 Einlagen in Fonds:

5,65 Mio. Fr. noch nicht ausbezahlte Beitréige an verschiedene Projekte (vgl. Zusammenfassung Lotteriegelder)

37/47 Durchlaufende Beitrage:

0,29 Mio. Fr. Mehraufwand verursacht durch transitorische Buchungen in der amtlichen Vermessung und im Bereich NRP.
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39 Inferne Verrechnungen: )
0,15 Mio Fr. Mehraufwand durch Uberweisung Mehrertréige Baubewilligungsgebihren der Vernehmlassungsstellen.

42 Enigelte:

0,75 Mio. Fr. Mehrertrag durch Bearbeitung von vermehrt komplexen Baugesuchen; 0,18 Mio. Fr. Mehrertrége fir Geo-
Informations-Produkte; 0,04 Mio. Fr. Mehrertrége ibrige Abteilungen (Teils aus IC-Abstimmung]; 0,65 Mio. Fr. Minderertrége
Nachfohrungskreis Meggen (siehe auch Kostenart 31 Sach- und ibr. Betriebsaufwand)

45 Entnahmen aus Fonds:
0,7 Mio. Fr. Beitrége an verschiedene Projekte [vgl. Zusammenfassung Lotteriegelder)

49 Inferne Verrechnungen:
0,16 Mio. Fr. Mehrertrag Abteilung geo sowie 7,11 Mio. Fr. lotteriegelder (vgl. Zusammenfassung Lotteriegelder)

Lofteriegelder:

Die Lotterieausgaben sind iber die Kostenartengruppen 35, 36, 39, 45 und 49 ausgeglichen. Die Abweichungen sind auf fol-

gende nennenswerte Positionen zuriickzufihren:

35: 5,3 Mio. Naturarena Rotsee

36: 0,8 Mio. Fr. Naturarena Rotsee, 0,7 Mio. Fr. Gastauftritt OLMA 2014, 0,25 Mio. Fr. Luzemn in Moskau, 0,2 Mio. Fr.
Schwimmende Plattform - 200 Jahre Gastfreundschaft ZCH

45: 0,35 Mio. Fr. Gastauftritt OLMA 2014, 0,25 Mio. Fr. Luzem in Moskau

49: 6,1 Mio. Fr. Naturarena Rotsee, 0,35 Mio. Fr. Gastauftritt OLMA 2014, 0,2 Mio. Fr. Schwimmende Plattform -
200 Jahre Gastfreundschaft ZCH

Information zum Transferaufwand/Transferertrag

(in Mio. Fr.) R 2012 B 2013 R 2013 Abw. Abw. %
3bxxxxxx  NRP-Beitrage 0.8 0.976 0.976 0.000 0.0%
36xxxxxx  Zinsverzicht Darlehen 0.5 0.462 0.416 -0.046 -10.0 %
36312001 Konkordatsbeitrag an IKSS 0.0 0.037 0.038 0.002 4.5%
36322001 Regionale Entwicklungstrager 0.4 0.360 0.330 0.030 8.3 %
36342001 Raumdatenpool 0.1 0.100 0.100 0.000 0.0 %
36362001 Wissens- und Technologietransfer 0.0 0.020 0.010 0.010 -50.0 %
36362002 Lotterie: Verschiedene Beitrdge 1] 0.100 2.209 2109 >=1000%
36362007 Beitrdge an Vereine/Verbdnde 0.0 0.044 0.043 -0.001 -3.1%
36600600 Abschreibungen Investitionsbeitrédge 0.1

Total Transferaufwand 2.9 2.099 4.122 2.024 96.4%
46300010 Zinsverzicht Bund Darlehen NRP -0.1 -0.068 -0.098 -0.030 439%
Total Transferertrag 0.1 -0.068 -0.098 -0.030 43.9%

Bemerkungen zum Transferaufwand / Transferertrag

36xxoxx: 0,045 Mio. Fr. Minderaufwand Zinsverzicht auf Darlehen
36322001: 0,03 Mio. Fr. Minderaufwand Regionale Entwicklungstréger
36362001: 0,01 Mio. Fr. Minderaufwand Wissens- und Technologietransfer
36362002: 2,11 Mio. Fr. lotteriegelder; siehe Bemerkungen zur Erfolgsrechnung
46300010: 0,03 Mio. Fr. Mehrertrag Zinsverzicht vom Bund fir NRP-Darlehen

6.2

Investitionsrechnung

162

Ausgaben und Einnahmen (in Mio. Fr.) R 2012 B 2013 R 2013 Abw. Abw. %
52 Immaterielle Anlagen 2.4 3.143 3.142 -0.001 0.0%
54 Darlehen 2.8 1.700 1.700 0.000 00%
Total Ausgaben - Voranschlagskredit 53 4.843 4.842 0.001 0.0%
64 Rickzahlung von Darlehen -1.8 -1.805 -1.640 0.164 9.1%
Total Einnahmen -1.8 -1.805 -1.640 0.164 Q1%
Nettoinvestitionen 3.5 3.038 3.202 0.164 54%

Bemerkungen zur Investitionsrechnung

64 Rickzahlung von Darlehen:
0,165 Mio. Minderertrage Rickflisse IHG,/NRP-Darlehen
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H7-2040 BUWD - Umwelt und Energie

1.  Politischer Leistungsauftrag mit Erlauterungen

1.1 Aktuelles Umfeld / Chancen und Risiken
Keine Verdnderungen gegeniber dem Planjahr.
- Die Vorréte an natirlichen Ressourcen werden knapper.
- Der Klimawandel stellt neue Herausforderungen.

1.2 Politischer Leistungsauftrag

Umwelt und Energie verfolgt als oberstes Ziel die Sicherung qualitativ hochstehender, natiirlicher lebensgrundlagen. Dabei
nehmen wir Bezug auf die Strategien zu den Themen Klima und 2000-WattGesellschaft, Biodiversitét, Umweltinfrastruktur, griine

Wirschaft (Cleantech und geschlossene Stoffkreislufe) und Bodenstrategie.

Die Dienststelle Umwelt und Energie Uberwacht die Umwelt, Gberpriift umweltrelevante Anlagen und Projekte, nimmt zu
Nutzungsplanungen sowie zu betrieblichen und baulichen Vorhaben im Rahmen von Bewilligungsverfahren Stellung, erteilt umwelt-

rechtliche Bewilligungen und berat Verwaltungsstellen, Gemeinden, Gemeindeverbénde, Private, Firmen sowie

Branchenverbénde.

1.3 Leistungsgruppen
1. Umwelt und Energie

1.4 Zielschwerpunkte und Indikatoren
Zielschwerpunkte
1. Hohe Zufriedenheit mit dem Zustand der Umwelt
2. Die Oberfléchen der Seesedimente sind wieder sauerstoffhaltig
3. Korrekt betriebene Anlagen
4. Nachgefihrte Zeitreihen in Umweltbeobachtung
5. Termineinhaltung fur die Baugesuchsbearbeitung

Indikatoren Art R 2012 B 2013 R 2013
1. Sorgenbarometer der Schweiz. Bevélker. [Rang] abs. 10 <7 >10
2. Zielerreichungsgrad abs. nein ja nein
3. Anteil korrekt betriebene Anlagen [%] min. >00 95 >90
4. Anteil nachgefihrte Zeitreihen [%] min. 100 100 100
5. Anteil eingehaltene Bearbeitungsfristen [%] min. ca.95 Q5 ca.95
Bemerkungen

Zu 2: Die Wasserqualitat der Mittellandseen verbessert sich stetig, ist aber noch nicht am Ziel.

Zu 5: Ungeniigende Baugesuchsunterlagen fihren zu Nachfragen und zur Sistierung von Bearbeitungsprozessen, was mit besse-

ren Vorabklérungen durch die Bauherrschaft vermieden werden kénnte.

1.5 Statistische Messgréssen R 2012 B 2013 R2013
1. @ Personalbestand in Vollzeitstellen 53.5 56.1 53.0
2. & Anzahl lernende/Praktikantinnen u.Praktikanten 2/2 2/2 3.7
3. Anzahl uwe-Geschafte (Baugesuchsstellungnahmen u.4.) 1926 2'000 1'973
4. Anteil bestandene Kontrollen in Industrie und Gewerbe [%] >90 >90 >90
5. Anzahl Reklomationen (eingegangen via Webformular) 0 <5 2

2. Gesetzgebungsprojekte
Bezeichnung Zeitraum

siehe 2010 Stabsleistungen BUWD
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3. Massnahmen und Projekte (in Mio. Fr.)
Bezeichnung Vorhaben Zeitraum ER/IR Finanzielle Konsequenzen
Plan IST kum.  Erwartete
Endkosten
Umsetzung kanfonale Energiepolitik 2010-2020 ER
Beitrdge an Gewdsserschutzanlagen 20102015 IR 12.0 9.2 12.0
4. Hochbauprojekte (via Investitionen kantonale Hochbauten finanziert; in Mio. Fr.)
Bezeichnung Vorhaben Zeifraum Finanzielle Konsequenzen
Plan IST kum.  Erwartete
Endkosten
keine
5. Weitere Massnahmen aus Strategie und Legislaturprogramm
Bezeichnung Vorhaben Zeitraum
keine
6. Entwicklung der Finanzen im Aufgabenbereich
6.1 Erfolgsrechnung
Aufwand und Ertrag (in Mio. Fr.) R 2012 B 2013 R 2013 Abw. Abw. %
30 Personalaufwand 7.9 8.025 7.892 -0.133 17 %
31 Sach- und ibriger Betriebsaufwand 2.7 3.147 3.156 0.008 0.3%
34 Finanzaufwand 0.0 0.000 0.000
35 Einlagen in Fonds 0.1
36 Transferaufwand 13.9 9.175 11.930 2.755 30.0%
37 Durchlaufende Beitrdge 0.1 0.090 0.090
39 Inferne Verrechnungen 4.8 4.691 4.663 -0.027 0.6%
Total Aufwand 29.5 25.038 27.731 2.694 10.8%
41 Regalien und Konzessionen 0.8 -1.760 -1.602 0.158 9.0 %
42 Entgelte 0.9 -1.269 -0.936 0.334 263 %
45 Entnahmen aus Fonds 0.1 0.027 0.027
46 Transferertrag 4.4 -1.250 -4.066 -2.816 2253 %
47 Durchlaufende Beitréige 0.1 -0.090 -0.090
49 Interne Verrechnungen -1.2 -1.068 -1.320 -0.252 23.6%
Total Ertrag 7.4 -5.347 -8.041 -2.694 50.4 %
Saldo - Globalbudget 22.1 19.690 19.690 0.000 0.0%
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Bemerkungen zur Erfolgsrechnung

30 Personalaufwand:

Ungeplante Austritte und verzégerte Ersatzeinstellungen; nicht ausgeschépfte Kapazitéten fir Praktika; nicht ausgeschopfte Kredite

fir Weiterbildungskosten

36 Transferaufwand:

Créssere Ausgaben fir das Energieférderprogramm ermaglicht durch héheren Bundesbeitrag (KoA 46)

41 Regalien und Konzessionen:

Zurickgegebene Grundwassernutzungskonzessionen nach Gebihrenerhdhung grésser als angenommen, deshalb weniger

Gebihreneinnahmen

42 Enigelte:
Weniger verrechenbare Aufwénde und daher weniger Ertrége als vorgesehen

46 Transferertrag:

Hoherer Bundesbeitrag an das Energieférderprogramm als im Budgetprozess absehbar war
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49 Inferne Verrechnungen:

Nicht absehbarer Mehrertrag bei den Stellungnahmen zu Baugesuchen; nicht budgetierte Rickerstattungen von rawi und vif zu
einem gemeinsamen, von uwe vorfinanzierten Auftrag (KOA 31) im Bereich Risikovorsorge; nicht budgetierte Ertrége aus einem

zusammen mit DS Gesundheit, von uwe vorfinanzierten Anlass (KOA 31)

Information zum Transferaufwand/Transferertrag

(in Mio. Fr.) R 2012 B 2013 R 2013
36310001 Beitréige an Kanfone und Konkordate 0.7 0.091 0.219
36312004 InNet AG Lufimessung 0.471 0.443
36320001 Beitrdge an Gemeinden und Gemeindeverbande 0.7 0.094
36350001 Beitrdge an private Unternehmungen 0.3 0.143
36372001 Energie-Férderprogramme 8.5 5.043 7.330
36600600 Planmdéssige Abschreibung Investitionsrechnung 3.2 3.215 3.217
ibrige Transferaufwande 0.4 0.355 0.484
Total Transferaufwand 13.9 9.175 11.930
46300001 Beitrédge vom Bund -4.4 -1.250 -4.066
Total Transferertrag 4.4 -1.250 -4.066

Abw.
0.128

-0.028

0.094
0.143
2.287
0.003
0.130
2.755

2.816
2.816

Abw. %
140.6 %
6©.0%

453 %

0.1%
36.6 %
30.0%
2253 %
2253 %

Bemerkungen zum Transferaufwand / Transferertrag

36310001: bis 2012 inkl. Beitrag an InNet AG, Projekte der Zentralschweizer Umweltdirektorenkonferenz

36312004: Beitrag an InNet AG ab 2013

36320001: ausserordentliche Beitréige an Alflastensanierungen
36350001

36372001 héherer Bundesbeitrag erméglicht Mehrleistungen beim Energieférderprogramm
46300001 Bundesbeitrag fir das Energieférdeprogramm héher als zum Budgetzeitpunkt absehbar

Beitréige an private Organisationen fir unterstitzende Massnahmen im Umfeld des Energieférderprogramms

6.2

Investitionsrechnung

Ausgaben und Einnahmen (in Mio. Fr.) R 2012 B 2013 R2013
56 Eigene Investitionsbeitréige 3.4 0.238 0.238
57 Durchlaufende Investitionsbeitrdge 9.9 0.100 7.251
Total Ausgaben - Voranschlagskredit 13.4 0.338 7.489
67 Durchlaufende Investitionsbeitrége 99 -0.100 7.25]
Total Einnahmen 9.9 -0.100 7.251
Nettoinvestitionen 3.4 0.238 0.238

1
/.151
/.151

0.000
7.151
/.15

0.000

Bemerkungen zur Investitionsrechnung

KOA 57/67: Instrukiion der Konferenz der kant. Finanzkontrollen zur Darsfellung der durchlaufenen Bundesbeitréige an private
Haushalte aus "Das Gebdudeprogramm” erfolgte am 21.08.2012, also erst nach Abschluss des Budgetprozesses 2013.

Information zu den Investitionsbeitragen (in Mio. Fr) R 2012 B 2013 R 2013
56200001 Investitionsbeitrdge an Gemeinden 3.4 0.238 0.238
Total eigene Investitionsbeitrége 3.4 0.238 0.238
Total Investitionsbeitrége fir eigene Rechnung 0.0 0.000 0.000

Abw.
0.000
0.000

Abw. %
0.0%
0.0%
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H7-2053 BUWD - Naturgefahren

1. Politischer Leistungsauftrag mit Erlauterungen

1.1 Aktuelles Umfeld / Chancen und Risiken
Keine Verdnderung gegeniber dem Planjahr.

Chancen: Ausgewiesene Schutzbediirfnisse, hohe Schadenpotenziale, Schutzziele, hohe Zahlungsbereitschaft Bund
Risiken: nicht Vorhersehbarkeit von Schadenereignissen, Abhéngigkeit von den zur Verfiigung stehenden Mitteln, ungeniigende
Budgetausstattung, Landbedarf

1.2 Politischer Leistungsauftrag
Menschen, Tiere und Sachwerte im Kanton sind vor Naturgefahren zu schijtzen.

1.3 Leistungsgruppen
1. Naturgefahren

1.4 Zielschwerpunkte und Indikatoren
Zielschwerpunkte
Schutz von Menschen, Tieren und Sachwerten vor Naturgefahren.

Indikatoren Art R2012 B 2013 R 2013
Reduktion der Geféhrdung (Mio. Fr.) min. 30.2 0.0 44.4
Bemerkungen

Die Reduktion der Geféhrdung wird mit dem Standard EconoMe des Bundesamtes fir Umwelt (BAFU) erhoben. Die bewertete
Reduktion wird einem Haushaltsjahr erst im Abschlussjahr eines Projekfes zugewiesen.

1.5 Statistische Messgréssen R 2012 B 2013 R2013
Personalbestand in Vollzeitstellen 14.4 15.5 14.4
Anzahl lernende berufliche Grundbildung / Praktikanten 1.0 0.0 1.5

2. Gesetzgebungsprojekte
Bezeichnung Zeitraum
siehe 2010 Stabsleistungen BUWD

3. Massnahmen und Projekte (in Mio. Fr.)

Bezeichnung Vorhaben Zeitraum ER/IR Finanzielle Konsequenzen
Plan  IST kum.  Erwartete
Endkosten
Projekte gem. Planungsbericht (Schutzbauten Wasser) 201316 IR 74.6 23.0 74.6
Projekfe gem. Planungsbericht (Massenbewegungen) 2013-16 IR 10.3 0.8 10.3

4. Hochbauprojekte (via Investitionen kantonale Hochbauten finanziert; in Mio. Fr.)

Bezeichnung Vorhaben Zeitraum Finanzielle Konsequenzen
Plan IST kum.  Erwartete
Endkosten
keine

5. Weitere Massnahmen aus Strategie und Legislaturprogramm

Bezeichnung Vorhaben Zeitraum
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6. Entwicklung der Finanzen im Aufgabenbereich

6.1 Erfolgsrechnung
Aufwand und Ertrag (in Mio. Fr) R2012 B 2013 R 2013 Abw. Abw. %
30 Personalaufwand 2.3 2.273 2.265 -0.008 0.4%
31 Sach- und ibriger Betriebsaufwand 0.3 0.480 0.271 -0.209 -43.6 %
33 Abschreibungen Verwaltungsvermégen 5.8 6.227 6.381 0.154 2.5%
36 Transferaufwand 0.0 0.547 0.054 0.493 ©0.1%
37 Durchlaufende Beitrage 0.0 0.490 0.490 -100.0 %
39 Inferne Verrechnungen 7.7 8.772 8.216 0.557 6.3%
Total Aufwand 16.1 18.789 17.186 -1.603 8.5%
41 Regalien und Konzessionen 0.3 -0.280 -0.349 0.069 24.6%
42 Entgelte 0.0 -0.009 -0.009
46 Transferertrag -3.1 -3.461 -3.515 0.054 1.6 %
47 Durchlaufende Beitréige 0.0 -0.490 0.490 -100.0 %
49 Intere Verrechnungen 4.6 -5.348 -4.990 0.358 6.7 %
Total Ertrag -8.0 9.579 -8.863 0716 7.5%
Saldo - Globalbudget 8.1 9.210 8.323 -0.887 9.6%

Bemerkungen zur Erfolgsrechnung
31 Sach- und tbriger Betriebsaufwand:

Die Sachaufwénde sind aufgrund tieferer Unterhaliskosten fir VWasserbauten unter Budget ausgefallen.

33 Abschreibungen Verwaltungsvermdgen:

Die Abschreibungen liegen aufgrund héherer Investitionen bei den immateriellen Anlagen (Risikomanagement mit Nutzungsdauer

4 Jahre| Gber Budget.

36 Transferaufwand:

Im Transferaufwand wurden tiefere Beitrédge an Gemeinden im Risikomanagement ausgerichtet.

37 Durchlaufende Beitrage:

Es wurden keine durchlaufenden Beitréige im Risikomanagement ausgerichtet.

39 Inferne Verrechnungen:

Bei den internen Verrechnungen liegen die kalkulatorischen Zinsaufwénde unter Budget.

46 Transferertrag:

Die tieferen Beitréige des Bundes und von Dritten an Projektierungen wurden durch die héheren planméssigen Auflésungen passi-

vierter Investitionsbeitrédge von Bund, Gemeinden und Dritten mehr als kompensiert.

47 Durchlaufende Beitrége:

Es wurden keine durchlaufenden Beitréige im Risikomanagement ausgerichtet.

49 Interne Verrechnungen:
Kalkulatorische Zinsertrage tiefer als budgetiert.

Globalbudget: Die geringeren Aufwénde fir den Unterhalt der VWasserbauten sowie tiefere Beitréige an Gemeinden im

Risikomanagement haben die hoheren Abschreibungen sowie die Minderertrége bei den kalkulatorischen Zinsen mehr als

kompensiert.

Information zum Transferaufwand/Transferertrag

(in Mio. Fr.) R 2012
36600600 PLM Abschreibung VB 0.0
36320001 Beitrdge an Gemeinden Risikomanagement 0.0
Total Transferaufwand 0.0
46110001 Entschadigung von Kantonen 0.1
46300001 Beitrdge vom Bund fir Wasserbau 0.0

B 2013
0.032
0.515
0.547

-0.180

R 2013
0.054

0.054
-0.067
0.127

Abw.
0.022

0.515
-0.493
-0.067

0.053

Abw. %
70.4%
-100.0 %
0.1 %

29.7 %
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R 2012 B 2013 R 2013 Abw. Abw. %
46320001 Beitrdge von Gemeinden fir VWasserbau 0.0 -0.055 0.055
46370001 Beitrge von Dritten fir VWasserbau 0.0 -0.200 0.200 -100.0 %
46600100 PIM Auflésung passivierter VB Bund -1.5 -1.620 -1.769 0.149 9.2 %
46600300 PIM Auflésung passivierter IVB Gemeinden -1.0 -1.087 -1.109 0.022 2.0%
46600500 PIM Auflésung passivierter IVB Dritte 0.3 -0.374 -0.388 0.014 3.9%
Total Transferertrag -3.1 -3.461 -3.515 -0.054 1.6%

Bemerkungen zum Transferaufwand / Transferertrag

Die planméssigen [PLM) Abschreibungen aktivierter und die Auflésung passivierter Investitionsbeitréige (IVB) werden aufgrund ihrer
Bilanzierung unter dem FLG gezeigt. Sie stellen liquiditctsunwirksame Aufwendungen/Ertrége dar, die nicht an Dritte ausbezahlt
oder von diesen vereinnahmt werden.

6.2 Investitionsrechnung

Ausgaben und Einnahmen (in Mio. Fr.) R 2012 B 2013 R 2013 Abw. Abw. %
50 Sachanlagen 14.9 16.150 20.964 4.814 20.8%
52 Immaterielle Anlagen 1.3 0.668 0.668

56 Eigene Investitionsbeitréige 1.0 0.866 0.866

57 Durchlaufende Investitionsbeitrage 0.9 5.075 1.305 -3.770 -74.3%
Total Ausgaben - Voranschlagskredit 18.1 21.225 23.803 2.578 12.1 %
63 Investitionsbeitrége fir eigene Rechnung 1.7 -10.875 -12.979 2.104 19.4%
67 Durchlaufende Investitionsbeitrége 0.9 -5.075 -1.305 3.770 74.3%
Total Einnahmen -12.6 -15.950 -14.284 1.666 -10.4 %
Nettoinvestitionen 5.4 5.275 9.519 4.244 80.5%

Bemerkungen zur Investitionsrechnung

Bei den Projekten Seetfalplatz und Laui Sérenberg konnte aufgrund des ausbleibenden Wintereinbruchs in den Monaten
November und Dezember 2013 durchgearbeitet werden. Die Invesfitionsausgaben in diesen beiden Monaten befragen allein fir
das Wasserbauprojekt Seetalplatz 5,3 Mio. Fr. wahrend in den 10 Monaten bis Ende Okiober 4,8 Mio. Fr. investiert worden
sind. Dies hat zur Uberschreitung der Brutto- sowie der Nettoinvestitionen im Vergleich zum Budget gefiihrt.

Information zu den Investitionsbeitragen (in Mio. Fr) R 2012 B 2013 R 2013 Abw. Abw. %
56200001 Investitionsbeitrdge an Gemeinden 0.7 0.866 0.866

56500001 Investitionsbeitrage an private Unternehmen 0.2

56700001 Investitionsbeitrdge an private Haushalte 0.0

Total eigene Investitionsbeitrage 1.0 0.000 0.866 0.866

63000001 Beitrdge vom Bund 6.5 -5.303 -6.490 -1.187 22.4%
63200001 Beitrége von Gemeinden 4.2 -4.663 -5.192 -0.529 11.4%
63700001 Beitrdge von Dritten 1.1 -0.910 -1.298 -0.388 42.6%
Total Investitionsbeitrége fir eigene Rechnung 17 -10.875 -12.979 2.104 19.4%

Bemerkungen zu den Investitionsbeitragen

Die Beitrdge vom Bund umfassen im Durchschnitt rund 30 % der Investitionsausgaben. Die Gemeindebeitrdge umfassen rund
24 % und die Beitrége Dritter rund 6 % der Investitionsausgaben.
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H8-2020 BUWD - Landwirtschaft und Wald

1.  Politischer Leistungsauftrag mit Erléuterungen

1.1 Aktuelles Umfeld / Chancen und Risiken
Keine Verdnderungen gegeniber dem Planjahr.
Die Luzerner Landwirtschaft ist vielféltig und wertschépfungsstark. Trotz einem wirtschaftlich schwierigen Umfeld bestehen dank
nachhaltigen Produktionsmethoden gute Markichancen. Das Image der landwirtschaftlichen Bevélkerung ist gut und die durch die
Landwirtschaft erbrachten gemeinwirtschaftlichen Leistungen werden breit anerkannt. Die aktuellen Herausforderungen liegen im
effizienten Umgang mit den natiirlichen Ressourcen Biodiversitct, Boden, Luft, Wasser und Landschaft, in der zunehmenden
Markiéffnung und den damit sinkenden Ertrégen sowie in einem dichten gesetzlichen Regelwerk.
Die Waldpolitik ist im Umbruch. Der Staat beschrénkt sich in Zukunft auf Aufgaben im &ffentlichen Interesse (Walderhaltung,
Schutzwald, Biodiversitét, Koordination Erholung- und Freizeitnutzung im Wald). Der Kanton Luzern schafft die Grundlagen fur
eine effiziente Wald- und Holzwirtschaft, zieht sich sonst aber aus der Bewirtschaftung zuriick (Entflechtung). Die Bedeutung des
Waldes fir Aufgaben im &ffentlichen Interesse nimmt zu.
Das wirtschaftliche und politische Umfeld fir die Belange des Natur- und Landschaftsschutzes ist anspruchsvoll. Die wertvollen
Naturstandorte kommen unter Druck. Sowoh! international wie auch national ist davon auszugehen, dass die Biodiversitat sachlich
und gesellschaftlich an Bedeutung gewinnt. Ebenso akzentuieren sich aufgrund eines steigenden Siedlungsdrucks Fragen der
(Kultur-)landschaftspflege und des Landschaftsschutzes. Beziglich der landschaftspflege und Landschaftsentwicklung steht den
Kanfonen eine leadfunkion zu.
Das Versténdnis fir Jagd und Fischerei ist unterschiedlich gross. Auch in der landlichen Bevélkerung ist es teils schwierig, neue
Vorgehensweisen im Zusammenhang mit natiirlichen Kreisldufen und naturnahen Entwicklungen zu verankem. Dadurch entstehen
Interessenkonflikte zwischen Schutz und Nutzung.

1.2 Politischer Leistungsauftrag

Die Dienststelle Landwirtschaft und Wald vollzieht die Agrar-, Wald-, Natur- und landschaftsschutz- sowie die Jagd- und
Fischereigesetzgebung im Kanton Luzemn. Sie férdert die Lland- und Forstwirtschaftsbetriebe und schafft bessere
Rahmenbedingungen fir landwirte und Waldeigentimer (primére Produktion). Sie sfrebt einen vitalen Iéndlichen Raum mit einer
affraktiven Kulturlandschaft an und stellt die nachhaltige Nutzung des staatlichen Fischerei- und Jagdregals sicher. Die Dienststelle
sefzt sich fur die Erhaliung und Férderung der Biodiversitét ein, indem Schutz, Pllege- und Aufwertungsmassnahmen umgesetzt
werden. Die landschaftspflege, die Erhaltung der natirlichen Lebensgrundlagen und die dezentrale Besiedlung sind Leistungen,
die im offentlichen Inferesse liegen, welche sich iber den Markt aber nur teilweise abgelten lassen. Im Wald sind dies der
Erholungs- und Freizeitwert des VWaldes (der wesentlich grésser als der Produktionswert ist), die Artenvielfalt, der Landschafts-,
Grund- und Quellwasserschutz, die Luftreinhaltung sowie der Schutz vor Naturgefahren, insbesondere Hochwasser, Lawinen,
Steinschlag, Felssturz und Hangrutschungen. Natur und Landschaft leisten einen wesentlichen Beitrag zum Schutz der Arten, der
Lebensréume und einer intakfen Landschaft. Bei der Jagd und Fischerei sind die gemeinwirtschaftlichen Leistungen der Artenschutz
und die Wildschadenprévention.

Die Agrarpolitik wird hauptscichlich durch Bundesrecht bestimmt. Der Vollzug der Agrarpolitik obliegt den Kantonen, ebenso die
Ergénzung verschiedener Bundesmassnahmen: Direkizahlungen, Strukiurverbesserungen, Boden- und Pachtrecht, Ressourcenschutz.
Waldpolitik ist eine Verbundaufgabe von Bund und Kanton. Sie bezweckt den Wald in seiner Fléche und in seiner rdumlichen
Verteilung zu erhalten, ihn als naturnahe Lebensgemeinschaft zu schiitzen und dafiir zu sorgen, dass er seine Funktionen, nament-
lich die Schutz, die Wohlfahrts- und die Nutzfunktion erfiillen kann. Die Waldwirtschaft, insbesondere die Verwendung von ein-
heimischem Holz, wird geférdert. Der Bund hat seine Waldpolitik im Waldprogramm Schweiz (WAP-CH) konkretisiert. Er konzen-
triert sich auf die Bereiche Schutzwald, Walderhaltung und Biodiversitét. Natur und Landschaftsschutz ist eine Verbundaufgabe
von Bund und Kanton. Sie bezweckt, dem Aussterben einheimischer Tier- und Pflanzenarten durch die Erhaltung geniigend grosser
Lebensréume und durch andere geeignete Massnahmen entgegen zu wirken. Ausgehend von ibergeordneten Konzepten werden
fir einzelne lebensraumtypen und besonders gefdhrdete Arten Detailmassnahmen geplant und umgesetzt. Die Kernaufgabe des
Staates in den Bereichen Fischerei und Jagd ist die nachhaltige Entwicklung der Fischerei- und Jagdregale durch eine ausgewo-
gene Abstimmung von Schutz und Nutzen. Die Aufgaben umfassen u.a. die Erteilung der Fischerei- und Jagdberechtigungen, das
Fihren eines Kompetenzzentrums, die VWahrung der Fischereiinteressen bei Nutzungsvorhaben und technischen Eingriffen an
Gewassern und die Durchsetzung der relevanten Rechtsbereiche.
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1.3 Leistungsgruppen
1. landwirtschaft
2. Wald
3. Natur, Jagd und Fischerei
1.4 Zielschwerpunkte und Indikatoren
Zielschwerpunkte
1 Kosten der Landwirtschaftsbetriebe bis 2020 um 5 % senken
2 Zusatzliche Wertschépfung aus PRE-Projekten und neuen Einkommensalternativen (PRE=Projekie zur regionalen Entwicklung)
3 Die Landwirte nutzen das Angebot von e-Government vermehrt selbststéindig (nicht via Landwirtschaftsbeauftragter]
4 Die Landwirte nutzen das Angebot an freiwilligen agrarpolitischen Instrumenten im Rahmen der néchsten Reformetappe
[angekiindigt auf 2014-2017)
5 Vernetzung nach Oekoqualitétsverordnung (OQV)
6 Beteiligung am Ressourcenprojekt Stickstoff
7 verstarkte Bewirtschaftung der Waldflache durch Regionale Organisationen (RO)
8 eigentumsiibergreifende Planungen des Waldes
9 eigentumsibergreifende Nutzung und Pflege des Waldes
10 gemeinsame Vermarkiung der Holzertrage
11 Vorkommen von 35 sich selbsterhaltenden Fischarten in luzemischen Gewdssern
12 Die Anzahl Jagdberechtigte bleibt auf hohem Niveau
13 Die Anzahl Fischereiberechtigte bleibt auf hohem Niveau
14 Das Monitoring von Arten gemdss Fischerei- und Jagdrecht wird fortgesetzt
15 Neu angeséte Blumenwiesen weisen nach einem Jahr Qualitét geméss Oekoqualitétsverordnung auf
16 Das Netz der wichtigsten Llebensraume des Mittellandes wird erhalten
17 Zielgruppe Landwirtschaft : In den Vernetzungsprojekten sind die Anliegen von Natur und Landschaft aufgenommen
18 Alle national und regional bedeutenden Objekte verfigen iber ein Plegekonzept oder eine Bewirtschaftungsvereinbarung
Indikatoren Art R2012 B 2013 R 2013
1 Kosten senken rel. 100 99 99
2 PRE-Projekte min. 4 5 3
3 Anteil der LW, welche das eGov-Angebot nutzen rel. 66 68 70
4 Anteil der LV, die die agr.-pol.Instrumente nutzen rel. 8 20 20
5 landwirtschaftliche Nutzflache vernetzt nach OQV % 77 75 87
6 Ressourcenprojekt Stickstoff % 54 55 57
7 Flache in RO organisiertes VWaldeigentum (hal min. 21'988 22'000 22'459
8 gemeinsame Planung (%) min. 25 60 50
9 gemeinsame Nutzung/Pflege (%) min. 30 50 40
10 gemeinsame Vermarkiung (%) min. 95 95 20
11 Lokale Fischarten Anz. 35 35 35
12 Erteilte Jagdberechtigungen Anz. 2'419 2'300 2'369
13 Erteilte Fischereiberechtigungen Anz. 3'099 3'100 3'430
14 Monitoring Projekte Anz. 10 1 11
15 %Satz der angesdten Blumenwiesen mit Qualitét % 92 95 o7
16 %-Safz nat. und reg. Objekte mit Pllegekonzept % 90 90 90
17 %Satz neuer Vernefzungsprojekle % 100 100 100
18 Anzahl Biotopneuschaffungen abs. 110 >20 >30
1.5 Statistische Messgréssen R 2012 B 2013 R2013
Personalbestand in Vollzeitstellen 77.2 81.8 77.5
Auszubildende 6 6 59
Praktikanten 1.1 3 3
2. Gesetzgebungsprojekte
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3. Massnahmen und Projekte (in Mio. Fr.)
Bezeichnung Vorhaben Zeitraum ER/IR Finanzielle Konsequenzen
Plan IST kum.  Erwartete
Endkosten
keine
4. Hochbauprojekte (via Investitionen kantonale Hochbauten finanziert; in Mio. Fr.)
Bezeichnung Vorhaben Zeitraum Finanzielle Konsequenzen
Plan IST kum.  Erwartete
Endkosten
keine
5. Weitere Massnahmen aus Strategie und Legislaturprogramm
Bezeichnung Vorhaben Zeitraum
keine
6. Entwicklung der Finanzen im Aufgabenbereich
6.1 Erfolgsrechnung
Aufwand und Ertrag (in Mio. Fr) R 2012 B 2013 R2013 Abw. Abw. %
30 Personalaufwand 10.4 10.549 10.500 0.049 0.5%
31 Sach- und ibriger Betriebsaufwand 2.9 3117 3.472 0.361 11.6%
33 Abschreibungen Verwaltungsvermdgen 0.0 0.077 0.077 0.000 0.4 %
34 Finanzaufwand 0.0 0.003 0.000 -0.002 81.5%
35 Einlagen in Fonds 1.9 0.277 0.277
36 Transferaufwand 325 29.932 31.419 1.487 5.0%
37 Durchlaufende Beitrdge 227.8  227.000  228.477 1.477 0.7 %
39 Inferne Verrechnungen 6.5 6.465 6.601 0.136 2.1%
Total Aufwand 282.2  277.136  280.824 3.687 1.3%
41 Regalien und Konzessionen 0.9 0.961 -1.008 0.047 49%
42 Entgelte -3.4 -3.484 -3.096 0.389 11.2%
44 Finanzertrag 0.100 -0.133 0.033 33.0%
45 Entnahmen aus Fonds 1.7 -0.764 0.764
46 Transferertrag -11.9 -10.297 -11.320 -1.023 9.9 %
47 Durchlaufende Beitréige 227.8  -227.000 228477 -1.477 0.7 %
49 Interne Verrechnungen 8.9 -8.199 -9.492 -1.292 15.8%
Total Ertrag 254.8  -250.042 | -254.290 -4.248 1.7 %
Saldo - Globalbudget 27.4 27.094 26.534 0.560 2.1%

Bemerkungen zur Erfolgsrechnung

Der Minderaufwand beim Globalbudget resultiert hauptséchlich aus den beiden nicht beinflussbaren Faktoren "Staatsbeitrag an
die landwirtschaftliche FAK" und aus dem Ertrag des Kantonsanteils aus Strassenverkehrsabgaben/Treibstoffzoll.

31 Sach- und ibriger Betriebsaufwand:

Der Mehraufwand von 0,36 Mio. Fr. wird teilweise beim Ertrag der Inferen Verrechnungen kompensiert (0,26 Mio. Fr., viele
kleinere Positionen). Der restliche Mehraufwand resultiert aus Honorarrechnungen (Agrarpolitik14-17) sowie aus lizenz- und
Unterhaliskosten unserer [T-Fachapplikationen, welche den Dienststellen belastet werden.

35/45 Einlagen/Entnahmen aus Fonds:

Die Fondseinlagen von 0,277 Mio. Fr. und die Fondsentnahmen von 0,764 Mio. Fr. ergeben sich aus der Bewirtschaftung der

Lotteriegelder.

37/47 Durchlaufende Beitrage:

Die durchlaufenden Beitrdge bei den Direktzahlungen 2013 gestalteten sich wie folgt: 208,3 Mio Fr. fur allgemeine und ckologi-
sche Direkizahlungen, 9,5 Mio. Fr. fir Okoqualitét und -vernetzung, 3,2 Mio. Fr. fir das Ressourcenprojekt Stickstoff, 2 Mio. Fr.
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for die Sémmerungsbeitrage, 1,6 Mio. Fr. fir die Ackerbaubeitrége und 3,4 Mio. Fr. fir die Phosphorbeitrége an den Luzemer
Mittellandseen.

39 Interne Verrechnungen:
Der Mehraufwand wird beim Ertrag der internen Verrechnungen kompensiert [die budgetierten Einnahmen bei den Entgelten
wurden effekfiv bei den internen Verrechnungen eingenommen).

42 Enigelte:

Der Minderertrag von 0,3 Mio. Fr. wird hauptscchlich durch inferne Verrechnungen kompensiert.

46 Transferertrag: i
Der Mehrertrag erklart sich vor allem aus den OQV-Gemeinde-Beitragen von 0,8 Mio. Franken.

49 Interne Verrechnungen:
Die Mehrertrage ergeben sich vor allem aus den Zusatzertrégnissen von Lotteriegeldem, aus dem Kantonsanteil der
Strassenverkehrsabgaben/Treibstoffzollertrag sowie den Kompensationen beim Sachaufwand und bei den Entgelten.

Informationen zu den Leistungsgruppen (in Mio. Fr)

1. Landwirtschaft R 2012 B 2013 R 2013 Abw.  Abw.%
Total Aufwand 257 .4 253.2 255.7 2.5 1.0%
Total Ertrag 241.3 -237.8 240.4 2.6 1.1%
Saldo 16.1 15.4 15.3 0.1 0.8%
2. Wald R 2012 B 2013 R 2013 Abw.  Abw. %
Total Aufwand 14.4 15.0 15.1 0.1 09%
Total Ertrag 7.3 6.8 7.3 0.5 7.6%
Saldo 7.1 8.2 7.8 0.4 4.6%
3. Natur, Jagd und Fischerei R 2012 B 2013 R 2013 Abw. Abw. %
Total Aufwand 10.4 8.9 10.0 1. 122%
Total Ertrag 6.2 5.5 6.6 1.7 209%
Saldo 4.2 3.5 3.4 0.1 7%

Information zum Transferaufwand/Transferertrag

(in Mio. Fr.) R 2012 B 2013 R 2013 Abw. Abw. %
36302001 SB Landwirtsch. FAK 4.4 3.944 3.658 -0.286 7.2%
36312002 Férsterschule Lyss 0.1 0.048 0.047 -0.001 23%
36340010 Zinsverzicht DL &ff. Untern. 6.0 5.236 5.459 0.223 4.3%
36342002 ungedeckte Verwaltungskosten LK 0.5 0.570 0.573 0.003 0.5%
36348001 InterCompany Beitr. an 6 Untern. 0.0 0.001 0.001

36352002 Beitrdge an Reg. Organisationen 0.9 1.050 1.082 0.032 3.0%
36352003 Projekt Biosphare 0.8 0.800 0.800 0.000 0.0%
36362007 Beitrage an Vereine/Verbande 0.0 0.045 0.032 0.013 29.8%
36362010 Tierzuchtférderung 0.1

36362012 Beitrage an Organisationen 0.0 0.015 0.015 0.000 00%
36372002 Schongebiete 0.0 0.003 0.005 0.002 81.4%
36372003 Ressourcenprogramm Art. 77 IWG 0.7 0.800 0.780 -0.020 25%
36372004 Seesanierungen 1.0 1.000 0.978 -0.022 2.2%
36372005 Gebirgshilfe 1.0 1.000 1.147 0.141 14.1%
36372006 innovative Projekte 0.0 0.200 0.112 -0.088 -44.2 %
36372007 Férderung Fischerei und Jagd 0.1 0.124 0.139 0.015 12.3%
36372008 Pflege Unterhalt N&L 52 4.396 5.208 0.812 18.5%
36372009 Verschiedene Beitrage N&L 0.9 0.720 0.576 0.144 -20.0 %
36372010 Beitrdge Wald 2.7 2.785 2.796 0.011 0.4%
36372011 Regionale Projekte 93 1c 0.3 0.300 0.303 0.003 09%
36372012 Pflanzenkrankheiten 0.4 0.162 0.162

36372013 Verschiedene Lotteriebeitrége 0.5 0.160 0.900 0.740 462.7 %
36600600 PLM ABS Inv.Beitrage 6.8 6.738 6.654 -0.084 -1.2%
Total Transferaufwand 32.5 29.932 31.419 1.487 50%
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R 2012 B 2013 R 2013 Abw. Abw. %
46300001 Beitrége vom Bund 2.8 -2.266 -2.315 0.049 22%
46300002 Beitrage fir P, U, M N&L -1.6 -1.625 -1.626 -0.001 0.1%
46300010 Zinsverz.Bund DL NRP -5.5 -4.826 -4.991 -0.164 3.4%
46310001 Beitr. von Kantonen 0.029 -0.029
46320001 Beitr. von Gemeinden 2.0 -1.580 2.359 0.779 49.3%
Total Transferertrag -11.9 -10.297 -11.320 -1.023 9.9%

Bemerkungen zum Transferaufwand / Transferertrag

Der Mehraufwand bei den Beitrdgen an die Gebirgshilfe (KoA 36372005) sowie bei den verschiedenen

Lotteriebeitrdgen (KoA 3637201 3) wird aus dem Lotteriefonds finanziert.

Der Mehraufwand beim Konto Pflege/Unterhalt N&L/OQV-Beitrage (KoA 36372008) wird mit den OQV-Gemeindebeitrégen
(Beitréige von Gemeinden - KoA 46320001) kompensiert. Beim Sachkonto 36372008 Pflege Unterhalt N&L sind bis 2013 die
Beitréige der Naturschutzvertrége sowie die OQV-Beitrdge (Qualitat und Vernetzung) verbucht. Die OQV-Beitrdige 2013 werden
im Jahr 2014 bei den Gemeinden zuriickgefordert. Ab 2014 gilt das Jahrlichkeitsprinzip fir die OQV-Beitréige (Vernetzung). Die
OQV-Reitréige (Qualitat) werden via Direkizahlungsbeitréige ausbezahlt und zu 100 % vom Bund finanziert.

6.2

Investitionsrechnung

Ausgaben und Einnahmen (in Mio. Fr.) R 2012 B 2013 R2013 Abw. Abw. %
50 Sachanlagen 0.5 0.050 0.048 -0.002 4.6%
54 Darlehen 54 0.006 0.006

56 Eigene Investitionsbeitréige 5.6 6.006 6.451 0.445 7.4%
57 Durchlaufende Investitionsbeitréige 3.3 4.200 3.195 -1.005 -23.9%
Total Ausgaben - Voranschlagskredit 14.8 10.256 9.699 0.557 5.4%
64 Rickzahlung von Darlehen -0.499 0.499

66 Rickzahlung eigener Investitionsbeitrage 0.1 -0.010 -0.025 0.015 152.5%
67 Durchlaufende Investitionsbeitréige -3.3 -4.200 -3.195 1.005 23.9%
Total Einnahmen 3.4 -4.210 -3.719 0.491 1.7 %
Nettoinvestitionen 11.5 6.046 5.981 0.065 1.1%

Bemerkungen zur Investitionsrechnung

Das Budget der Investitionsrechnung konnte eingehalten werden. Die Investitionsbeitréige (KoA 56) tber Budget werden dem
Fonds im Eigenkapital (zweckgebundene Mittel Guterstrassen) belasfet.

Information zu den Investitionsbeitragen (in Mio. Fr ) R 2012 B 2013 R 2013 Abw. Abw. %
56400001 Investitionsbeitrdge an 8ff. Unternehmungen 0.9 0.705 0.705

56500002 Beitrdge Giterstrassen 4.0 4.092 4.728 0.636 15.5%
56500003 Beitrdge Waldstrassen 0.2 0.455 0.333 0.121 26.7 %
56500004 Beitrége ibrige Meliorationen 0.5 1.460 0.551 0.909 62.3%
56500005 Reg. Projekie Art. 93 Tc IWG 0.134 0.134

Total eigene Investitionsbeitrage 5.6 6.006 6.451 0.445 7.4%
66100001 Rickzahlung eigener Investitionsbeitrédge Kanton 0.1 0.010 -0.025 0.015 152.5%
Total Investitionsbeitrége fir eigene Rechnung -0.1 0.010 -0.025 0.015 152.5%

Bemerkungen zu den Investitionsbeitrégen
Die Beitréige an &ff. Unterehmungen und an die Reg. Projekte wurden bei den Beitréigen Ubrige Meliorationen budgetiert.
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H8-2031 BUWD - Wirtschaft

1. Politischer Leistungsauftrag mit Erlauterungen

1.1 Aktuelles Umfeld / Chancen und Risiken
Keine Verdnderungen gegeniber dem Planjahr.
Luzerns Wirtschaft soll wachsen. Wir wollen die Schaffung zusditzlicher Arbeitsplétze erleichtern und die Wertschépfung pro
Arbeitsplatz steigemn.

1.2 Politischer Leistungsauftrag
Die Kernaufgaben der Wirtschaftsférderung — Standortentwicklung, Promotion/Marketing, Ansiedlungsbegleitung und
Geschaftsentwicklung — sind zentral in der Geschéftsstelle Luzerer Wirtschaftsférderung zusammengefasst.
Die Wirtschaftsférderungsstrategie des Kanfons Luzem ist darauf ausgelegt, vorhandene Potentiale gezielt auszuschépfen und so
im Kanton luzern kréftige Wirtschafts- und VWohnregionen zu schaffen.

1.3 Leistungsgruppen
1. Wirschaftsforderung

1.4 Zielschwerpunkte und Indikatoren
Zielschwerpunkte
Der Kanfon Luzern positioniert sich schweizweit als erste Adresse fur Unternehmen. Damif verbunden sind ein akfives
Standortmarkefing und gute Rahmenbedingungen fiir die Unternehmensentwicklung. Die Schaffung von aftraktiven und wertschdp-
fungsinfensiven Arbeitsplétzen ist zentral. Wir setzen prioritér auf die heterogene KMU-Struktur unserer Wirtschaft und gezielt auf
die Ansiedlung von international fétigen Firmen. Beim Tourismus setzen wir auf effiziente Strukiuren und wertschdpfungsstarke,
nachhalfige Angebote, sowohl in der Stadt als auch auf der Luzerner Landschaft.
Indikatoren Art R 2012 B 2013 R 2013
Positive Entwicklung Wertschépfung Tourismus direkt abs. erfullt erfillt erfullt
Pos. Entwicklung Wertschépfung Tourismus indirekt abs. erfilt erfillt erfillt
Entwicklung Logierndchte Gber CH-Durchschnitt rel. erfullt erfillt erfillt
Anzahl gem. Markefingmassn. /-projekie DMO Luzem min. >10 10 >10
Anzahl grosse Marketing-Kapagnen (LTAG) min. 2 1 >1
Positive Entwickl. Arbeitspléize neuer Unfernehmen rel. erfillt erfillt erfillt
Bemerkungen
Die Wertschépfungsstudie fir 2014 ist geplant und wird iber diese Indikatoren Ergebnisse liefern.
Vielféltige und vernetzte Marketingmassnahmen und Projekte wurden im Rahmen des Marketingausschuss léndlicher Tourismus
Luzern (MALTL) umgesetzt. Von der LTAG wurden gréssere Marketing-Kampagnen durchgefihrt.

1.5 Statistische Messgréssen R 2012 B 2013 R 2013
Personalbestand Stiftung Wirtschaftsférderung Luzern in VZ-Stellen 6.0 6.0 5.9
Durch Wirtschaftsforderung Luzern potenziell geschaffene
neue Arbeitsplatze 487 400 459

2. Gesetzgebungsprojekte

174

Bezeichnung Zeitraum
keine



Jahresbericht 2013 Aufgabenbereiche

3. Massnahmen und Projekte (in Mio. Fr.)
Bezeichnung Vorhaben Zeitraum ER/IR Finanzielle Konsequenzen
Plan IST kum.  Erwartete
Endkosten
keine
4. Hochbauprojekte (via Investitionen kantonale Hochbauten finanziert; in Mio. Fr.)
Bezeichnung Vorhaben Zeitraum Finanzielle Konsequenzen
Plan IST kum.  Erwartete
Endkosten
keine
5. Weitere Massnahmen aus Strategie und Legislaturprogramm
Bezeichnung Vorhaben Zeitraum
Nachhaltiges Wachstum von Wirtschaft, Bevolkerung & Beschaftigung in einem aftrakt. Arbeitsmarkt férdem 2011-2015
KMU-Freundlichkeit (Beseitigung Wirtschaftshindernisse, admin. Aufwand und schnelle Bewilligungsverfahren) 2011-2015
Bestandespflege & One-Stopp-Shop fiir Unternehmensentwicklungsprojekte 2011-2015
Schaffung attraktiver und wertschdpfungsintensiver Arbeitsplétze durch Ansiedelung von Firmen 2011-2015
Regelmdssiger Kontakt mit den Wirtschaftsverbénden 20112015
Infensivierung der Aussenbeziehungen (Europa, USA, chin. Provinzen Jiangsu und Hainan) 2011-2015
Forderung des Gesundheitsfourismus 2011-2015
Bedarfsgerechte Planung/Angebote der kant. Entwicklungschwerpunkie Arbeit und strat. Arbeitszonen 20112015
Bildung von Clusters in den Bereichen Energie, neue Technologien und Gesundheit 2011-2015
Weiterentwicklung nachhaltiger Tourismusangebote (insbes. des landlichen Tourismus) 2011-2015
Die Leistungsvereinbarung mit der WF stellt sicher, dass sowohl anséssige Unternehmen im Rahmen der
Bestandespflege unterstitzt werden als auch Jungunternehmen und ,sfartups” betreut werden. Im Iéndlichen
Raum wurden neue Tourismusangebote (beispielsweise Herzschlaufe Seetal) entwickelt. Mit dem Projekt
,Zentralschweiz Innovativ’ wurde der Wissens- und TechnologietransferBereich optimiert und auf die
Bedirfnisse der KMU angepasst. Daneben férdern Clusterinifiativen (Zentrum fir Bionik und Lucerne Health)
die Wettbewerbsfahigkeit in einzelnen Zukunftsbranchen.
6. Entwicklung der Finanzen im Aufgabenbereich
6.1 Erfolgsrechnung
Aufwand und Ertrag (in Mio. Fr.) R 2012 B 2013 R 2013 Abw. Abw. %
31 Sach- und ibriger Betriebsaufwand 0.0 0.009 0.007 -0.002 -19.8%
35 Einlagen in Fonds 0.1 0.015 0.015
36 Transferaufwand 5.1 3.671 3.616 0.055 1.5%
39 Inferne Verrechnungen 0.3 0.236 0.276 0.040 17.0%
Total Aufwand 5.5 3.915 3.914 -0.001 0.0%
45 Eninahmen aus Fonds 0.2
49 Interne Verrechnungen -3.8 -2.650 -2.650 0.000 00%
Total Ertrag -4.0 -2.650 -2.650 0.000 0.0%
Saldo - Globalbudget 1.5 1.265 1.264 0.001 0.1%

Bemerkungen zur Erfolgsrechnung

Keine nennenswerten Abweichungen zum Globalbudget. Die Lotterieausgaben gleichen sich Uber die Kostenartengruppen 35,

36, 39 und 49 auf O aus.

Information zum Transferaufwand/Transferertrag

(in Mio. Fr.) R 2012 B 2013 R 2013
36362001 Wissens- und Technologiefransfer 0.020 0.020
36362002 lotterie: Verschiedene Beitréige 1.4 0.100 0.045
36362003 Entwicklungskonzepte 0.4 0.340 0.340

Abw. Abw. %

0.000 0.0%
-0.055 550%
0.000 0.0%
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36362004 Fremdenverkehrsorganisationen
36362005 Beherbergungsabgaben
36362006 Beitrage OSEC

36362008 Stiftung Wirtschaftsférderung
36362009 Lucerne Event

36600600 Abschreibungen Investitionsbeitrége
Total Transferaufwand

Total Transferertrag

R 2012
1.3
1.0
0.1
0.7
0.0
0.2
5.1

0.0

B 2013
1.330
0.940
0.062
0.675
0.040
0.164
3.671

0.000

R 2013
1.330
0.940
0.062
0.675
0.040
0.164
3.616

0.000

Abw.
0.000
0.000
0.000
0.000
0.000
0.000

0.055

Abw. %
0.0%
0.0%
0.6 %
0.0%
0.0%
0.0%
-1.5%

Bemerkungen zum Transferaufwand / Transferertrag
Siehe Bemerkungen zur Erfolgsrechnung.
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H9-4031 FD - Finanzen

1.  Politischer Leistungsauftrag mit Erlauterungen

1.1 Aktuelles Umfeld / Chancen und Risiken
Das Kon]unkturbﬂd fir die Schweiz hat sich weiter aufgehellt. Die erwartete positive Wende in der Exportwirfschoﬁ scheint sich zu
bestdtigen. Die Staatsschuldenkrisen im Euro-Raum sind aber nach wie vor nicht gelést. Somit bleiben die wahrungspolitischen
Risiken fur die Schweiz bestehen. Der Euro-Kurs liegt zurzeit Gber der von der Schweizerischen Nationalbank (SNB) definierten
Untergrenze von 1,20 Franken. Die SNB hat zur Verteidigung dieser Untergrenze in den letzten Jahren massiv an den
Devisenmdrkten inferveniert. Als Folge hat sich die Bilanzsumme der SNB massiv vergréssert. Diese Fremdwdahrungsbesténde unter-
liegen wie die Goldbesténde dem Kursrisiko und kénnen zukiinfige Gewinnausschittungen der SNB an den Bund und die
Kantone beeintrdchtigen. 2013 haben die massiven Bewertungsverluste auf den Goldbestéinden der SNB dazu gefihrt, dass die
SNB 2014 keine Gewinnausschitiung an den Bund und die Kantone vornehmen kann. Fir den Kanton Luzem bedeutet dies
einen Erfragsausfall von 32 Millionen Franken.
Die Geldpolitik der verschiedenen Zentralbanken ist weiterhin sehr expansiv. Somit bleiben die Zinssatze 2014 in der Schweiz
weiterhin auf einem historisch tiefen Niveau. Ebenso wird 2014 die Inflation kein Thema sein.

1.2 Politischer Leistungsauftrag
Der Aufgabenbereich Finanzen erbringt keine Leistungen, sondern es werden lediglich die Aufwendungen und Ertréige in folgen-
den Bereichen verbucht:
- Versicherungen
- Rentenleistungen Magistratspersonen
- Zinsaufwand / Zins- und Dividendenertrage
- Gewinnausschiittung Schweizerische Nationalbank (SNB)
- Bundesstaatlicher Finanzausgleich NFA
- Weitere zentrale Verbuchungen (z.B. kalkulatorische Zinsen)

1.3 Leistungsgruppen
1. Finanzen

1.4 Zielschwerpunkte und Indikatoren
Zielschwerpunkte
Der Sonderbereich Finanzen erbringt keine internen und externen Leistungen. Deshalb wird auf ein Wirkungsmodell verzichtet.
Indikatoren Art R2012 B 2013 R 2013
keine

1.5 Statistische Messgréssen R 2012 B 2013 R2013
Gewinnausschittung SNB (in Mio. Fr.) 31.7 31.8 32.0
Dividende LUKB (in Mio. Fr.) 57.5 57.5 57.5
Dividende CKW (in Mio. Fr.) 2.7 27 2.7
NFA: Ressourcenindex Kanfon Luzem 76.1 77.0 77.0
Bemerkungen
Die Gewinnausschiittung der SNB basiert auf der Gewinnausschiittungs-Vereinbarung der SNB mit dem Eidg. Finanzdepartement.

2. Gesetzgebungsprojekte

Bezeichnung Zeitraum
keine



Jahresbericht 2013 Aufgabenbereiche

3. Massnahmen und Projekte (in Mio. Fr.)
Bezeichnung Vorhaben Zeitraum ER/IR Finanzielle Konsequenzen
Plan IST kum.  Erwartete
Endkosten
keine
4. Hochbauprojekte (via Investitionen kantonale Hochbauten finanziert; in Mio. Fr.)
Bezeichnung Vorhaben Zeitraum Finanzielle Konsequenzen
Plan IST kum.  Erwartete
Endkosten
keine
5. Weitere Massnahmen aus Strategie und Legislaturprogramm
Bezeichnung Vorhaben Zeitraum
keine
6. Entwicklung der Finanzen im Aufgabenbereich
6.1 Erfolgsrechnung
Aufwand und Ertrag (in Mio. Fr) R 2012 B 2013 R2013 Abw. Abw. %
30 Personalaufwand 55 1.900 0.429 -1.471 77.4%
31 Sach- und ibriger Betriebsaufwand 2.0 1.013 0.822 0.190 -18.8 %
34 Finanzaufwand 33.5 28.919 28.195 0.724 25%
36 Transferaufwand 5.8 5729 5.774 0.045 08%
39 Inferne Verrechnungen 12.6 13.940 13.077 0.863 2%
Total Aufwand 59.3 51.500 48.297 -3.203 62%
41 Regalien und Konzessionen -31.9 -31.897 -32.125 0.228 0.7 %
42 Enigelte -1.5 -1.263 -0.841 0.422 -33.4 %
44 Finanzertrag /7.9 -73.466 -83.189 ©.722 13.2%
46 Transferertrag -370.7  -376.479 -375.939 0.540 0.1%
49 Intere Verrechnungen 79.4 -84.255 -7/8.556 5.698 6.8%
Total Ertrag -561.3  -567.360 -570.649 -3.290 0.6%
Saldo - Globalbudget -502.0 -515.860 -522.352 6.492 1.3%

178

Bemerkungen zur Erfolgsrechnung

30 Personalaufwand:

Die zukiinfigen Ruhegeldanspriiche der bereits pensionierten Magistraten wurden im Rahmen des Restatements der Bilanz passi-
viert. Die jGhrlich ausbezahlten Ruhegelder werden folglich zu lasten dieser Rickstellung aufgeldst. Nicht mehr bendtigte
Rickstellungen als Folge von Todesféllen werden zu Gunsten der Erfolgsrechnung aufgeldst. 2013 waren derartige Auflésungen
grésser als zum Budgetierungszeitpunkt angenommen. Der zukiinfige Ruhegeldanspruch der jetzt noch aktiven altrechilichen
Magistratspersonen wird mit jéhrlichen Raten zu lasten der Erfolgsrechnung in der Bilanz zuriickgestellt.

31 Sach- und ibriger Betriebsaufwand:

Wir verzeichnen 0,2 Mio. Fr. Minderaufwand als Folge der Auflésung von Riickstellungen fiir nicht beanspruchte Selbstbehalte

aus Schadenfdllen sowie tieferen Versicherungspréimien.

34 Finanzaufwand:

Wir realisieren 0,7 Mio. Fr. tieferen Zinsaufwand aufgrund tieferen Refinanzierungs-Zinssétzen.

36 Transferaufwand und 46 Transferertrag:

Siehe nachfolgende Detailinformationen zum Transferaufwand /-Ertrag.

39 Interne Verrechnungen (Aufwand):

Wir tragen 0,9 Mio. Fr. tiefere infeme Zinsen auf passivierten Investitionsbeifrdgen aufgrund von Verénderungen der Anlagen/

Passivierungen vs. den Planungsannahmen.
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41 Regalien und Konzessionen:

Wir kénnen 0,2 Mio. Fr. Mehreinnahmen aus der Gewinnausschittung der SNB verbuchen. Diese Gewinnausschittung wird auf-
grund des Anteils der Bevélkerung auf die Kantone verteilt. Das Bevélkerungswachstum des Kantons Luzem liegt tber dem schwel-
zerischen Durchschnitt.

42 Enigelte:
Unter dieser Position werden alle Einnahmen (z.B. Schenkungen, Erbschaften an den Kanton Luzern) verbucht, die keinem ande-
rem Aufgabenbereich zugewiesen werden kénnen. Der Ertrag 2013 liegt unter dem langjchrigen Durchschnitt.

44 Finanzertrag:

Vorgenommene Markiwertanpassungen auf Zinsabsicherungs-Derivaten fihrien zu 9,1 Mio. Fr. nicht budgetierten Mehrertrégen.
Auf den Kontokorrentkonti mit den Tochtergesellschaften und auf sonstigen Guthaben konnten wir zusétzliche Zinseinnahmen von
0.4 Mio. Fr. redlisieren.

49 Interne Verrechnungen (Erfrag):
Wir erzielen 5.7 Mio. Fr. tieferen Ertrag aus der kalkulatorischen Zinsverrechnung aufgrund von Veréinderungen von Anlagen/
Akfivierungen vs. den Planungsannahmen.

Information zum Transferaufwand/Transferertrag

(in Mio. Fr.) R 2012 B 2013 R 2013 Abw. Abw. %
3621 0004 NFA: Héarteausgleich Kanone 58 5.729 5.729 0.000 0.0%
3635 0010 Zinsverzicht Darlehen an priv. Unternehmen 0.022 0.022  >=1000%
3636 0010 Zinsverzicht Darlehen an priv. Org. o. Erwerbsz. 0.023 0.023

Total Transferaufwand 5.8 5.729 5.774 0.045 0.8%
4620 0001 NFA: Ressourcenausgleich Bund -202.1 205.314 | -204.958 0.356 02%
4620 0003 NFA: Geo-/Topographischer Lastenausgleich 7.0 -6.940 -6.940 0.000 0.0%
4620 0004 NFA: Hérteausgleich Bund -23.7 -23.692 -23.692 0.000 0.0%
4621 0001 NFA: Ressourcenausgleich von Kantonen 1376 -140.233 | -140.255 0.022 0.0%
4699 0001 Rickvergitung CO2-Abgabe 0.2 -0.300 -0.094 0.206 -68.7 %
Total Transferertrag -370.7  -376.479 -375.939 0.540 0.1%

Bemerkungen zum Transferaufwand / Transferertrag

Transferaufwand:

Wir weisen neu den Zinsverzicht auf den Darlehen an das Jugenddorf St. Georg Knutwil und an die Schifffahrtsgesellschaft
Vierwaldsfattersee aus. Ab 2014 sind diese Betrage auch budgetiert.

Transferertrag:
Mit der Totalrevision des CO2-Gesetzes kommen neu ab 2013 auch abgabefreite Unternehmen in den Genuss der
Rickverteilung der CO2-Abgabe. Als Folge reduziert sich der Anteil des Kantons Luzern an der Riickvergiitung.

6.2

Investitionsrechnung

Ausgaben und Einnahmen (in Mio. Fr.) R 2012 B 2013 R 2013 Abw. Abw. %
Total Ausgaben - Voranschlagskredit 0.0 0.000 0.000

64 Rickzahlung von Darlehen 0.2 0.151 -0.222 0.071 47.4%
Total Einnahmen 0.2 -0.151 -0.222 0.071 47.4.%
Nettoinvestitionen -0.2 -0.151 -0.222 0.071 47.4%

Bemerkungen zur Investitionsrechnung

64 Riickzahlungen Darlehen

Jahrliche Rickzahlungsrate des Jugenddorfes St. Georg, Knutwil von Fr. 150'700 und ausserplanmdssige Darlehensriickzahlung
durch die Schifffahrtsgesellschaft des Vierwaldstéttersees, Luzem von Fr. 71'456.
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H9-4061 FD - Steuern

1.  Politischer Leistungsauftrag mit Erlauterungen

1.1 Aktuelles Umfeld / Chancen und Risiken
Dank den Steuergesetzrevisionen 2005, 2008 und 2011 liegt die Steuerbelastung im Kanton Luzem seit 2013 ersimals leicht
unter dem Schweizer Mittelwert. Bei den juristischen Personen riickte der Kanton Luzern zur Spitzengruppe auf. In der
Mittelfristplanung steht nun der kantonale Nachvollzug der Unternehmenssteuerreform Il sowie weitere punktuelle
Steuerentlastungen (siehe regierungsrétliches Finanzleitbild 2013 - Anhang 3] an. Bei den natirlichen Personen ist u.a. der
Nachvollzug von gesellschaftlichen Veréinderungen im Bereich Sondersteuem (z. B. Gleichstellung der Konkubinatspaaren mit
Ehepaaren im Bereich der Erbschafts- und Handénderungssteuer analog den restlichen Innerschweizer Kantone) féllig.
Generell ist von einem weiteren Bevélkerungswachstum und somit Zunahme der Registerbesténde auszugehen. Die Auswirkungen
der konjunkiurellen Erholung, aber auch der Erfolg der Luzemer Steuerstrategie sind nur mit zeitlicher Verzégerung messbar.

1.2 Politischer Leistungsaufirag
Im Aufgabenbereich 4061 Steuern werden keine Leistungen im eigentlichen Sinn erbracht. Es geht um die Trennung der Kosten-
und Ertragspositionen aus der Steuerfakiurierung und den Anteilen von Bundessteuereinnahmen. Deshalb wird auf ein
Wirkungsmodell verzichtet.

1.3 Leistungsgruppen
1. Stevern Kanfon
2. Steuern Bund

1.4 Zielschwerpunkte und Indikatoren
Zielschwerpunkte
Da der Sonderbereich Steuern keine internen und externen Leistungen erbringt, wird auf ein Wirkungsmodell verzichtet.
Indikatoren Art R2012 B 2013 R 2013
keine

1.5 Statistische Messgrossen R 2012 B 2013 R2013
Staatssteuereinheiten 1.5 1.5 1.5
Verzugszinssatz 50% 50% 50%
Ausgleichszinssatz 0.75% 0.75% 0.5%
Wachstumsrate Ertrag laufendes Jahr; natiirliche Personen 29% 50% 57 %
Wachstumsrate Ertrag laufendes Jahr; juristische Personen 9.2% 6.0% 0.1%
Bemerkungen
Die Wachstumsrate des Ertrags aus dem laufenden Jahr von natirlichen Personen ist sehr hoch ausgefallen. Die Griinde liegen
sowohl in quantitativen (Bevékerungszunahme) wie auch in qualitativen (Einkommenszuwachs, Zuziger im mittleren/oberen
Einkommens- oder Vermdgenssegment) Effekten.
Die Wachstumsrate des Erfrages aus dem laufenden Jahr der juristischen Personen liegt unfer unseren Planungsannahmen. Ein
Ruickschluss auf den Erfolg der Steuerstrategie ist daraus aber noch nicht méglich. Die Fakturierung 2013 basiert i.d.R. auf
Vorjahresdaten. Zu diesem Zeitpunkt lag der Veranlagungstand der Vorperiode 2012 nahezu bei null Prozent. Das heisst die pro-
visorischen Rechnungen 2013 basieren auf Gewinn-/Kapitalfaktoren der Steuerperioden vor Steuergesetzanpassung. Die durch
die Stevergesetzrevisionen erwarteten méglichen Effekte konnten nicht systfematisch einfliessen.

2. Gesetzgebungsprojekte
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Bezeichnung Zeitraum
keine
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3. Massnahmen und Projekte (in Mio. Fr.)
Bezeichnung Vorhaben Zeitraum ER/IR Finanzielle Konsequenzen
Plan IST kum.  Erwartete
Endkosten
keine
4. Hochbauprojekte (via Investitionen kantonale Hochbauten finanziert; in Mio. Fr.)
Bezeichnung Vorhaben Zeitraum Finanzielle Konsequenzen
Plan IST kum.  Erwartete
Endkosten
keine
5. Weitere Massnahmen aus Strategie und Legislaturprogramm
Bezeichnung Vorhaben Zeitraum
Nachhaltige Steverpolitik
6. Entwicklung der Finanzen im Aufgabenbereich
6.1 Erfolgsrechnung
Aufwand und Ertrag (in Mio. Fr) R 2012 B 2013 R2013 Abw. Abw. %
31 Sach- und Gbriger Betriebsaufwand 7.7 8.410 6.438 -1.972 23.4%
34 Finanzaufwand 4.5 3.650 4114 0.464 12.7 %
36 Transferaufwand 6.0 6.043 7417 1.375 22.7 %
39 Interne Verrechnungen 16.0 16.486 15.985 -0.501 -3.0%
Total Aufwand 34.2 34.589 33.955 0.634 1.8%
40 Fiskalertrag ©51.8 -1'027.583  -1'008.664 18.918 -1.8%
42 Enigelte 4.0 -3.800 -3.747 0.053 1.4%
44 Finanzertrag -3.6 -3.600 -3.026 0.574 16.0%
46 Transferertrag -133.9  -148.263  -160.107  -11.844 8.0%
Total Ertrag -1'093.3  -1'183.246  -1'175.544 7.701 0.7%
Saldo - Globalbudget -1'059.1 -1'148.657 -1'141.589 7067 06%

Bemerkungen zur Erfolgsrechnung

Fir zuséizlich Angaben zu den Staatssteuereinnahmen verweisen wir auch auf die Erléuterungen zur Jahresrechnung im Anhang.
Geamthaft betréigt die SolHst-Abweichung dieses nicht einfach zu planenden Aufgabenbereiches nur rund 0,6 Prozent oder rund

7.1 Mio. Fr. Nachfolgend eine Sicht nach Kostenartengruppen:

31 Sach- und tbriger Betriebsaufwand:

Wir verzeichnen tiefere Abschreibungen von Steuerforderungen als in der Planung angenommen.

34 Finanzaufwand / 44 Finanzertrag:

Hahere Kosten fir Vorauszahlungs- bzw. positive Ausgleichszinsen sowie fir Inkassokosten fir Steuern sowie Mindereinnahmen

aus den Verzugszinsen/negativen Ausgleichzinsen auf Steuerforderungen.

36 Transferaufwand, 46 Transferertrag sowie 39 Infeme Verrechnungen:
Siehe nachfolgende Informationen zum Transferaufwand /-erfrag.

40 Fiskalertrag:

Die Staatssteuerertrdge der natirlichen Personen liegen insgesamt 1,2 Mio. Fr. unter den Budgetannahmen. Im Vergleich zum Jahr
2012 steigen die Staatsstevern der natirliche Personen total um 39,6 Mio. Fr. Die Staatsteuerertrdge der juristischen Personen
liegen 18,0 Mio. Fr. unter Budget. Die Staatssteuern der juristischen Personen liegen jedoch um total 19,4 Mio. Fr. iber dem
Vorjahresergebnis 2012. Die ibrigen Stevern [Personalstever, Liegenschaftsstever, Grundstiickgewinnsteuer, Handénderungs-

stever, Erbschaftsstever) sind rund 0,3 Mio. Fr. héher als budgetiert.

Gesamthaft betréigt die IstAbweichung des Fiskalertrages zum Budget 2013 minus 18,9 Mio. Fr. oder rund -1.8 %.
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Informationen zu den Leistungsgruppen (in Mio. Fr.)

1. Stevern Kanton R 2012 B 2013 R 2013 Abw.  Abw.%
Total Aufwand 15.5 15.6 13.6 1.9 12.4%
Total Ertrag 059 4 -1'035.0 -1'015 .4 19.5 1.9%
Saldo 943.9 -1'019.4 -1'001.8 17.6 1.7 %
2. Stevern Bund R 2012 B 2013 R 2013 Abw. Abw. %
Total Aufwand 18.7 19.0 20.3 1.3 68%
Total Ertrag -133.9 -148.3 -160.1 -11.8 8.0 %
Saldo -115.2 -129.2 -139.8 -10.6 8.2%
Information zum Transferaufwand/Transferertrag

(in Mio. Fr.) R 2012 B 2013 R 2013 Abw. Abw. %
36024002 LSVA Uberweisung an Gemeinden 1.8 1.832 1.776 0.056 -3.0%
36110001 Entschédigungen an Kantone und Konkordate 0.6 0.700 2.098 1.398 199.8 %
36120001 Entsché&digungen an Gemeinden 3.6 3.511 3.543 0.032 0.9%
Total Transferaufwand 6.0 6.043 7.417 1.375 227 %
46000000 Anteil an direkter Bundessteuer 95.5 -103.945 -116.714 -12.769 123%
46000001 Anteil an Verrechnungssteuer -20.5 -26.000 25.632 0.368 1.4%
46000008 Anteil am Ertrag LSVA -17.8 -18.318 -17.761 0.557 3.0%
Total Transferertrag -133.9  -148.263 -160.107  -11.844 8.0%

Bemerkungen zum Transferaufwand / Transferertrag
LSVA-Verteiler:
10 % an Gemeinden (36 Transferaufwand)

70 % an Strassenbau (39 Interne Verrechnungen: Aufgabe H6-2050, BUWD - Strassen)
20 % an Finanzierung &V (39 Interne Verrechnungen: Aufgabe H6-2052, BUWD - Offentlicher Verkehr)

Entschadigungen an Kantone: Repartitionszahlungen der direkten Bundessteuer an andere Kantone.
Entschadigungen an Gemeinden: Veranlagungsentschadigungen und Inkassoprovisionen.

Anteil direkte Bundessteuer: Bei der direkten Bundessteuer fallen einige a.o. Nachzahlungen juristischer Personen ins Gewicht.
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H9-6661 JSD - Finanzausgleich

1. Politischer Leistungsauftrag mit Erlauterungen

1.1 Aktuelles Umfeld / Chancen und Risiken
Keine Verdnderungen gegeniber dem Planjahr.

Der Finanzausgleich ist ein erfolgreiches Ausgleichs-Instrument. Mit dem Instrument des Wirkungsberichts besteht die Chance zur
periodischen Uberprifung und allfélligen Anpassung des Systems. Trotzdem steigt der Reformdruck auch auf die Gemeinden.

1.2 Politischer Leistungsauftrag
Die notwendigen Berechnungen der ordentlichen Leistungen aus dem Finanzausgleich erfolgen termingerecht und fehlerfrei, die
Zahlungen werden rechtzeitig ausgelést und die Gesuche um Sonderbeitrdge formell korrekt abgewickelt.

Das Projekt Wirkungsbericht Finanzausgleich wird unter Beriicksichtigung der erforderlichen Zeit fir allféllige externe Abklarungen,
den Einbezug des Verbands der luzemer Gemeinden vorbereitet und strukturiert.

1.3 Leistungsgruppen
1. Finanzausgleich

1.4 Zielschwerpunkte und Indikatoren
Zielschwerpunkte
Periodische Uberprifung der Wirkung des Finanzausgleichs mit allfélligen Vorschlégen zur Systemanpassung
Indikatoren Art R 2012 B 2013 R 2013
SteverfussDifferenz zwischen 25. und 75. Perzentil in  in Einh. 0.35 0.35 0.40
Steverzehnteln
Anteil Gemeinden, die Vorgaben bei mindestens fiinf rel. 88 % 80 % 84 %
von sieben Finanzkennzahlen einhalten
Anzahl gutgeheissene Beschwerden abs. 0 0 0
Bemerkungen
Der Planungsbericht des Regierungsrates an den Kantonsrat tber die Wirkung und die Zielerreichung des Finanzausgleichs
(Wirkungsbericht 201 3) wurde erarbeitet. Die parlamentarische Beratung findet in der Mé@rz-Session 2014 statt.

1.5 Statistische Messgréssen R 2012 B 2013 R2013
Finanzausgleichszahlungen, Anteil Kanfon, in Mio. Fr. 129.3 129.5 129.5
Sonderbeifragszahlungen in Mio. Fr. 2.5 21.8 21.8
Bemerkungen
Sonderbeitragszahlungen siehe Punkt 6.1 Erfolgsrechnung und Informationen zum Transferaufwand.

2. Gesetzgebungsprojekte
Bezeichnung Zeitraum
keine

3. Massnahmen und Projekte (in Mio. r.)

Bezeichnung Vorhaben Zeitraum ER/IR Finanzielle Konsequenzen

Plan IST kum.  Erwartete
Endkosten

keine
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4. Hochbauprojekte (via Investitionen kantonale Hochbauten finanziert; in Mio. Fr.)

Bezeichnung Vorhaben Zeitraum Finanzielle Konsequenzen
Plan  IST kum.  Erwartete
Endkosten
keine

5. Weitere Massnahmen aus Strategie und Legislaturprogramm

Bezeichnung Vorhaben Zeitraum
Wirkungsbericht (Kosten sind bei 6660 Dienstleistungen fir Gemeinden ausgewiesen 2013

6. Entwicklung der Finanzen im Aufgabenbereich

6.1 Erfolgsrechnung

Aufwand und Ertrag (in Mio. Fr) R 2012 B 2013 R 2013 Abw. Abw. %
36 Transferaufwand 148.9 171.330 171.330 0.000 00%
Total Aufwand 148.9 171.330 171.330 0.000 0.0%
46 Transferertrag -19.6 -20.055 -20.055 0.000 0.0%
Total Ertrag -19.6 20.055 -20.055 0.000 0.0%
Saldo - Globalbudget 129.3 151.275 151.275 0.000 0.0%

Bemerkungen zur Erfolgsrechnung

Information zum Transferaufwand/Transfererirag

(in Mio. Fr.) R2012 B 2013 R 2013 Abw. Abw. %
36220001 FA: Ressourcenausgleich 81.6 80.220 80.220 0.000 0.0%
36220002 FA: Soziodemographischer Ausgleich 12.0 18.380 18.380 0.000 0.0%
36220003 FA: Geografisch-opografischer Ausgleich 228 20.790 20.790 0.000 0.0%
36220004 FA: Bildungslastenausgleich 24.1 23.950 23.950 0.000 0.0%
36220005 FA: Infrastrukiurlastenausgleich 6.0 6.190 6.190 0.000 0.0 %
36220006 FA: Sonderbeitrage 2.5 21.800 21.800 0.000 0.0%
Total Transferaufwand 1489  171.330  171.330 0.000 0.0%
46220007 FA: Horizontaler Finanzausgleich -19.6 -20.055 -20.055 0.000 0.0 %
Total Transferertrag -19.6 -20.055 -20.055 0.000 00%

Bemerkungen zum Transferaufwand / Transferertrag
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1. Erfolgsrechnung

Artengliederung Anhang Rechnung Budget Rechnung Differenz zu B 2013
in Mio. Fr. Kapitel 6.2 2012 2013 2013 absolut %
3 Aufwand 3'542,7 3'596,1 3'631,7 356 1,00%
30 Personalaufwand 1 627,2 631,9 612,3 -19,7 -3,1%
300 Behérden, Kommissionen und Richter 24,3 25,5 24,4 -1,1 4.2 %
301 Lohne Verwaltungs- und Betriebspersonal 315,1 320,5 316,1 4,4 -1,4%
302 Lohne der Lehrkrafte 174,0 178,3 178,3 0,0 0,0 %
303 Tempordre Arbeitskrdfte 4,1 3,7 0,6 -3,1 -85,0%
304  Zulagen 1,5 11 1.4 0,3 25,7 %
305  Arbeitgeberbeitrége Q6,7 93,2 85,0 -8,2 -8,8 %
306 Arbeitgeberleistungen 54 1,9 0,3 -1,6  -822%
309 Ubriger Personalaufwand 6,1 77 6,1 -1.6 210%
31 Sach- und Ubriger Betriebsaufwand 2 219,8 227.,8 225,9 -1,9 -0,8 %
310  Material und Warenaufwand 32,4 34,9 32,6 -2.3 -6,5%
311 Nicht akfivierbare Anlagen 9,4 14,8 13,3 1,6 -10,5%
312 Wasser, Energie, Heizmaterial 8,1 8,2 9.1 0,9 10,8 %
313 Dienstleistungen und Honorare 48,0 45,7 48,9 3,2 6,9 %
314 Baulicher Unterhalt 42,2 37,3 45,3 7.9 21,3 %
315 Unterhalt Mobilien und immaterielle Anlagen 17,3 20,7 18,9 -1.8 -8,8 %
316 Miefen, leasing, Pachten, Benitzungsgebihren 35,7 39,1 30,5 -8,6 -220%
317 Spesenentschadigungen 6,5 6,6 7,5 0,8 12,1%
318  Wertberichtigungen auf Forderungen 16,0 15,6 15,8 0,2 1.1%
319  Verschiedener Betriebsaufwand 4,3 4,7 4,1 -0,6 -13,5%
33 Abschreibungen Verwaltungsvermégen 3 127,8 132,8 128,8 -4,0 -3,0%
330  Sachanlagen Verwaltungsvermégen 116,7 120,3 116,9 -3,3 -2.8%
332  Abschreibungen Immaterielle Anlagen 11,0 12,6 11,9 -0,7 -57%
34 Finanzaufwand 4 40,2 36,5 34,5 -2,0 -5,5%
340  Zinsaufwand 32,0 28,4 28,1 -0,3 -1,1%
341 Realisierte Kursverluste 0,0 - 0,0 0,0 -
342 Kapitalbeschaffungs- und Verwaltungskosten 0,3 0,4 0,5 0,0 9.7 %
343 liegenschaftenaufwand Finanzvermégen 0,9 3,1 0,5 -2,5  -827%
344 Wertberichtigungen Anlagen Finanzvermégen 1,6 - 0,0 0,0 -
349  Verschiedener Finanzaufwand 5,3 4,6 5,3 0,8 16,9%
35 Einlagen in Fonds 5 7,8 15,1 15,1

350 Einlagen in Fonds /.8 15,1 15,1

36 Transferaufwand 6 1'656,9 1'704,4 1'715,8 11,4 0,7 %
360 Ertragsanteile an Dritte 4,0 3,8 4.6 0,8 21,1 %
361 Entschédigungen an Gemeinwesen 27,8 31,3 34,8 3,5 11,1%
362 Finanz- und Lastenausgleich 154,8 1771 1771 0,0 0,0 %
363 Beitrdge an Gemeinwesen und Dritte 1'449 .3 1'469,8 1'476,0 6,2 0,4 %
366 Abschreibungen Investitionsbeitrége 21,0 22,3 22,8 0,5 22 %
369  Verschiedener Transferaufwand - 0,5 0,5 -
37 Durchlaufende Beitréige 7 448,2 445,0 464,7 19,6 4,4 %
370 Durchlaufende Beitrége 448,2 445,0 464,7 19,6 4.4 %
39 Interne Verrechnungen 8 414,8 417,6 434,7 17,1 4,1 %
390  Material und Warenbeziige 6,5 6,7 6,0 -0,7  -109%
391 Dienstleistungen 83,5 84,2 88,2 4.0 4,8%
392 Pacht, Mieten, Beniitzungskosten 77.6 79,1 79,3 0,2 0,3 %
394 Kalkulatorische Zinsen und Finanzaufwand 89,9 95,8 89,1 -6,7 -70%
395 Plan- und ausserplanmdssige Abschreibungen 0,1 - 0,3 0,3 -
308 Uberfrogungen 151,3 146,4 165,8 19,4 13,2 %
399 Ubrige interne Verrechnungen 6,0 5,5 6,1 0,6 10,7 %
+ = Aufwand bzw. Verschlechterung / — = Ertrag bzw. Verbesserung
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Artengliederung Anhang Rechnung Budget Rechnung Differenz zu B 2013
in Mio. Fr. Kapitel 6.2 2012 2013 2013 absolut %
4 Ertrag -3'485,3 -3'564,5 -3'636,9 -72,4 -2,0%
40 Fiskalertrag o -1'048,7 -1'123,2 -1'107,6 15,6 1,4%
400 Direkte Steuern natiirliche Personen -/50,7 -/91,5 -790,4 1,2 0,1%
401 Direkfe Steuern juristische Personen —94,1 -131,5 -113,5 18,0 13,7 %
402 Ubrige Direkte Steuern -107,2 -104,7 -104,9 -0,3 -0,3 %
403 Besitz- und Aufwandsteuern -96,8 -95,5 -98,8 -3,3 -3,4 %
41 Regalien und Konzessionen 10 -57,9 -52,9 -59,0 -6,2 -11,6%
410 Regalien -0,6 -0,6 -0,6 0,0 6,3 %
411 Schweizerische Nationalbank -31,7 -31,8 -32,0 -0,2 -0,6 %
412 Konzessionen =54 =57 -6,3 -0,6 -99%
413 Ertragsanteile an Lotterien, SportToto -20,1 -14,8 -20,2 54 -36,8%
42 Entgelte 1 -205,7 -201,9 -204,0 -2,1 -1,0%
420 Ersatzabgaben -1.9 - 2.7 2.7 -
421 Gebihren fur Amishandlungen -76,8 -79,2 -79,3 -0,1 -0,1%
422 Spital- und Heimtaxen, Kostgelder 9.5 -8,6 -10,1 -1.5 =176%
423 Schul und Kursgelder -8,0 -8,0 -8,3 -0,4 -4.5%
424 Benitzungsgebihren und Dienstfleistungen -22.4 -21,7 -20,9 0,7 3,4%
425 Erlés aus Verkaufen -16,2 -16,3 -16,3 -0,1 -0,5%
426 Ruckerstattungen -24,9 =229 -21,0 1,9 8,4 %
427 Bussen -34,9 -34,9 -33,6 1,3 3,8%
429 Ubrige Enigelie 112 -103 =117 14 -131%
43 Verschiedene Ertrage -0,5 -0,3 -1,1 -0,9 -3552%
430  Verschiedene Ertréige -0,3 -0,3 -0,3 -0,0 -59%
431  Aktivierung Eigenleistungen -0,3 -0,9 -0,9

44 Finanzertrag 4 -128,4 -118,7 -130,4 -11,7 -9,8%
440 Zinsertrag -5,2 4,1 -3,9 0,2 57 %
441 Realisierte Gewinne Finanzvermégen -1,8 0,1 =5,1 -50 4951 %
447 Beteiligungsertrag Finanzvermdgen -12,6 -12,5 -12,7 -0, 1 -1,0%
443 Liegenschaftenertrag Finanzvermégen -9.9 -6,9 4,1 2.8 40,9 %
444 Wertberichtigungen Anlagen Finanzvermégen 2,4 9,1 9,1 -
445 Finanzertrag aus Darlehen und Beteiligungen 74,7 -68,7 -68,8 -0,1 -0,1%
446 Finanzertrag von &ffentlichen Unternehmungen -0,5 -2,5 4,1 -1,6  -62,3%
447 liegenschaftenerirag Verwaltungsvermdgen -21,2 -23,8 22,7 1,2 49 %
449 Ubriger Finanzertrag - -0,1 -0,1 -
45 Entnahmen aus Fonds 12 -5,3 -1,5 -13,5 -12,1 -828,7 %
450 Entnahme aus Fonds -5,3 -1,5 -13,5 -12,1 -828,7%
46 Transferertrag 13 =1'175,7 -1'203,4 -1'221,9 -18,5 -1.5%
460 Ertragsanteile -149,1 -163,4 -175,2 -11,8 -7 .2%
461 Entschédigungen von Gemeinwesen -38,4 -40,4 —44,0 -3,6 -90%
462 Finanz- und Lastenausgleich -390,1 -396,2 -395,9 0,3 0,1%
463 Beitrage von Gemeinwesen und Dritten -583,7 -587,9 -591,1 -3,2 -0,5%
466 Auflésung passivierter Investiionsbeitrdge -13,7 -15,2 -15,6 -0,4 2.6%
469 Verschiedener Transferertrag -0,8 -0,3 -0,1 0,2 68,7 %
47 Durchlaufende Beitrége 7 -448,2 —-445,0 —464,7 -19,6 -4,4%
470 Durchlaufende Beitrége -448,2 -445,0 -464,7 -19,6 -4,4%
49 Interne Verrechnungen 8 -414,8 -417,6 -434,7 -17,1 4,1 %
490  Material und Warenbeziige -6,5 -6,7 -6,0 0,7 9.8%
49] Dienstleistungen -83,5 -84,2 -88,2 -4,0 4,7 %
492 Pacht, Mieten, Beniitzungskosten /7,6 =791 -79,3 -0,2 -0,3%
494 Kalkulatorische Zinsen und Finanzaufwand -89,9 -05,8 -89, 1 6,7 7,0%
495 Plan- und ausserplanmdssige Abschreibungen -0,1 - -0,3 -0,3 -
498 Ubertragungen -151,4 -146,4 -165,8 -19,4 -13,3%
499 Ubrige inferne Verrechnungen -5,8 -5,5 -6,0 -0,5 -8,8 %
+ = Aufwand bzw. Verschlechterung / — = Erfrag bzw. Verbesserung
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2. Investitionsrechnung

Artengliederung Anhang Rechnung Budget Rechnung Differenz zu B 2013
in Mio. Fr. Kapitel 6.2 2012 2013 2013 absolut %
5 Investitionsausgaben 208,3 195,2 179,7 -15,5 -8,0 %
50 Sachanlagen 14 130,1 144,2 122,0 -22,2 -15,4 %
500  Grundstiicke 0,3 - 0,2 0,2 -
501 Strassen/Verkehrswege 36,9 70,5 54,2 -16,3 -23,1%
502  Wasserbau 14,7 16,2 20,8 4,7 28,9 %
503 Ubriger Tiefbau 6,2 3,7 3,2 -0,5 12,7 %
504  Hochbauten 49,0 42,8 34,2 -8,6 -20,2 %
506  Mobilien 23,1 11,1 9,5 -1,6 -14.8 %
51 Investitionen auf Rechnung Dritter 22,3 13,4 17,6 4,2 -31,2%
511 Strassen 2,4 - 3,7 3,7 -
513 Ubriger Tiefoau 19,9 13,4 13,9 0,5 3,8%
52 Immaterielle Anlagen 15 10,2 11,4 7,6 -3,7 -32,9%
520  Software 6,5 8,2 3,8 -4.4 -53,6%
529 Ubrige immaterielle Anlagen 3,8 3,1 3,8 0,7 21,2 %
54 Darlehen 8,5 1,7 1,7 0,0 0,4 %
542 Gemeinden und Gemeindezweckverbdnde 1,2 A4 0,3 -0,1 -14,3%
544 Offentliche Unternehmungen 5,7 - 0,0 0,0 -
545 Private Unternehmungen 1,5 1,0 1,0 -0,0 -2,4%
546 Private Organisationen ohne Erwerbszweck 0,2 0,3 0,4 0,1 23,1 %
56 Eigene Investitionsbeitrage 16 22,7 15,1 18,6 3,5 22,9 %
561 Kantone und Konkordate - - - - -
562 Gemeinden und Gemeindezweckverbdnde 4.6 0,2 1.6 1,3 563,6 %
564 Offentliche Unternehmungen 8,8 6,1 5,6 -0,5 -8,5%
565 Private Unternehmungen 8,4 8,8 11,1 2,3 26,2 %
566 Private Organisationen ohne Erwerbszweck 0,9 - 0,3 0,3 -
567 Private Haushalte 0,0 - -

57 Durchlaufende Investitionsbeitrage 14,5 9,4 12,1 2,7 29,3 %
570  Bund - - - - -
572 Gemeinden und Gemeindezweckverbénde 1,3 5,2 2,0 -3,2 -61,5%
575 Private Unternehmungen 3,6 4,2 3,2 -1,0 -23,9%
577 Private Haushalte 9,5 6,9 6,9 -
6 Investitionseinnahmen -68,4 =571 -63,8 -6,7 -11,7%
60 Abgang Sachanlagen -0,1 -0,4 -0,4

601 Abgang von Strassen - -0,1 -0,1

604 Abgang Hochbauten - -0,2 -0,2

606  Abgang Mobilien -0,1 -0,2 -0,2

61 Rickerstattungen -22,3 -13,4 -17,6 -4,2 -31,2%
611 Strassen -2,4 - =3,7 -3,7 -
613 Tiefbau -19.9 -13,4 -13,9 -0,5 -3,8%
+ = Ausgaben bzw. Verschlechterung / — = Einnahmen bzw. Verbesserung
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Artengliederung Rechnung Budget Rechnung Differenz zu B 2013
in Mio. Fr. Anhang Ziffer 2012 2013 2013 absolut %
63 Investitionsbeitrage fir eigene Rechnung 17 -29,1 -31,9 -30,9 0,9 3,0%
630  Bund -16,9 -19,9 -19,5 0,4 2,0%
631 Kantone und Konkordate - - -0,2 -0,2 -
632 Gemeinde und Gemeindezweckverbdnde =111 -10,9 -9.8 11 10,3 %
634 Offentliche Unternehmungen -0,0 -0,1 -0,1 0,0 29.7 %

636 Private Organisationen ohne Erwerbszweck - -
1 -0,9 =1,3 -0,4 -42,6 %

637 Private Haushalte -1

64 Rickzahlung von Darlehen -2,3 -2,4 -2,7 -0,2 -9.5%
642 Gemeinde und Gemeindezweckverbande -1,2 -1,3 -1,2 0,1 6,7 %
644 Offentliche Unternehmungen -0,3 -0,5 -0,8 -0,3 -66,5%
645 Private Unternehmungen -0,5 -0,4 -0,5 -0, 1 -20,5%
646 Private Organisationen ohne Erwerbszweck -0,2 -0,2 -0,1 0,1 40,7 %
647 Private Haushalte -0,0 -0,0 -0,0 0.0 54,0%
66 Rickzahlung eig. Investitionsbeitrdge -0,1 -0,0 -0,0 00 -152,5%
661 Kantone und Konkordate - -0,0 - 0,0 100,0 %
665 Private Unternehmungen -0,1 - -0,0 -0,0 -
67 Durchlaufende Investitionsbeitrage 18 -14,5 -9.4 -12,1 2,7 -29.3 %
670 Bund -14.,5 9,4 =121 2,7 -29,3%

+ = Ausgaben bzw. Verschlechterung / — = Einnahmen bzw. Verbesserung
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3. Geldflussrechnung

in Mio. Fr. Anhang Rechnung Budget Rechnung Differenz zu B 2013
Kapitel 6.2 2012 2013 2013 absolut %
Gesamtergebnis Erfolgsrechnung =574 -31,6 5,2 36,8 1164%
Abschreibungen Verwaltungsvermogen 148,2 155,2 151,6 -3,6 -2.3%
Wertberichtigung Anlagen Finanzvermégen -0,8 - 9.1 -9.1 -
Auflésung passivierter Investitionsbeitrdge -13,7 -15,2 -15,6 -0,4 -2.6%
Erfolg aus Verdusserung Anlagevermégen -1,8 -0,1 -5,0 -49 4914 %
Veranderung Forderungen -14,7 - -32,2 -32,2 -
Veranderung aktive Rechnungsabgrenzung (fir Erfolgsrech- -16,4 -11,2 -49,0 -37,8 -337,6%
nung)
Veranderung Vorréte und angefangene Arbeiten 0,2 -0,0 -0,0
Veranderung laufende Verbindlichkeiten -49.3 Q2.7 Q2.7 -
Veranderung passive Rechnungsabgrenzung (fir Erfolgs- Q6,1 12,8 -52,4 -65,2 -509,5 %
rechnung)
Veranderung Rickstellungen (fir Erfolgsrechnung 1,5 -6,6 -20,9 -14,3 2172 %
Verdnderung Fonds im Fremdkapital 2,3 -1,9 4.4 6,3 333,8%
Geldfluss aus betrieblicher Tatigkeit 19 94,1 101,4 69,7 -31,7 -31,3%
Investitionen Sachanlagen -122,4 -149,9 -133,5 16,4 109%
Investitionen auf Rechnung Dritter -28,8 -14.8 -16,8 -20 -13,8%
Investitionen immaterielle Anlagen -10,2 -114 7.7 3,7 32,7 %
Investitionen Darlehen und Beteiligungen -8,5 -1.7 —1.7 -0,0 -0,4 %
Eigene Investitionsbeitrége 22,7 -15,1 -13,9 1,2 7.9 %
Durchlaufende Investitionsbeitréige -14,3 -9.4 -12,1 -28 -295%
Celdabfluss aus Investitionstdtigkeit Verwaltungsvermégen -206,9 -202,3 -185,8 16,5 8,1%
Devestitionen Sachanlagen 0,2 0,1 1,3 1,2 1'241,2%
Rickerstattungen 36,2 19,6 17,9 -1,7 -8,8 %
Investitionsbeitréige fir eigene Rechnung 33,3 42,0 36,4 =56 -13,3%
Rickzahlungen Darlehen, Ubertragung Beteiligungen 2,3 2,4 2,7 0,2 Q5%
Rickzahlungen eigener Beitrage 0,1 0,0 0,0 00 1525%
Durchlaufende Beitrége 14,2 9.4 12,1 2,7  29.3%
Geldzufluss aus Investitionstétigkeit Verwaltungsvermégen 86,3 73,5 70,4 -3,1 4.2 %
Geldfluss aus Investitionstatigkeit Verwaltungsvermégen -120,6  -128,8 -115,4 13,4 10,4 %
Celdfluss aus Finanzanlagen Finanzvermégen 11,2 8,1 8,1
Geldfluss aus Sachanlagen Finanzvermégen 3,5 3,8 3,8
Geldfluss aus Investitionstatigkeit Finanzvermégen 14,7 11,9 11,9
Geldfluss aus Investitionstatigkeit 20 =-105,9 -128,8 -103,5 25,3 19,6 %
Verdnderung kurzfristige Finanzverbindlichkeiten 11,7 - 15,5 15,5 -
Veranderung langfristige Finanzverbindlichkeiten exklusive -122,3 27,4 15,1 -12,3 -450%
Investitionsbeitréige
Geldfluss aus Finanzierungstatigkeit 21 -10,5 27,4 30,6 32 11,8%
Verénderung fliissige und geldnahe Mittel 22 -22,4 - -3,2 -3,2 -
Flissige und geldnahe Mittel zu Beginn der Periode 38,5 39,0 16,2 -22,8  -58,6%
Flussige und geldnahe Mittel am Ende der Periode 16,2 39,0 13,0 -26,0 66,7 %
Finanzpolitische Steuergréssen:
CeldflussInvestitions-Verhalmis in % 780%  787%  604% -183%
Geldfluss aus betrieblicher Tatigkeit und aus Investitions- 26,5 -27.4 45,7 -18,3  -66,7 %

tatigkeit ins Verwaltungsvermdgen

+ = Geldzufluss bzw. Verbesserung / — = Geldabfluss bzw. Verschlechterung
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4. Bilanz

per 31. Dezember Anhang Rechnung Rechnung Differenz zu R12
in Mio. Fr. Kapitel 6.2 2012 2013 absolut %
100 Flussige Mittel und kurzfristige Geldanlagen 23 16,2 13,0 -3,2 -19.7 %
101 Forderungen 24 535,1 567,2 32,2 6,0%
102 Kurzfristige Finanzanlagen 25 6,0 1.6 4.4 =732 %
104 Akfive Rechnungsabgrenzungen 26 268,5 312,3 43,8 16,3 %
106 Vorrdte und angefangene Arbeiten 27 3,0 3,1 0,0 1.0%
Finanzvermdgen 828,8 897,2 68,4 8,2%
Umlaufvermégen 828,8 897,2 68,4 8,2 %
107 Finanzanlagen 28 510,4 4924 -18,0 -3,5%
108 Sachanlagen Finanzvermégen 29 126,2 1259 -0,3 -0,2 %
Finanzvermogen 636,6 618,3 -18,3 -2,9%
140 Sachanlagen W 30 3'209,0 3'213,6 4,6 0,1%
142 Immaterielle Anlagen 31 42,3 38,1 4,2 -10,0 %
144 Darlehen 32 3414 340,4 -1,0 -0,3 %
145 Beteiligungen, Grundkapitalien 33 673,0 673,0 0,0 00%
146 Investitionsbeitréige 34 4425 438,3 4,2 -0,9%
Verwaltungsvermégen 4708, 1 4'703,3 -4,8 -0,1%
Anlagevermégen 5'344,7 5'321,6 -23,0 -0,4 %
Total Aktiven 6'173,5 6'218,8 45,3 0,7 %
200 Laufende Verbindlichkeiten 35 -188,3 -281,0 -92,7 49,2 %
201 Kurzfristige Finanzverbindlichkeiten 36 -222,8 -230,9 -8,0 -3,6%
204 Passive Rechnungsabgrenzungen 37 -323,2 -265,1 58,1 18,0 %
205 Kurzfristige Riickstellungen 38 -36,0 -27,6 8,4 23,4 %
Kurzfristiges Fremdkapital -770,3 -804,6 -34,3 4,4 %
206 Langfristige Finanzverbindlichkeiten 30 -1'476,5 -1'507,0 -30,4 -21%
208 Langfristige Rickstellungen 38 -59,9 -47.4 12,5 20,9 %
209 Fonds im Fremdkapital 40 -36,5 -41,0 -4.,4 -12,2%
langfristiges Fremdkapital -1'572,9 -1'595,3 -22,3 -1.4%
Fremdkapital -2'343,2 -2'399,8 -56,6 2,4%
291 Fonds im Eigenkapifal 4 -51,8 -68,9 =171 -33,0%
295/6  Ubriges Eigenkapital -3'033,1 -3'016,6 16,5 0,5%
299 Bilanziberschuss/fehlbetrag —745 .4 -733,5 11,9 1,6%
Eigenkapital 41 -3'830,3 -3'819,0 11,3 0,3%
Total Passiven -6'173,5 -6'218,8 -45,3 -0,7 %
Positionen geméss HRM 2 zur Information:
10 Total Finanzvermégen 1'465,4 1'515,5 50,1 3,4%
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Eigenkapitalnachweis

Fonds im ibriges Eigenkapital Bilanziberschuss Total Eigenkapital
Eigenkapital

Aufwertungsreserven  Neubewertungs-  Jahresergebnis  Kumulierte Ergeb-

reserve FV nisse der Vorjahre
Bestand 1.1.2012 -33,1 -2'522,1 -489,2 -821,5 -3'865,9
Jahresergebnis - 57.4 57,4
Verbuchung Jahresergebnis -18,6 =574 76,0 -
Verénderung Neubewertungsreserve FV -21,8 - -21,8
Sonstige Transakfionen - - -
Bestand 31.12.2012 -51,8 -2'522,1 -511,0 —/45,4 -3'830,3
in Mio. Fr. Fonds im ibriges Eigenkapital Bilanziberschuss Total Eigenkapital

Eigenkapital

Aufwertungsreserven  Neubewertungs-  Jahresergebnis  Kumulierte Ergeb-

reserve FV nisse der Vorjahre
Bestand 1.1.2013 -51,8 -2'522,1 -511,0 -/45,4 -3'830,3
Jahresergebnis - =52 =52
Verbuchung Jahresergebnis =171 52 11,9 -
Veranderung Neubewertungsreserve FV 16,5 16,5
Sonstige Transakfionen - - - - S
Bestand 31.12.2013 -68,9 -2'522,1 -494.6 -/33,5 -3'819,0
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6.1 Grundlagen
Der vorliegende Jahresbericht basiert auf dem Gesetz iber die Steuerung der Finanzen und leistungen
(FLG, SRL Nr. 600). Die Ausfilhrungsbestimmungen sind in der Verordnung (FLV; SRL Nr. 600a) gere-

gelt. Das Handbuch Finanzen und Leistungen (FLH) enthélt VWeisungen zur Umsetzung der Vorschriften
aus dem Gesetz und der Verordnung.

6.1.1 Angewendetes Regelwerk

Das angewendete Regelwerk sind die International Public Sector Accounting Standards (IPSAS). Unser
Rat hat im Anhang 1 zur FLV die fir die Rechnungslegung des Kantons massgeblichen Normen und
die Abweichungen davon aufgefihrt:

IPSAS 1, Darstellung des Abschlusses, Stand Dezember 2006

IPSAS 2, Geldflussrechnung, Stand Mai 2000

IPSAS 3, Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden, Anderungen von Schétzungen und Fehler, Stand

Dezember 2006

IPSAS 4, Auswirkungen von Anderungen der Wechselkurse, Stand Dezember 2006

IPSAS 6, Konsolidierte und Einzelabschlisse, Stand Dezember 2006; Abweichung: der Konsolidie-
rungskreis wird geméss § 42 FLG festgelegt; allgemeine Abweichung: der Anhang der konsolidierten

Rechnung enthdlt nicht alle von den IPSAS verlangten Offenlegungen.

IPSAS 7, Anteile an assoziierten Einheiten, Stand Dezember 2006; Abweichung: die Bewertungsme-
thode fir Organisationen, auf die ein wesentlicher Einfluss besteht, wird geméass § 44 FLG festgelegt.

IPSAS 8, Anteile an Joint Ventures, Stand Dezember 2006; Abweichung: die Bewertungsmethode fir
Organisationen, die gemeinschaftlich gefihrt werden, wird geméss § 44 FLG festgelegt.

IPSAS 9, Ertréige aus Transaktionen mit zurechenbarer Gegenleistung (Lieferungen und Leistungen),

Stand Juli 2001

IPSAS 10, Rechnungslegung in Hochinflationsléndem, Stand Juli 2001
IPSAS 11, Bau- und Fertigungsauftrdge, Stand Juli 2001

IPSAS 12, Vorréte, Stand Dezember 2006

IPSAS 13, leasingverhdlinisse, Stand Dezember 2006

IPSAS 14, Ereignisse nach dem Abschlussstichtag, Stand Dezember 2006

IPSAS 15, Finanzinstrumente — Offenlegung und Darstellung, Stand Dezember 2001; Abweichung:
der Anhang der Jahresrechnung enthalt nicht alle von den IPSAS verlangten Offenlegungen.

IPSAS 16, Als Finanzinvestition gehaltene Immobilien, Stand Dezember 2006; Abweichung: Ande-

rungen des Verkehrswerts Gber dem Anschaffungswert werden erfolgsneutral verbucht.

IPSAS 17, Sachanlagen, Stand Dezember 2006
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IPSAS 18, Segmentberichterstattung, Stand Juni 2000; Abweichung: die Segmentberichterstattung der
Jahresrechnung enthdlt nicht alle von den IPSAS verlangten Informationen; es erfolgt keine konsolidier-
te Segmentberichterstattung.

IPSAS 19, Rickstellungen, Eventualverbindlichkeiten und Eventualforderungen, Stand Oktober 2002

IPSAS 20, Angaben iber Beziehungen zu nahestehenden Einheiten und Personen, Stand Oktober
2002

IPSAS 21, Wertminderung nicht zahlungsmitielgenerierender Vermégenswerte, Stand Februar 2008

IPSAS 23, Ertrége aus Transaktionen ohne zurechenbare Gegenleistung (Steuern und Transfers), Stand

Dezember 2006
IPSAS 24, Darstellung von Budgetinformationen, Stand Dezember 2006

IPSAS 25, leistungen an Arbeitnehmer, Stand Februar 2008; Abweichung: Vorsorgeverpflichtungen
werden gemass FER 16 bilanziert.

IPSAS 26, Wertminderung zahlungsmitielgenerierender Vermagenswerte, Stand Februar 2008

Swiss GAAP FER 16, Vorsorgeverpflichtungen

6.1.2 Rechnungslegungsgrundsatze

Unsere Rechnungslegung basiert auf den Grundsétzen der Verstandlichkeit, der Wesentlichkeit, der
Zuverldssigkeit, der Vergleichbarkeit, der Fortfihrung, der Brutiodarstelling und der Periodengerech-
figkeit.

Der Grundsatz der Verstandlichkeit stellt sicher, dass die Informationen der Rechnungslegung ver-
standlich und nachvollziehbar sind. Die Lesenden erhalten rasch einen Uberblick iber die finanzielle
Llage des Kanfons Luzemn. Auf komplexe Erérterungen wird wo méglich verzichtet, jedoch werden we-
sentliche Informationen aus Griinden der Verstandlichkeit nicht weggelassen.

Nach dem Grundsatz der Wesentlichkeit werden sémiliche Informationen offengelegt, die einen Ad-
ressanten in der Entscheidungsfindung beeinflussen kénnen. Uber die Wesentlichkeit wird somit immer
im konkrefen Kontext entschieden.

Nach dem Grundsatz der Zuverldssigkeit sind die versffentlichen Informationen verl@sslich. Sie ent-
halten keine wesentlichen Fehler, Verzerrungen oder Manipulationen. Aus dem Aspekt der Zuverlds-
sigkeit werden folgende Prinzipien abgeleitet:

— Glaubwirdige Darstellung und wirtschaftliche Betrachtungsweise. Alle Geschéftsvorféille und Trans-
aktionen werden nach ihrem sachlichen Gehalt und wirtschaftlichen Charakter erfasst und dargestellt.
Das Prinzip der glaubwiirdigen Darstellung und wirtschafilichen Betrachtungsweise kann im Einzelfall
bedingen, dass ein Betrag geschdtzt wird. Alle Schatzungen erfolgen nach bestem Wissen und Ge-
wissen. Fur die Schétzungen werden alle verfiigbaren Informationen addquat genutzt sowie professi-
onelle und wirtschaftliche Methoden angewendet. Die Schatzungen werden vollsiéndig dokumentiert
und kontinuierlich angewendet, und ihre Nachvollziehbarkeit ist gewdhrleistet.

— Willkirfreiheit. Es fliessen keine willkirlichen und monipu|ierten Wertschétzungen und Darstellungen
in die Jahresrechnung ein. Der Abschluss wird unfer dem Grundsatz der Objektivitdt erstellt.

— Vorsicht. Bei der Beurteilung (Bewertung) von Positionen kénnen nicht vermeidbare Unsicherheiten
auftreten. In diesen Fallen wird ein vorsichtig ermittelter Wert bilanziert. Die Akfiven werden nicht
Uberbewertet, die Passiven nicht unterbewertet. Es werden keine stillen Reserven gebildet.
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- Vollsténdigkeit. Die Jahresrechnung wird unter Beriicksichtigung der Wesentlichkeit und des Kosten-
Nutzen-Verhdlmisses vollstdndig ausgewiesen. Relevant sind die einzelnen Bilanzierungs- und Bewer-
tungsrichtlinien, die in §39-51 FLV aufgefihrt sind.

Die Vergleichbarkeit ist gewdhrleistet, wenn die gewdhlten Grundséitze der Rechnungslegung und
Budgetierung wie auch die Strukturen des Jahresberichtes iber einen léngeren Zeitraum beibehalten
werden und damit vergleichbar sind. Die Struktur der Darstellung im Jahresbericht wird nur bei dauer-
haften und wesentlichen Aufgabenanderungen oder bei Anderungen der gesetzlichen Grundlagen
gedindert.

Bei der Rechnungslegung wird davon ausgegangen, dass die Tatigkeiten der Einheiten des Kantons
Luzemn fortbestehen. Somit ist die Bilanzierung grundsétzlich zu Fortfihrungswerten und nicht zu Ver-
Gusserungswerten vorzunehmen. Ist die Fortfihrung von Einheiten nicht gewdhrleistet, missen die Bi-
lanzwerte entsprechend der neuen Ausgangslage angepasst werden.

Dem Grundsatz der Bruttodarstellung wird entsprochen, wenn Aktiven und Passiven sowie Aufwdnde
und Erfrége nicht miteinander verrechnet werden. Ursdchlich zusammengehérende Posten (wie Wert-
berichtigungen auf Vermégenswerten oder Wertberichtigungen auf Forderungen) unterliegen der Brut-
fodarstellung nicht, da in der Rechnungslegung deren wirtschaftlicher Gehalt dargestellt wird.

Nach dem Grundsatz der Periodengerechtigkeit umfasst das Rechnungsjahr ein Kalenderjahr. Somit
werden alle Aufwénde und Erfrdge in der Periode (Kalenderjohr) ihrer Verursachung erfasst. VWenn
der Wechsel von einer Rechnungsperiode zur anderen innerhalb eines Geschéftsvorfalles liegt, wer-
den entsprechende Massnahmen zur Periodisierung der Werteflisse getroffen [Rechnungsabgrenzun-

gen).

6.1.3 Bilanzierungs- und Bewertungsgrundsatze

Vermagensteile werden akiiviert, wenn sie einen kinftigen wirtschaftlichen Nutzen hervorbringen oder
ihre Nutzung zur Erfillung &ffentlicher Aufgaben vorgesehen ist und ihr Wert zuverléssig ermittelt wer-
den kann. Verpﬂichfungen werden passiviert, wenn ihr Ursprung in einem Ereignis der Vergangenheit
liegt, ein Mittelabfluss zu ihrer Erfillung sicher oder wahrscheinlich ist und dessen Hohe geschatzt
werden kann.

Positionen des Finanzvermdgens werden zum Verkehrswert bilanziert. Positionen des Verwaltungsver-
mégens werden zum Anschaffungswert abziiglich der Abschreibung oder, wenn tiefer liegend, zum
Verkehrswert bilanziert.

Weitere Informationen zur Bilanzierung und Bewerfung einzelner Bilanzpositionen sind den Erldute-
rungen in Kapitel 6.2 Erléuterungen zur Jahresrechnung zu entnehmen.
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6.2 Erlduterungen zur Jahresrechnung

6.2.1 Erfolgsrechnung

1. Personalaufwand

in Mio. Fr. Rechnung Budget  Rechnung Differenz zu B 2013

2012 2013 2013 absolut %
30 Personalaufwand 627,2 631,9 612,3 =197 -31%
300 Behdrden, Kommissionen und Richter 24,3 25,5 244 1,1 -42%
301 L&hne Verwaltungs- und Betriebspersonal 315,1 320,5 316,1 4,4 -1,4%
302 Ldhne der Lehrkrafte 174,0 178,3 178,3 00 00%
303 Tempordre Arbeitskréfte 4,1 3,7 0,6 -3,1 -850%
304 Zulagen 1,5 11 1.4 0,3 257%
305 Arbeitgeberbeitrége Q6,7 93,2 850 -8,2 -88%
306  Arbeitgeberleistungen 5,4 1,9 0,3 -1,6 -822%
309 Ubriger Personalaufwand 6,1 7,7 6,1 -1,6 210%

Der Personalaufwand liegt um 19,7 Millionen Franken oder 3,1 Prozent unter dem Budget.

Die Positionen 300 Behérden, Kommissionen und Richter sowie 301 Léhne Verwaltungs- und Be-
friebspersonal beinhalten die tieferen Personalkosten in den verschiedenen Aufgabenbereichen.

Auf der Position 303 Tempordre Arbeitskréiffe wurden bis anhin die Beitrige an Gemeinden fir ler-
nende, welche den Instrumentalunterricht an Gemeindemusikschulen besuchen, budgetiert und ausbe-
zahlt. Neu werden diese korrekterweise auf der Position 361 Entschddigung an Gemeinwesen ge-
fohrt (vgl. Kap. 6 Transferaufwand), ausbezahlt und kiinftig auch budgetiert.

Die Position 305 Arbeitgeberbeitrdge beinhaltet die Auflésung der Rickstellung fir die Jahre 2014
und 2015 der Lluzemer Pensionskasse (LUPK). Dank der positiven Entwicklung der Finanzmarkte im
ersten Halbjohr 2013 st der Deckungsgrad der LUPK per 30. Juni 2013 auf 100,9 Prozent gestie-

gen. Somit entfallen die Sanierungsmassnahmen ab dem 1. Januar 2014.

In der Position 306 Arbeitgeberleistungen st die Rickstellungsanpassung fiir alirechtliche Magistrats-
personen bericksichtigt. Im Rahmen der Jahresendarbeiten 2013 hat sich gezeigt, dass die nicht
mehr bendtigten Rickstellungen als Folge von Todesfdllen grésser sind als diese zum Budgetierungs-
zeitpunkt angenommen wurden.

Unter der Position 309 ibriger Personalaufwand werden insbesondere tiefere Aus- und Weiterbil-
dungskosten (0,7 Mio. Fr.) ausgewiesen.
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2. Sach- und ibriger Betriebsaufwand

in Mio. Fr. Rechnung Budget  Rechnung Differenz zu B 2013
2012 2013 2013 absolut %
31  Sach- und ibriger Betriebsaufwand 219,8 227,8 2259 -1,9 -0,8%
310 Material und Warenaufwand 32,4 34,9 32,6 -2,3 -65%
311 Nicht akfivierbare Anlagen 9,4 14,8 13,3 -1,6 -10,5%
312 Wasser, Energie, Heizmaterial 8,1 8,2 9.1 0,9 10,8%
313 Dienstleistungen und Honorare 48,0 45,7 48,9 3,2 6,9 %
314 Baulicher Unterhalt 42,2 37,3 45,3 79 21,3%
315 Unterhalt Mobilien und immaterielle 17,3 20,7 189 -18 -88%
Anlagen
316 Mieten, leasing, Pachten, Beniitzungs- 35,7 39,1 30,5 -8,6 -220%
gebihren
317 Spesenentschadigungen 6,5 6,6 7,5 0,8 121%
318 Wertberichtigungen auf Forderungen 16,0 15,6 158 0,2 1.1%
319 Verschiedener Betriebsaufwand 4,3 4.7 4,1 -0,6 -13,5%

Der Sach- und {brige Betriebsaufwand liegt 1,9 Millionen Franken oder 0,8 Prozent unter dem
Budget.

Bei der Position 310 Material- und VWarenaufwand sind insbesondere Minderkosten fir Lehrmittel
[Aufgabenbereich 3300 Gymnasiale Bildung) und Medikamente [Aufgabenbereich 5020 Gesund-
heit] angefallen.

Hauptséchlich die hdheren Kosten fiir die amfliche Verteidigung [Aufgabenbereich 7010 Gerichtswe-
sen) fallen bei der Position 313 Dienstleistungen und Honorare ins Gewicht.

Insbesondere im Aufgabenbereich 2050 Strassen sind wegen des strengen Winters 2012/2013
Mehrkosten fir den Winterdienst und den baulichen Unterhalt angefallen (314 Baulicher Unterhalt).

Fir den Unterhalt von Informatik (Hardware) sind Minderkosten von 1,8 Millionen Franken angefallen
(315 Unterhalt Mobilien und immaterielle Anlagen).

Die Mietkosten liegen rund 8,6 Millionen Franken unter dem Budget, weil die Zumietungen tiefer als
budgetiert ausfallen unter anderem wegen dem Wegfall von verschiedenen Standorten der Hochschu-
le Wirtschaft (316 Mieten, leasing, Pachten, Beniitzungsgebihren).

3. Abschreibungen Verwaltungsvermégen

Mit den Abschreibungen wird dem Wertverlust der Positionen des Verwaltungsvermégens (VV) Rech-
nung getragen. Die Anlagen des Verwaltungsvermdgens, die durch Nutzung einer Wertminderung un-
ferliegen, werden ordentlich je Anlagekategorie nach der angenommenen Nutzungsdauer linear ab-
geschrieben. Ist auf einer Position des Verwaltungsvermégens eine davemnde Wertminderung abseh-
bar, wird deren bilanzierter Wert berichtigt.

in Mio. Fr. Rechnung Budget  Rechnung Differenz zu B 2013
2012 2013 2013 absolut %

33  Abschreibungen Verwaltungsvermégen 127,8 132,8 128,8 -40 -3,0%
330 Sachanlagen W 116,7 120,3 116,92 -3,3 -28%
332 Abschreibungen immaterielle Anlagen 11,0 12,6 119 =07 -=57%
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Die Abschreibungen Verwaltungsvermégen fallen aufgrund von tieferen Investitionen um 4,0 Millionen
Franken tiefer als budgetiert aus.

4. Finanzergebnis

in Mio. Fr. Rechnung Budget Rechnung Differenz zu B 2013

2012 2013 2013  absolut %
34  Finanzaufwand 40,2 36,5 34,5 -2,0 -5,5%
340 Zinsaufwand 32,0 28,4 28,1 -0,3 -11%
341 Redlisierte Kursverluste 0,0 - 0,0 0,0 -
342 Kapitalbeschaffungs- und Verwaltungskosten 0,3 0,4 0,5 0,0 9,7 %
343 liegenschaftenaufwand Finanzvermégen 0,9 3,1 0,5 -2,5 -82,7 %
344 Wertberichtigungen Anlagen Finanzvermégen 1,6 - 00 00 -
349 Verschiedener Finanzaufwand 5,3 4.6 5,3 0,8 16,9 %
44  Finanzertrag -128,4 -118,7 -130,4 -11,7 -9,8%
440 Zinsertrag =572 4,1 -3,9 0,2 57 %
441 Redlisierte Gewinne FV -1,8 -0,1 -5,1 =50 -4950,9%
442 Beteiligungsertrag FV -12,6 =125 -12,7 -0,1 -1,0%
443 liegenschaftenertrag FV -9.9 -6,9 4,1 2,8 40,9 %
444 \Wertberichtigungen Anlagen FV -2.4 - 91 91 -
445 Finanzertrag Darlehen und Beteiligungen -74,7 -68,7 -68,8 -0,1 -0,1%
446 Finanzertrag von &ffentl. Unternehmungen -0,5 -2,5 4,1 -1,6 -62,3%
447 liegenschaftenertrag W -21,2 -23,8 =227 1,2 4.9 %
449 Ubriger Finanzertrag - - 0,1 -0, -
Finanzergebnis -88,2 -82,3 -959 -13,7 -16,6 %

Das Finanzergebnis weist eine Verbesserung von 13,7 Millionen Franken oder 16,6 Prozent aus. Der
Finanzaufwand schliesst um 2,0 Millionen Franken und der Finanzertrag um 11,7 Millionen Franken
besser als budgetiert ab.

Die Verbesserung im Finanzaufwand ist hauptséchlich auf die tieferen Kosten bei den Liegenschaften
des Finanzvermégens fir die Instandhaltung und fur die Betriebs- und Nebenkosten zurickzufihren.

Der héhere Finanzertrag von 11,7 Millionen Franken ist im Wesentlichen auf die vorgenommene
Marktwertanpassung auf Zinsabsicherungs-Derivaten (444 Wertberichtigungen Anlagen FV), den
Gewinnen aus Verkdufen von Grundsticken (441 Realisierte Gewinne FV) und der héheren Rickver
gitung des Eigenkapitals aus der Auflésung der PHZ Luzem (446 Finanzertrag von &ffentl. Unterneh-
mungen) zuriickzufihren. Im Gegenzug fallen die Mieteinnahmen fiir Liegenschaften im Finanzverme-
gen (443 liegenschaftenertrag FV) und die Baurechtszinsen im Verwaltungsvermégen (447 liegen-
schaftsertrag WV tiefer als budgetiert aus.

5. Einlagen in Fonds

Die Einlagen in Fonds von 15,1 Millionen Franken betreffen die Einlagen in die Lotteriefonds sowie
die Fondseinlage aus den Ersatzabgaben fiir Zivilschutzplatze (2,6 Mio. Fr.).
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6. Transferaufwand

in Mio. Fr. Rechnung Budget  Rechnung Differenz zu B 2013

2012 2013 2013  absolut %
36  Transferaufwand 1'656,9 1'704,4 1'715,8 11,4 0,7%
360 Erfragsanteile an Dritte 4,0 3,8 4,6 0,8 21,1 %
361 Entschadigungen an Gemeinwesen 27,8 31,3 34,8 3.5 11,1%
362 Finanz- und lasfenausgleich 154,8 1771 1771 0,0 00%
363 Beitréige an Gemeinwesen und Dritte 1'449,3 1'469,8 1'476,0 6,2 04%
364 Wertberichtigungen Darlehen VW -0,0 - = - -
365 Wertberichtigungen Beteiligungen VW - - - - -
366  Abschreibungen Investitionsbeitrdge 21,0 22,3 22,8 0,5 22%
369 Verschiedener Transferaufwand - - 0,5 0,5 -

W= Verwaltungsvermégen
Der Transferaufwand schliesst um 11,4 Millionen Franken (0,7 %) schlechter als budgetiert ab.

Bei der Position 361 Entschadigungen Gemeinwesen fallen neu die Beitrdge an Gemeinden fir Ler-
nende, welche den Instrumentalunterricht an Gemeindemusikschulen besuchen, an. Bis anhin wurden
diese Beifrdge auf der Position 303 Tempordre Arbeitskréifte budgetiert und ausbezahlt (vgl. Kap. 1
Personalaufwand).

Die Mehrkosten bei der Position 363 Beitrdge an Gemeinwesen und Dritte sind insbesondere auf die
héheren Aufwendungen in den sozialen Einrichtungen nach SEG (8,1 Mio. Fr.] zuriickzufihren. Diese
werden feilweise durch Mehrertrdge kompensiert [vgl. Kap. 13. Transferertrag). Im Gegenzug fallen
bei dieser Position Minderkosten fir die Ergénzungsleistungen (11,2 Mio. Fr.) an, welche teilweise
durch Minderertréige kompensiert werden (vgl. Kap. 13. Transferertrag). Das Budget 2013 bei dieser
Position enthdlt einen von lhrem Rat bewilligten Nachtragskredit im Umfang von 20,1 Millionen Fran-
ken [Aufgabenbereich 5020 Gesundheit 19,7 Mio. Fr. und Aufgabenbereich 3500 Hochschulbil-
dung 0,4 Mio. Fr.).

7. Durchlaufende Beitrage

Die durchlaufenden Beitrdge (Aufwand/Ertrag) gleichen sich gegenseitig aus und sind somit erfolgs-
neufral. Gegeniber dem Budget sind 19,6 Millionen Franken hohere durchlaufende Beitréige angefal-
len. Der Grund sind vorwiegend die héheren Kosten fir den Vollzug des Arbeitslosenversicherungsge-
setzes.

8. Interne Verrechnung

Die infernen Verrechnungen (Aufwand/Erfrag) gleichen sich gegenseitig aus und sind somit erfolgs-
neufral. Die hdheren Verrechnungen von 17,1 Millionen Franken stehen hauptsdchlich im Zusammen-
hang mit den Lotterie-Geldern, den Verkehrssteuemn und den Zinsen.

9. Fiskalertrag

Der Staatsteverertrag (brutio] des Rechnungsjahres besteht vorwiegend aus den Einkommens- und
Vermégenssteuern natirlicher Personen sowie den Gewinn- und Kapitalsteuern juristischer Personen.
Zur Wahrung der Periodengerechtigkeit werden nebst den fir die Steuerperiode des Rechnungsjahres
in Rechnung gestellien Steuemn auch die kiinftig erwarteten Nach- und Rickirdge fir das Rechnungs-
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jahr beriicksichtigt (Steuerabgrenzungs-Prinzip). Diese akfive Rechnungsabgrenzung der Nach- und
Rickirage erfolgt nach den detaillierten Regeln der Verordnung zum Gesetz Uber die Steuerung der
Finanzen und Leistungen (FLV); § 52. Per 31. Dezember 2013 haben wir eine Abgrenzung im Um-
fang von 102,1 Millionen Franken vorgenommen. Dies entspricht dem Durchschnitt der letzten acht
Jahren.

Zum Staatssteuerertrag (brutto) zéhlen weiter die vereinnahmten Quellen-, Nach- und Strafsteuern so-
wie die Sonderstevern auf Kapitalauszahlungen.

FiSkG'eI’h’Gg Rechnung Budget Rechnung Differenz zu B 2013
in Mio. Fr. 2012 2013 2013 absolut %
40  Fiskalertrag -1'048,7 -1'123,2 -1'107,6 15,6 1,4%
Staatssteuern natiirliche Personen -745,2 -786,0 -784,8 12 02%
Einkommens- und Vermdgenssteuern -698,7 -743,7 -737,2 6,5 09%
Quellensteuern -23,1 -24,5 -24,0 0,5 22%
Ubrige direkte Steuern natiirliche Personen -23,4 -17,8 -23,7 -59 -330%
Staatssteuern juristische Personen 94,1 -131,5 -113,5 18,0 13,7%
Gewinn- und Kapitalsteuern 941 -131,3 -113,4 17,8 13,6%
Ubrige direkte Steuern juristische Personen -0,0 -0,3 -0,0 0,2 84,7 %
Staatssteuerertrag (brutto) -839,3 -917,5 -8983 192 2,1%
Personalsteuern -5,5 -5,5 -55 -00 -04%
tbrige direkte Steuern -107,2 -104,7 -1049 -0,3 -0,3%
Liegenschaftssteuern -18,6 -18,6 -195 10 -54%
Grundstickgewinnsteuern 49,2 -48,5 -486 -0,1 -02%
Handanderungssteuern -26,0 -27.,5 -27.2 0,3 12%
Erbschaftsstevern -13,3 -10,0 9.5 0,5 50%
Automatensteuer -0, 1 -0, 1 -0,1 -0,0 -23,8%
Besitz- und Aufwandsteuern -96,8 -95,5 -98,8 -3,3 -3,4%
Verkehrsabgaben -03,7 -02.6 955 -29 -31%
Schiffsstever -2,0 -2,0 2,1 0,1 -37%
Ubrige Besitz- und Aufwandsteuer -1,0 -0,9 -1,3 -0,3 -33,1%
Staatssteuern Rechnung Budget Rechnung Differenz zu B 2013
wenn nichts anderes erwdhnt in Mio. Fr. 2012 2013 2013 absolut %
Staatssteuerertrag (brutto) -839,3 917,5 -898,3 19,2 2,1%
Minderung Staatssteuern 9.9 11,8 29 -19 -158%
Nettoertrag Staatssteuern -829,4 -905,7 -888,4 17,4 1,9 %
Steuereinheit 1,50 1,50 1,50
Nettoertrag Staatssteuern pro 1/20 -27,6 -30,2 -29,6 0,6 1,9 %

Der Staatssteverertrag (brutto) liegt 19,2 Millionen Franken oder 2,1 Prozent unter Budget. Bei den
natirlichen Personen liegen die Staatssteuern insgesamt um 1,2 Millionen Franken unter dem Budget.
Die Einkommens- und Vermégenssteuern und die Quellensteuern weisen eine Verschlechterung von
6,5 Millionen Franken respektive 0,5 Millionen Franken aus. Die ibrigen direkten Steuern der natirli-
chen Personen verzeichnen eine Verbesserung um 5,9 Millionen Franken wegen hoherer Nach- und
Strafstevern (1,0 Mio. Fr.) und héherer Sonderstevern aus Kapitalauszahlung (4,9 Mio. Fr.). Im Ver
gleich zum Jahr 2012 steigen die Staatssteuern der natirlichen Personen um 39,7 Millionen Franken.
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Die Stoatsteuern der juristischen Personen liegen um 18,0 Millionen Franken unter Budget. Im Ver
gleich zum Jahr 2012 steigen die Staatssteuern der juristischen Personen um 19,4 Millionen Franken.

Die Ubrigen direkten Steuern liegen 0,3 Millionen Franken iber dem Budget und verzeichnen gegen-
iber dem Vorjahr eine Abnohme um 2,3 Millionen Franken. Ab dem Jahr 2015 féllt die Liegen-
schaftsstever (19,5 Mio. Fr.) weg.

Die Besitz- und Aufwandsteuern verzeichnen eine Verbesserung um 3,3 Millionen Franken gegeniber

dem Budget. Die Verkehrssteuern liegen um 2,9 Millionen Franken Uber dem Budget wegen der steti-
gen Zunahme von immatrikulierten Fahrzeugen.

10. Regalien und Konzessionen

in Mio. Fr. Rechnung Budget  Rechnung Differenz zu B 2013

2012 2013 2013 absolut %
41  Regalien und Konzessionen -57,9 -52,9 -59,0 -6,2 -11,6%
410 Regalien -0,6 -0,6 -0,6 0,0 6,3%
411  Schweizerische Nationalbank -31,7 -31,8 -32,0 0,2 -0,6%
412 Konzessionen -5,4 =57 6,3 -06 -99%
413 Erfragsanteile an Lotterien, Sport-Toto -20,1 -14,8 -20,2 -54 -36,8%

Die Regalien und Konzessionen schliessen um 6,2 Millionen Franken (11,6 %) besser ab als budge-
fiert. Dieser Mehrertrag ist grosstenteils auf die hdheren Lotterie-Ertrégnisse aus der inferkantonalen
Landeslotterie zuriickzufihren.

11. Entgelte
in Mio. Fr. Rechnung Budget  Rechnung Differenz zu B 2013
2012 2013 2013 absolut %
42  Entgelte -205,7 -201,9 -204,0 2,1 -10%
420  Ersatzabgaben -1,9 - 27 =27 -
421 Gebihren fir Amtshandlungen -76,8 -79,2 -793 -0,1 —0,1%
422 Spital und Heimfaxen, Kostgelder -9,5 -8,6 -10,1 -1,5 =-17,6%
423 Schul- und Kursgelder -8,0 -8,0 8,3 -04 -45%
424 Benitzungsgebihren und Dienstleistungen  —22,4 -21,7 -209 0,7 3.4%
425 Erlés aus Verkaufen -16,2 -16,3 -16,3 -0,1 -0,5%
426 Rickerstattungen -24.9 -22,9 -21,0 1,9 8,4 %
427 Bussen -34,9 -34,9 -33,6 1,3 3,8%
429 Ubrige Entgelte -11,2 -10,3 -11,7 -1,4 -13,1%

Die Ertréige aus den Entgelten liegen um 2,1 Millionen Franken (1,0 %) Gber Budget.

Die Verbesserung ist insbesondere auf die Ersatzabgaben fir Zivilschutzpléize (420 Ersatzabgaben),
welche erfolgsneutral in einen Fonds im Fremdkapital eingelegt wurde und die zuséitzlichen Kostgelder
fir den Vollzug von ausserkantonalen Insassen (422 Spital- und Heimtaxen, Kostgelder) zuriickzufoh-
ren. Im Gegenzug fallen die Rickerstattungen fir verschiedenste Geschdftsfélle (1,9 Mio. Fr.) und die
polizeilichen Ordnungsbussen (427 Bussen) um 1,3 Millionen Franken tiefer als budgetiert aus.
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12. Entnahmen aus dem Fonds

Die um 12,1 Millionen Franken hoheren Ennahmen aus den Fonds des Fremdkapitals betreffen

/

hauptséchlich die Lotteriefonds.

13. Transferertrag

in Mio. Fr. Rechnung Budget Rechnung Differenz zu B 2013

2012 2013 2013  absolut %
46  Transferertrag -1'175,7 -1'203,4 -1'221,9 -18,5 -15%
460 Ertragsanteile -149,1 -163,4 -=1/52 -11,8 -72%
461  Enfschadigungen von Gemeinwesen -38,4 —-40,4 440 -3,6 -90%
462 Finanz- und Lasfenausgleich -390,1 -396,2 -3959 0,3 0,1%
463 Beitréige von Gemeinwesen und Dritten -583,7 -5879 591,11 -32 -05%
466 Auflésung passivierter Investitionsbeitrdige  —13,7 -15,2 -156 -04 -2,6%
469  Verschiedener Transferertrag -0,8 -0,3 -0,1 0,2 68,7%

Der Transferertrag fiel um 18,5 Millionen Franken oder 1,5 Prozent besser als budgetiert aus. Dabei
fallen insbesondere die héheren Anteile an Bundesertréigen (460 Ertragsanteile), was primér aus er-
nem Einmaleffekt herrihrt, ins Gewicht:

in Mio. Fr. Rechnung Budget Rechnung Differenz zu B 2012
2012 2013 2013 absolut %

460 Ertragsanteile -149,1  -163,4 -175,2 -11,8 -72%
Direkte Bundessteuer 95,5 -103,9 -116,7 -12,8 -12,3%
Verrechnungssteuer -20,5 -26,0 25,6 0,4 1,4 %
Wehrpflichtersatz -1.4 -14 -1,5 0,1 -66%

Eidg. Alkoholverwaltung -1,3 -1,3 -1,3 00 08%

Eidg. Mineraldlstever -12,5 -12,4 =12,3 0,1 1,0%

LSVA -17.8 -18,3 -17,8 06 30%

Auf der Position 461 Entschddigungen von Gemeinwesen fallen die nicht budgetieren Ertréige (neffo
Budgetierung) der Gemeindeanteile fir die Betriebskosten von LuTax (2,6 Mio. Fr.) sowie die héheren

Bundesbeitrége (1,3 Mio. Fr.) an die Berufs- und Weiterbildung an.

Bei der Position 463 Beitréige von Gemeinwesen und Dritten fallen einerseits Mehrertréige (3,6 Mio.
Fr.) fur die sozialen Einrichtungen nach SEG und anderseits Minderertréige (8,0 Mio. Fr.) fir die Er-
génzungsleistungen an. Diese Minder und Mehrertrédge werden durch Mehr- respektive Minderauf-
wénde kompensiert (vgl. Kap. 6. Transferaufwand). Im Asyl- und Flichilingswesen resultiert ein Mehr-
erfrag von 4,8 Millionen Franken aufgrund von héheren Bundesbeitrégen.
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6.2.2

Investitionsrechnung

14. Sachanlagen

in Mio. Fr. Rechnung Budget  Rechnung Differenz zu B 2013

2012 2013 2013 absolut %
50  Sachanlagen 130,1 144,2 122,0 -22,2 -15,4%
500  Grundstiicke 0,3 - 0,2 0,2 -
501 Strassen/Verkehrswege 36,9 70,5 54,2 -16,3 -23,1%
502  Wasserbau 14,7 16,2 20,8 4,7 289%
503  Ubriger Tiefbau 6,2 3,7 3,2 0,5 -12,7%
504 Hochbauten 49,0 42,8 34,2 -8,6 -20,2%
506 Mobilien 23,1 11,1 95 -1.6 -148%

/

Die Sachanlagen weisen Minderausgaben von 22,2 Millionen Franken aus. Einerseits liegen die

Ausgaben im Bereich Strassen/Verkehrswege mit 16,3 Millionen Franken wegen Einsprachen sowie

Rechtswegbeschreitungen gegen Projektbewilligungen und Vergaben von Auftrégen unter dem budge-
tierten Wert. Anderseits fallen fir Hochbauten Minderkosten von 8,6 Millionen Franken an, weil we-
niger Projekte als geplant umgesetzt wurden. Im Gegenzug fallen fir den Wasserbau hohere Ausga-
ben im Umfang von 4,7 Millionen Franken an. Der Grund liegt im schnelleren Projekifortschritt am
Seetalplatz.

Im Strassenbau standen 2013 folgende Projekte im Vordergrund:

— K2, Meggen, Erstellen Radverkehrsanlage

— K 13, Dagmersellen, Uffikon Dorf, Radverkehrsanlage

— K 14 Biron, Geuensee, Radverkehrsanlage

— K 15 Hildisrieden, Rad-/Gehweg und Bushaltestelle
— K 17, Root/Gisikon, Umgestaltung Strassenraum

- K30, luzemn, Radverkehrsanlage
— K 48, Neuenkirch, Authebung Niveauibergang

- K 56, Sempach, RVA / Ausbau Strasse

— Seetalplatz Teil Strasse

— Gesamfes Kanfonsgebiet, Belagssanierungen

— Gesamtes Kantonsgebiet, Massnahmen zugunsten Lérmschutz
— Gesamtes Kantonsgebiet, Kunstbauten

— Gesamfes Kanfonsgebiet, Lichtsignalanlagen und Systeme

Bei den staatlichen Hochbauten standen 2013 folgende Projekte im Vordergrund:

— Kantonsschule Reussbihl / Turnhallentrakt und Fensterersatz

— Kantonsschule Sursee / Brandschutzmassnahmen
— BBZB Bahnhof luzem / Sanierung Liftungsanlage

— BBZW+G Sursee / Sanierung und Erweiterung

— BBZB Heimbach luzem / Sanierung und Anpassungen Demotrakt

— BBZB Weggismatt luzern / Korridorsanierung

— Hochschule Technik und Architekiur / Sanierung Horséle Chemie-Physik
— Hochschule Technik und Architekiur / Ersatz Gebaudeleitsystem

— Regierungsgebdude Luzern / Umsetzung Sicherheitskonzept

— Sonnenhof Emmen / Umbau Dachgeschoss und Brandschutz
— Haftanstalt Grosshof / Ersatz Kommunikationsanlagen

— Staatsarchiv luzern / Ersatz Wéarme und -Kélteerzeugung

—  Strafanstalt Wauwilermoos / Sanierung Scheune Sid / Tierschutz

(in Mio. Fr.)
2,9
0,5
1,3
0,5
6,6
0,6
7.4
1,1

i

21,0

1

11,2
3,5
2,7

0,4

(in Mio. Fr.)
0,9
0,5
0,5
15,0
0,6
0,5
1.2
0,7
0,8
0,7
1.4
0,9
0,8
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15. Immaterielle Anlagen
Der Aufgabenbereich 4050 Informatik und Material weist Minderausgaben von 3,7 Millionen Fran-

ken fir immaterielle Anlagen aus, insbesondere aufgrund der rollenden IT-Planung ergeben sich Ver-
schiebungen zwischen der Aufteilung Sachanlagen und den immateriellen Anlagen.

16. Eigene Investitionsbeitrage

Die eigenen Investitionsbeitrage liegen mit 3,5 Millionen Franken tber dem budgetierten Wert, haupt
sachlich wegen dem Kantonsanteil an das Projekt Ausbau Zentralbahn.

Die wesentlichen eigenen Investitionsbeitrége setzen sich 2013 wie folgt zusammen: fin Mio. Fr.)
— landwirtschaft und Wald (z.B. Giter- und Waldstrassen) 6,5
— Offentlicher Verkehr 59
— Strassen 4,9
— Naturgefahren 0,9

17. Investitionsbeitrége fir eigene Rechnung

Die Investitionsbeitréige fir eigene Rechnung sind Investitionsbeitréige von Dritten zur Miffinanzierung
eigener Investitionsausgaben.

Die Investitionsbeitréige fir eigene Rechnung sefzten sich 2013 wie folgt zusammen: (in Mio. Fr.)
— Naturgefahren 13,0
— Offentlicher Verkehr 4,3
— Strassen 6,7
- Immobilien 54
— Polizeiliche Leistungen (Polycom) 1,6

18. Durchlaufende Investitionsbeitrage

Der Kanton Luzern erhélt vom Bund Mittel und gibt diese an Dritte weiter. Einnahmen und Ausgaben
neutralisieren sich gegenseitig. Die durchlaufenden Investitionsbeitrége im Umfang von 12,1 Millionen
Franken setzten sich hauptscichlich aus den Mitteln fir das Gebdudeprogramm sowie fir die Llandwirt-
schaft zusammen.
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6.2.3 Geldflussrechnung

Die Geldflussrechnung informiert Uber die Herkunft und die Verwendung der finanziellen Mittel. Sie ist
grundsétzlich nach betrieblicher Tétigkeit, Investitions- und Finanzierungstatigkeit unterteilt.

Die Geldflussrechnung stellt einerseits ein eigenes Element der Jahresrechnung dar, andererseits dient
sie als Basis fur die finanzpolitische Steuerung. Die finanzpolitische Steuerung umfasst den Geldfluss
aus der befrieblichen Tatigkeit und den Geldfluss aus der Investitionstétigkeit in das Verwaltungsver-
mégen. Die Geldflussrechnung des Kanfons Luzern beriicksichtigt diese Anforderung, indem der Geld-
fluss aus Investitionstatigkeit konsequent in Finanz- und Verwaltungsvermégen unterteilt wird. In der
Geldflussrechnung werden deshalb auch Umbuchungen zwischen Finanz- und Verwaltungsvermégen
als Geldflisse gezeigt, obwohl effektiv kein Geld fliesst. Ebenfalls brutto als Geldabfluss aus Investiti-
onstatigkeit und Geldzufluss aus Finanzierungstétigkeit werden neu eingegangene Finanzierungslea-
singverirdge ausgewiesen. So ist gewdhrleistet, dass kreditrechtlich relevante Ausgaben der Schul-
denbremse unferliegen.

in Mio. Fr. Rechnung Budget Rechnung Differenz zu B 2013
2012 2013 2013 absolut %

Geldfluss aus betrieblicher Tatigkeit 94,1 101,4 69,7 -31,7 -31,3%

Celdfluss aus Investitionstatigkeit Verwaltungsvermégen -120,6 -128,8 -1154 134 10,4 %

Geldfluss aus Investitionstatigkeit Finanzvermégen 14,7 - 119 11,9 -

Geldfluss aus Investitionstatigkeit -105,9 -128,8 -103,5 25,3 19,6 %

Geldfluss aus Finanzierungstatigkeit -10,5 27,4 30,6 3,2 11,8 %

Verdnderung flissige und geldnahe Mittel -22,4 - -32 -32

Geldfluss aus betrieblicher Tatigkeit und aus

Investitionstdtigkeit ins Verwaltungsvermégen -26,5 27,4 -45,7 -183 -66,7 %

+ = Geldzufluss bzw. Verbesserung / — = Geldabfluss bzw. Verschlechterung
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Der Geldzufluss aus betrieblicher Tatigkeit betréigt 69,7 Millionen Franken. Nach Abzug des Geldab-
flusses aus Investitionstatigkeit in das Verwaltungsvermégen von 115,4 Millionen Franken ergibt sich
ein fur die finanzpolitische Steuerung relevanter Geldabfluss von 45,7 Millionen Franken. Dieser Ab-
fluss konnte durch Desinvestitionen im Finanzvermagen (11,9 Mio. Fr.) und eine Absenkung der flissi-
gen und geldnahen Mitiel (3,2 Mio. Fr.) etwas abgefedert werden. Die Neuverschuldung betréigt
30,6 Millionen Franken und zeigt sich in der Finanzierungsfatigkeit. Die wesentlichen Einflussfakioren
auf die Geldflussrechnung sind nachfolgend aufgefihrt.
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19. Geldfluss aus betrieblicher Tatigkeit

in Mio. Fr. Rechnung Budget Rechnung Differenz zu B 2013
2012 2013 2013 absolut %
Gesamtergebnis Erfolgsrechnung -57,4 -31,6 52 368 1164%
Abschreibungen Verwaltungsvermégen 148,2 155,2 1516  -3,6 -2,3%
Wertberichtigung Anlagen Finanzvermégen -0,8 9.1 91
Auflésung passivierter Investitionsbeitrége -13,7 -15,2 -156 -0/4 -2,6%
Erfolg aus Verdusserung Anlagevermogen -1,8 -0, 1 -5,0 4,9 -4914,2 %
Verénderung Forderungen -14.7 -32,2 -32,2
Verénderung aktfive Rechnungsabgrenzung (fir Erfolgsrechnung) -16,4 -11,2 -49,0 -37,8 -337,6%
Veréinderung Vorréte und angefangene Arbeiten 0,2 -00 -0,0 -
Verénderung laufende Verbindlichkeiten -49,3 Q2.7 927 -
Verdinderung passive Rechnungsabgrenzung (fir Erfolgsrechnung) Q6,1 12,8 =524 -652 -509,5%
Verénderung Rickstellungen (fir Erfolgsrechnung 1.5 -6,6 -20,9 14,3 -2172%
Verénderung Fonds im Fremdkapital 2,3 -1,9 4.4 6,3 333,8%
Geldfluss aus betrieblicher Tatigkeit 94,1 101,4 69,7 -31,7 -31,3%

Der Geldzufluss aus betrieblicher Tétigkeit liegt mit 69,7 Millionen Franken um 31,7 Millionen Fran-
ken tiefer als budgetiert. Hingegen schliesst das Gesamtergebnis der Erfolgsrechnung gegeniiber dem
Budget um 36,8 Millionen Franken besser ab.

Folgende Ereignisse haben die Erfolgsrechnung entlastet, sind jedoch nicht geldflusswirksam. Dies ver-
schlechtert somit die Geldflussrechnung im Vergleich zur Erfolgsrechnung:
— fiefere Abschreibungen Verwaltungsvermégen (kein Geldzufluss 3,6 Mio. Fr.)

— Wertberichtigungen Anlagen Finanzvermégen, insbesondere  ZinsabsicherungsDerivate  (kein
Geldzufluss 9,1 Mio. Fr.)

Folgende Bilanzpositionen haben gegeniiber dem Budget zu einer Verschlechterung im Geldfluss ge-

fohrt:

— héhere Forderungen, insbesondere Steuerforderungen (kein Geldzufluss —32,2 Millionen Franken)

— héhere akiive Rechnungsabgrenzungen, insbesondere Steuerabgrenzungen (kein Geldzufluss
- 37,8 Mio. Fr.)

— geringere passive Rechnungsabgrenzungen, insbesondere durch Nachfakiurierung der Spitéler
[héherer Geldausgang —65,2 Mio. Fr.)

- geringere Rickstellungen, insbesondere Auflésung Rickstellungen fir LUPK-Sanierungsmassnahmen

(kein Geldzufluss —14,3 Mio. Fr.)

Folgende Bilanzpositionen haben gegeniber dem Budget zu einer Verbesserung gefihrt:
— hohere laufende Verbindlichkeiten, insbesondere Kreditoren (kein Geldabfluss 92,7 Mio. Fr.)
— héhere Fonds im Fremdkapital, insbesondere Einlage von lotterieertréigen und Ersatzabgaben fur

Zivilschutzbauten (Geldzufluss 6,3 Mio. Fr.)

Der Erfolg aus Verdusserung von Anlagevermégen (Verkéufe Sachanlagen) wird dem Geldfluss aus
Investitionstétigkeit zugeordnet (-4,9 Mio. Fr.).
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20. Geldfluss aus Investitionstatigkeit

in Mio. Fr. Rechnung Budget Rechnung Differenz zu B 2013
2012 2013 2013 absolut %

Celdfluss aus Investitionstatigkeit Verwaltungsvermégen -120,6 -128,8 -1154 134 10,4%

Geldfluss aus Investitionstétigkeit Finanzvermégen 14,7 - 11,9 11,9

Geldfluss aus Investitionstatigkeit -1059 -128,8 -103,5 253 19,6 %

Der Geldabfluss aus Investitionstatigkeit liegt um 25,3 Millionen Franken tiefer als budgetiert. Bei der
Investitionstatigkeit im Verwaltungsvermégen wird die Geldflussrechnung gegeniiber dem Budget ent-
lastet, da das Investitionsbudget nicht ganz ausgeschépft wurde. Der Geldfluss aus der Investitionstd-
figkeit im Finanzvermdgen betréigt 11,9 Millionen Franken. Die Finanzanlagen weisen einen Zufluss
von 8,1 Millionen Franken aus. Der Netto-Zufluss bei den Sachanlagen von 3,8 Millionen Franken
setzt sich aus einem Abfluss von 1,1 Millionen Franken aus Investitionen und einem Zufluss aus Ver-
kaufen von 4,9 Millionen Franken zusammen.

21. Geldfluss aus Finanzierungstatigkeit

in Mio. Fr. Rechnung Budget Rechnung Differenz zu B 2013
2012 2013 2013 absolut %
Geldfluss aus Finanzierungstatigkeit -10,5 27,4 30,6 32 11,8%

Zur Finanzierung der staatlichen Tatigkeit mussten 30,6 Millionen zusétzliche Mittel beschafft werden,
dies liegt 3,2 Millionen Franken iber dem Budget.

22. Verénderung flissige und geldnahe Mittel

in Mio. Fr. Rechnung Budget Rechnung Differenz zu B 2013
2012 2013 2013 absolut %
Verénderung flissige und geldnahe Mittel -22,4 - -3,2 -3,2

Der Bestand an flissigen und geldnahen Mitieln sinkt um 3,2 Millionen Franken.
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6.2.4 Bilanz
23. Flissige Mittel und kurzfristige Geldanlagen

Die flissigen Mittel umfassen Kassenbestéinde, Postguthaben, Sichtguthaben bei Banken sowie kurz-
fristige Geldmarktanlagen. Die flissigen Mittel in Landeswdhrung werden zum Nennwert bewertet.
Die flissigen Mittel in Fremdwéhrung werden zum Kurs am Bilanzstichtag in die Berichtswéihrung be-
wertet.

in Mio. Fr. Rechnung  Rechnung Differenz zu R 2012

2012 2013 absolut %
100 Flissige Mittel und kurzfristige Geldanlagen 16,2 13,0 -3,2 -19.7%
1000  Kasse 0,3 0,4 0,0 10,1%
1001 Post 13,9 11,2 -28 -199%
1002  Bank 1,9 1,5 -04 -228%

24. Forderungen

Die kurzfristigen Forderungen sind monetdre Guthaben. Zu ihnen gehéren alle ausstehenden, unerfill-
fen und in Rechnung gestelllen Anspriche gegeniber Dritten. Zum Bilanzierungszeitpunkt werden all-
fallige geféhrdete Vermdgenswerte (z.B. Kundenguthaben) konsequent wertberichtigt. Die Bewertung
erfolgt zum Rechnungsbetrag (Nominalwert), abziiglich der geschétzten betriebswirtschaftlich notwen-
digen Wertberichtigungen (Delkredere).

in Mio. Fr. Rechnung = Rechnung Differenz zu R 2012

2012 2013 absolut %
101 Forderungen 535,1 567,2 32,2 6,0 %
1010 Forderungen aus lieferungen und Leistungen 180,7 184,8 4,1 2,3%
1011 Kontokorrente mit Dritten 1974 1916 -59 -3,0%
1012 Steverforderungen 132,1 176,3 44,1 33,4 %
1013 Anzahlung an Dritte 11,5 95 20 -17.5%
1015  Interne Kontokorrente 17,9 114 -6,5 -36,6%
1016 Vorschisse fir vorlaufige Verwaltungsausgaben 0,0 0,0 -0,0 -59,4%
1019 Ubrige Forderungen -4.6 -6,2 -1,6 34,8 %

Die kurzfristigen Forderungen nehmen um 32,2 Millionen Franken zu. Die Position 1012 Steuerforde-
rungen nimmt um 44,1 Millionen Franken zu, insbesondere fir die Staats-, Personal- und Liegen-
schaftsstever. Im Gegenzug nehmen die Kontokorrente mit Dritten (1011) und Interne (1015) gesamt-
haft um 12,4 Millionen Franken ab. Die Verschiebung zwischen den Forderungen und den laufenden
Verbindlichkeiten (korrekte Bruttodarstellung) von 30,9 Millionen Franken sind enthalten (vgl. Kap. 35
laufende Verbindlichkeiten). Die Position 1019 Ubrige Forderungen enthdlt hauptsachlich die Wert-
berichtigungen (Delkredere).

25. Kurzfristige Finanzanlagen

Kurzfristige Finanzanlagen sind monetére Anlagen, welche in der Regel mit dem Ziel einer Rendite
gehalten werden. Die laufzeiten liegen zwischen 90 Tagen und einem Jahr. Die Bewertung der kurz-
fristigen Finanzanlagen erfolgt in der Regel zum Nominalwert, wobei jedoch dauerhafte VWertminde-
rungen bericksichtigh werden. Marchzinsen werden als Rechnungsabgrenzungen beriicksichtigt. Unter
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den Ubrigen kurzfristigen Finanzverbindlichkeiten werden, falls vorhanden, positive Wiederbeschaf-
fungswerte aus Marktwertbewertungen von derivativen Finanzinstrumenten ausgewiesen.

in Mio. Fr. Rechnung  Rechnung  Differenz zu R 2012
2012 2013  absolut %

102 Kurzfristige Finanzanlagen 6,0 1,6 -4,4 -73,2%

1020 Kurzfristige Darlehen 0,0 00 -00 -258%

1023 Festgelder 6,0 - =6,0

1029 Ubrige kurzfristige Finanzanlagen - 1,6 1,6

26. Aktive Rechnungsabgrenzungen

Der Zweck der akfiven Rechnungsabgrenzungen ist die periodengerechte Rechnungslegung. Alle
Aufwénde und Investitionsausgaben werden in derjenigen Periode erfasst, in der sie verursacht wer-
den. Die Rechnungsabgrenzungen werden zum Nominalwert bewertet.

in Mio. Fr. Rechnung  Rechnung Differenz zu R 2012

2012 2013 absolut %
104  Aktive Rechnungsabgrenzung 268,5 312,3 43,8 16,3%
1040  Personalaufwand 3,1 0,2 -29 -924%
1041 Sach- und tbriger Betriebsaufwand 0,9 0,7 0,2 -253%
1042  Stevern 152,3 1976 453 297%
1043  Transfers der Erfolgsrechnung 79,8 86,5 6,7 8,4 %
1044 Finanzaufwand / Finanzertrag 4,0 4,1 0,1 1.6%
1045 Ubriger betrieblicher Ertrag 1,9 2,0 0,1 3,1%
1046 Aktive Rechnungsabgrenzungen Investifionsrechnung 26,5 212 =53 -199%

Bei der Position 1042 Steuern sind die kiinftig noch erwarteten Nach- und Riickiréige der Staatssteu-
em fir die Steverperioden 2010-2013 im Umfang von 197,6 Millionen Franken bilanziert. Diese
Abgrenzungen werden nach den Regeln der Verordnung zum Gesetz iber die Steuerung der Finan-
zen und leistungen (FLV; § 52) vorgenommen.

27. Vorréte und angefangene Arbeiten

Vorréte sind zu Herstellkosten oder Anschaffungskosten oder zum tiefer liegenden Verkehrswert bewer
fet. Angefangene Arbeiten sind zu Herstellkosten oder nach Leistungsfortschritt zu bewerten.

in Mio. Fr. Rechnung  Rechnung Differenz zu R 2012

2012 2013 absolut %
106  Vorrdte und angefangene Arbeiten 3,0 3,1 0,0 1,0 %
1060  Handelswaren 1,6 1,6 0,0 1,6%
1061 Roh- und Hilfsmaterialien 1,5 1,5 0,0 1.3%
1063 Angefangene Arbeiten 0,0 - -0,0 -
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28. Langfristige Finanzanlagen

Langfristige Finanzanlagen haben eine Laufzeit von iber einem Jahr und werden mit der Absicht der
davernden Anlage gehalten. Sie zdhlen zum Anlagevermégen des Finanzvermégens, da sie nicht
unmittelbar zur Erfillung &ffentlicher Aufgaben dienen. Die Aktien und Anteilscheine werden grundsétz-
lich zum Verkehrswert bilanziert. Es gilt der Grundsatz der Einzelbewertung. Bei bérsenkotierten Titel
wird der Verkehrswert anhand des Jahresabschlusskurses festgelegt. Bei nicht gehandelten Papieren
dienen der Steverwert, der innere Wert der Unternehmung oder der Nominalwert als Anhaltspunkte
for die Bewertung. Die Verbuchung der Verkehrswertanpassung von Anlagen im Finanzvermégen er-
folgt erfolgsneutral iber die Neubewertungsreserve fir den Teil der Werténderung, der tber dem An-
schaffungswert liegt. Fir den Teil der Wertéinderung, der unter dem Anschaffungswert liegt, erfolgt die
Verbuchung iber die Erfolgsrechnung.

Die Annuitétsdarlehen an Gemeinden und angeschlossene Arbeitgeber aus der Ausfinanzierung der
Luzerner Pensionskasse werden zum Nominalwert abziglich der erfolgten Amortisationen unter den

ibrigen langfristigen Finanzanlagen bilanziert.

Rechnung 2012

Anlagespiegel 1070 1071 1072 1079 107
Finonzon|ogen Finanzvermdgen R Al(.rer;‘ L{nd ver’zAinlshche Flocr;gfrlshge ubrnge |ongfr||shge Total Fllnanz-
o Mio. Fr. nteilscheine niagen oraerungen Inanzaniagen anlagen
Stand 1.1. 476,3 - - 22,7 499,0
Zugdnge - - -

Abgange - - - -11,2 -11,2
Umgliederungen - - - -

Anpassung Verkehrswert Gber 22,8 - - - 22,8
Eigenkapital

Anpassung Verkehrswert Gber -0,2 - - - -0,2
Erfolgsrechnung

Stand 31.12. 498,9 - - 11,5 510,4
Rechnung 2013

Anlagespiegel 1070 1071 1072 1079 107
Finonzon\ogen Finanzvermégen R Ak~:|er;1 t{nd verinlsllche Floggfnsnge ubr||§e |0ngfr||st|ge Total Fllncmz-
o Mio. Fr. nteilscheine nlagen orderungen Inanzaniagen aniagen
Stand 1.1. 498,9 - - 11,5 510,4
Zugdnge - -
Abgdnge - - - =21 2,1
Umgliederungen -

Anpassung Verkehrswert iber -15,8 - - - -15,8
Eigenkapital

Anpassung Verkehrswert ber -0,0 - - - 0,0
Erfolgsrechnung

Stand 31.12. 483,0 - - 9,4 492,4

Unter den Abgdngen im Jahr 2013 ist die Rickzahlung von Annuitétsdarlehen aus der Ausfinanzie-
rung der Luzerner Pensionskasse durch angeschlossene Dritte und Gemeinden von 2,1 Millionen Fran-
ken ausgewiesen.

Die Anpassungen an die Verkehrswerte per 31. Dezember 2013 von 15,8 Millionen Franken resul-
tieren vorwiegend aus der Wertabnahme der Aktien der Centralschweizerischen Kraftwerke (CKW)
und der Wertsteigerung der Aktien der Luzerner Kantonalbank (LUKB.



Jahresbericht 2013 Jahresrechnung

Aktien und Anteilscheine Nominal; Buchwert 31.12.2012 Buchwert per 31.12.2013

wer’
in Franken pro Stiick pro Stiick Anzahl Total pro Stiick Anzahl Total
Luzemer Kantonalbank, Luzern 42 335,00 890'590 298'347'650 342,75 890'500 305'249'723
Centralschweiz. Kraftwerke AG, Luzem 0,50 332,50 589'636 196'053'970 294,00 589'636 173'352'9084
Kursaal-Casino AG, Luzern 100 310,00 2'380 737800 275,00 2'380 654'500
Bootshafen AG, Luzern 1'000| 1'964,75 570 1'119'907| 2'150,86 570 1'225'990
Luzerner Messe- und Ausstellung AG, 100 230,00 4'500 1'035'000 200,00  4'500 Q00'000
LUMAG
Pilatusbahnen AG, Alpnachstad 50| 1'431,00 13 18'603| 1'450,00 13 18'850
Rigibahnen AG, Goldau 5 3,45 4'560 15'732 3,05  4'560 13'908
Schifffahrtsgesellschaft Vierwaldstétter ] 161,00 23 3703 210,00 23 4'830
see, Luzem
Schifffahrtsgesellschaft Vierwaldstétter 250 152,00 300 45'600 210,00 300 63'000
see, Luzem
MCH Group AG (Messe Schweiz), 10 54,50 1'000 54'500 59,55 1'000 59'550
Basel
Aare Seeland Mobil AG, langenthal 10 0,50 500 250 0,50 500 250
Sursee-Triengen-Bahn AG, Triengen 500 855,00 8472 /719910 Q05,00 842 762'010
BLS Lotschbergbahn AG, Bem 1 0,75 857'232 642'924 0,70 857'232 600'062
ew! Solar AG, Luzern 1'000| 1'000,00 19 19'000| 1'000,00 19 19'000
Schweiz. Gesellschaft Hotelkredit, 500 500,00 50 25'000 500,00 50 25'000
Zirich
Industrie-Geleise-Genossenschaft, Horw - 20'000 | 20'000,00 ] 20'000 |20'000,00 ] 20'000
Kriens
idee Seetal AG, Hochdorf 500 0,50 2 ] 0,50 2 ]
Crastrocknungsgen. Eschenbach + 5'000| 5'000,00 1 5'000| 5'000,00 ] 5'000
Umgebung
Genossenschaft fir landw. Bauen, 50 1,00 ] ] 1,00 ] ]
Menznau
Genossenschaft Hochzig Messe, luzern  1'000 1,00 ] ] 1,00 ] ]
ESA-Einkaufsorganisation des Schweize- 500 500,00 5 2'500 500,00 5 2'500
rischen Auto- und Motorfahrzeuggewer
bes Genossenschaft, Burgdorf
IGA fur gesunde Schweine, Sursee* 500| 5'215,00 2 10'430
Agrifera AG* 500 2'400,00 6 14'400
SUISAG, Dienstleistung Schweinepr. 200 200,00 1 200 200,00 1 200
Sempach
Luzernische Saatzuchtgenossenschatt, 50 1,00 1 ] 1,00 ] 1
Sursee
BIOFARM - Genossenschaft, Kleindietwil 500 500,00 1 500| 500,00 ] 500
Total Aktien und Anteilscheine 498'878'183 482'992'261

* Fusion der IGA mit der SPF AG mittels Kombinationsfusion zur Agrifera AG

29. Sachanlagen Finanzvermdgen

Die Sachanlagen im Finanzvermégen (FV) umfassen jene Sachanlagen, welche nicht unmittelbar zur
Erfillung offentlicher Aufgaben dienen. Die Bilanzierung erfolgt grundsditzlich zum Verkehrswert. Die
Immobilien im Finanzvermdgen werden mindestens alle vier Jahre neu bewertet. Der Verkehrswert ba-
siert auf Markiwerten und wird entweder Uber eine angemessene Kapitalisierung des Mietwertes (bei
markiméssig vermieteten Objekten) oder auf der Basis von Vergleichswerten (bei Landwerten) ermittelt.
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Die Verbuchung der Verkehrswertanpassung von Anlagen im Finanzvermégen erfolgt erfolgsneutral
iber die Neubewertungsreserve fir den Teil der Wertéinderung, der iber dem Anschaffungswert liegt.
Fir den Teil der Wertdnderung, der unfer dem Anschaffungswert liegt, erfolgt die Verbuchung Gber
die Erfolgsrechnung.

Die letzte vollstandige Neubewertung der Immobilien im Finanzvermégen fand per 1. Januar 2011
im Rahmen des Restatement 1 statt.

Rechnung 2012

Anlagespiegel 1080 1084 1086 1087 108
Sachanl Fi .. Grundsticke ~ Gebdude ~ Mobilien Anlagen  Total Sach-
achaniagen Finanzvermogen (unbebaut) (inkl. Grund- im Bau anlagen
stiicke
in Mio. Fr. bebaut)
Stand 1.1.2012 97,4 30,5 - - 1279
Zugange 0,1 - - - 0,1

Abgdnge -1,8 -0,0 - - -1,8
Umgliederungen - - - - -
Anpassung Verkehrswert iber Eigenkapifal

Anpassung Verkehrswert iber Erfolgsrechnung

Stand 31.12.2012 95,7 30,5 - - 126,2

Rechnung 2013

Anlagespiegel 1080 1084 1086 1087 108
Sachanl Fi .. Grundsticke ~ Gebdude ~ Mobilien Anlagen  Total Sach-
achaniagen finanzvermogen (unbebaut) (inkl. Grund- im Bau anlagen

stiicke

in Mio. Fr. bebaut)
Stand 1.1.2013 95,7 30,5 - - 126,2
Zugdnge 1,0 0,1 - - 1,1
Abgdnge -2,5 -0,3 - - -2,8
Umgliederungen 1,1 —1,1 - - :
Anpassung Verkehrswert iber Eigenkapital 0,8 0,6 - - 1,4
Anpassung Verkehrswert iber Erfolgsrechnung - - - -
Stand 31.12.2013 96,1 29,8 - - 1259

30. Sachanlagen Verwaltungsvermégen

Sachanlagen (Mobilien und Immobilien) werden im Verwaltungsvermégen bilanziert, wenn ihre Nut-
zung zur Erfillung &ffentlicher Aufgaben vorgesehen ist und ihr Wert zuverléssig ermittelt werden
kann. Die Akfivierungsgrenze betréigt 50'000 Franken. Motorfahrzeuge und Grundstiicke werden un-
geachtet der Aktivierungsgrenze bilanziert. Die Anlagen des Verwaltungsvermdgens werden zum An-
schaffungswert abziiglich der Abschreibung oder, wenn tiefer liegend [vorliegende VWertminderung],
zum Verkehrswert bilanziert (bei der Anpassung der Bilanz per 1. Januar 2011 erfolgte die Bewer-
tung der bestehenden Immobilien nach dem Sachwertprinzip, vgl. Botschaft B 21 vom 25. Okiober
2011). Die Anlagen des Verwaltungsvermégens, die durch Nutzung einer Wertminderung unterlie-
gen, werden ordentlich je Anlagekategorie nach der angenommenen Nutzungsdauer linear zulasten
der Erfolgsrechnung abgeschrieben. Es werden folgende Nutzungsdauermn angewendet:
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Sachgruppe Bezeichnung Nutzungsdaver in Jahren

1401 Strassen
Strassen — hohe Belastung 35
Strassen — mittlere Belastung 45
Strassen — tiefe Belastung 55
Tunnels 70
Briicken 50
Unter-/Uberfihrungen 50
Bach-/Rohrdurchlésse 30
Stitzmavern/ Spezialbauwerke 100
Lichtsignalanlagen und Systeme 20

1402 Wasserbau
Wasserbauten 50

1403 Ubrige Tiefbauten

Ubrige Tiefbauten 40
1404 Hochbauten

Hochbauten normal installiert 40

Hochbauten niedrig installiert 50

Hochbauten hoch installiert 30

Ausbauten Zumietungen *5

1406 Mobilien Verwaltungsvermégen
Mobiliar, Maschinen, Apparate
Fahrzeuge
Spezialfahrzeuge und Anbaugeréte 1
Informatik und Kommunikationssysteme

NN 00 0

* Die Abschreibung erfolgt
- bei "normalen’ Mietvertréigen mit 5-10 Johren Laufzeit: auf 5 Jahre
- bei Mietvertréigen unter 5 Jahren fester Laufzeit (Ausnahme): auf die effektive Laufzeit

— bei Mietvertrégen mit tber 10 Jahren Laufzeit (Ausnahme): auf die effektive Laufzeit

Die Anlagen, welche sich noch im Bau befinden und deshalb noch nicht genutzt werden, unterliegen
noch keiner ordentlichen Abschreibung. Grundsticke und Waldungen erfahren durch ihre Nutzung in
der Regel keine Wertminderung, sie unterliegen deshalb auch keiner ordentlichen Abschreibung.

Ein Finanzierungsleasing-Verhdliis ist ein Leasingverhdlinis, bei dem im Wesentlichen alle mit dem
Eigentum verbundenen Risiken und Chancen eines Vermdgenswertes vom leasinggeber auf den lea-
singnehmer Gbertragen werden. Dabei kann letzilich das Eigentumsrecht Gbertragen werden oder
nicht. Fir die Abbildung als Finanzierungs-leasing gilt eine Wesentlichkeitsgrenze von 500'000 Fran-
ken pro Sachverhalt. Die Leasingverhdlinisse mit einem Barwert der verfraglichen Leasingzahlungen
unter dieser Grenze werden als Operating-leasing oder als Miete behandelt. Finanzierungs-leasing-
Objekte werden analog eigenen Anlagen via Investitionsrechnung in der Anlagebuchhaltung in der
zutreffenden Anlageklasse erfasst. Die leasingverbindlichkeiten werden als Fremdkapital in den Kon-
fogruppen 2067 leasingvertrdge und 2015 kurzfristiger Anteil langfristiger Leasingverbindlichkeiten
ausgewiesen. Die Leasingverbindlichkeit verringert sich jahrlich um den Amortisationsanteil der geleis-
feten Leasingratenzahlungen. Die bilanzierten Finanzierungs-leasing-Verhdliisse betreffen Immobilien-
mietvertrage,/Mieterausbauten.

Als immobile Kulturgiter werden Immobilien des Kantons Luzerns klassifiziert, welche Bestandteil des
Schweizerischen Inventars der Kulturgiter von nationaler Bedeutung (A-Objekte) oder des Schweizeri-
schen Inventars der Kulturgiter von nationaler und regionaler Bedeutung (B-Obijekte) sind und keine
Verwaltungsnutzung (inferne Vermietung) und keine externe Vermietung fir die fléchenméssig mehrheit-
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liche Nutzung zu Markiwerten aufweisen. Immobile Kulturgiter werden in der individuell zutreffenden
Anlogeklasse bilanziert und nach deren Regeln bewertet. Mobile Kulturgiter — zum Beispiel Skulptu-
ren, Kunstwerke oder Bilder — werden nicht bilanziert, sondern iber den Aufwand verbucht.

Rechnung 2012

Anlagespiegel 1400 1401 1402 1403 1404 1405 1406 1407 140
Sochorﬂogen \/erwo\fungsvermégen GruPdstUcke Strassen  Wasserbau . tbrige Hochbauten Waldungen ~ Mobilien A.nlogen Total Sach-
in Mio. Fr. unilberbaut Tiefbauten im Bau anlagen VV
Anschaffungswert

Stand 1.1. 16,5 2'571,3  244,1 0,5 1'916,9 0,3 77,7 22,2 4'849,4
Zugadnge - 31,3 14,3 - 18,7 20,4 45,3 130,0
Abgange - -0,0 -1,2 -1,2
Umgliederungen - - - - 54 9,1 -14,5 -
Stand 31.12. 16,5 2'602,3 258,4 0,5 1'941,0 0,3 106,0 53,0 4'978,2
Kumulierte Abschreibungen

Stand 1.1. -0,3 -791,4 -54,2 -0,0 -768,5 -0,0 -39,3 --1'653,6
Planmassige Abschreibungen - =519 -4,9 -00 -473 - =125 -116,6
Ausserplanméssige Abschreibungen - - - -
Wertaufholungen - - -
Abgdnge 0,0 1,0 1,0
Umgliederungen - - -0,1 0,1 - -
Stand 31.12. -0,3 -843,3 -59,0 -0,0 -815,8 -0,0 -50,8 --1'769,2
Buchwert per 31.12. 16,2 1'759,3 1993 0,5 1'125,2 0,3 55,2 53,0 3'209,0
davon Anlagen im Finanzierungsleasing - - - 8,9 - - 8,9
davon Kulturgiter - - 70,8 70,8
Erhaltene, noch nicht aufgeldste -142,2 -123,7 -139,3 -4.5 -0,6 -410,2
Investitionsbeitrége

Rechnung 2013

An|ogespiege| 1400 1401 1402 1403 1404 1405 1406 1407 140
Sochonbgen \/erwo\fungsvermégen GruPdstUcke Strassen Wasserbau ' Ubrige Hochbauten Waldungen Mobilien Ar\lcgen Total Sach-
in Mio. Fr. uniiberbaut Tiefbauten im Bau anlagen VV
Anschaffungswert

Stand 1.1. 16,5 2'602,3 258,4 0,5 1'941,0 0,3 106,0 53,0 4'978,2
Zugénge 3,0 33,2 10,8 - 22,2 8,6 441 121,9
Abgdnge - -0,1 - -0,3 -17,7 -18,1
Umgliederungen 52 - 12,8 1,5 =195 -
Stand 31.12. 19,5 2'640,9 269,2 0,5 1'975,7 0,3 98,4 77,7 5'082,0
Kumulierte Abschreibungen

Stand 1.1. -0,3 -843,3 -59,0 -0,0 -815,8 -0,0 -50,8 --1'769,2
Planmdssige Abschreibungen - =526 =52 -00 46,6 -12,3 -116,6
Ausserplanméssige Abschreibungen - - - -0,1 -0,1
Wertaufholungen 0,0 - 0,1 0,1
Abgange - 0,0 0,1 17,4 17,5
Umgliederungen - - 0,0 -0,0 -
Stand 31.12. -0,3 -895,9 -64,2 -0,0 -862,4 -0,0 -457 --1'868,5
Buchwert per 31.12. 19,2 1'745,0 205,0 0,5 1'113,3 0,3 52,7 77,7 3'213,6
davon Anlagen im Finanzierungsleasing - - - - 7,6 - - 7,6
davon Kulturgiter - - 66,5 66,5
Erhaltene, noch nicht aufgeldste -144,5 -127,3 -139,7 - -5,2 -6,/ 4234

Investitionsbeitrége
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Defaillierte Informationen zu den Investitionen Sachanlagen finden Sie im Kapitel 6.2.2 Investiti-
onsrechnung.

31. Immaterielle Anlagen

Die Aktivierungsgrenze fir immaterielle Anlagen liegt bei 200'000 Franken. Die Bewertung erfolgt
zum Anschaffungswert abziiglich der Abschreibungen oder, wenn tiefer liegend, zum Verkehrswert.
Die Abschreibungsdauer der immateriellen Anlagen ist mit vier Jahren festgelegt. Ausgenommen da-
von sind die durch Vorauszahlung erworbenen, im Grundbuch eingetragenen Baurechte. Da wird die
Vertragsdauer als Nutzungsdauer eingesetzt. Bei der amtlichen Vermessung wird eine Nutzungsdauer
von zwolf Jahren eingesetzt.

Rechnung 2012

Anlagespiegel 1420 1421 1427 1429 142
Immaterielle Anlagen Software Lizenzen, Immoferiel!e ' Ubrige Tofcl immate-
Nutzungs-  Anlagenin  immaterielle rielle Anlagen
in Mio. Fr. rechte  Realisierung Anlagen
Anschaffungswert
Stand 1.1. 34,7 - 5,1 27,0 66,8
Zugdnge 4.7 - 1,8 3,8 10,2
Abgange - - - - -
Umgliederungen 3,5 - -3,5 - -
Stand 31.12. 42,8 - 3,5 30,8 77,1
Kumulierte Abschreibungen
Stand 1.1. -16,4 - - 7,4 -23,7
Planméssige Abschreibungen -84 - - -2,6 -11,0
Ausserplanmdssige Abschreibungen - - - - -
Wertaufholungen
Abgdnge
Umgliederungen - - - - :
Stand 31.12. -24,8 - - -10,0 34,8
Buchwert per 31.12. 18,1 - 3,5 20,8 42,3
Erhaltene, noch nicht aufgeléste - - - -1,2 =2

Investitionsbeitréige
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Rechnung 2013

Anlagespiegel 1420 1421 1427 1429 142
Immaterielle Anlagen Software Lizenzen, Immoferiel!e ' Ub.rige Total Immateri-
Nutzungs-  Anlagenin  immaterielle  elle Anlagen
in Mio. Fr. rechte  Realisierung Anlagen
Anschaffungswert
Stand 1.1. 42,8 - 3,5 30,8 77,1
Zugange 3,5 - 0,4 3,8 7,6
Abgdnge -11,2 - - - -11,2
Umgliederungen 2,7 - 2,7 - -
Stand 31.12. 37,8 - 1,1 34,6 73,5
Kumulierte Abschreibungen
Stand 1.1. -24,8 - - -10,0 -34,8
Planméssige Abschreibungen -8,6 - - -3,3 -11,9
Ausserplanmdssige Abschreibungen - - - - -
Wertaufholungen - - - - -
Abgdnge 11,2 - - - 11,2
Umgliederungen - - - - -
Stand 31.12. -22,1 - - -13,3 -35,4
Buchwert per 31.12. 15,7 - 1,1 21,3 38,1
Erhaltene, noch nicht aufgeléste - - - -1,2 -1,2

Investitionsbeitrége

Weitere Informationen zu den Investitionen in immaterielle Anlagen finden Sie im Kapitel 6.2.2 Inves-
fiionsrechnung. Bei den tbrigen immateriellen Anlagen werden insbesondere Baurechte, die amfliche
Vermessung und die Notfallplanung (Risikomanagement zum Schutz vor Naturgefahren) bilanziert.

32. Darlehen

Ein Akfivdarlehen ist ein Vertrag, wonach der Kanton einem Darlehensschuldner einen Geldbetrag
zur Verfigung stellt. Der Darlehensschuldner verpflichtet sich zur Riickerstatiung des ausgeliehenen
Geldbetrages. Ein Aktivdarlehen kann verzinslich oder unverzinslich sein. Die Bilanzierung erfolgt im
Verwaltungsvermégen, wenn die Nutzung des Aktivdarlehens zur Erfillung &ffentlicher Aufgaben be-
stimmt ist. Es gilt der Grundsatz der Einzelbewertung. Darlehen werden in der Regel zum Nominal-
wert bilanziert. Wird eine dauernde Wertminderung festgestellt, ist eine ausserplanmdssige Abschrei-
bung vorzunehmen. Werden Aktivdarlehen im Verwaltungsvermdgen nicht marktkonform verzinst, wird
die Zinserspamis, die der Empfénger erzielt, als Transferaufwand (Staatsbeitrag) in der Jahresrech-
nung des Kanfons ausgewiesen.
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144 Total Darlehen 2012 2013
in Mio. Fr.

Anschaffungswert

Stand 1.1. 335,2 341,4
Zugange 8,5 1.7
Abgdnge -2,3 2.7
Stand 31.12. 341,4 340,4
Kumulierte Abschreibungen

Stand 1.1.

Ausserplanméssige Abschreibungen

Wertautholungen

Stand 31.12.

Buchwert 31.12. 341,4 340,4
Erhaltene Darlehen Bund -286,4 -286,8

Die Position 144 Darlehen beinhaltet insbesondere Darlehen an die Landwirtschaftliche Kreditkasse
(LKK), an die Entwicklungstréiger der neuen Regionalpolitik (NRP), an den éffentlichen Verkehr (5V)
sowie an die Interkantonale Polizeischule Hitzkirch (IPH). Viele vom Kanton gewdhrte Darlehen wer-
den vom Bund mitfinanziert.

33. Beteiligungen, Grundkapitalien

Die Beteiligungen sind Anteile am Kapital anderer Unternehmen, Betriebe oder Anstalten, die mit der
Absicht der dauernden Anlage gehalten werden. Beteiligungen im Verwaltungsvermégen werden zum
Anschaffungswert abziiglich notwendiger VWertberichtigungen bewertet.

145 Total Beteiligungen 2012 2013
in Mio. Fr.

Anschaffungswert

Stand 1.1. 706,9 673,4
Zugdnge - 0,0
Abgdnge -33,5 -
Stand 31.12. 673,4 673,4
Kumulierte Abschreibungen

Stand 1.1. -34,5 -0,4
Ausserplanméssige Abschreibungen - -
Wertaufholungen 0,6

Abgdnge 33,5 -
Stand 31.12. -0,4 -0,4
Buchwert 31.12. 673,0 673,0
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In der folgenden Ubersicht sind dlle finanziellen Beteiligungen im Verwaltungsvermégen aufgefihrt:

Rechnung 2012

Finanzielle Beteiligungen Verwaltungs- Nominalwert | Anzahl Kurswert 31.12.2012 Buchwert per 31.12.2012
vermogen

in Franken pro Stick | 31.12.2012 | pro Stick Total pro Stiick Total

Aktien

Luzerner Kantonalbank, Luzern (51 %) 4214'335'000| 335,00 1'452'225'000| 62,86 272'485'712
Extraktionswerk AG, Tiermehlfabrik, Kirchberg 300 213 540,00 115'020| 300,00 63'900
Schweiz. Nationalbank, Bern 250 1'768| 1'028,00 1'817'504 | 250,00 442'000
Schweizer Rheinsalinen AG, Basel 1'000 520116'100,00 8'372'000 [1'000,00 520'000
inNET Monitoring AG, Altdorf UR 1'000 200 1'000,00 200'000
Sportanlagen Wirzenbach AG, Luzem 65 763 65,00 49'595
Sportanlagen Wirzenbach AG, Luzem 650 195 650,00 126'750
Sportanlagen Wirzenbach AG, Luzem 1'000 81 1'000,00 81'000
Total Aktien 273'968'957
Anteilscheine und Beteiligungen

Luzerne Kantonsspital (LUKS) 354'666'265 ] 354'666'265
Luzemer Psychiafrie (Lups) 37'161'527 1 37'161'527
Landwirtschaftliche Kreditkasse (LKK) 6'878'424 ] 6'878'424
Beteiligung Swissmedic, Bern 239'920 ] 239'920
Stiftung Wirtschaftsférderung, Luzern 25'000 1 25'000
Schweizer Bibliotheksdienst Genossen- 100 391 100 39'100
schaft, Bern

Luzemer Birgschaftsgenossenschaft fir 50 2'800 p.m 1
das Gewerbe, Luzem

Total Anteilscheine und Beteiligungen 399'010'237
Total finanzielle Beteiligungen Verwaltungsvermégen 672'979'194
Rechnung 2013

Finanzielle Befeihgungen Verwal Nominalwert | Anzahl Kurswert 31.12.2013 Buchwert per 31.12.2013
tungsvermogen

in Franken pro Stiick | 31.12.2013 | pro Stiick Total pro Stiick Total

Aktien

Luzerner Kantonalbank, Luzem (51 %) 4214'335'000 342,75 1'485'821'250 62,86 272'485'712
Extraktionswerk AG, Tiermehlfabrik, Kirchberg 300 213 540,00 115'020| 300,00 63'900
Schweiz. Nationalbank, Bern 250 1'768| 1'045,00 1'847'560| 250,00 442'000
Schweizer Rheinsalinen AG, Pratteln 1'000 520| 5'195,27 2'701'5401'000,00 520'000
SelFin Invest AG, Pratteln 1'000 520111'700,00 6'084'000 0,00 ]
inNET Monitoring AG, Altdorf UR 1'000 200| 1'000,00 200'000 [1'000,00 200'000
Sportanlagen Wirzenbach AG, Luzem 65 763 65,00 49'505 65,00 49'595
Sportanlagen Wiirzenbach AG, Luzem 650 195 650,00 126'750| 650,00 126'750
Sportanlagen Wirzenbach AG, Lluzem 1'000 81| 1'000,00 81'000 [1'000,00 81'000
Total Aktien 273'968'958
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Finanzielle Beteiligungen Verwal- Nominalwert Kurswert 31.12.2013 Buchwert per 31.12.2013
tungsvermogen

in Franken pro Stick | 31.12.2013 | pro Stick Total pro Stiick Total
Anteilscheine und Beteiligungen

Luzeme Kantonsspital (LUKS) 354'666'265 1 354'666'265
Luzerner Psychiatrie (Lups) 37'161'527 ] 37'161'527
Landwirtschaftliche Kreditkasse (LKK) 6'878'424 ] 6'878'424
Beteiligung Swissmedic, Bern 239'920 ] 239'920
Stiftung Wirtschaftsférderung, Luzem 25'000 1 25'000
Schweizer Bibliotheksdienst Genos- 100 391 100 39'100
senschaft, Bern

Luzerner Birgschaftsgenossenschaft 50 2'800 p.m. 1
fir das Gewerbe, Luzemn™*

Total Anteilscheine und Beteiligungen 399'010'237
Total finanzielle Beteiligungen Verwaltungsvermégen 672'979'195

* in liquidation

34. Investitionsbeitrage

Investitionsbeitréige sind geldwerte Leistungen, mit denen beim Empfénger der Beitrdge dauerhafte
Vermdgenswerte mit Investitionscharakter begrindet werden. Beispiele fir solche Beitréige sind Investi-

fionsbeitrdge an Gewdsserschutzanlagen, Waldstrassen, Infrastrukturen des &ffentlichen Verkehrs, Mu-

seen und Schulhausbauten. Die aktiven Investitionsbeitréige werden bilanziert, wenn sie einen kinfti-
gen wirtschaftlichen Nutzen hervorbringen oder ihre Nutzung zur Erfillung éffentlicher Aufgaben vor-
gesehen ist. Ausserdem muss ihr Wert zuverldssig ermittel werden kénnen, eine Rickforderung muss

rechtlich durchsetzbar sein, ausser eine Zweckentfremdung des Investitionsgutes ist ausgeschlossen. Es

wird der ausbezahlie Investitionsbeitrag aktiviert. Die Investitionsbeitrége werden iber die Nutzungs-

daver des damit unterstitzten Anlagegutes oder Gber eine eventuell kirzere Zweckbindungsdauer li-

near als Transferaufwand abgeschrieben.
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146 Total Investitionsbeitrage 2012 2013
in Mio. Fr.

Anschaffungswert

Stand 681,7 704,3
Zugénge 22,8 18,7
Abgdnge 0,1 -8,6
Stand 704,3 714,4
Kumulierte Abschreibungen

Stand -240,9 -261,8
Planméasse Abschreibungen 21,0 -22,8
Ausserplanméssige Abschreibungen -
Wertautholungen - -
Abgdnge 0,0 8,6
Stand -261,8 -276,1
Buchwert 442,5 438,3
Erhaltene, noch nicht aufgeldste -75,8 /7,9

Investitionsbeitréige
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Die Position 146 Investitionsbeitréige beinhaltet insbesondere Beitrége an Landwirtschaft und Wald,
an Gewdsserschutzanlagen, an den Wasserbau, an den éffentlichen Verkehr, an Gemeindestrassen,
an Schulhausbauten und an kulturelle Institutionen. Informationen zu den im Jahr 2013 gewdhrten In-
vesfitionsbeitréigen finden Sie im Kapitel 6.2.2 Investitionsrechnung.

35. Laufende Verbindlichkeiten

Laufende Verbindlichkeiten sind monetére Schulden und in der Regel innerhalb von zwslf Monaten
nach dem Bilanzstichtag zur Tilgung vorgesehen. Die Bilanzierung erfolgt zum Nominalwert.

in Mio. Fr. Rechnung Rechnung Differenz zu R 2012

2012 2013  absolut %
200  Laufende Verbindlichkeiten -188,3 -281,0 92,7 -492%
2000 laufende Verbindlichkeiten aus Lieferungen -140,1 -209,4 -69,3 -49.5%

und Leistungen von Dritten

2001  Kontokorrente mit Dritten -6,6 -/,5 =09 -13,5%
2002  Steuern -0,7 0,6 0,1 14,4 %
2003  Erhaltene Anzahlungen von Dritten 98 -130 =32 -33,2%
2004  Transfer-Verbindlichkeiten - g - -
2005  Interne Kontokorrente -13,7 =334 -19,6 -142,8%
2006  Depotgelder und Kautionen -27 35 08 -292%
2009  Ubrige laufende Verpflichtungen -14,6 -13,6 1,1 7,3 %

Die laufenden Verbindlichkeiten nehmen gegeniiber dem Vorjahr um 92,7 Millionen Franken zu. Bei
der Position 2000 laufende Verbindlichkeiten aus Lieferungen und Leistungen von Dritten nehmen die
Verbindlichkeiten im Umfang von 69,3 Millionen Franken zu. Davon betreffen 10,7 Millionen Franken
eine Verschiebung zwischen den Forderungen und den laufenden Verbindlichkeiten (korrekte Brutto-
darstellung). Weiter haben die Verbindlichkeiten aus Llieferungen und Leistungen um 32,3 Millionen
Franken zugenommen. Weiter steigen die Laufenden Verbindlichkeiten bei der Position 2005 Interne
Kontokorrente um 19,6 Millionen Franken, hauptséchlich wegen der Bruttodarstellung der Forderun-
gen und den laufenden Verpflichtungen (vgl. Kap. 24 Forderungen).

36. Kurzfristige Finanzverbindlichkeiten

Kurzfristige Finanzverbindlichkeiten sind Verbindlichkeiten aus Finanzierungsgeschéften, welche in der
Regel innerhalb von zwslf Monaten nach dem Bilanzstichtag zur Tilgung vorgesehen sind. Die Bewer-
fung erfolgt in der Regel zum Nominalwert. Marchzinsen werden als Rechnungsabgrenzungen be-
ricksichtigt. Zins-Swaps werden zum Marktwert am Bilanzsfichtag bewertet. Die Bilanzierung negati-
ver Wiederbeschaffungswerte erfolgt unter 2016 Derivative Finanzinstrumente. Die Verbuchung ihrer
Wertéinderung erfolgt iber die Erfolgsrechnung. Informationen zu den Leasingverbindlichkeiten sind im
Kapitel 39. Langfristige Finanzverbindlichkeiten ersichlich.

in Mio. Fr. Rechnung Rechnung Differenz zu R 2012

2012 2013 absolut %
201 Kurzfristige Finanzverbindlichkeiten -222,8 -230,9 -8,0 -3,6%
2010 Verbindlichkeiten gegeniber Finanzintermedigren -212,0 =187,5 24,5 11,6%
2015 Kurzristiger Anteil langfr. leasingverbindlichkeiten -1,3 =13 -00 =3,7 %
2016 Derivative Finanzinstrumente -9.5 -2,0 7.5 78,6 %
2019 Ubrige kurzfristige Finanzverbindlichkeiten gegen- - 40,0 -40,0 -

Uber Dritten
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Die Position 2010 Verbindlichkeiten gegeniber Finanzintermediciren (Banken und Ausgleichsfonds
AHV, Genlf) beinhaltet die kurzfristigen Geldriickzahlungen im Umfang von 24,5 Millionen Franken.
Die derivativen Finanzinstrumente, welche zur Zinsabsicherung dienen, haben insgesamt an Wert
gewonnen. Bei der Position 2019 Ubrige kurzfristige Finanzverbindlichkeiten gegeniiber Dritten wird
die kurzfristige Geldaufnahme von 40 Millionen Franken ausgewiesen (nicht Finanzinstitute).

37. Passive Rechnungsabgrenzungen

Der Zweck der passiven Rechnungsabgrenzungen ist die periodengerechte Rechnungslegung. Alle Er-
frdge und Investitionseinnahmen werden in derjenigen Periode erfasst, in der sie verursacht werden.
Die Rechnungsabgrenzungen werden zum Nominalwert bilanziert.

in Mio. Fr. Rechnung  Rechnung  Differenz zu R 2013

2012 2013  absolut %
204  Passive Rechnungsabgrenzungen -323,2 -265,1 58,1 18,0%
2040  Personalaufwand -1,5 -1,4 0,1 8.4 %
2041  Sach- und ibriger Betriebsaufwand -4.4 -50 -0,5 -11,8%
2042  Stevern -93,7 953 -16 -17%
2043  Transfers der Erfolgsrechnung -169,3 -116,2 53,1 31,4%
2044 Finanzaufwand / Finanzertrag -6,0 -5,0 0,9 156%
2045 Ubriger betrieblicher Ertrag -4,4 4,1 0,3 7,3%
2046 Passive Rechnungsabgrenzung Investitionsrechnung  —43,9  =38,3 57 29%
2049  Ubrige passive Rechnungsabgrenzungen Erfolgs- -0,0 - 00 -

rechnung

Die passiven Rechnungsabgrenzungen nehmen um 58,1 Millionen Franken ab. Die Abnahme ist ins-
besondere auf die Position 2043 Transfers der Erfolgsrechnung zuriickzufihren. Diese befrifft gréssten-
feils den Bereich Gesundheit, in welchem sich insbesondere bei den Spitélern der Fakiurierungsstand
verbessert hat. Zudem mussten im Bereich Soziale Einrichtungen weniger Rechnungen abgegrenzt
werden.

38. Kurzfristige und langfristige Rickstellungen

Eine Rickstellung ist eine wesentliche Verpflichtung, die beziglich ihrer Félligkeit oder ihrer Hohe un-
gewiss, ein Mittelabfluss aber wahrscheinlich ist und deren Hohe zuverléssig geschétzt werden kann.
Ruckstellungen werden in der Regel ab 100'000 Franken pro Ereignis gebildet. Die Bewertung erfolgt
nach dem Grundsatz der bestméglichen Schétzung.

in Mio. Fr. Mehrleistungen Prozesse Nicht versicherte Birgschaften Ubrige Vorsorgever-  Finanzauf-  Ubrige Rick- Total
und andere Schéden und Garantie-  betriebliche  pflichtungen wand stellungen
Anspriiche des leistungen  Tétigkeiten
Personals
Stand 1.1.2013 -22,2 -0,3 -0,2 -0,1 -5,0 -67,4 -0,7 0,0 -95,9
Neubildung -0,5 0,0 - - - -0,3 - - -0,8
Auflésung - - - - 8,6 - 0,0 8,7
Verwendung 0,6 - 0,0 0,1 3,8 8,5 0,1 - 13,1
Stand 31.12.2013 -22,2 -0,3 -0,2 - -1,2 -50,6 -0,5 - 74,9
davon kurzfristiger Antell -222 -0,3 - - -1,2 -3,9 - - -27.6
davon langfristiger Anteil - - -0,2 - - 46,7 -0,5 - -47 4
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Die Rickstellungen reduzieren sich von 95,9 Millionen Franken auf 74,9 Millionen Franken. Fir kon-
junkturelle Massnahmen zur Sanierung der LUPK, fir Leistungen fir alfrechiliche Magistratspersonen,
for den Saldenabbau von Mehrleistungen des Personals und die Abgeltung von Spitalleistungen aus
dem Vorjahr wurden Riickstellungen von 13,1 Millionen Franken verwendet. Weiter wurden Rickstel-
lungen von 8,7 Millionen Franken aufgeldst. Dank der positiven Entwicklung der Finanzmdrkte im ers-
fen Halbjahr 2013 stieg der Deckungsgrad der LUPK per 30. Juni 2013 auf 100,9 Prozent und so-
mit entfallen die Sanierungsmassnahmen und die Rickstellungen fir die Jahre 2014 und 2015 im Um-
fang von 8,6 Millionen Franken wurden aufgelést. Im Gegenzug wurden Rickstellungen im Umfang
von 0,8 Millionen Franken fir Personalanspriiche neu gebildet.

39. Langfristige Finanzverbindlichkeiten

Langfristige Finanzverbindlichkeiten sind Verbindlichkeiten aus Finanzierungsgeschéften, welche in der
Regel mehr als zwalf Monate nach dem Bilanzstichtag zur Tilgung vorgesehen sind. Die Bewertung
erfolgt in der Regel zum Nominalwert. Marchzinsen werden als Rechnungsabgrenzungen beriicksich-

figt.

in Mio. Fr. Rechnung Rechnung  Differenz zu R 2012

2012 2013  absolut %
206 Langfristige Finanzverbindlichkeiten -1'476,5 -1'507,0 -30,4 -2,1%
2061  Schuldscheine -110,0  -100,0 10,0 9,1%
2063  Anleihen -300,0 =350,0 -50,0 -16,7%
2064  Darlehen -564,1 -540,6 23,5 4.2 %
2067  leasingvertrage -9,2 -8,0 1,2 130%
2068  Passivierte Investitionsbeitrdge -487,2 =502,5 -154 -32%
2069 Ubrige langfristige Finanzverbindlichkeiten -6, -5,8 0,2 3,4 %

Die langfristigen Finanzverbindlichkeiten haben insgesamt um 30,4 Millionen Franken zugenommen.
Die Schuldscheine haben sich um 10 Millionen Franken auf 100 Millionen Franken reduziert. Die Ob-
ligationsanleihen (2063 Anleihen) wurden von 300 Millionen Franken auf 350 Millionen Franken er-
hoht. Die detaillieren Aussagen zu den Darlehen, Leasingvertrédgen und den passivierten Invesfitions-
beitréigen finden Sie in den nachfolgenden Aufstellungen.

2064 Darlehen Rechnung  Rechnung Differenz zu R 2012
in Mio. Fr. 2012 2013 absolut %
2064 Darlehen -564,1 -540,6 23,5 4,2 %
Darlehen Bund fir Landwirtschaftliche Kreditkasse  —281,2  =280,7 0,5 0,2 %
NRP-Darlehen vom Bund -5,2 -6, 1 -0,9 -169%
Annuitdtsdarlehen Pensionskassen =277, 7 =253,8 239 8,6 %

Der Hauptgrund fir die Reduktion der Darlehen ist die jéhrliche Amortisation des Darlehens der Luzer-
ner Pensionskasse.
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2067 leasingvertrége Falligkeit
in Mio. Fr. bis 1 Jahr 1-5 Jahre Uber 5 Jahre Total

Stand 31.12.2012

Kinftige Leasingzahlungen -1,8 -6,0 -5,7 -13,5
davon Zins 0,5 1,5 11 3,0
Leasingverbindlichkeiten (Barwert) -1,3 -4,5 -4,7 -10,5
Stand 31.12.2013

Kinftige Leasingzahlungen -1,8 -5,7 -4,5 -11,9
davon Zins 0,4 1,3 0,9 2,6
Leasingverbindlichkeiten (Barwert) -1,3 4,4 -3,6 -9,3

Der Barwert der leasingverbindlichkeiten per 31.Dezember 2013 betrdgt 9,3 Millionen Franken.
Davon sind 1,3 Millionen Franken im néchsten Jahr fallig und somit unter den kurzfristigen Finanzver-
bindlichkeiten verbucht (vgl. Kap. 36 kurzfristige Finanzverbindlichkeiten). Weitere Informationen zum
Finanzierungs-leasing finden sie in Kapitel 30 Sachanlagen Verwaltungsvermégen.

Passive Investitionsbeitrdge sind geldwerte Leistungen, die der Kanton Luzem erhdlt und die zur Finan-
zierung eines akfivierungsféhigen Investitionsgutes verwendet werden miissen (explizite Zweckbin-
dung). Es wird in der Regel der gewdhrte Geldbetrag passiviert. Die passivierten Investitionsbeitrage
werden Uber die Nufzungsdauer des damit unterstitzten Anlagegutes oder eine eventuell kirzere
Zweckbindungsdaver als Transferertrag linear aufgelost.

2068 Passivierte Investitionsbeitrage 2012 2013
in Mio. Fr.

Erhaltene Beitrage

Stand 1.1. -594,3 -623,5
Zugénge -29,1 -31,0
Abgénge - 0,2
Stand 31.12. -623,5 -654,3
Kumulierte Auflésung

Stand 1.1. 122,6 136,3
Auflésung 13,7 15,6
Abgéinge - —0,1
Stand 31.12 136,3 151,7
Verbindlichkeiten per 31.12 —-487,2 -502,5

Informationen zu den im Berichtsjahr erhaltenen und passivierten Investitionsbeitrdgen finden Sie im
Kapitel 6.2.2 Investitionsrechnung.

40. Fonds im Fremdkapital

Fonds sind zweckgebundene Mittel zur Sicherstellung der Finanzierung bestimmter &ffentlicher Aufga-
ben. Die Schaffung von Fonds sowie die Zuweisung und Verwendung der Mittel bediirfen einer ge-
sefzlichen Grundlage. Treuhdnderisch verwaltete Mittel bedirfen keiner gesetzlichen Grundlagen (le-
gate und Stiftungen). Fonds werden dem Fremdkapital zugerechnet, wenn sie ihren Ursprung im Bun-
desrecht haben oder die Mittel freuhénderisch zur Verfigung stehen (Legate und Stiftungen).



Jahresbericht 2013 Jahresrechnung

Fondsrechnung der Fonds im Fremdkapital Anfangsbe- Einlagen  Entnahmen Endbestand davon bereits erfolgte
in Mio. Fr. stand Beitragszusicherungen
Total Fonds im Fremdkapital -36,5 -19,3 14,9 -41,0 =171
Fonds im Fremdkapital mit Gesetzesgrundlagen: Lotte-

rieertrdgnisse -29,6 -16,5 14,5 31,6 -15,7
Gebirgshilfefonds -2,1 -0,0 0,4 = ,7 -0, 1
Natur- und Landschaftsschutz -0,4 -0,3 - -0,7 -0,4
Fonds Departementssekretariat BUWD -0,3 - -0,3 -0,3
Fonds lawa -0,7 - 0,4 -0,3 -0,3
Fonds rawi -0,7 -5.7 0,7 -5,7 -5,4
Fonds uwe -0,1 - 0,0 -0,1 -0,1
Fonds vif -0,2 - - -0,2 -
Fonds dvs - -0,7 0,4 -0,2 -0,2
Fonds dhk -3,0 - -3,0 -3,0
Lotterie-Schwankungs-Fonds -11,6 -0,3 9,6 -2,3 -0,3
Fonds Finanzdepartement -1,8 -0,0 - -1,8

Katastrophenhilfe -0,8 -0,0 - -0,8 -
Fonds Gesundheits- und Sozialdepartement -3,3 -1,2 0,4 4,1 -1,6
Sportférderung -3,8 -2.0 0,8 -5,0 -4,0
Nothilfepauschale Bund -1.8 - -1,8

Fonds Justiz- und Sicherheitsdepartement -0,7 -1,0 1,0 -0,7

Schiesswesen und Wehrsport -2,8 -0,2 0,3 -2.7

Kantonsgeschichte 20. Jahrhundert -0,6 0,5 -0,1

Sonderprojekte Staatsarchiv -0,2 -0,2

Fonds im Fremdkapital mit Gesetzesgrundlagen: brige -3,6 -2,9 0,3 -6,2 -1,4
Eidg. Alkoholmonopol -1,8 -0,3 0,3 1,8 -1.4
Ersatzabgaben Zivilschutz -1,8 -2,6 - 4.4 -
Legate im Fremdkapital -3,1 -0,0 0,1 -3,0

Nachlass Eberli -0,0 - 0,0 -0,0

Nachlass Niederberger -0,1 - 0,0 -0,1

Spenden Stipendien -0,2 -0,0 0,0 -0,2

Biicheranschaffungen -0,1 -0,0 - -0,1

Robert-Zihlmann; Wertschriften 0,0 - 0,0

Robert-Zihimann; Kapital/Betrieb -2,0 -0,0 0,0 -2,0

Atze Steenstra, Weggis -0,3 - -0,3

Lungen-Aids-Kranke; VWertschriften 0,0 - 0,0

Lungen-Aids-Kranke; Kapital /Betrieb -0,5 -0,0 0,0 -0,5

Pramienverbilligung -0,1 0,1 :

Stiftungen im Fremdkapital -0,2 -0,0 0,0 -0,2

Dr. Robert Huber-Stiftung -0,0 -0,0 0,0 -0,0

Fortmann-Stiftung -0,1 -0,0 0,0 -0,1

Obertifer-Stiftung -0,1 -0,0 0,0 -0,1
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41. Eigenkapital

Fonds.im ibriges Eigenkapital Bilanziberschuss Total
Eigenkapital Aufwertungs-  Neubewertungs- Jahres-  Kumulierte Ergeb- Eigenkapital
reserven reserven FV ergebnis nisse der Vorjahre
Bestand 1.1.2013 -51,8 -2'522,1 -511,0 -745,4  -3'830,3
Jahresergebnis - - - =52 - -5,2
Verbuchung Jahresergebnis =171 - - 52 11,9 -
Verénderung Neubewertungsreserve FV - - 16,5 - - 16,5
Sonstige Transakfionen - - - - - =
Bestand 31.12.2013 -68,9 -2'522,1 -494,6 - —733,5 -3'819,0
Das Eigenkapital reduziert sich gesamthaft um 11,3 Millionen Franken. Einerseits reduziert sich das
Eigenkapital um 16,5 Millionen Franken aus der Veréinderung der Neubewertungsreserven von Anla-
gen im Finanzvermdgen. Anderseits erhoht sich das Eigenkapital durch den Ertragsiberschuss aus
dem Jahresabschluss 2013 um 5,2 Millionen Franken. Dieses Ergebnis wird geméss § 34 FLG dem
Bilanziberschuss gutgeschrieben. Bestandesverdnderungen von Fonds im Eigenkapital werden aus
dem Bilanziberschuss den entsprechenden Fondskonti zugeordnet.
Fonds im Eigenkapital
Fonds sind zweckgebundene Mittel zur Sicherstellung der Finanzierung bestimmter &ffentlicher Aufga-
ben. Fonds im Eigenkapital haben eine kantonale gesetzliche Grundlage.
Fondsrechnung der Fonds im Eigenkopitol Anfangsbestand Einlagen Entnahmen Endbestand dqvon bereits erfolgte
o Beitragszusicherungen
in Mio. Fr.
Total Fonds im Eigenkapital -51,8 -26,7 9,6 -68,9 -16,1
Zweckgebundene Mittel Giterstrassen -1.7 - 0,4 =1,3
Verwaltungsabgabe WA -0,1 - - -0,1 -
Natur- und Landschaftsschutz -0,9 - 0,1 -0,8 -0,4
Jagdkasse -0,3 -0,0 - -0,3 -
Walderhaltung -1,1 -0,1 - —1,1
Park-and-ride, Anteil Motorfz.-Steuern -3,3 - 0,0 =3,3
Zweckgebundene Mittel Kantonsstrassen -15,8 -2,2 - -17.9
Personalhilfsfonds Personalgesetz -3,0 - 0,1 2,9
Tierseuchenkasse -8,6 -0,4 0,5 -8,5 -
Arbeitslosenhilfsfonds 2,2 - 0,7 -1,6 -1,6
Infrastruktur und Anlagen der Kleinschifffahrt -0,8 - 0,0 -0,7 -
Fonds fir Sonderbeitrége -14,1 -24,0 7.7 -30,4 -14,1

Fonds zweckgebundene Mittel Kantonsstrassen: Die im Jahr 2013 nicht verwendeten zweckgebunde-
nen Mittel aus der Strassenfinanzierung im Umfang von 2,2 Millionen Franken wurden in den Fonds
eingelegt.

In den Fonds fir Sonderbeitrdge wurden 20 Millionen Franken (vgl. Botschaft B 28 vom 27. Januar
2012) und 4,0 Millionen Franken (vgl. Botschaft B 184 vom 13. Mérz 2007) eingelegt. Die Ent
nahmen von 7,7 Millionen Franken wurden fur Beifragszahlungen an die Gemeinden Escholzmatt
(3,2 Mio. Fr.), Schétz (2,0 Mio. Fr.) und Rickenbach (2,5 Mio. Fr.) verwendet. Aufgrund von vier
Gemeindezusammenschlisse am O1. Januar 2013 haben diese Gemeinden den Anspruch auf Son-
derbeitrége (21,8 Mio. Fr). Der Aufwand wurde in der Erfolgsrechnung erfasst, die Umbuchung in
der Fondsrechnung im Eigenkapital erfolgt mit dem Jahresabschluss 2014.
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Aufwertungsreserven

Die Aufwertungsreserven stellen das Eigenkapital dar, welches durch die Aufwertung des Verwal-
fungsvermdgens samt zugehdrigen Passivpositionen entstanden ist. Diese Aufwertung erfolgte im Rah-
men der Anpassung der Bilanz des Kantons per 1. Januar 2011 (Restatement). Die Aufwertungsreser-
ven bleiben unveréndert.

Neubewertungsreserven

Die Verbuchung der Verkehrswertanpassung von Anlagen im Finanzvermégen erfolgt geméss § 40
FLV erfolgsneutral iber die Neubewertungsreserven fir den Teil der VWertdnderung, der iber dem An-
schaffungswert liegt. Die Neubewertungsreserven nehmen im Jahr 2013 um 16,5 Millionen Franken
ab. Einerseits nimmt der Verkehrswert von Finanzanlagen um 15,8 Millionen Franken ab. Dies betrifft
insbesondere die Aktien der CKW (Wertabnahme 22,7 Mio. Fr.) und der LUKB (Anteil im Finanzver-
mdgen) mit einer Wertzunahme von 6,9 Millionen Franken. Anderseits reduzieren sich die Neubewer-
tungsreserven der Grundstiicke und Gebdude im Finanzvermagen um 0,6 Millionen Franken.
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6.3 Herleitung des ergéinzten Voranschlags

Nach dem Gesetz iber die Steuerung der Finanzen und Leistungen (FLG] wird zwischen dem festge-
sefzten Voranschlag und dem ergdnzten Voranschlag unterschieden. Der ergénzte Voranschlag ent-
halt nebst dem on lhrem Rat festgesetzten Voranschlag die von ihm bewilligten Nachtragskredite so-
wie die Kreditibertragungen. Er erméglicht den SolMstVergleich in der Jahresrechnung. Die Ver
gleichsgrosse fir die Jahresrechnung ist der ergénzte Voranschlag, er wird deshalb im Jahresbericht
2013 als Budget ausgewiesen.

Nachtragskredite (§ 15 FLG)  Kreditubertragungen in
das Folgejahr (§ 17 FLG)

Kreditiibertragungen aus
dem Vorjahr (§ 17 FLG) Jahresrechnung:
+ -— Soll-Ist-Vergleich

-+

IST

Ihr Rat hat mit den Botschaften B 64 vom 26. Februar 2013 und B 85 vom 24. September 2013
Nachtragskredite im Umfang von 21,1 Millionen Franken bewilligt. In Ubereinstimmung mit § 17 FLG
haben wir aus dem Vorjahr 2012 Kredite von 47,2 Millionen Franken Gbertragen. Der Kreditibertrag
ins Folgejahr 2014 betrégt 49,2 Millionen Franken.

6.3.1 Herleitung nach Kostenarten

Erfolgsrechnung Budget festgesetzt Kreditibertrage ~ Nachtragskredite Kreditibertrage Budget ergénzt
in Mio. Fr. aus Vorjahr ins Folgejahr
30  Personalaufwand 632,1 - 0,3 -0,5 631,9
31 Sach- und tbriger Betriebsaufwand 227.5 1,9 - -1,5 2278
33 Abschreibungen Verwaltungsvermégen 132,8 - - - 132,8
35 Einlagen in Fonds - - - - -
36  Transferaufwand 1'684,0 1,3 20,1 =11 1'704,4
Betrieblicher Aufwand 2'676,5 3,2 20,4 -3,0 2'696,9
40 Fiskalertrag -1'123,2 - - - -1'123,2
41 Regalien und Konzessionen -52,9 - - - -52,9
42 Entgelte -201,9 - - - -201,9
43 Verschiedene Ertréige -0,3 - - - -0,3
45 Entnahmen aus Fonds -1,5 - - - -1,5
46 Transferertrag -1'203,4 - - - -1'2083,4
Betrieblicher Ertrag -2'583,1 - - - -2'583,1
Ergebnis aus betrieblicher Tatigkeit 93,4 3,2 20,4 -3,0 113,9
34 Finanzaufwand 36,5 - - - 36,5
44 Finanzertrag -118,7 - - - -118,7
Finanzergebnis -82,3 - - - -82,3
Operatives Ergebnis 11,1 3,2 20,4 -3,0 31,6
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Erfolgsrechnung Budget festgesetzt Kreditibertrage ~ Nachtragskredite Kreditibertrage Budget ergénzt
in Mio. Fr. aus Vorjahr ins Folgejahr
38  Ausserordentlicher Aufwand
48  Ausserordentlicher Ertrag
Ausserordentliches Ergebnis
Gesamtergebnis Erfolgsrechnung 11,1 3,2 20,4 -3,0 31,6
Positionen gemdss HRM 2 zur Information:
37 Durchlaufende Beitréige 445,0 445,0
47 Durchlaufende Beitrége -445,0 -445,0
39 Inferne Verrechnungen 417,6 417,6
49 Inferne Verrechnungen -417.,6 -417,6
Investitionsrechnung Budget festgesetzt  Kreditilbertrdge ~ Nachtragskredite Kreditibertrage Budget ergdnzt
in Mio. Fr. aus Vorjahr ins Folgejahr
50  Sachanlagen 1424 38,4 0,6 -37,3 144,2
52 Immaterielle Anlagen 8,5 6,0 - -3,1 11,4
54 Darlehen 2,0 2,0 -2,3 1.7
55 Beteiligungen und Grundkapitalien - - 0,1 -0,1 -
56 Eigene Investitionsbeitrége 19,3 2,5 - -6,/ 15,1
Investitionsausgaben 172,2 48,9 0,7 -49,5 172,4
60 Abgang Sachanlagen - - - -
63 Investitionsbeitréige fir eigene Rechnung -30,2 -4,9 3,2 -31,9
64 Rickzahlung von Darlehen -2.4 - -2,4
66 Rickzahlung eigener Investitionsbeitréige -0,0 - -0,0
Investitionseinnahmen -32,7 -4,9 3,2 -34,3
Nettoinvestitionen 139,5 44,0 0,7 -46,2 138,1
Positionen geméss HRM 2 zur Information:
51 Investitionen auf Rechnung Dritter 8,9 4.5 13,4
61 Ruckerstattungen -8,9 -4.5 -13,4
57 Durchlaufende Investitionsbeitrége 9,4 - 9.4
67 Durchlaufende Investitionsbeitrdge 9.4 -9.4
Total Erfolgsrechnung und Investitionsrechnung 47,2 21,1 -49,2
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6.3.2 Herleitung nach Hauptaufgaben und Aufgabenbereichen

Erfolgsrechnung Budget festgesetzt Kreditibertrage ~ Nachtragskredite Kreditibertrage Budget ergénzt
in Mio. Fr. aus Vorjahr ins Folgejahr

Saldo Globalbudget 11,1 3,2 20,4 -3,0 31,6
HO Allgemeine Verwaltung 129,0 1,8 -1,8 128,9
1010  Staatskanzlei 9,0 - - 9,0
1020  Finanzkontrolle 1.7 - 1.7
2010  Stabsleistungen BUWD 4.7 0,1 4,9
3100  Stabsleistungen BKD 7,5 1.0 -0,9 7,6
4020  Stabsleistungen FD 8,6 0,1 - 8,7
4030  Dienstleistungen Finanzen 4,8 0,0 -0, 1 4.7
4040  Diensfleistungen Personal 2,3 - -0,4 1,8
4050  Informatik und Material 0,0 - 0,0
4060  Dienstleistungen Steuern 32,5 32,5
4070  Dienstleistungen Immobilien 0,7 0,7
4071 Immobilien 37,0 - 37,0
5010  Stabsleistungen GSD 5,5 0,2 -0,1 5,6
6610  Stabsleistungen JSD 6,5 0,4 -0,2 6,6
6660  Dienstleistungen fir Gemeinden 2.5 0,1 -0,1 2.4
6680  Staatsarchiv 4,0 - 4,0
6700  Gemeindeaufsicht 1,8 1,8
H1 Offentliche Ordnung und Sicherheit 146,2 146,2
6620  Polizeiliche Leistungen 70,8 70,8
6630 Militar, Zivilschutz und Justizvollzug 38,2 38,2
6640  Strassen- und Schifffahrtswesen -1,9 -1,9
6650  Migrationswesen 1,1 1,1
6670  Handelsregisterfihrung -0,9 -0,9
6690  Strafverfolgung 11,9 11,9
7010  Gerichtswesen 26,9 26,9
H2 Bildung 630,7 0,1 0,4 -0,3 630,9
3200  Volksschulbildung 218,1 - - - 218,1
3300  Gymnasiale Bildung 104,6 - 104,6
3400  Berufs- und Weiterbildung 152,3 0,0 - -0,3 152,1
3500 Hochschulbildung 155,6 0,1 0,4 156,1
H3 Kultur, Sport und Freizeit, Kirche 26,0 0,3 26,3
3502  Kultur und Kirche 25,0 0,3 25,3
5012 Sport 1,0 - 1,0
H4 Gesundheit 297.5 19,7 317,2
5020  Gesundheit 290,8 19,7 310,5
5030  Llebensmittelkontrolle und VeterinGrwesen 6,7 - 6,7
H5 Soziale Sicherheit 196,5 196,5
5011 Sozialversicherungen 92,0 92,0
5040  Soziales und Gesellschaft 96,9 96,9
5050  Wirtschaft und Arbeit 7,6 7,6
Hé Verkehr 31,9 31,9
2050  Strassen -4.4 -4,5
2051  Zentras -1,0 =0
2052  Offentlicher Verkehr 37,3 37,3
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Erfolgsrechnung Budget festgesetzt Kreditibertrage ~ Nachtragskredite Kreditibertrage Budget ergénzt
in Mio. Fr. aus Vorjahr ins Folgejahr

H7 Umweltschutz und Raumordnung 38,3 1,3 -1,0 38,6
2030  Raumplanung, Wirtschaftsférderung, 9,9 2 -0,4 9,7

Geoinformation

2040 Umwelt und Energie 19,2 1,1 -0,6 19,7
2053  Naturgefahren 9,2 - 9,2
H8 Volkswirtschaft 28,4 28,4
2020  landwirtschaft und Wald 271 271
2031 Wirtschaft 1,3 1,3
H9 Finanzen und Steuern -1'513,2 -1'513,2
4031  Finanzen -515,9 -515,9
4061  Steuern -1'148,7 -1'148,7
6661 Finanzausgleich 151,3 151,3

Investitionsrechnung

Budget festgesetzt

Kreditibertrage

Nachtragskredite

Kreditibertrage

Budget ergénzt

in Mio. Fr. aus Vorjahr ins Folgejahr

Nettoinvestitionen 139,5 44,0 0,7 -46,2 138,1
HO Allgemeine Verwaltung 56,9 7,3 0,6 -10,0 54,9
1010  Staatskanzlei 0,1 - - - 0,1
2010  Stabsleistungen BUWD 0,3 0,1 -0,0 0,4
4020  Stabsleistungen FD 3,1 0,3 -0,2 3,2
4050  Informatik und Material 56 4,1 - -4.4 5,3
4071 Immobilien 47.7 2,4 0,6 -5,3 454
5010  Stabsleistungen GSD 0,0 - - - 0,0
6610  Stabsleistungen JSD - 0,4 -0,1 0,4
6680  Staatsarchiv 0,2 - - 0,2
H1 Offentliche Ordnung und Sicherheit 2,8 3,3 -3,4 2,8
6620  Polizeiliche Leistungen 2,0 3,3 -3,2 2,2
6630 Militar, Zivilschutz und Justizvollzug 0,1 - - 0,1
6640  Strassen- und Schifffahrtswesen 0,3 - 0,3
7010  Gerichtswesen 0,5 -0,3 0,2
H2 Bildung 1,2 0,2 0,1 -0,5 1,0
3200  Gymnasiale Bildung 0,1 - - - 0,1
3400  Berufs- und Weiterbildung 1,2 0,2 -0,4 1,0
3500  Hochschulbildung - - 0,1 -0,1 -
H4 Gesundheit 0,4 0,4
5030  lebensmittelkontrolle und Veterindrwesen 0,4 0,4
H6 Verkehr 63,5 29,4 -28,4 64,6
2050  Strassen 57,2 15,8 -17,9 55,0
2051  Zentras 0,9 - -0,2 0,7
2052  Offentlicher Verkehr 5,5 13,7 -10,3 8,9
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Investitionsrechnung Budget festgesetzt Kreditibertrdge ~ Nachtragskredite Kreditibertrige Budget ergénzt
in Mio. Fr. aus Vorjahr ins Folgejahr
H7 Umweltschutz und Raumordnung 8,8 3,7 - -3,9 8,6
2030  Raumplanung, Wirtschaftsférderung, 2.5 3,7 - -3,2 3,0
Geoinformation

2040  Umwelt und Energie 1,0 - - -0,8 0,2
2053  Naturgefahren 53 - - - 5,3
H8 Volkswirtschaft 6,1 6,1
2020  landwirtschaft und Wald 6,1 6,1
H9 Finanzen und Steuern -0,2 - - - -0,2
4031  Finanzen -0,2 - - - -0,2
Total Erfolgsrechnung und Investitionsrechnung 47,2 21,1 -49,2

6.3.3 Einfluss auf die Geldflussrechnung
Geldflussrechnung Budget festge- Kreditibertrage ~ Nachtragskredite Kreditibertrage Budget ergénzt
setzt aus Vorjahr ins Folgejahr

in Mio. Fr.

Geldfluss aus betrieblicher Tatigkeit 121,9 -3,2 -20,4 3,0 101,4

Geldfluss aus Investitionstétigkeit Verwaltungsver- -130,2 -44,0 -0,7 46,2 -128,8

mogen

Geldfluss aus Investitionstatigkeit Finanzvermégen - - - - -

Geldfluss aus Investitionstatigkeit -130,2 -44,0 -0,7 46,2 -128,8

Geldfluss aus Finanzierungstatigkeit 8,3 47,2 21,1 -49,2 27,4

Verdnderung flissige und geldnahe Mittel

Finanzpolitische Steuergréssen:

Geldfluss-Investitions-Verhdltnis 93,6% - - - 78,7%

Geldfluss aus betrieblicher Tatigkeit und aus -8.3 47,2 -21,1 49,2 -27 .4

Investitionstatigkeit ins Verwaltungsvermégen
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6.4 Kreditiberschreitungen

6.4.1 Ubersicht

Auf den folgenden Seiten findet sich eine Ubersicht ber alle Kreditiberschreitungen gegeniiber dem
ergdnzten Voranschlag.

Aufgapenbereich T A o
schreitung nach

in Mio. Fr. § 16 FIG

Globalbudget ER

4070 Dienstleistungen Immobilien 0,688 0,801 0,113

7010 Gerichtswesen 26,865 28,813 1,048 1,948

3200 Volksschulbildung 218,091 218,380 0,289

3300 Gymnasiale Bildung 104,638 104,745 0,107

3502 Kultur und Kirche 25,266 26,359 1,092

5020 Gesundheit 310,513 311,460 0,947

2050  Strassen -4,450 -0,937 3,513

4061  Stevemn -1'148,656 -1'141,589 7,067

Investitionsausgaben

6630 Militar, Zivilschutz und Justizvollzug 0,100 0,107 0,007
2040 Umwelt und Energie 0,338 7,489 7,151 4,100
2053 Naturgefahren 21,225 23,803 2,578

Die Erlduterungen zu den Abweichungen pro Aufgabenbereich finden Sie im Kapitel Il Aufgabenbe-
reiche.
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6.4.2 Bewilligte Kreditiiberschreitungen

Massgebend fir die bewilligten Kreditiberschreitungen ist § 16 des Gesetzes iber die Steuerung der
Finanzen und Leistungen (FLG):

! Der Regierungsrat und das Kantonsgericht kénnen in folgenden Féllen eine Kreditiberschreitung be-

willigen:

a. wenn das Bundesrecht, ein kantonales Gesetz oder ein rechtskréftiger Entscheid eines Gerichtes
eine Ausgabe unmittelbar vorschreiben oder eine andere unumgéngliche Leistungspflicht besteht,

b. bei dringlichen Vorhaben aufgrund unvorhersehbarer Ereignisse, wenn der Aufschub fir den Kan-
ton nachteilige Folgen hdtte,

c. fur durchlaufende Beitrage,

d. fir Abschreibungen und Wertberichtigungen nach § 47.

2 Die Kreditiiberschreitung ist nur zuldssig, wenn eine Kompensation innerhalb des bewilligten Voran-
schlagskredites unverhdlinismassig ware.

3 Kreditiberschreitungen sind dem Kantonsrat mit dem Jahresbericht zur Genehmigung zu unterbreiten.

Der Regierungsrat hat nach § 16 Absatz 1 ¢ Kreditiberschreitungen von 4,1 Millionen Franken
bewilligt.

Das Obergericht hat nach § 16 Absatz 1 Kreditiberschreitungen von 1,95 Millionen Franken
bewilligt.
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6.5 Finanzielle Zusicherungen

Finanzielle Zusicherungen sind kiinftige Verpflichtungen, die in Zukunft eine Zahlung auslésen werden,
welche den Nutzenzufluss fir den Kanton in der Zukunft entschadigt. Sie sind nicht bilanziert, werden
aber hier offengelegt. Einer finanziellen Zusicherung liegt ein Vertrag oder ein erdffneter Entscheid ei-
ner zustdndigen Behérde in der Vergangenheit zugrunde. Finanzielle Zusicherungen kénnen unter
Umsténden ungenutzt verfallen (z.B. nicht beanspruchte Investitionsbeitréige) oder sie kénnen an Be-
dingungen geknipft sein (z.B. Verfigbarkeit des Budgets).

Bezeichnung

" Mio. Fr. ER/IR 2014 2015 2016 2017 spdter Total
Zugesicherte Staatsbeitréige der Erfolgsrechnung ER 27,0 21,0 17,1 12,2 32,3 109,6
Zugesicherte Staatsbeitrédge an Investitionen IR 6,8 2,7 1,5 0,6 1,4 13,0
Zugesicherte Darlehen R 2,0 - - - - 2,0
Vertragliche Verpflichtungen fir den Erwerb von Sachanlagen IR 853 329 12,8 0,0 0,0 1310
Langfristige Miet- und Pachtvertrage (Operating Leasing) ER 19,3 17,7 16,0 13,3 64,1 1304
Langfristige sonstige vertragliche Verpflichtungen ER 5,3 55 4,2 3,7 2,0 20,8
(z.B. Zuschlagsverfigungen, Beratervertréige) (IR)

Total finanzielle Zusicherungen

145,7 79,8 51,5 29,9 99,9 406,8

Zugesicherte Staatsbeitrége der Erfolgsrechnung: Zusicherungen fir Staatsbeitréige bestehen haupt
sachlich fir Beitrdige an Gemeindefusionen, fir Schulbeitréige (Interkantonale Polizeischule Hitzkirch),
for Naturschutz (Landwirtschaft und Wald), die Naturarena Rotsee, fir die Denkmalpflege sowie fur
Finanzierungsvereinbarungen mit der BLS Netz AG.

Energieférderprogramm: Die auf Bundesrecht basierenden Verfigungen des Energieférderprogramms
der Dienststelle Umwelt und Energie werden nicht als finanzielle Zusicherungen klassifiziert, sondem
als Fremdkapital passiviert (der vom Bund vorgegebene Prozess fiir die Ausschiittung seiner Globalbei-
frédge an die Kanfone nach Art. 15 Energiegeseiz verlangt fir den Bezug der Bundesmittel die interne
Abbuchung der Farderbeitrage beim Kanton).

Zugesicherte Staatsbeitrdge an Investitionen: Zusicherungen fir Investitionsbeitrdge bestehen haupt-
sachlich fir amiliche Vermessungen und fiir Gijterstrassen.

Gebédudeprogramm: Die bereits zugesprochenen Beitréige fir den Teil A des Gebédudeprogrammes
des Bundes werden nicht unter den finanziellen Zusicherungen aufgefihrt, do diese aus der Teil-
zweckbindung der COzAbgabe vom Bund finanziert werden. Fir private Haushalte im Kanfon Luzem
waren per 31. Dezember 2013 8,8 Millionen Franken reserviert.

Zugesicherte Darlehen: Bei den zugesicherten Darlehen féillt hauptséchlich ein Darlehen an die Infer
nationale Schule Zug und Luzem (ISZL) ins Gewicht.

Vertragliche Verpflichtungen fir den Erwerb von Sachanlagen (z.B. Hochbau, Strassenbau): Die
gréssten Verpflichtungen bestehen im Strassenbau, bei den Naturgefahren, beim &ffentlichen Verkehr
sowie im Hochbau.

Langfristige Miet- und Pachtvertrége (Operating-Leasing): Die wichtigsten Verpflichtungen bestehen
bei den Immobilien (Mieten) sowie bei der Informatik.

Langfristige sonstige vertragliche Verpflichtungen (z.B. Zuschlagsverfigungen, Beratervertrage):
Die wichtigsten Verpflichtungen in diesem Bereich bestehen beim Strassenverkehrsamt (Viacar) und bei
der Steuerverwaltung (Steuererklérungs-Scanning).
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6.6

Eine Eventualverpflichtung ist:

Eventualverpflichtungen und Eventualforderungen

- eine gegenwdrtige Verpflichtung, die auf vergangenen Ereignissen beruht, jedoch nicht als Rick-
stellung erfasst wird, weil entweder der Abfluss von Ressourcen nicht wahrscheinlich ist (< 50 %)

oder die Hohe der Verpflichtung nicht ausreichend verlésslich geschétzt werden kann;

- eine mogliche Verpflichtung, die aus Ereignissen der Vergangenheit resultiert, jedoch durch ein

kinftiges, nicht beeinflussbares Ereignis noch bestétigt werden muss.

Eine Eventualforderung ist eine mégliche Forderung, die aus Ereignissen der Vergangenheit resultiert,
jedoch durch ein kinftiges, nicht beeinflussbares Ereignis noch bestétigt werden muss.

Eventualverpflichtungen und Eventualforderungen sind nicht bilanziert, werden aber hier offengelegt.

Eventualverpflichtungen

Bezeichnung Beschreibung Begiinstigter Bestand
in Mio. Fr. 31.12.2012 31.12.2013
Staatsgarantie LUKB  Staatshaftung fir alle Verbindlichkeiten der Luzemer Kan- Luzerner

tonalbank, soweit deren eigene Mittel nicht ausreichen
(Gesetz iber die Umwandlung Luzemer Kantonalbank in
eine Akfiengesellschaft vom 8.5.2000).

Eine Quantifizierung dieser Verpflichtung ist nicht még-

lich.

Kantonalbank

Biirgschaften Birgschaft IHG-Darlehen Bund 13,8 11,9
Birgschaft NRP-Darlehen Bund 2,6 3,0
Birgschaft Bundesbeschluss zugunsten wirtschaftlicher Bund 0,5
Erneuerungsgebiete Swiss Medical, Solution AG, Biron
Solidarbirgschaft Fachverband Betriebsunterhalt Ausbil-  Valiant Bank 0,4 0,4
dungszentrum Mittelland, Dagmersellen AG
Birgschaft Stipendiendarlehen versch. Banken 7.0 6,5
[v.a. LUKB)
Solidarbiirgschaft iberbetriebliche Kurse Bildungszentrum  Luzerner 2.4 2.4
Jardin Suisse, Neuenkirch Kantonalbank
Solidarbiirgschaft Lehrbetriebverbund Dreipunkt, Luzem*  Raiffeisenbank,
Kriens
Solidarbiirgschaft LU Couture AG, Willisau Luzerner 0,1
Kantonalbank
*bisher nicht gewdhrt
Total Eventualverpflichtungen 26,7 24,3
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Eventualforderungen

Bezeichnung Beschreibung Schuldner Bestand

. 31.12.2012  31.12.2013
Ubrige Eventualfor-  Tarife 2012 und 2013 Spitéler - 9,7
derungen

Total Eventualforderungen 9,7
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6.7 Sonder- und Zusatzkredite

Auf den folgenden Seiten findet sich eine Ubersicht iber die Sonder- und Zusatzkredite. Massgebend
fir deren Kontrolle sind die §8§ 28 Absatz 3 und 29 Absatz 3 des Gesetzes ber die Steverung der
Finanzen und Leistungen (FLG) vom 13. September 2010.

§ 27 Sonderkredit

! Der Sonderkredit ist die Erméchtigung des Kantonsrates, fir ein bestimmtes Vorhaben bis zu
einem besfimmten Betrag finanzielle Verpflichtungen einzugehen.

2 Ein Sonderkredit ist vor dem Eingehen von Verpflichtungen einzuholen.

% Der Mittelbedarf fir Sonderkredite ist in den jeweiligen Voranschlag einzustellen.

§ 28 Zusatzkredit

! Reicht ein Sonderkredit nicht aus, ist beim Kantonsrat unter Vorbehalt von Absatz 2 rechtzeitig

ein Zusatzkredit einzuholen.

2 Zusatzkredite brauchen nicht verlangt zu werden:

a. fur teverungsbedingte Mehrausgaben,

b. fir gebundene Ausgaben,

c. fur nicht voraussehbare freibestimmbare Ausgaben, mit denen eine mit Sonderkredit bewilligte
Kreditsumme bis zu 10 Prozent, aber hdchstens um 1 Million Franken iberschritten wird.

3 Ausgaben geméss Absatz 2 sind dem Kantonsrat mit der Jahresrechnung zur Genehmigung zu
unterbreiten.

Die Mehrausgaben gemdass § 28 Unterabsdize 2b und 2¢ FLG werden vom Regierungsrat beschlos-
sen und dem Kantonsrat mit der Jahresrechnung zur Genehmigung unterbreitet. Die teuerungsbeding-
ten Mehrausgaben gemdss § 28 Unterabsatz 2a FLG werden bei der Abrechnung nach § 30 FIG

ausgewiesen.

§ 29 Kontrolle

! Uber die Beanspruchung der Sonder- und Zusatzkredite hat die mit der Durchfihrung des Vor-
habens befraute Dienststelle eine Kontrolle zu fihren.

2 In der Kontrolle werden der Stand der eingegangenen und der zur Vollendung des Vorhabens
voraussichilich noch erforderlichen Verpflichtungen sowie die geleisteten Zahlungen ausgewie-

sen.

3 Die Kontrolle tber die Sonder- und Zusatzkredite ist in den Anhang der Jahresrechnung aufzu-
nehmen.

Nachdem Sonderkredite abgerechnet sind, werden sie aus der Jahresrechnung entfernt. Die Abrech-
nungen werden dem Kantonsrat in Form von Botschaften unterbreitet.

§ 30 Abrechnung und Verfall

! Die Abrechnungen ber die vom Kantonsrat bewilliglen Sonder- und Zusatzkredite werden die-

sem zur Genehmigung vorgelegt, sobald das Vorhaben abgeschlossen ist oder nicht weiterver-

folgt wird und die Beitrége Dritter im Wesentlichen eingegangen sind. Die Abrechnung wird in-

nert zwei Jahren nach dem Abschluss oder der Aufgabe des Vorhabens vorgelegt.

2 Wurde fir das Vorhaben vorgéngig ein Projektierungskredit bewilligt, ist dieser zusammen mit dem
Sonderkredit abzurechnen.

3 Ein nicht beanspruchter Sonderkredit verféils.

Unter dem alten Finanzhaushaligesetz (aFHG) war keine Abrechnung vorzulegen, wenn der Kredit bei
der Bewilligung in seiner Hohe definitiv und abschliessend festgelegt worden war (§ 21 Abs. 2 Satz
2 aFHG). Die entsprechenden Sonderkredite, die vor Inkrafttreten des FLG per 1. Januar 2011 bewil-
ligt wurden, sind in der Sonderkreditkontrolle nicht mehr aufgefihrt. Es handelte sich vor allem um Zu-
mietungen; diese sind unfer neuem Recht ebenfalls innert zwei Jahren nach Abschluss des definitiven
Vertrags abzurechnen.
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ObiekT SK, Kreditgrundlage Kredit, inkl. Zusatzkredite Ausgaben  Vorhaben
ZK, Datum ohne Teuerung bis Ende 2013 abge-

AZK* in Franken in Franken  schlossen

H6-2050 BUWD - Strassen

K 65b, Buchrain, Dierikon und Ebikon, Bau des Auto- SK 18.01.2005 100'000'000,00 104'017'947,00  nein

bahnzubringers Rontal (B 83)

Zusatzkredit fur den Bau eines durchgehenden Sicher- ZK  24.04.2007 4'300'000,00

heits- und Werkleitungsstollens im Tunnel des Autobahn-

zubrigers Rontal (Kantonsstrasse K 65b) (B 4)

Total Kredit 104'300'000,00

K 10, Ruswil und Werthenstein, Abschnitt Staghusli- SK 04.07.2006 7'557'900,00 6'113'727,65 nein

Werthenstein Dorf (B 155)

K 2, Anderung der Kantonsstrasse im Abschnitt Einmiin- SK 08.01.2008 7'100'000,00 6'043'714,00  nein

dung Adligenswilerstrasse (exkl.) — Kantonsgrenze

Schwyz, Gemeinde Meggen (B 38

K 13, Planung Projekt Knoten Emmen-littau (Seetalplatz) SK 04.07.2008 5'400'000,00 8'164'051,00 nein

und Leistungssteigerung des Gesamiverkehrssystems von

Luzern Kasemenplatz bis Rothenburg (B 67)

Zusatzkredit fur die Planung des Projekts K 13 Knoten ZK 10.05.2010 3'000'000,00

Emmen-littau (Seetalplatz) (B 141)

K 17b, Neu- und Ausbau Gétzentalstrasse, Abschnitt SK 25.01.2010 9'815'000,00 10'048'660,00  nein

Knoten Oberfeld bis Knoten Rigistrasse,/Kandishof,

Gemeinden Dierikon und Root (B 134)

K 48, Neubau der Kanfonsstrasse K 48 in Sempach SK 28.06.2010 22'000'000,00 12'744'467,00 nein

Station mit Aufhebung des Niveauibergangs (B 157)

K 17, Anderung im Abschnitt Ronmatt (Root) bis Knoten SK 20.06.2011 11'980'000,00 6'774'696,00 nein

Tell (Gisikon) (B 189)

K 2, Anderung im Abschnitt Schwerzi bis Einmindung SK 13.12.2011 6'300'000,00 283'542,00 nein

Adligenswilerstrasse, Meggen (B 17)

K 14, Anderung im Abschnitt Einmiindung Ritistrasse bis ~ SK 13.12.2011 7'850'000,00 1'630'955,00 nein

Dorf Geuensee (B 18)

K10, K13, K16, K31, Neugestaltung des Verkehrs SK 20.03.2012 134'000'000.00 14'952'730,00  nein

Seefalplatz (B 15)

K14, Anderung der Kantonsstrasse im Zentrum, Ge- SK 28.01.2013 /'300'000,00 364'379,00 nein

meinde Biron (B 49)

H6-2052 BUWD - Offentlicher Verkehr

Sonderkredit fiir den Ausbau der Zentralbahn in Luzern, SK 18.09.2007 250'000'000,00 208'704'460,00  nein

Nidwalden und Obwalden (B 26)

Darin enthalten:

— Planung von Ausbauten der Zentralbahn in Luzem, 21.03.2006

Hergiswil und Alpnach: Fr. 2200'000.00 (B 135)
— Sonderkredit fir die weitere Planung von Ausbauten 23.07.2007

der Zenfralbahn in Luzern, Hergiswil und Alpnach:

Fr. 3'800'000.00
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Objekt

SK, Kreditgrundlage

Kredit, inkl. Zusatzkredite

Ausgaben  Vorhaben

ZK, Datum ohne Teuerung bis Ende 2013 abge-

A-ZK* in Franken in Franken  schlossen
Vorfinanzierung des Vorprojektes fir einen Tiefbahnhof SK 14.09.2009 20'000'000,00 13'267'301,00  nein
luzem (B 111)
Ausbau des Bahnhofs Malters (B 140 SK 22.03.2010 15'000'000,00 12'667'243,20  ja
Neugestaltung des Verkehrs Seefalplatz (B 15) SK 20.03.2012 17'000'000,00 0,00 nein
H7-2053 BUWD - Naturgefahren
Erstellung von Schutzbauten gegen Murgénge aus dem SK17.02.2006 14'200'000,00 16'691'874,00  nein
Bergsturzgebiet Laui in Sérenberg, Gemeinde Flihli
RRB Nr. 885 07.07.2009 2'950'000,00
RRB Nr. 58 22.01.2013 1'000'000,00
Vorfinanzierung der Folgekosten des Hochwassers im SK11.04.2006 15'000'000,00 11'106'982.65  nein
August 2005 (B 138)
Ausbau Militalbach, Willisau (B 14) SK 03.07.2007 3'990'000,00 3'855'810,00  ja
Reusswehr (B 16) SK10.09.2007 22'825'000,00 19'200'647,00  ja
Ausbau Talackerbach und Schlossbach, Kriens (B /1) SK 01.12.2008 4'560'000,00 2'759'120,00 ja
Bau einer Holzriickhalteanlage an der Kleinen Emme im SK - 02.11.2009 7/'250'000,00 /'134'038,00 ja
Abschnitt Ettisbihl, Gemeinde Malters (B 117)
Hochwasserschutz Kleine Emme Abschnitt Ennigen, Malters (B SK 02.11.2009 4'600'000,00 3'405'071,00 o
118)
Hochwasserschutz am Rubibach in der Gemeinde Weggis SK10.05.2010 6'000'000,00 3'205'232,00  nein
B151)
Bau eines Hochwasserriickhaltebeckens Firti, Gemeinde  SK 04.04.2011 4'320'000,00 1'856'245,00  nein
Buttisholz (B 183)
Hochwasserschutz Seetalplatz (B 15) SK 20.03.2012 39'000'000,00 9'983'080,00 nein
Bau eines Hochwasserriickhaltebeckens am Rickenbach,  SK 28.01.2013 3'200'000,00 516'999,00 nein
Gemeinde Menznau (B 48)
H2-3400 BKD - Berufs- und Weiterbildung
Birgschaft fir den Schulhausneubau der Héheren Fach-  SK 04.11.2013 20'000'000,00 O nein
schule Gesundheit Zentralschweiz
H2-3500 BKD - Hochschulbildung
Retrokatalogisierung der Besténde in der Zentral- und SK 28.04.2008 2'800'000,00 2'978'149,00 o
Hochschulbibliothek Luzern
Schaffung eines gemeinsamen Aussenlagers von ZHB SK09.09.2013 28'800'000,00 O nein
und Partnemn (kooperative Speicherbibliothek|
HO-4071 FD - Immobilien
B 88 Universitat / PHZ Luzern, Projektierung Umbau SK 02.05.2005 1'550'000,00 1'358'009,00  ja

Postbetriebsgebdude (WE527)
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ObiekT SK, Kreditgrundlage Kredit, inkl. Zusatzkredite Ausgaben  Vorhaben
ZK, Datum ohne Teuerung bis Ende 2013 abge-
A-ZK* in Franken in Franken  schlossen
B 150 Universitét / PHZ Luzern, Umbau Postbetriebsge-  SK 26.11.2006 143'850'000,00 148'000'000,00  nein
bdude
RRB Nr.1496 /K 15.12.2009 1'000'000,00
B 65 Nachristung der Liftung des Universitétsgebdudes  SK 05.03.2013 5'800'000,00 120'895,00  nein
Frohburg in Luzem mit einer Kihlung
B 53 Sportarena Allmend, luzemn, Ausbau einer Doppel-  SK 28.04.2008 3'420'000,00 3'114'072,00  ja
turnhalle, Miete (WE634)
B 53 Sportarena Allmend, luzemn, Ausbau einer Doppel-  SK 28.04.2008 4'506'000,00 569'641,00 nein
furmhalle, Miete (WEG34] Jahresausgabe: Ausgaben 2013
450'600,00 381'211,00
B 126 BBZ Sursee, Sanierung und Erweiterung des SK 01.09.2009 34'900'000,00 27'516'241,05 nein
Schulgebdudes(VWE143)
B 143 Sanierung und Umbau des Zentral- und Hoch- SK 02.02.2010 18'880'000,00 600'000,00  nein
schul-Bibliothek Luzern, Investition
Firmengebdude 70 Entlebuch, Investition 655'000,00 520'899,00 ia
B 143 Miete von Rgumen fir das provisorische Aussen- SK 02.02.2010 3'070'750,00 654'791,00  nein
lager der ZHB im Firmengebéude 70 Entlebuch, Miete Jahresausgabe: Ausgaben 2013
(WEED3) 307'075,00 219'028,00
B 16 Miefe von Réumen fir die kantonalisierten heilps- SK 27.09.2011 10'094'952,00 4'836'367,00 nein
dagogischen Tagesschulen (WEZ703-710) Ausgaben 2013
1'967'735,00
B 16 Miefe von Réumen fir die kantonalisierten heilps- SK 27.09.2011 278'000,00 ja
dagogischen Tagesschulen, Investition Mobiliar
B 70 Erweiterung des Haft- und Untersuchungsgeféngniss  SK 26.03.2013 14'900'000,00 0,00 nein
ses Grosshof
H1-6620 JSD - Polizeiliche Leistungen
B 110 Beschaffung, Aufbau und Betrieb des Funknetzes ~ SK 15.09.2009 36'662'000,00 27'604'565,53  nein
Polycom
H1-6661 JSD - Finanzausgleich
B 28 Einlage in den Fonds fir die besonderen Beifrige  SK 18.06.2012 20'000'000,00 20'000'000,00  ja
an die Gemeinden
B 184 Einlagen in den Fonds fir Sonderbeitréige an die SK - 13.03.2007 24'000'000,00 20'000'000,00  nein

Gemeinden

* SK = Sonderkredit; ZK = Zusatzkredit; A-ZK = Ausnahme vom Zusatzkredit geméiss § 28 Absatz 2b und ¢ FLG

Im Berichtsjohr 2013 wurde eine Mehrausgabe im Sinn von § 28 absatz 2b und ¢ FLG beschlossen, die vom Kanfonsrat nach § 28

Absatz 3 FLG zu genehmigen ist.
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6.8 Risikomanagement

Gemdss dem Gesetz Uber die Steuerung der Finanzen und leistungen (FLG) werden die staatlichen
Tatigkeiten durch ein zweckmassiges Controlling gestevert. Das Confrolling des Regierungsrates er-
streckt sich unter anderem auch auf den Umgang mit Risiken, die den Kanton betreffen. Im Jahr 2013
wurden die im Vorjahr entwickelten Hilfsmittel fur die Erfassung, Bewerfung und Bewliigung der Risi-
ken in drei Pilotdienststellen gefestet. Aufgrund der positiven Ergebnisse aus der Pilotphase hat unser
Rat Ende 2013 entschieden, dass das Risikomanagement bis spétestens 2015 flachendeckend in al-
len Organisationseinheiten der Departemente, der Staatskanzlei und des Kantonsgerichts einzufihren
ist.
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6.9

Programmvereinbarungen mit dem Bund

Programmvereinbarung Beitrag Bund

Beitrag Bund

Beitrag Kanton Bemerkungen/Prognosen

Soll Ist kumuliert Ist kumuliert
20122015 2013 2013
H6-2050 BUWD - Strassen
L&rmschutz 1'719'200 859'600 4'712'968 Erfillungsgrad knapp 30 %
Schallschutz 1'291'200 645'600 1'402'903 Erfiillungsgrad gut 60 %
H8-2020 BUWD - Landwirtschaft und Wald
Natur und Landschaft 6'504'500 3'252'250 4'797'000 Leistungen/Ziele der Programmvereinba-

rung werden voraussichtlich erreicht.

H7-2030 BUWD - Raumentwicklung, Wirtschaftsférderung und Geoinformation

Amiliche Vermessung 3'324'000
Regionalpolitik, kanfonale Projekte (& 4'500'000
fond perdu)

Regionalpolitik, kantonale Projekte 3700'000
(Darlehen)

Regionalpolitik, inferkantonale Projek- 1'750'000
fe (WTT)

Regionalpolitik, Beitrage Projekt 200 500'000
Jahre Gastfreundschaft

Zentralschweiz

H7-2053 BUWD - Naturgefahren
Cewasserrevifalisierung 2'478'500
Schutzbauten Wasser 14'053'000
Schutzbauten Wald 1'953'000

628'347 2'616'590 leistungen/Ziele der Programmvereinba-
rung werden wegen fehlender kantona-
ler Mittel voraussichtlich nur teilweise
erreicht, da die Programmvereinbarung
allein wéhrend der Vereinbarungsperio-
de neu angemeldete Operate umfasst
und in den letzten zwei Jahren laufende

Operate aufgearbeitet wurden.

1'873'000 Die Mittelausschépfung im Jahr 2013

erfolgte nach Plan. leistungen/Ziele der

1'873'000

2'972'500 Programmvereinbarung werden voraus-
sichtlich erreicht.

2'272'500

781'886 Aquivalenzbeitrag
durch Konkordat

geleistet

250000 100'000

1'239'250 320700 leistungen/Ziele der Programmvereinba-
rung werden wegen fehlender kantona-
ler Mittel voraussichtlich nur feilweise

erreicht.

7'000'000 811'600 leistungen/Ziele der Programmvereinba-
rung werden wegen fehlender kantona-
ler Mittel nicht erreicht. Gesuch zur
Aussetzung der Beitragszahlungen des

Bundes fir die Jahre 2014 und
2015wurde eingereicht.

787'480 613’493 leistungen/Ziele der Programmvereinba-

rung werden wahrscheinlich erreicht.
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Programmvereinbarung Beitrag Bund  Beitrag Bund  Beitrag Kanton Bemerkungen/Prognosen
Soll Ist kumuliert Ist kumuliert
2012-2015 2013 2013
H8-2020 BUWD - Landwirtschaft und Wald
Biodiversitét im Wald 1'140'000 570'000 691'128 leistungen/Ziele der Programmvereinba-
rung werden voraussichtlich erreicht.
Schutzwald 4'400'000 2'200'000 1'748'264 leistungen/Ziele der Programmvereinbo-
rung werden voraussichtlich erreicht.
Naturpark 2'447'000 1'247'000 400'000 Programm im Jahr 2012 fir Signaletik

im Umfang von 47'000 Franken erhaht.
leistungen/Ziele der [ergénzten) Pro-
grammvereinbarung werden voraussicht-

lich erreicht.
Waldwirtschaft 2'011'300 1'005'650 498'605 leistungen/Ziele der Programmvereinba-
rung werden voraussichtlich erreicht.
Wild- und Wasservogelschutz 210'000 105'000 145'000 Leistungen/Ziele der Programmvereinba-

rung werden voraussichtlich erreicht.
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6.10 Beteiligungsspiegel

Auf den folgenden Seiten findet sich eine Ubersicht aller Beteiligungen, mit und ohne finanzieller Be-
teiligung, im Verwaltungsvermégen gemdss § 4 1des Gesetzes iber die Steverung der Finanzen und
Leistungen (FLG).

Beteiligungsspiegel Verwaltungsvermégen Buchwert per Buchwert per  Risiko-
31.12.2012, 31.12.2013, eintei-
sofern Beteiligung  sofern Beteiligung  lung

in Mio Fr. finanzieller Natur  finanzieller Natur

Mehrheitsbeteiligungen des 6ffentlichen Rechts

Luzerner Kantonsspital 354,7 354,7
Gebaudeversicherung Luzem - -
Luzerner Psychiatrie 37,2 37,2
Padagogische Hochschule Luzem (bis 31. Juli 2013 - -

Padagogische Hochschule Zentralschweiz)

W W w >

Universit&t Luzem

Ausgleichskasse Luzern

Familienausgleichskasse (in Ausgleichskasse infegriert]
LUSTAT Stafistik Luzern - - C

Zweckverband Grosse Kulturbetriebe Kanton Luzern - - C

O w

Mehrheitsbeteiligungen des privaten Rechts
Luzerner Kantonalbank AG (Anteil Verwaltungsvermagen; 272,5 272,5 A
51 %)

Jugenddorf St. Georg Bad Knutwil

Stiftung Bréindi

Stiftung fir Schwerbehinderte luzem SSBL

Roman Fischer-Stiftung

Rudolf C. Schild-Stiftung

Spitalstiftung Paul und Gertrud Fischbacherlabhardt
St. Charles Hall-Stiftung Paul und Gertrud Fischbacher-
Labhardt

Stiftung Schloss VWyher

OO0 0O www

O

Minderheitsbeteiligungen des &ffentlichen Rechts

Luzerner Pensionskasse

Hochschule Luzemn - -
Landwirtschaftliche Kreditkasse 6,9 6,9
Verkehrsverbund Luzemn - -
Zentralschweizer BVG- und Stiftungsaufsicht

Interkantonale Polizeischule Hitzkirch - -
Schweizerische Nationalbank 0,4 0,4
Swissmedic, Schweizerisches Heilmittelinstitut 0,2 0,2
Zweckverband fir institutionelle Sozialhilfe und

Gesundheitsférderung

OO0 @ wwwm >

Minderheitsbeteiligungen des privaten Rechts

Tragerstiftung Kultur- und Kongresszentrum am See

Europaforum Luzern

Innerschweizer Kulturstiftung - -
inNet Monitoring AG 0,2 0,2
Luzemer B&uerliche Birgschaftsstifung - -
Luzemer Birgschaftsgenossenschaft fir das Gewerbe in lig. 0,0 0,0
Luzemer Jugendstiftung - -
Raumdatenpool Kanton Luzern

OO0OO0OO0O00w
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Beteiligungsspiegel Verwaltungsvermégen

Buchwert per

Buchwert per  Risiko-

31.12.2012, 31.12.2013, eintei-
sofern Beteiligung  sofern Beteiligung  lung

in Mio Fr. finanzieller Natur  finanzieller Natur
Schweizer Bibliotheksdienst Genossenschaft 0,0 0,0 C
Schweizer Rheinsalinen AG 0,5 0,5 C
SelFin Invest AG - 0,0 C
Sportanlagen Wirzenbach AG 0,3 0,3 C
Stiftung Berufsbildung Gesundheit Zentralschweiz (BGZ) - C
Stiftung inferkantonale Férsterschule Lyss C
Stiftung Lucerne Festival C
Stiftung Verkehrshaus der Schweiz - - C
Stiftung Wirtschaftsférderung Luzem 0,0 0,0 C
TMF Extrakfionswerk AG 0,1 0,1 C
Vereinigung Pro Heidegg C
Waéssermatten-Stifung - - C

Total finanzielle Beteiligungen Verwaltungsvermdgen 673,0 673,0
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6.11 Ausbezahlte Lotteriebeitrdage

Im Jahr 2013 haben die Departemente 20,3 Millionen Franken aus den lotterie-Ertrdgnissen ausbe-
zahlt. Eine detaillierte Liste mit den Beitragszahlungen ist elektronisch unter folgender InternetAdresse
zu finden:

www.lu.ch/jsd_lotteriebeitraege

Ausbezahlte Lotteriebeitrége pro Departement

(in Mio. Fr.)

Bau-, Umwelt und Wirtschaftsdepartement 4,9
Bildungs- und Kulturdepartement 54
Finanzdepartement 0,2
Cesundheits- und Sozialdepartement 8,7
Justiz- und Sicherheitsdepartement 1,2
Total ausbezahlte Lotteriebeitrage 20,3
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6.12 Vollzeitstellen

Rechnung Budget Rechnung

2012 2013 2013

HO 1010 Staatskanzlei 33,6 34,2 34,9

1020 Finanzkontrolle 10,6 10,7 10,3

2010 Stabsleistungen BUWD 13,7 14,5 13,9

3100 Stabsleistungen BKD 17,6 16,7 18,2

4020 Stabsleistungen FD 10,9 10,9 10,9

4030 Dienstleistungen Finanzen 17,5 16,8 17,0

4040 Dienstleistungen Personal 46,5 46,8 45,9

4050 Informatik und Material 98,1 108,2 105,5

4060 Dienstleistungen Steuern 170,6 172,0 166,0

4070 Dienstleistungen Immobilien 31,2 33,0 30,4

4071 Immobilien 6,3 6,5 6,6

5010 Stabsleistungen GSD 12,4 12,9 12,0

6610 Stabsleistungen JSD 18,8 19,9 18,8

6660 Dienstleistungen fir Gemeinden 9,9 10,0 9,5

6680 Staatsarchiv 16,4 16,0 16,0

6700 Gemeindeaufsicht 12,0 9,3 9,0

Total Allgemeine Verwaltung 526,1 538,4 524,9

H1 6620 Polizeiliche Leistungen 776,7 785,0 786,9

6630 Militér, Zivilschutz und Justizvollzug 183,5 184,9 183,0

6640 Strassen- und Schifffahrtswesen 108,5 113,5 113,0

6650 Migrationswesen 43,1 45,1 45,5

6670 Handelsregisterfihrung 10,6 10,4 10,1

6690 Strafverfolgung 104,5 109,8 106,5

7010 Gerichtswesen 257,6 255,0 259,6

Total Offentliche Ordnung und Sicherheit 1'484,5 1'503,7 1'504,6

H2 3200 Volksschulbildung 505,7 556,3 5422

3300 Gymnasiale Bildung 709,6 704,2 704.,6

3400 Berufs- und Weiterbildung 693,5 690,0 686,7

3500 Hochschulbildung 83,6 76,6 80,9

Total Bildung 1'992,4 2'027,1 2'014,4

H3 3502 Kultur und Kirche 48,8 48,5 52,3

5012 Sport 56 50 51

Total Kultur, Sport und Freizeit, Kirche 54,4 53,5 57 .4

H4 5020 Gesundheit 26,9 29,9 28,6

5030 Lebensmittelkontrolle und Veterindrwesen 59,6 61,1 59,9

Total Gesundheit 86,5 91,0 88,5

H5 5040 Soziales und Gesellschaft 31,3 32,3 33,1

5050 Wirtschaft und Arbeit 178,4 184,0 185,3

Total Soziale Sicherheit 209,7 216,3 218,4

H6 2050 Strassen 66,4 70,0 64,9

2051 Zentras 67,7 66,8 67,3

Total Verkehr 134,1 136,8 132,2

H7 2030 Raumplanung, Wirschaftsférderung 58,3 56,5 56,4
und Geoinformation

2040 Umwelt und Energie 53,5 56,1 53,0

2053 Naturgefahren 14,4 15,5 14,4

Total Umweltschutz und Raumordnung 126,2 128,1 123,8

H8 2020 landwirtschaft und Wald 77,2 81,8 77,5

Total Volkswirtschaft 77,2 81,8 77,5

Gesamttotal Kanton Luzern 4'691,1 4'776,7 4'741,7
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6.13 Lernende und Praktikantinnen/Praktikanten

Rechnung Budget Rechnung

2012 2013 2013

HO 1010 Staatskanzlei - 1,0 0,4

3100 Stabsleistungen BKD 3,0 3,0 3,0

4020 Stabsleistungen FD 1.1 1,0 1.7

4030 Dienstleistungen Finanzen 0,4 1,0 1,1

4040 Dienstleistungen Personal 5,5 5,0 54

4050 Informatik und Material 5,8 8,0 7,0

4060 Dienstleistungen Steuern 5,9 6,0 6,1

4070 Dienstleistungen Immobilien 1.3 1,0 1,4

6610 Stabsleistungen JSD 1,8 1,0 1,1

6680 Staatsarchiv 1.9 2,0 2,3

Total Allgemeine Verwaltung 26,7 29,0 29,5

H1 6620 Polizeiliche Leistungen 35,6 31,1 31,4

6630 Militér, Zivilschutz und Justizvollzug 11,9 11,0 13,0

6640 Strassen- und Schifffahrtswesen 59 6,0 6,1

6650 Migrationswesen 2,3 2,0 2,1

6690 Strafverfolgung 7,4 10,0 8,8

7010 Gerichtswesen 29,9 34,0 28,8

Total Offentliche Ordnung und Sicherheit 93,0 94,1 90,2

H2 3200 Volksschulbildung 66,8 75,0 63,3

3300 Gymnasiale Bildung 13,3 13,0 13,2

3400 Berufs- und Weiterbildung 24,8 23,0 25,5

3500 Hochschulbildung 6,5 6,8 6,8

Total Bildung 111,4 117,8 108,8

H3 3502 Kultur und Kirche 2.1 1,5 2,2

5012 Sport 1,3 1,0 1,3

Total Kultur, Sport und Freizeit, Kirche 3,4 2,5 3,5

H4 5020 Gesundheit 2.4 3,0 3,1

5030 Lebensmittelkontrolle und Veterinérwesen 2,1 2,0 2,5

Total Gesundheit 4,5 5,0 5,6

H5 5040 Soziales und Gesellschaft 2,0 4,0 2,2

5050 Wirtschaft und Arbeit 3,1 3,0 3,1

Total Soziale Sicherheit 5,1 7,0 5,3

H6 2050 Strassen 04 1,0 1,0

2051 Zentras 2,4 3,0 2,5

Total Verkehr 2,8 4,0 3,5

H7 2030 Raumplanung, Wirtschaftsférderung 3,3 3,0 2,8
und Geoinformation

2040 Umwelt und Energie 4.0 4,0 3,7

2053 Naturgefahren 1,0 - 1,5

Total Umweltschutz und Raumordnung 8,3 7,0 8,0

H8 2020 Landwirtschaft und Wald 7,1 9,0 8,9

Total Volkswirtschaft 7,1 9,0 8,9

Gesamttotal Kanton Luzern 262,3 275,4 263,3
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7. Bericht der Revisionsstelle zur Jahres-
rechnung des Kantons Luzern

KANTON
LUZERN

Finanzkontrolle

des Kantons Luzern
Bahnhofstrasse 19

6002 Luzern

Telefon 041 228 59 23
finanzkontrolle@lu.ch
www.finanzkontrolle.lu.ch

Bericht der Revisionsstelle
an den Kantonsrat
zur Jahresrechnung des Kantons Luzern

Als Revisionsstelle gemass Finanzkontrollgesetz haben wir die auf den Seiten 188 bis 251
dargestellte Jahresrechnung des Kantons Luzern bestehend aus Erfolgsrechnung, Investi-
tionsrechnung, Geldflussrechnung, Bilanz, Eigenkapitalnachweis und Anhang fir das am
31. Dezember 2013 abgeschlossene Rechnungsjahr geprift.

Verantwortung des Regierungsrates 3

Der Regierungsrat ist fir die Aufstellung der Jahresrechnung in Ubereinstimmung mit dem
Gesetz lber die Steuerung der Finanzen und Leistungen sowie der massgebenden Ver-
ordnung verantwortlich. Diese Verantwortung beinhaltet die Ausgestaltung, Implementie-
rung und Aufrechterhaltung eines internen Kontrollsystems mit Bezug auf die Aufstellung
einer Jahresrechnung, die frei von wesentlichen falschen Angaben als Folge von Verstos-
sen oder Irrtimern ist. Darlber hinaus ist der Regierungsrat fiir die Auswahl und die An-
wendung sachgemasser Rechnungslegungsmethoden sowie die Vornahme angemesse-
ner Schatzungen verantwortlich.

Verantwortung der Revisionsstelle

Unsere Verantwortung ist es, aufgrund unserer Prifung ein Prifungsurteil Gber die Jahres-
rechnung abzugeben. Wir haben unsere Priifung in Ubereinstimmung mit dem Finanzkon-
trollgesetz und den Schweizer Priifungsstandards vorgenommen. Nach diesen Standards
haben wir die Prifung so zu planen und durchzuflihren, dass wir hinreichende Sicherheit
gewinnen, ob die Jahresrechnung frei von wesentlichen falschen Angaben ist.

Eine Prifung beinhaltet die Durchfuhrung von Prifungshandlungen zur Erlangung von
Prifungsnachweisen fir die in der Jahresrechnung enthaltenen Wertansatze und sonsti-
gen Angaben. Die Auswahl der Priifungshandlungen liegt im pflichtgemassen Ermessen
des Priifers. Dies schliesst eine Beurteilung der Risiken wesentlicher falscher Angaben in
der Jahresrechnung als Folge von Verstdssen oder Irrtimern ein. Bei der Beurteilung die-
ser Risiken bericksichtigt der Priifer das interne Kontrollsystem, soweit es fir die Aufstel-
lung der Jahresrechnung von Bedeutung ist, um die den Umstdnden entsprechenden Prii-
fungshandlungen festzulegen, nicht aber um ein Prifungsurteil Gber die Wirksamkeit des
internen Kontrollsystems abzugeben. Die Priifung umfasst zudem die Beurteilung der An-
gemessenheit der angewandten Rechnungslegungsmethoden, der Plausibilitat der vorge-
nommenen Schatzungen sowie eine Wirdigung der Gesamtdarstellung der Jahresrech-
nung. Wir sind der Auffassung, dass die von uns erlangten Prifungsnachweise eine aus-
reichende und angemessene Grundlage fUr unser Prifungsurteil bilden.
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Priifungsurteil

Nach unserer Beurteilung entspricht die Jahresrechnung fir das am 31. Dezember 2013
abgeschlossene Rechnungsjahr dem Gesetz Uber die Steuerung der Finanzen und Leis-
tungen sowie der massgebenden Verordnung.

Finanzkontrolle des Kantons Luzern

—
p; .| / ”,
&’L) \-"\: f'{)-b_,
\ //%
Daniel Steffen Adrian
Zugelassener Revisionsexperte Zugelassener Revisionsexperte

Leiter der Finanzkontrolle

Luzern, 15. April 2014
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IV. Konsolidierte Rechnung
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1.

Erfolgsrechnung

in Mio. Fr. Rechnung Budget Rechnung
2012 2013 2013
30  Personalaufwand 1'202,7 1'223,8
31 Sach- und Ubriger Betriebsaufwand 460,9 483,7
33 Abschreibungen Verwaltungsvermogen 168,3 172,8
35  Einlagen in Fonds 12,6 20,6
36 Transferaufwand 1'456,6 1'496,0
Betrieblicher Aufwand 3'301,0 3'396,9
40  Fiskalertrag -1'048,7 -1'107,6
41 Regalien und Konzessionen -57,9 -59,1
42 Enigelte 7725 -830,4
43 Verschiedene Erfrage -68,5 42,2
45  Entnahmen aus Fonds -10,2 -18,0
46 Transferertrag -1'263,2 -1'330,2
Betrieblicher Ertrag -3'221,0 -3'387,5
Ergebnis aus betrieblicher Tatigkeit 80,0 9,4
34 Finanzaufwand 41,2 35,6
44 Finanzertrag -144.4 -149,7
Finanzergebnis -103,2 -114,1
Operatives Ergebnis -23,2 -104,7
38  Ausserordentlicher Aufwand
48  Ausserordentlicher Ertrag
Ausserordentliches Ergebnis
Gesamtergebnis Erfolgsrechnung -23,2 -104,7
davon Kanton Luzern -23,1 -102,6
davon Gemeindeanteil am Verkehrsver-
bund Luzem -0,1 -2,1

+ = Aufwand bzw. Aufwandiberschuss / — = Erfrag bzw.

Erfragsiberschuss
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2. Geldflussrechnung

in Mio. Fr. Rechnung Budget Rechnung
2012 2013 2013
Gesamtergebnis Erfolgsrechnung 23,2 104,7
Abschreibungen Verwaltungsvermségen 189,3 195,6
Anteiliger Jahresgewinn Luzerner Kantonalbank -85,8 -88,9
Ausschiittung Luzemer Kantonalbank 47,7 47,7
Wertberichtigung Anlagen Finanzvermégen -0,8 9,1
Auflésung passivierter Investitionsbeitréige -14,0 -15,9
Erfolg aus Verdusserung Anlagevermégen -1,8 =50
Verénderung Forderungen 13,7 45,6
Verénderung transitorische Aktiven (fir Erfolgsrechnung) -29.9 -30,8
Verénderung Vorrdte und angefangene Arbeiten -1,9 -0,1
Verénderung Forderungen Fonds im Fremdkapital 0,0 0,0
Verénderung laufende Verbindlichkeiten 47,7 50,2
Verénderung transitorische Passiven (fir Erfolgsrechnung) 40,7 -49.5
Verénderung Rickstellungen (fir Erfolgsrechnung 6,6 -16,8
Verénderung Fonds im Fremdkapital 2,4 5,6
Geldfluss aus betrieblicher Tatigkeit 141,5 - 142,2
Investitionen Sachanlagen -193,5 -185,8
Investitionen auf Rechnung Dritter -28,8 -16,9
Investitionen immaterielle Anlagen -14,4 -11,0
Investitionen Darlehen und Beteiligungen -8,5 -1,7
Eigene Investitionsbeitrdge 22,7 -13,9
Durchlaufende Investitionsbeitréige -14,3 -12,1
Geldabfluss aus Investitionstétigkeit Verwaltungsvermégen -282,1 -241,4
Devestitionen Sachanlagen 3,2 1,4
Rickerstattungen 36,2 17,9
Abgang immaterielle Anlagen 0,0 0,0
Investitionsbeitrdge fur eigene Rechnung 33,3 36,4
Rickzahlungen Darlehen, Ubertragung Beteiligungen 2,3 2,7
Rickzahlungen eigener Beitrdge 0,1 0,0
Effekt aus Erstkonsolidierung PHLU - 59
Durchlaufende Beitréige 14,2 12,1
Celdzufluss aus Investitionstatigkeit Verwaltungsvermégen 89,3 76,5
Geldfluss aus Investitionstatigkeit Verwaltungsvermégen -192,9 -165,0
Celdfluss aus Finanzanlagen Finanzvermdgen 11,2 8,1
Celdfluss aus Sachanlagen Finanzvermégen 3,5 3,8
Geldfluss aus Investitionstatigkeit Finanzvermégen 14,7 11,9
Geldfluss aus Investitionstdétigkeit -178,2 - =153,1
Verénderung kurzfristige Finanzverbindlichkeiten 112,2 9.6
Verénderung langfristige Finanzverbindlichkeiten exklusive
Investitionsbeitréige -122,5 65,0
Finlagen / Entnahmen Eigenkapital -0,0 0,1
Geldfluss aus Finanzierungstdatigkeit -10,3 - 55,4
Verdnderung fliissige und geldnahe Mittel -47,0 - 44,4
Flussige und geldnahe Mittel zu Beginn der Periode 82,0 34,9
Flissige und geldnahe Mittel am Ende der Periode 34,9 79,4
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3. Bilanz

per 31. Dezember Rechnung Rechnung
in Mio. Fr. 2012 2013
100 Flussige Mittel und kurzfristige Geldanlagen 34,9 79,4
101 Forderungen 605,0 660,9
102 Kurzfristige Finanzanlagen 6,0 1,6
104 Akiive Rechnungsabgrenzungen 3441 370,0
106 Vorrgte und angefangene Arbeiten 28,9 28,9

Finanzvermégen 1'019,0 1'140,8

Umlaufvermégen 1'019,0 1'140,8
107 Finanzanlagen 5104 492 4
108 Sachanlagen Finanzvermégen 126,2 125,9

Finanzvermogen 636,6 618,3
140 Sachanlagen Verwaliungsvermégen 3'574,0 3'594,1
142 Immaterielle Anlagen 51,4 46,4
144 Darlehen 341,4 340,4
145 Beteiligungen, Grundkapitalien 1'081,4 1'123,5
146 Investitionsbeitréige 4425 438,3

Verwaltungsvermogen 5'490,7 5'542.6

Anlagevermégen 6'127,2 6'160,9
Total Aktiven 7'146,2 7'301,7
200 Laufende Verbindlichkeiten -234,4 -286,5
201 Kurzfristige Finanzverbindlichkeiten -249,0 -236,0
204 Passive Rechnungsabgrenzungen -302,5 260, 1
205  Kurzfristige Rickstellungen -39,2 27,6

Kurzfristiges Fremdkapital -825,1 -810,2
206 langfristige Finanzverbindlichkeiten -1'477,1  =1'557,2
208  langfristige Rickstellungen 05,6 -90,4
209 Fonds im Fremdkapital -43,7 -49,3

langfristiges Fremdkapital -1'616,4  -1'697,0

Fremdkapital -2'441,5  =2'507,1
291 Fonds im Eigenkapital -53,7 -70,6
295/6 Ubriges Eigenkapital -3'033,1 -3'016,6
209 Bilanziberschuss/- fehlbetrag -1'618,0 -1'707,3

Eigenkapital -4'704,7  -4'794.,6

davon Kanton Luzern -4'702,8  -4'790,5

davon Gemeindeanteil am Verkehrsverbund Luzem -1.9 4,1
Total Passiven -/'146,2  -7'301,7
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Eigenkapitalnachweis

in Mio. Fr Fonds im ibriges Eigenkapital Bilanziiberschuss Gemeindean- Total
Eigenkapital teil am Ver-  Eigenkapital

Aufwertungs-  Neubewerfungs- Jahreser-  kumulierte Ergeb-  kehrsverbund

reserven reserve FV gebnis nisse der Vorjahre Luzern
Bestand 1.1.2012 -35,1 -2'522,1 -489,2 -1'600,0 -1,9 -4'648,2
Jahresergebnis - - -23,2 - - -23,2
Verbuchung Jahresergebnis -18,6 - 23,2 -4.5 -0,1 -
Verdnderung Neubewertungsreserve FV - -21,8 - - -21,8
sonstige Transakfionen 0,0 - - -11,6 - =115
Bestand 31.12.2012 -53,7 -2'522,1 -511,0 -1'616,0 -1,9 -4'704,8
in Mio. Fr Fonds im ibriges Eigenkapital Bilanzijberschuss Gemeindean- Total
Eigenkapital teil am Ver- ~ Eigenkapital

Aufwertungs-  Neubewertungs- Jahreser-  kumulierte Ergeb-  kehrsverbund

reserven reserve FV gebnis nisse der Vorjahre Luzemn
Bestand 1.1.2013 -53,7 -2'522,1 -511,0 - -1'616,0 -1,9 -4'704,8
Jahresergebnis - - -104,7 - - =104,7
Verbuchung Jahresergebnis =171 104,7 -85,4 -2,1 -
Verdnderung Neubewertungsreserve FV 16,5 - - 16,5
sonstige Transaktionen 0,1 -1,0 -0,8
Erstkonsolidierung PHLU - - - -0,8 - -0,8
Bestand 31.12.2013 -70,6 -2'522,1 -494,5 -1'703,3 -4,1 -4'794,6
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5. Anhang zur konsolidierten
Rechnung

5.1 Grundlagen

5.2 Erlduterungen zur konsolidierten Rechnung

5.3 Eventualverpflichtungen und Eventualforderungen
5.4 Faktenblitter

5.5 Anzahl Vollzeitstellen

5.6 Anzahl Lernende, Praktikantinnen/Praktikanten
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5.1 Grundlagen

Die Konsolidierte Rechnung basiert auf dem Gesetz ber die Steuerung der Finanzen und leistungen
(FLG, SRL Nr. 600). Die Ausfihrungsbestimmungen finden sich in der Verordnung dazu (FVL; SRL Nr.
600al.

5.1.1 Angewendetes Regelwerk

Das angewendete Regelwerk der Kernverwaltung ist im Anhang zur Jahresrechnung aufgefihrt (vgl. Il
Jahresrechnung 6.1 Grundlagen). Fir die weiteren konsolidierten Einheiten gelten folgende Regeln:

Lustat Statistik Luzern: Die Lustat ist dem Gesetz iber die Steuerung der Finanzen und Leistungen un-
terstellt. Die Verordnung dazu kommt sinngemdss zur Anwendung. Es wird eine Vollkonsolidierung
durchgefihrt.

Universitat Luzern: Das angewendete Regelwerk ist Swiss GAAP FER. Die Universitét ist dem Gesetz
iber die Steuerung der Finanzen und Leistungen unterstellt. Die Verordnung dazu kommt sinngemdss
zur Anwendung. Es wird eine Vollkonsolidierung durchgefihrt.

Luzerner Kantonsspital und Luzerner Psychiatrie: Das angewendete Regelwerk ist Swiss GAAP FER.
Zusétzlich werden die Branchenvorgaben von H+ [Rekole) und die Verordnung iber die Kostenermit-
lung und die Leistungserfassung durch Spitdler und Pflegeheime in der Krankenversicherung des Bun-
des, VKL [SR 832.104) angewandt. Die Ausfihrungen zur Rechnungslegung in der Verordnung zum
Cesetz iber die Steuerung der Finanzen und Leistungen gelten, soweit dies fir die Erstellung der kon-
solidierten Rechnung erforderlich ist. Es wird eine Vollkonsolidierung durchgefuhrt.

Verkehrsverbund Luzern: Das angewendete Regelwerk sind die Kern FER. Die Ausfihrungen zur
Rechnungslegung in der Verordnung zum Gesetz iber die Steuerung der Finanzen und Lleistungen gel-
fen, soweit dies fur die Erstellung der konsolidierten Rechnung erforderlich ist. Es wird eine Vollkonso-
lidierung durchgefihrt. Der Kanton luzem und die Luzerner Gemeinden sind zu je 50 Prozent am Ver-
kehrsverbund Luzern beteiligt. Der Gemeindeanteil wird deshalb in der konsolidierten Rechnung sepa-
rat ausgewiesen.

Padagogische Hochschule Luzern: Das angewendete Regelwerk ist Swiss GAAP FER. Die Péddago-
gische Hochschule Luzern ist dem Gesetz ber die Steuerung der Finanzen und leistungen unterstellt.
Die Verordnung dazu kommt sinngemdss zur Anwendung. Es wird eine Vollkonsolidierung durchge-

fohrt.

Der Beteiligungsanteil des Kantons luzem an der luzemer Kantonalbank (LUKB) im Verwaltungsver-
mdgen betréigt 51 Prozent. In der konsolidierten Rechnung wird diese Beteiligung mit der Equity-
Methode bewertet (§ 57 Abs. 3 FLV).

5.1.2 Rechnungslegungsgrundsdtze

Die Rechnungslegung basiert auf den Grundsditzen der Versténdlichkeit, der VWesentlichkeit, der Zuver-
lassigkeit, der Vergleichbarkeit, der Fortfihrung, der Bruttodarstellung und der Periodengerechtigkeit
(vgl. lll Jahresrechnung 6.1 Grundlagen).

5.1.3 Bilanzierungs- und Bewertungsgrundsdtze

Vermégensteile werden akfiviert, wenn sie einen kinfigen wirtschaftlichen Nutzen hervorbringen oder

ihre Nutzung zur Erfillung &ffentlicher Aufgaben vorgesehen ist und ihr Wert zuverléssig ermittelt wer-
den kann. Verpflichtungen werden passiviert, wenn ihr Ursprung in einem Ereignis der Vergangenheit
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liegt, ein Mittelabfluss zu ihrer Erfillung sicher oder wahrscheinlich ist und dessen Héhe geschéitzt

werden kann.

Positionen des Finanzvermdgens werden zum Verkehrswert bilanziert. Positionen des Verwaltungsver-
mégens werden zum Anschaffungswert abziiglich der Abschreibung oder, wenn tiefer liegend, zum
Verkehrswert bilanziert.
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5.2 Erlauterungen zur konsolidierten Rechnung

5.2.1 Informationen zur konsolidierten Rechnung

In der konsolidierten Rechnung werden die Jahresrechnungen der Kernverwaltung, der Universitat Lu-
zern, der lusfat Stafistik Luzemn, des Luzerner Kantonsspitals, der Luzemer Psychiatrie, des Verkehrsver-
bundes luzern und der Pédagogischen Hochschule (PHLU) Luzern (Erstkonsolidierung im Jahr 2013,
vgl. unten) so dargestellt, als ob es sich um eine einzige Einheit handelt. Dazu werden die einzelnen
Abschliisse addiert und anschliessend die Transaktionen zwischen den einzelnen Einheiten eliminiert.
Der Anteil der Befeiligung an der LUKB im Verwaltungsvermégen wird nach der Equity-Methode be-
wertet.

Budget 2013: Wir weisen fir das Jahr 2013 kein Budget aus. Gemdss Ubergangsbestimmung des
FLG (§ 53) wurde der konsolidierte Aufgaben- und Finanzplan erstmals fir die Planjahre 2014-2017
erstellt. Somit werden wir in der konsolidierlen Rechnung 2014 erstmals auch Budgefzahlen auswei-
sen.

Erweiterung Konsolidierungskreis 2013: Das Konkordat der Pédagogischen Hochschule Zentral-
schweiz PHZ wurde per 31. Juli 2013 aufgelést. Per 1. August 2013 sind drei eigensténdige Hoch-
schulen in den Kantonen Luzern, Zug und Schwyz entstanden. Der Kanton Luzern hat die PHLU, als &
fentlich-rechtliche Anstalt, per 1. August 2013 tbernommen. Das FLG wurde entsprechend angepasst
und die PHLU in den Konsolidierungskreis aufgenommen. Die ibernommenen Werte sind im Fakten-
blatt (Vorjahreswerte per 1. August 2013) ausgewiesen. Die Ubermnahmebilanz per 1. August 2013
zeigt ein Eigenkapital von 0,8 Millionen Franken. Dies entspricht dem Effekt der Neubewertung nach
Swiss GAAP FER. In der konsolidierten Erfolgsrechnung und in der Geldflussrechnung 2013 sind finf
Monate (August bis Dezember 201 3] eingerechnet.

5.2.2 Anpassungen aus Vorjahr 2012

Auf Empfehlung der Finanzkontrolle haben wir im Jahr 2013 zwei Anpassungen, riickwirkend fiir das
Jahr 2012, vorgenommen. Einerseits ist im Jahr 2012 fdlschlicherweise die Position Kurzfristige Fi-
nanzverbindlichkeiten anstelle der Position Laufende Verbindlichkeiten um 15,9 Millionen Franken re-
duziert worden. Dies ist in der konsolidierten Bilanz 2012 und in der Geldflussrechnung 2012 korri-
giert.

Weiter haben wir fir die Universitét Luzem die Beitrdge des Kantons Luzem (IUV-Aquivalente) sowie
die Beitrége von anderen Kantonen (IUV-Beitréige) periodengerecht abgegrenzt. Die akfive Rech-
nungsabgrenzung betrégt 8 Millionen Franken und wurde iber das Eigenkapital (Eréffnungsbilanz per
1. Januar 2012) verbucht. Die Universitét ihrerseits hat bisher in ihrem Einzelabschluss entgegen der
Instruktionen des Finanzdepartementes auf diese Abgrenzung verzichtet. Die Abgrenzungen haben
Einfluss auf den Eigenkapitalnachweis (Positionen kumulierte Ergebnisse der Vorjahre sowie Total Ei-
genkapifal).
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5.2.3 Erfolgsrechnung

Die Erfolgsrechnung 2013 schliesst mit einem Ertragsiberschuss von 104,7 Millionen Franken ab.
Dieses Ergebnis setzt sich wie folgt zusammen:
in Mio. Fr. Rechnung Budget Rechnung
2012 2013 2013
Jahresergebnis Kernverwaltung 574 -5,2
Jahresergebnis Universitat Luzem 1,6 -2,2
Jahresergebnis Lustat Statistik Luzem -0,3 -0,3
Jahresergebnis Luzemer Kantonsspital -52,0 43,7
Jahresergebnis Luzerner Psychiatrie -57 -6,7
Jahresergebnis Verkehrsverbund Luzern =-1,1 -4,3
Jahresergebnis Padagogische Hochschule Luzern (5 Monate) - -1,1
Total Jahresergebnisse addiert -0,1 -63,3
Elimination Ausschittung Luzemer Kantonsspital 8,5 7.2
Elimination Ausschiitung Luzemer Psychiatrie 50 1,0
Elimination Ausschittung Verkehrsverbund 1,0 0,0
Elimination Anteil Kanfon Luzem an Rickstellungen Tarfirisiken 0,0 -8,3
Luzerner Kantonsspifal
Eliminationen brige 0,6 -
Total Jahresergebnisse konsolidiert 15,0 -63,5
Anteiliger Jahresgewinn Luzerner Kantonalbank -85,8 -88,9
Elimination Ausschittung Luzemer Kantonalbank 47,7 47,7
Gesamtergebnis Erfolgsrechnung -23,2 -104,7
5.2.4 Bilanz
Anlagevermdgen
Konsolidierte Rechnung 2012
Anlagespiegel Anlagen Finanzvermégen 107 108

in Mio. Fr. Finanzanlagen FV Sachanlagen FV
Stand 1.1.2012 499,0 127,9
Zugdnge 0,0 0,1
Abgdnge -11,2 -1,8
Verkehrswertanpassungen erfasst im Eigenkapital 22,8

Verkehrswertanpassungen Gber die Erfolgsrechnung -0,2

Umgliederungen - -
Stand 31.12.2012 510,4 126,2
Stand 1.1.2013 510,4 126,2
Zugdnge - 1,1
Abgénge 2,1 -2.8
Verkehrswertanpassungen erfasst im Eigenkapital -15,8 1,4
Verkehrswertanpassungen Gber die Erfolgsrechnung -0,0

Umgliederungen - -
Stand 31.12.2013 492,4 125,9

Die Anlagen im Finanzvermégen betreffen fast ausschliesslich die Kernverwaltung.
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Anlagespiegel Sachanlagen 1400 1401 1402 1403 1404 1405 1406 1407 140
Verwa\fungsvermégen Grundstiicke Strassen  Wasserbau brige Hochbauten Waldungen Mobilien  Anlagen im Total Sachan-
in Mio. Fr. uniberbaut Tiefbauten Bau lagen VV
Anschaffungswert

Stand 1.1.2012 16,5 2'571,3 244,1 0,5 2'258,0 0,3 232,7 39,2 5'362,5
Zugénge 31,3 14,3 0,0 72,0 - 43,1 89,6 250,3
Abgdnge - 0,2 9.4 -52,1 -61,3
Umgliederungen - - - 54 9,4 -14,5 0,3
Stand 31.12.2012 16,5 2'602,6 258,4 0,5 2'3354 0,3 275,9 62,2 -5'551,8
Kumulierte Abschreibungen

Stand 1.1.2012 -0,3 -791,4 -54,2 -0,0 -8584 -0,0 -129,3 - -1'833,5
Planmdssige Abschreibungen - =519 -4,9 -0,0 -06,9 -28,6 -152,3
Ausserplanmdssige Abschrei-

bungen -0,5 -0,5
Wertaufholungen - - - -
Abgange -0,2 9,0 8,8
Umgliederungen - - - - -0,3 -0,0 -0,3
Stand 31.12.2012 -0,3 -843,3 -59,0 -0,0 9257 0,0 -149,0 -0,5 -1'977,8
Buchwert per 31.12.2011 16,2 1'779,9 189,9 0,5 1'399,6 0,3 103,4 39,2 3'528,9
Buchwert per 31.12.2012 16,2 1'759,3 199,3 0,5 1'409,8 0,3 126,9 61,8 3'574,0
Konsolidierte Rechnung 2013

Anlagespiegel Sachanlagen 1400 1401 1402 1403 1404 1405 1406 1407 140
Verwa\fungsvermégen Grundstiicke Strassen  Wasserbau brige Hochbauten Waldungen Mobilien  Anlagen im Total Sachan-
in Mio. Fr. uniberbaut Tiefbauten Bau lagen VV
Anschaffungswert

Stand 1.1.2013 16,5 2'602,6 258,4 0,5 2'3354 0,3 275,9 62,2 5'551,0
Erstkonsolidierung PHLU - - - - - - 7.5 8,3
Zugénge 3,0 33,2 10,8 22,7 0,0 23,9 80,5 174,2
Abgdnge -0,1 -0,7 -29,5 -30,3
Umgliederungen - 5,2 - 37,7 1,7 -45,0 -0,5
Stand 31.12.2013 19,5 2'640,9 269,2 0,5 2'395,2 0,3 279,5 97,7 5'702,8
Kumulierte Abschreibungen

Stand 1.1.2013 -0,3 -843,3 -59,0 -0,0 -9257 -0,0 -149,0 -0,5 -1'977.,8
Erstkonsolidierung PHLU - - - - - - 4,5 - 4.5
Planmdssige Abschreibungen -52,6 -5,2 -67,8 -31,0 -156,6
Ausserplanméssige Abschrei-

bungen - -
Wertaufholungen 0,1 - 0,1
Abgdnge 0,5 29,1 - 29,6
Umgliederungen - - - - - - - 0,5 0,5
Stand 31.12.2013 -0,3 -895,9 -64,2 00 -992,9 00 -1554 0,0 -2'108,7
Buchwert per 31.12.2012 16,2 1'759,3 199.,3 0,5 1'409,8 0,3 126,9 61,8 3'574,0
Buchwert per 31.12.2013 19,2 1'745,0 205,0 0,5 1'402,2 0,3 124,2 97,7 3'594,1
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In Abweichung zur Kernverwaltung wenden die Spitdler bei den Sachanlagen Akfivierungsgren-
zen und Abschreibungsdauern gemdss den Branchenvorgaben von H+ (Rekole] und der Verord-
nung Uber die Kosfenermitilung und die Leistungserfassung durch Spitéler und Pflegeheime in der

Krankenversicherung (VKL) an.

Die Mehrzahl der Anlagewerte betrifft die Kemverwaltung. Die ibrigen Gesellschaften weisen
Werte bei den Hochbauten, den Mobilien und den Anlagen im Bau aus.

Konsolidierte Rechnung 2012

Anlagespiegel Ubrige Anlagen 142 144 145 146
Verwo|tungsvermégen Immaterielle Darlehen  Beteiligungen  Investitionsbei-
in Mio. Fr. Anlagen Grundkapitalien trége
Anschaffungswert

Stand 1.1.2012 91,7 335,2 1'032,2 681,7
Zugdnge 14,4 8,5 49,7 22,8
Abgdnge -2,3 - -0,1
Umgliederungen - - - -
Stand 31.12.2012 106,1 341,4 1'081,9 704,3
Kumulierte Abschreibungen

Stand 1.1.2012 -39,4 -0,5 -240,9
Planmdssige Abschreibungen -15,3 - -21,0
Wertaufholungen - -
Abgdnge 0,0
Umgliederungen - - -
Stand 31.12.2012 -54,8 -0,5 -261,8
Buchwert per 01.01.2012 52,3 335,2 1'031,6 440,8
Buchwert per 31.12.2012 51,4 341,4 1'081,4 442,5
Konsolidierte Rechnung 2013

Anlagespiegel ibrige Anlagen 142 144 145 146
Verwaltungsvermégen Immaterielle Darlehen  Beteiligungen Investitionsbei-
in Mio. Fr. Anlagen Grundkapitalien trége
Anschaffungswert

Stand 1.1.2013 106,1 341,4 1'081,9 704,3
Zugénge 11,7 1,7 42,1 18,7
Abgange -11,2 2.7 - -8.6
Umgliederungen -0,0 0,0 0,0 0,0
Stand 31.12.2013 105,9 340,4 1'123,9 714,4
Kumulierte Abschreibungen

Stand 1.1.2013 -54,8 -0,5 -261,8
Planmdssige Abschreibungen -16,1 - -22.8
Wertaufholungen - -
Abgénge 11,2 8,6
Umgliederungen 0,0 - -
Stand 31.12.2013 -59,6 -0,5 -276,1
Buchwert per 01.01.2013 51,4 341,4 1'081,4 442,5
Buchwert per 31.12.2013 46,4 340,4 1'123,5 438,3
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In Abweichung zur Kernverwaltung wenden die Spitdler bei den Immateriellen Anlagen Akfivierungs-
grenzen und Abschreibungsdauern geméss den Branchenvorgaben von H+ (Rekole) und der VKL an.

Bei den Beteiligungen ist unter den Zugéngen die Wertzunahme der Beteiligung an der Luzemer Kan-

fonalbank von 42,1 Millionen Franken verbucht. Ihr Wert nach der Equity-Methode betrug Anfang
Jahr 1'071,9 Millionen Franken. Ende Jahr betrégt er 1'114,0 Millionen Franken.

Rickstellungen

in Mio. Fr. Mehrleistun- Prozesse  Nicht versi- Biirgschaften Ubrige Vorsorgever-  Finanzauf- Ubrige Total
gen des cherte Sché- und Garantie-  betriebliche  pflichtungen wand  Rickstellun-
Personals den leistungen  Tatigkeiten gen
Stand 1.1.2013 -22,3 -0,3 -8,6 -0,1 -13,8 76,7 -0,7 -12,3 -134,8
Erstkonsolidierung PHLU - - - - - -0,1 - - -0, 1
Neubildung -0,5 -0,0 -0,0 -0,0 -22,0 -0,3 -0,0 -0,0 -22,9
Aufldsung 0,0 - 0,2 - 8,4 14,9 - 0,1 23,5
Verwendung 0,6 - 0,0 0,1 3,8 11,7 0,1 - 16,2
Stand 31.12.2013 -22,2 -0,3 -8,5 0,0 -23,7 -50,6 -0,5 -12,2 -118,1
davon kurzfristiger Antell -22,2 -0,3 - - -1,2 -3,9 - -27.6
davon langfristiger Anteil - - -8,5 - -22,5 -46,7 -0,5 -12,2 —-90,4
Eigenkapital

Das Eigenkapital erhéht sich im Jahr 2013 von 4'704,7 Millionen Franken um 89,9 Millionen Fran-
ken auf 4'794,6 Millionen Franken. Die Hauptgrinde liegen im Jahresergebnis (104,7 Mio. Fr.) und
in der Abnahme der Neubewertungsreserven von Anlagen im Finanzvermégen (16,5 Mio. Fr.). Das
Eigenkapital sefzt sich wie folgt zusammen:

in Mio. Fr. Rechnung Rechnung
2012 2013
Eigenkapital Kernverwaltung -3'830,3 -3'819,0
Eigenkapital Universitét Luzem -12,7 -14,9
Eigenkapital Lustat Statistik Luzemn -0,2 -0,5
Eigenkapital Luzemer Kantonsspital -400,8 -437,2
Eigenkapital Luzemer Psychiatrie -49,2 -54,9
Eigenkapital Verkehrsverbund Luzern -3,9 -8,2
Eigenkapital Padagogische Hochschule Luzern - -2,0
Total Eigenkapital addiert -4'297,1 -4'336,6,
Elimination Dotfationskapital Luzerner Kantonsspital 354,7 354,7
Elimination Dotationskapital Luzerner Psychiatrie 37,2 37,2
Elimination Anteil Kanton Luzern an Riickstellungen Tarifrisiken - -8,3
Luzerner Kantonsspital
Total Eigenkapital konsolidiert -3'905,3 -3'953,1
Equity-Bewertung Beteiligung Luzerner Kanfonalbank -1'071,9 -1'114,0
Elimination Anschaffungswert Luzemer Kantonalbank 272,5 272,5
Eigenkapital gesamt -4'704,7  -4'794,6
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5.3 Eventualverpflichtungen und Eventualforderungen

Eine Eventualverpflichtung ist:

- eine gegenwdrtige Verpflichtung, die auf vergangenen Ereignissen beruht, jedoch nicht als Rick-
stellung erfasst wird, weil entweder der Abfluss von Ressourcen nicht wahrscheinlich ist (< 50 %)
oder die Hohe der Verpflichtung nicht ausreichend verlésslich geschétzt werden kann;

- eine mogliche Verpflichtung, die aus Ereignissen der Vergangenheit resultiert, jedoch durch ein
kinftiges, nicht beeinflussbares Ereignis noch bestétigt werden muss.

Eine Eventualforderung ist eine mégliche Forderung, die aus Ereignissen der Vergangenheit resultiert,
jedoch durch ein kinftiges, nicht beeinflussbares Ereignis noch bestétigt werden muss.

Eventualverpflichtungen und Eventualforderungen sind nicht bilanziert, werden aber hier offengelegt.

Eventualverfplichtungen

Bezeichnung Beschreibung Begunstigter Bestand (in Mio. Fr.)
31.12.2012 31.12.2013

Kernverwaltung

Staatsgarantie LUKB Staatshaftung fir alle Verbindlichkeiten der Luzerer Luzerner
Kantonalbank, soweit deren eigene Mittel nicht ausrei- Kantonalbank
chen (Gesetz iber die Umwandlung Luzemer Kantonal-
bank in eine Akfiengesellschaft vom 8.5.2000).

Eine Quantifizierung dieser Verpflichtung ist nicht méglich

Biirgschaften diverse; vgl. Kap. ll.6.6 diverse Dritte 20,7 24,3

Luzerner Kantonsspital

Garantieverpflichtungen  Kreditsicherungsgarantie Radiologie Luzern Lland AG Luzerner 1,2
Kantonalbank

ibrige Eventual- Tarifrisiken Spitalfinanzierung diverse Dritte 8,9
verpflichtungen

Total Eventualverpflichtungen 36,8 24,3

Eventualforderungen

Bezeichnung Beschreibung Schuldner Bestand (in Mio. Fr.)
31.12.2012 31.12.2013

Kernverwaltung
Ubrige Eventual- Tarife 2012 und 2013 Spitdler - 1,3

verpflichtungen

Total Eventualforderungen - 1,3
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5.4 Faktenblatter

5.4.1

Universitat Luzern

1. Erfolgsrechnung

Rechnung Budget Rechnung
in Mio. Fr. 2012 2013 2013
Betrieblicher Aufwand 56,0 56,9
Betrieblicher Ertrag -54,3 -59,1
Ergebnis aus betrieblicher Tatigkeit 1,7 2,1
Finanzergebnis 0,0 0.0
Gesamtergebnis Erfolgsrechnung 1,6 -2,2
2. Bilanz
Rechnung Budget Rechnung
in Mio. Fr. 2012 2013 2013
Umlaufvermégen 20,0 22,7
Anlagen im Finanzvermdgen -
Anlagen im Verwaltungsvermégen 0,9 0,4
Anlagevermégen 0,9 0,4
Total Aktiven 20,9 23,2
Fremdkapital -8,2 -8,2
Eigenkapital -12,7 -14,9
Total Passiven -20,9 -23,2
3. Personal
Rechnung Budget Rechnung
2012 2013 2013
Vollzeitstellen 304,7 308,5

Llernende, Praktikantinnen/Praktikanten 2,0 - 50
per Stichtag Jahresende

4. Angewendetes Regelwerk, Konsolidierungsmethode, Bemerkungen

Das angewendetfe Regelwerk ist Swiss GAAP FER. Die Universitét ist dem Gesefz Gber die Steuerung
der Finanzen und Leistungen unterstellt. Die Verordnung dozu kommt sinngemdss zur Anwendung. Es
wurde eine Vollkonsolidierung durchgefiihrt.

Auf Empfehlung der Finanzkontrolle haben wir fur die Universitét Luzem im Jahr 2013 rickwirkend for
das Jahr 2012 transitorische Abgrenzungen (fir [UV-Aquivalente und 1UV-Beitréige) in der Hohe von 8
Millionen Franken vorgenommen und dem Eigenkapital gutgeschrieben. Die Universitat ihrerseits hat
bisher in ihrem Einzelabschluss entgegen den Instrukiionen durch das Finanzdepartement auf diese
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Abgrenzung verzichtet. In ihrer Jahresrechnung 2013 weist die Universitét Luzemn einen Gewinn von
1,2 Millionen Franken aus. Der fir die Konzernrechnung des Kantons Luzern verwendete Abschluss
der Universitat Luzern weist einen Gewinn von 2,2 Millionen Franken aus. Diese Differenz kommt da-

her, dass der Kanfon luzern die Abgrenzungen fir IUV-Aquivalente und IUV-Beitrége fir das Jahr
2013 in der Héhe von 0,9 Millionen Franken angepasst hat.



Jahresbericht 2013 Konsolidierte Rechnung

5.4.2 Lustat Statistik Luzern

1. Erfolgsrechnung

Rechnung Budget Rechnung
in Mio. Fr. 2012 2013 2013
Betrieblicher Aufwand 54 - 57
Betrieblicher Ertrag =57 - -6,0
Ergebnis aus betrieblicher Tatigkeit -0,3 - -0,3
Finanzergebnis 0,0 - 0,0
Gesamtergebnis Erfolgsrechnung -0,3 - -0,3
2. Bilanz
Rechnung Budget Rechnung
in Mio. Fr. 2012 2013 2013
Umlaufvermégen 0,3 - 0,7
Anlagen im Finanzvermégen
Anlagen im Verwaltungsvermégen 1,6 - 0,6
Anlagevermégen 1,6 - 0,6
Total Aktiven 2.0 - 1,3
Fremdkapital -1.7 - -0,8
Eigenkapital -0,2 - -0,5
Total Passiven 2,0 - -1,3
3. Personal
Rechnung Budget Rechnung
2012 2013 2013
Vollzeitstellen 22,5 - 22,6
lernende, Praktikantinnen/Praktikanten 2,3 - 1.4

4. Angewendetes Regelwerk, Konsolidierungsmethode, Bemerkungen

Die Lustat Statistik Luzern ist dem Gesefz iber die Steuerung der Finanzen und Leistungen unterstellt.
Die Verordnung dazu kommt sinngeméiss zur Anwendung. Es wurde eine Vollkonsolidierung durchge-

fohrt.
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5.4.3 Luzerner Kantonsspital

1. Erfolgsrechnung

Rechnung Budget Rechnung
in Mio. Fr. 2012 2013 2013
Betrieblicher Aufwand 718,2 755,0
Betrieblicher Ertrag -770,0 -799.0
Ergebnis aus betrieblicher Tatigkeit -51,8 -44,0
Finanzergebnis -0,2 0,3
Gesamtergebnis Erfolgsrechnung -52,0 -43,7
2. Bilanz
Rechnung Budget Rechnung
in Mio. Fr. 2012 2013 2013
Umlaufvermégen 214,5 247,8
Anlagen im Finanzvermégen 0,0 0,0
Anlagen im Verwaltungsvermégen 340, 1 355,0
Anlagevermégen 340,1 355,0
Total Aktiven 554,6 602,8
Fremdkapital -153,8 -165,6
Eigenkapital -400,8 —437,2
Total Passiven -554,6 -602,8
3. Personal
Rechnung Budget Rechnung
2012 2013 2013
Vollzeitstellen 3'627.5 3'814,2
lernende, Praktikantinnen,/Praktikanten 812,0 786,4

4. Angewendetes Regelwerk, Konsolidierungsmethode, Bemerkungen

Das angewendetfe Regelwerk ist Swiss GAAP FER. Zusdizlich werden die Branchenvorgaben von H+
[Rekole) und die VKL (Verordnung des Bundes, SR 832.104) angewandt. Die Ausfihrungen zur Rech-
nungslegung in der Verordnung zum Gesetz iber die Steuerung der Finanzen und Leistungen gelten,
soweit dies fur die Erstellung der konsolidierten Rechnung erforderlich ist. Es wurde eine Vollkonsoli-

dierung durchgefihrt.

In seiner Johresrechnung 2013 weist das Luzemer Kanfonsspital einen Gewinn von 50,1 Millionen
Franken aus. Der fir die Konzernrechnung des Kantons Luzem verwendete Abschluss des LUKS weist
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einen Gewinn von 43,7 Millionen Franken aus. Die Differenz von 6,4 Millionen Franken resultiert aus
der unterschiedlichen Bewertung der Riickstellungen aus Tarifrisiken in der Spitalfinanzierung.
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5.44 Luzerner Psychiatrie

1. Erfolgsrechnung

Rechnung Budget Rechnung
in Mio. Fr. 2012 2013 2013
Betrieblicher Aufwand 100,0 101,5
Betrieblicher Ertrag -106,0 -108,2
Ergebnis aus betrieblicher Tatigkeit -6,0 -6,7
Finanzergebnis 0,3 0,1
Gesamtergebnis Erfolgsrechnung -5,7 -6,7
2. Bilanz
Rechnung Budget Rechnung
in Mio. Fr. 2012 2013 2013
Umlaufvermégen 36,7 31,7
Anlagen im Finanzvermégen - -
Anlagen im Verwaltungsvermégen 32,2 30,6
Anlagevermégen 32,2 30,6
Total Aktiven 68,9 62,3
Fremdkapital -19,7 7.4
Eigenkapital -49,2 -54,9
Total Passiven -68,9 -62,3
3. Personal
Rechnung Budget Rechnung
2012 2013 2013
Vollzeitstellen 647.6 669,9
lernende, Praktikantinnen,/Praktikanten 103,5 110,6

4. Angewendetes Regelwerk, Konsolidierungsmethode, Bemerkungen

Das angewendetfe Regelwerk ist Swiss GAAP FER. Zusdizlich werden die Branchenvorgaben von H+
[Rekole) und die VKL (Verordnung des Bundes, SR 832.104) angewandt. Die Ausfihrungen zur Rech-
nungslegung in der Verordnung zum Gesetz iber die Steuerung der Finanzen und Leistungen gelten,
soweit dies fur die Erstellung der konsolidierten Rechnung erforderlich ist. Es wurde eine Vollkonsoli-

dierung durchgefihrt.
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5.4.5 Verkehrsverbund Luzern

1. Erfolgsrechnung

Rechnung Budget Rechnung
in Mio. Fr. 2012 2013 2013
Betrieblicher Aufwand 79,5 77,7
Betrieblicher Ertrag -80,6 -81,9
Ergebnis aus betrieblicher Tatigkeit -1,1 4,2
Finanzergebnis -0,0 -0,0
Gesamtergebnis Erfolgsrechnung -1,1 -4,3
2. Bilanz
Rechnung Budget Rechnung
in Mio. Fr. 2012 2013 2013
Umlaufvermégen 7,8 13,2
Anlagen im Finanzvermégen - -
Anlagen im Verwaltungsvermégen 0,1 0,5
Anlagevermégen 0,1 0,5
Total Aktiven 7,9 13,7
Fremdkapital -4,0 -5,5
Eigenkapital -3,9 -8,2
Total Passiven 7,9 -13,7
3. Personal
Rechnung Budget Rechnung
2012 2013 2013
Vollzeitstellen 9,0 9,6
lernende, Praktikantinnen/Praktikanten 1,0 0,6

4. Angewendetes Regelwerk, Konsolidierungsmethode, Bemerkungen

Das angewendete Regelwerk des Verkehrsverbundes Luzern (VL) sind die Kern FER. Die Ausfihrungen
zur Rechnungslegung in der Verordnung zum Gesetz iber die Steuerung der Finanzen und Leistungen
gelten, soweit dies fur die Erstellung der konsolidierten Rechnung erforderlich ist. Es wurde eine Voll-
konsolidierung durchgefihrt. Der Kanton Luzern und die Luzemer Gemeinden sind zu je zu 50 Prozent
am Verkehrsverbund Lluzem beteiligt. Der Gemeindeanteil wird deshalb in der konsolidierlen Rech-

nung separat ausgewiesen.
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5.4.6 Pddagogische Hochschule Luzern

1. Erfolgsrechnung

Rechnung Budget Rechnung
in Mio. Fr. 2012 2013 2013
Betrieblicher Aufwand 25,4
Betrieblicher Ertrag -26,6
Ergebnis aus betrieblicher Tatigkeit -1,1
Finanzergebnis -
Gesamtergebnis Erfolgsrechnung -1,1
2. Bilanz
Eréffnungsbilanz Budget Rechnung
in Mio. Fr. 01.08.2013 2013 2013
Umlaufvermégen 16,5 15,9
Anlagen im Finanzvermégen - -
Anlagen im Verwaltungsvermégen 3,0 2,5
Anlagevermégen 3,0 2,5
Total Aktiven 19,5 18,4
Fremdkapital -18,7 -16,4
Eigenkapital -0,8 —2,0
Total Passiven —-19,5 -18,4
3. Personal
Rechnung Budget Rechnung
2012 2013 2013
Vollzeitstellen 268,9
lernende, Praktikantinnen/Praktikanten 6,0

4. Angewendetes Regelwerk, Konsolidierungsmethode, Bemerkungen

Das angewendetfe Regelwerk ist Swiss GAAP FER. Die Padagogische Hochschule Luzem ist dem Ge-
sefz Uber die Steuerung der Finanzen und Lleistungen unterstellt. Die Verordnung dazu kommt sinnge-
mdss zur Anwendung. Es wurde eine Vollkonsolidierung durchgefihrt.

Der Kanton Lluzem hat die PHLU, als éffentlich-rechiliche Anstalt, per 1. August 2013 tbemommen
und im Berichtsjahr 2013 erstkonsolidiert. Die Ubernahmebilanz per 1. August 2013 zeigt ein Eigen-
kapital von 0,8 Millionen Franken. Dieses stammt aus der Neubewertung nach Swiss GAAP FER. In
der Erfolgsrechnung 2013 sind finf Monate [August bis Dezember 201 3) eingerechnet.
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5.4.7 Luzerner Kantonalbank

Der Beteiligungsanteil des Kantons luzern an der luzemer Kantonalbank (LUKB] im Verwaltungsver-
mégen betréigt 51 Prozent. In der Jahresrechnung der Kemverwaltung des Kantons Luzem ist die Betei-
ligung mit dem Anschaffungswert von 272,5 Millionen Franken bilanziert. In der konsolidierten Rech-
nung wird dieser mittels der Equity-Methode (Bewertungsverfahren) bewertet (§ 57 Abs. 3 FLV):

Der Jahresgewinn der Luzerner Kantonalbank belduft sich auf 174,3 Millionen Franken, was einen
Gewinnanteil von 88,9 Millionen Franken fir den Kanton Luzern ergibt. Die Dividendenausschittung
der LUKB an den Kanton Luzern belief sich im Jahr 2013 auf 47,7 Millionen Franken. Der Differenz-
betrag von 41,2 Millionen Franken wurde erfolgswirksam zugunsten des Beteiligungswertes ver-

bucht.

Die sonstigen Verdnderungen des Eigenkapitals der LUKB (Erhdhung eigens gehaltener Beteiligung,
Erhdhung der Reserven) beliefen sich auf 1,7 Millionen Franken. Der anteilige Eigenkapitalzuwachs
von 51 Prozent fihrte zu einer zusdtzlichen erfolgsneutralen Aufwertung der Beteiligung von 0,8 Milli-
onen Franken beim Kanfon Luzern.

Per 31. Dezember 2013 resultiert in der konsolidierten Rechnung ein Equity-Wert der Beteiligung an
der LUKB im Verwaltungsvermégen von 1'114,0 Millionen Franken.
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5.5 Vollzeitstellen*

Rechnung Budget Rechnung
2012 2013 2013

Jahresbericht Kanton Luzern 4'691,1 4'741,7
Universitat Luzern 304,7 306,6
Lustat Statistik Luzern 22,5 22,6
Luzerner Kanfonsspital 3'627,5 3'814,2
Luzemer Psychiafrie 647,6 669,9
Verkehrsverbund Luzem 9,0 9,6
P&dagogische Hochschule Luzern 268,9
Gesamttotal 9'302,4 9'833,5

*im Jahr 2012 ist die Universitat Luzem per Stichtog Jahresende erfasst, im Jahr 2013 mit dem Jah-
resdurchschnitt. Alle anderen Einheiten sind in beiden Jahren mit Jahresdurchschnittswerten erfasst.

5.6 Lernende und Praktikantinnen/Praktikanten*

Rechnung Budget Rechnung

2012 2013 2013
Jahresbericht Kanton Luzern 262,3 260,3
Universitat Luzern 2,0 3,5
Lustat Statistik Luzemn 2,3 1.4
Luzerner Kantonsspital 812,0 /86,4
Luzerner Psychiatrie 103,5 110,6
Verkehrsverbund Luzem 2,0 0,6
P&dagogische Hochschule Luzem 6,0
Gesamttotal 1'184,1 1'168,8

*im Jahr 2012 ist die Universitét luzem per Stichtag Jahresende erfasst, im Jahr 2013 mit dem Jah-
resdurchschnitt. Alle anderen Einheiten sind in beiden Jahren mit Jahresdurchschnittswerten erfasst.
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6. Bericht der Revisionsstelle zur konsoli-
dierten Rechnung des Kantons Luzern

KANTON
LUZERN

Finanzkontrolle

des Kantons Luzern
Bahnhofstrasse 19

6002 Luzern

Telefon 041 228 59 23
finanzkontrolle@lu.ch
www.finanzkontrolle.lu.ch

Bericht der Revisionsstelle
an den Kantonsrat
zur konsolidierten Rechnung des Kantons Luzern

Als Revisionsstelle geméss Finanzkontrollgesetz haben wir die auf den Seiten 256 bis 278
dargestellte konsolidierte Rechnung des Kantons Luzern bestehend aus Erfolgsrechnung,
Geldflussrechnung, Bilanz, Eigenkapitalnachweis und Anhang fiir das am 31. Dezember
2013 abgeschlossene Rechnungsjahr gepruft.

Verantwortung des Regierungsrates )

Der Regierungsrat ist fir die Aufstellung der konsolidierten Rechnung in Ubereinstimmung
mit dem Gesetz iber die Steuerung der Finanzen und Leistungen sowie der massgeben-
den Verordnung verantwortlich. Diese Verantwortung beinhaltet die Ausgestaltung, Imple-
mentierung und Aufrechterhaltung eines internen Kontrollsystems mit Bezug auf die Auf-
stellung einer konsolidierten Rechnung, die frei von wesentlichen falschen Angaben als
Folge von Verstéssen oder Irrtimern ist. DarlUber hinaus ist der Regierungsrat fir die
Auswahl und die Anwendung sachgemasser Rechnungslegungsmethoden sowie die Vor-
nahme angemessener Schatzungen verantwortlich.

Verantwortung der Revisionsstelle

Unsere Verantwortung ist es, aufgrund unserer Prifung ein Prifungsurteil Gber die konso-
lidierte Rechnung abzugeben. Wir haben unsere Prifung in Ubereinstimmung mit dem Fi-
nanzkontrollgesetz und den Schweizer Prifungsstandards vorgenommen. Nach diesen
Standards haben wir die Prifung so zu planen und durchzufiihren, dass wir hinreichende
Sicherheit gewinnen, ob die konsolidierte Rechnung frei von wesentlichen falschen Anga-
ben ist.

Eine Prifung beinhaltet die Durchfilhrung von Prifungshandlungen zur Erlangung von
Priifungsnachweisen fiir die in der konsolidierten Rechnung enthaltenen Wertansétze und
sonstigen Angaben. Die Auswahl der Prifungshandlungen liegt im pflichtgeméssen Er-
messen des Priifers. Dies schliesst eine Beurteilung der Risiken wesentlicher falscher An-
gaben in der konsolidierten Rechnung als Folge von Verstdssen oder Irrtiimern ein. Bei
der Beurteilung dieser Risiken berlicksichtigt der Prifer das interne Kontrollsystem, soweit
es fiir die Aufstellung der konsolidierten Rechnung von Bedeutung ist, um die den Um-
standen entsprechenden Prifungshandlungen festzulegen, nicht aber um ein Prifungsur-
teil Uber die Wirksamkeit des internen Kontrollsystems abzugeben. Die Prifung umfasst
zudem die Beurteilung der Angemessenheit der angewandten Rechnungslegungsmetho-
den, der Plausibilitdt der vorgenommenen Schatzungen sowie eine Wirdigung der Ge-
samtdarstellung der konsolidierten Rechnung. Wir sind der Auffassung, dass die von uns
erlangten Prifungsnachweise eine ausreichende und angemessene Grundlage flr unser
Prufungsurteil bilden.
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Priifungsurteil

Nach unserer Beurteilung entspricht die konsolidierte Rechnung fur das am 31. Dezember
2013 abgeschlossene Rechnungsjahr dem Gesetz Uber die Steuerung der Finanzen und
Leistungen sowie der massgebenden Verordnung.

Finanzkontrolle des Kantons Luzern

J, \__\‘ ¢ 2
1

{

Daniel Steffen
Zugelassener Revisionsexperte Zugelassener Revisionsexperte
Leiter der Finanzkontrolle

Luzern, 15. April 2014
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/. Wertung

In der konsolidierten Rechnung resultiert ein Erfragsiberschuss von 104,7 Millionen Franken. In der
Kemverwaltung wird ein Jahresgewinn von 5,2 Millionen Franken ausgewiesen. Dazu ist zu bemer-
ken, dass im ergdnzten Voranschlag mit einem Defizit von 31,6 Millionen Franken in der Kernverwal-
tung gerechnet wurde. Zum besseren Ergebnis haben der einmalig hdhere Anteil an den Bundesertré-
gen und weitere Mehreinnahmen beigefragen. Die hohe Kostendisziplin und der gestiegene De-
ckungsbeitrag der Luzemer Pensionskasse (Wegfall Sanierungsmassnahmen und Auflésung von Rijck-
stellungen fur Sanierung) haben auf der Aufwandseite die Verbesserung beginstigt. Alle konsolidierten
Einheiten schreiben schwarze Zahlen. Die Spitdler tragen den gréssten Teil zum Ertragsiberschuss
bei. Die Gewinnzunahme des LUKS vermochte die im Jahr 2013 fir die bestehenden Tarifrisiken ge-
bildeten Rickstellungen jedoch nicht vollsiéindig zu kompensieren. Die Universitét Luzemn verbesserte
ihr Ergebnis aufgrund von héheren Grundbeitréigen sowie der Auflésung von Rickstellungen Luzemer
Pensionskasse (LUPK). Die Gewinnzunahme beim Verkehrsverbund Luzern basiert einerseits auf tieferen
Beitrdgen an die Transportunternehmen und anderseits auf hdheren Beitrgen von Bund und Gemein-
den. Die luzemer Kantonalbank konnte ihren Gewinn 2013 steigem. Der anteilige Jahresgewinn ist
somit entsprechend hoher. Hier ist anzumerken, dass es sich beim Gewinnanteil, welcher iber die
iéhrliche Ausschittung hinausgeht (41,2 Mio. Fr.), um einen Buchgewinn handelt, welcher nicht geld-
flusswirksam ist.

Der Geldabfluss aus Investitionstatigkeit im Verwaltungsvermégen liegt im Vergleich zum Vorjahr um
rund 14,4 Prozent tiefer. Dies vorwiegend wegen Projekiverzichtes und -verzégerungen in der Kem-
verwaltung bei den Immobilien und Strassen sowie fieferen Investitionen bei den Spitélern. Die Investi-
fionen konnten nicht vollsiéindig aus der betrieblichen Tatigkeit finanziert werden. Die Schulden hinge-
gen sind angestiegen. Die Besténde an flissigen Mitteln sind hoch. Insbesondere jene des LUKS mit

49,8 Millionen Franken.

In der konsolidierten Bilanz steht ein Verwaltungsvermégen von 5'542,6 Millionen Franken dem Ei-
genkapital und den Investitionsmitteln von Dritten von insgesamt 5'584,2 Millionen Franken gegen-
ber. Wir halten somit die goldene Bilanzregel knapp ein. Das Verwaltungsvermégen kann vollstén-
dig mit dem Eigenkapital und den von Dritten fir konkrete Investitionen zur Verfigung gestellien Mitteln
finanziert werden. Der vorliegende Kantonsabschluss steht auf einer soliden Basis.

Mit dem Aufgaben- und Finanzplan 2014-2017 wurde lhrem Rat erstmals ein konsolidierter Uber-
blick tber die geplante finanzielle Entwicklung des Kantons aufgezeigt. Der AFP 2014-2017 zeigt,
dass in der Kernverwaltung der mittelfristige Ausgleich geméss Schuldenbremse verfehlt wird. Der AFP
2014-2017 weist jedoch nebst sinkenden Ergebnissen auch eine starke Neuverschuldung auf. Das
Projekt "Leistungen und Strukturen II' soll ab 2015 die leistungen mit den finanziellen Méglichkeiten
des Kantons in Einklang bringen. Die Universitét Luzern, das Luzemer Kantonsspital sowie die Luzerner
Psychiatrie werden in das Projekt "Leistungen und Strukiuren II" einbezogen.
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V. Motionen und Postulate
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1. Staatskanzlei

Motionen

1. SchénbergerSchleicher Esther und Mit. iber die Verbesserung der Entscheidungsgrundlagen fur
Richterwahlen (M 740). Eréffnet 14.09.2010, erh. 13.12.2011 (in Verbindung mit Justiz- und
Sicherheitsdepartement)

Das Anliegen der Motion wurde in den Entwurf einer Gesamtrevision der Geschdftsordnung fir den

Kantonsrat inklusive Anderungen des Kantonsratsgesetzes, des Publikationsgesetzes und des Personal-

gesefzes aufgenommen. Dazu wurde bis Ende April 2014 ein Vemehmlassungsverfahren durchge-

fohrt. Das Inkrafttreten der neuen Bestimmungen ist auf die neue legislatur (Juni 2015) geplant.

2. Fuchs leo und Mit. iber die Anderung der Geschdaftsordnung fir den Kantonsrat fir mehr Trans-
parenz Uber das parlamentarische Wirken (M 748). Eréffnet 08.11.2010, erh. 13.12.2011
(in Verbindung mit Justiz- und Sicherheitsdepartement)
Die gréssere Transparenz der parlamentarischen Arbeit wird durch die Inbefriebnahme eines elekironi-
schen Abstimmungssystems verwirklicht. Thr Rat hat am 10. Dezember 2013 einer Ergénzungsverord-
nung zur Geschéftsordnung zugestimmt, welche unter anderem die Anzeige des Stimmverhaltens der
Ratsmitglieder auf Bildschirmen und die Verdffentlichung des Abstimmungsergebnisses auf einer Na-
mensliste im Internet regelt. Die Inbefriebnahme des Abstimmungssystems erfolgt in der Mai-Session
2014, womit das Anliegen umgesetzt ist. Wir beantragen lhnen, die Motion abzuschreiben.

3. Bom Rolf und Mit. iiber die Revision der Geschéftsordnung fir den Kantonsrat (M 19). Eréffnet
21.06.2011, erh. 13.12.2011 (in Verbindung mit Justiz- und Sicherheitsdepartement)

Zum Entwurf einer Gesamtrevision der Geschdftsordnung fir den Kantonsrat inklusive Anderungen des

Kantonsratsgesetzes, des Publikationsgesetzes und des Personalgesetzes wurde bis Ende April 2014

ein Vernehmlassungsverfahren durchgefihrt. Das Inkrafttreten der neuen Bestimmungen ist auf die neue

Legislatur Juni 2015) geplant.

Postulate
1. luternaver Guido und Mit. Uber Ubersichtlichere Unterlagen fir die Vorbereitung der Kantonsrats-
sitzungen [P 150). Eréffnet 03.03.2008, erh. 02.12.2008

Wir legen den Kommissionen lhres Rafes, wo immer sinnvoll, ergdnzende Unterlagen zu den Bor-
schaften vor, um lhnen die Vorbereitung der Geschdfte zu erleichtern (z.B. synoptische Darstellungen
des alfen und des neuen Rechts). Die entsprechende regelméssige Aufbereitung von Gesetzesvorlagen
durch die Departemente soll im Rahmen des Projekis ,Revision Publikationsgesetzgebung” der Staats-
kanzlei erreicht werden. Die standardisierte Herstellung von vergleichenden Darstellungen verschiede-
ner Fassungen eines Gesetzestextes in Synopsen soll mit Informatikmitteln unferstiitzt werden. Unser
Software-Partner bei der Systematischen Rechtssammlung des Kantons luzemn, der heute bereits drei-
zehn Kantone bei der Publikation ihres Rechts unterstitzt, hat eine XMl-basierte Software-ldsung im
Angebot, welche auf der heute in Luzemn installierten Llex\Work-Lésung aufbaut und neben vielen ande-
ren Funktionalitten auch den Export von Daten fir synoptische Darstellungen umfasst. Das Projekt zur
Einfihrung der neuen Software ist in der Staatskanzlei Ende 2013 gestartet worden und soll 2016
abgeschlossen sein.
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2. Widmer Herbert und Mit. Uber eine verbesserte Bearbeitungsmdglichkeit von Botschaften und
Planungsberichten (M 194). Eréffnet als Motion 19.06.2012, erh. als Postulat 06.11.2012
Wir haben |hnen in unserer Stellungnahme zur Motion in Aussicht gestellt, dass wir unsere ,Anleitung
zum Verfassen von Botschaften an den Kantonsrat” im Sinn des als Postulat erheblich erklarten Vor-
stosses anpassen werden. Wir beabsichtigen, in unseren Botschaften das Kapitel zur Vernehmlassung
(,Ergebnis der Vernehmlassung”) in Zukunft jeweils um ein abschliessendes Unterkapitel tber die Un-
ferschiede zwischen Vernehmlassungs- und definitiver Fassung von Botschaften und Planungsberichten
zu ergdnzen. Dabei sollen die wichtigen inhallichen Unterschiede in der Regel in einer Tabelle aufge-
listet und mit Verweisen auf die gednderten Entwurfselemente (Paragrafen, Erlassteile, Erlassnummern)
oder auf die Kapitelziffern (z.B. Kap. 5.3.1) verbunden werden. Die geltende ,Anleitung zum Verfas-
sen von Botschaften an den Kantonsrat” wird derzeit einer generellen UberprUfung unterzogen und
soll von unserem Rat im Jahr 2014 neu erlassen werden. Insbesondere wird sie an die neue ,Rollende
Planung der Parlamentsgeschéfte” angepasst und mit den CD-Richilinien des Kantons und dem Kon-
zept Informationsmanagement der Staatskanzlei in Ubereinsfimmung gebracht. Im gleichen Zug wer-

den wir das Anliegen des Postulats in der Anleitung umsetzen.

3. Dickerhof Urs und Mit. iiber die Festlegung eines klaren und verbindlichen Zeithorizonts fir die Er
ledigung von parlamentarischen Vorstéssen durch die Regierung (M 178). Eréffnet als Motion
15.05.2012, erh. als Postulat 11.03.2013

Das Anliegen des Postulats wurde in den Entwurf einer Gesamtrevision der Geschéftsordnung fir den

Kantonsrat inklusive Anderungen des Kantonsratsgesetzes, des Publikationsgesetzes und des Personal-

gesetzes aufgenommen. Dazu wurde bis Ende April 2014 ein Vernehmlassungsverfahren durchge-

fohrt. Das Inkraftireten der neuen Bestimmungen ist auf die neue Legislatur (Juni 2015) geplant.

2. Bau-, Umwelt- und Wirtschaftsdepar-
fement

Motionen
1. Graber Konrad und Mit. Gber baurechtliche Anreize zur Férderung ereuerbarer Energien
(M 711). Ersffnet 26.06.2006, erh. 05.12.2006

Wir haben das Anliegen bei der Gesamtrevision des Kantonalen Energiegesetzes, welche wir lhnen
mit unserer Botschaft vom 28. Mai 2013 (B 78] unterbreitet haben, beriicksichtigt. lhr Rat hat den
Entwurf des neuen Kantonalen Energiegesetzes in der Session vom 9. und 10. September 2013 ab-
gelehnt. Wir werden die Revision wieder unverziglich an die Hand nehmen, wenn die Vorgaben des
Bundesrechts oder der interkantonalen Zusammenarbeit (MukEn) bekannt sind. Wir informieren die
Kommission Raumplanung, Umwelt und Energie Ihres Rates laufend Gber die weiteren Entwicklungen.

2. Bucher Guido und Mit. iber die Verkehrssicherheit auf der Strasse K 36, Abschnitt Lammschlucht
zwischen Schipfheim und Flihli (M Q06). Eréffnet 27.03.2007, erh. 10.03.2008
lhr Rat hat in der November/Dezember-Session 2010 die Lammschlucht mit der Variante O plus in
den Topf B des Bauprogramms 2011-2014 fir die Kantonsstrassen aufgenommen. Die weitere Pla-
nung ist im Vernehmlassungsentwurf des Bauprogramms 2015-2018 fir die Kanfonsstrassen, iber
das |hr Rat voraussichtlich in der November-Session 2014 beraten kénnen wird, im Topf A vorgese-
hen. Mit der Variante O plus wird die bestehende Linienfiihrung der Lammschlucht Gbernommen. Wei-
fer ist im Bauprogramm 2011-2014 fir die Kantonsstrassen und im Vernehmlassungsentwurf des
Bauprogramms 2015-2018 die Redlisierung der Chrutacherbriicke im Topf A enthalten.

3. Greter Alain und Mit. Uber ein Verbot von Terrassenstrahlern (M 181). Eréffnet 10.03.2008,
teilw. erh. 02.12.2008
Wir verweisen auf unsere Ausfihrungen zur Motion M 711 (BUWD, Nr. 1).

4. Miller leo und Mit. Uber die Anderung des Kantonalen Landwirtschaftsgesetzes 27.01.2009
[M 384). Ersffnet 27.01.2009, erh. 23.06.2009
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Wir werden dem Anliegen fir eine umfassende und einheitliche Zusténdigkeitsordnung auch im Be-
reich des bduerlichen Bodenrechts (BGBB| bei der ndchsten Revision des landwirtschaftsgesetzes
Rechnung tragen.

5. Amstad Heinz und Mit. iber die Regelung des Unterhalts der Wasser- und Schutzbauwerke
(M 526). Ersffnet 04.11.2009, erh. 13.09.2010

Die Aufgabenteilung im Wasserbau generell und somit auch in Bezug auf die Unterhaltspflicht ist Teil

der Gesamtrevision des Wasserbaugeseizes. Eine Projekigruppe Revision Wasserbaugesetz, welcher

Vertreferinnen und Vertreter der Gemeinden (VLG) sowie der hauptscichlich interessierten Stellen der

kantonalen Verwaltung angehéren, hat einen Gesetzesentwurf erarbeitet. Wir werden das Vernehm-

lassungsverfahren dazu vor dem Sommer 2014 in die Wege leiten.

6. Beeler Gehrer Silvana namens der SP-Fraktion iber ein Gesetz iiber die Mit- und Vorfinanzierung
des Tiefbahnhofs (M 539). Ersffnet 01.12.2009, teilw. erh. 26.01.2010 (in Verbindung mit
Finanzdepartement)

Das Bauw-, Umwelt- und Wirtschaftsdepartement hat im Rahmen einer breit abgestitzten Projekiorgani-

sation ein Vorprojekt fir den Tiefbahnhof Luzem erarbeitet. Der Kanton luzern wird einen bedeuten-

den Beitrag an den Bau des Tiefbahnhofs leisten missen. Wir werden Ihrem Rat eine Vorlage unfer
breifen, sobald eine mit dem Bund vereinbarte Finanzierungsplanung vorliegt.

7. Amstad Heinz und Mit. iber eine sachgerechte Finanzierung des Wasserbaus und des Geweis-
serunterhaltes (M 783). Ersffnet 06.12.2010, erh. 21.02.2011
Wir verweisen auf unsere Ausfihrungen zur Motion M 526 (BUWD, NIr. 5).

8.  Beeler Gehrer Silvana und Mit. Uber die Erstellung eines Planungsberichtes iber die Potenziale
zur Nutzung der Tiefengeothermie im Kanton luzem (M 838). Ersffnet 21.02.2011, erh.
21.06.2011

Mit dem von |hrem Rat am 6. Mai 2013 beschlossenen Gesetz ber die Gewinnung von Boden-

schatzen und die Nutzung des Untergrunds, das am 1. Januar 2014 in Kraft gefrefen ist, sind die

rechtlichen Rahmenbedingungen fir die Nutzung der Tiefengeothermie geschaffen worden. In unserer

Botschaft vom 18. Dezember 2012 zum Gesetzesentwurf sind auch die Funktionsweise und die Nut-

zungsformen der Geothermie dargelegt und die Handlungsfelder des Kantons luzern aufgezeigt. Die-

se Ausfihrungen werden gestitzt auf neue Forschungsergebnisse und Untersuchungen zu einem Pla-
nungsbericht weiterentwickelt.

Q. Furrer Sepp und Mit. Uber eine Neuorganisation des kanfonalen Forstamtes (M 99). Erdffnet
12.12.2011, erth. 11.09.2012

Wir haben die Anliegen der Motion mit der Teilrevision des Kantonalen Waldgesetzes, welche |hr

Rat am 4. November 2013 beschlossen hat und am 1. Mérz 2014 in Kraft getrefen ist, beriicksich-

tigt. Wir beantragen lhnen, die Motion abzuschreiben.

10. Zingerfe Pius und Mit. iber einen Planungsbericht zur Regionalpolitik im Kanton Luzern (M 195).

Eroffnet 19.06.2012, erh. 28.01.2013 (in Verbindung mit Justiz- und Sicherheitsdepartement)
Wir haben eine Projekforganisation zur Erarbeitung eines Entwurfs des Planungsberichtes eingesetzt.
Die entsprechenden Arbeiten wurden in der Zwischenzeit aufgenommen. Es ist vorgesehen, dass die
Projekigruppe den Entwurf noch vor Ende 2014 vorlegt.

11. Schmid Bruno und Mit. iber ein zukunftstaugliches Planungs- und Baugesetz (M 778). Eréffnet
09.11.2010, erh. 06.05.2013

Wir haben die Anliegen der Motion mit der Teilrevision des Planungs- und Baugesetzes, welche |hr

Rat am 17. Juni 2013 beschlossen hat, und der Gesamtrevision der Planungs- und Bauverordnung

beriicksichtigt. Die Gesetzesdnderung und die neue Verordnung sind am 1. Januar 2014 in Kraft ge-

frefen. Wir beantragen lhnen, die Motion abzuschreiben.

12. frey Monique und Mit. Uber die Férderung autofreier Siedlungen (M 230).  Eréffnet
11.09.2012, teilw. erh. 06.05.2013
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Wir verweisen auf unsere Ausfihrungen zur Motion M 778 (BUWD, Nr. 11) und beantragen lhnen,
die Motion abzuschreiben.

13. Holtschi Pius und Mit. iber das Sicherstellen oder Steigem der Baulandverfigbarkeit (M 626).
Erdffnet 16.03.2010, erh. 06.05.2013

Wir verweisen auf unsere Ausfihrungen zur Motion M 778 (BUWD, Nr. 11) und beantragen lhnen,

die Motion abzuschreiben.

14. SchmidAmbaven Rosy und Mit. iber die Anderung von § 26a des Tourismusgesetzes (M 343).
Eroffnet 12.03.2013, erh. 24.06.2013 (in Verbindung mit Justiz- und Sicherheitsdepartement)

Der Entwurf zur Botschaft fir die erforderliche Gesetzescinderung ist in Erarbeitung.

15. Dissler Josef und Mit. Uber die Finanzierung des Radweges auf dem Trassee der Zentralbahn
(M 327) Eroffnet 11.03.2013, erh. 10.09.2013

Im Vermnehmlassungsentwurf des Bauprogramms 2015-2018 fir die Kantonsstrassen, tber das Ihr Rat

voraussichtlich in der November-Session 2014 beraten kénnen wird, ist fir das Vorhaben ,Lu-

zern/Kriens/Horw, Llangsamverkehrsachse auf dem alten zb-Trassee” ein Kantonsbeitrag von 1 Mill-

on Franken im Topf A enthalten.

Postulate
1. Flmiger Otto und Mit. iber die Anderung von § 11 Absatz 2 des Jagdgesetzes (M 345). Ersf-
net als Motion 27.03.2001, erh. als Postulat 20.11.2001

Das Anliegen wird im Rahmen der Revision des kantonalen Jagdrechts gepriifr.

2. Aregger Brigitt und Mit. Uber die Authebung der Aufteilung der Jagdpachtzinsen unter den be-
troffenen Einwohnergemeinden (P 517). Ersffnet 23.10.2001, erh. 20.11.2001

Das Anliegen wird im Rahmen der Revision des kantonalen Jagdrechts gepriift.

3. Plister Hans Peter und Mit. iber die Redlisierung der nationalen Radwanderroute Sempach-
Schenkon (M 538). Eréffnet als Motion 13.09.2005, erh. als Postulat 14.02.2006

Das Vorhaben ist im Bauprogramm 2011-2014 fir die Kanfonsstrassen im Topf B beschrieben. Die

Redlisierung des Projektes ist in den Jahren 2015-2018 vorgesehen. Die Planungsarbeiten sind im

Gang.

4. Phister Hans Pefer und Mit. Uber die Erhaltung und Férderung der Biodiversitét im Kanton Luzem
(M 722). Erdffnet als Motion 27.06.20006, erh. als Postulat 10.09.2007

Der Bundesrat hat eine Strategie Biodiversitdt Schweiz verabschiedet, die Bundesverwaltung erarbei-
fet momentan einen Akfionsplan Biodiversitdt und schiégt Anpassungen der gesefzlichen Grundlagen
vor. Diese Arbeiten haben Auswirkungen auf die Kantone. Wir bereiten einen Planungsbericht Bio-
diversitdt vor und werden diesen auf die Arbeiten des Bundes abstimmen. Die im Vorstoss aufgefihr
fen Méglichkeiten und Vorgehensweisen werden mit einbezogen. Wir sehen vor, den Entwurf des
Planungsberichtes im Jahr 2014 in die Vernehmlassung zu geben.

5. Furrer Sepp und Mit. iber eine Neuregelung der Wuhrpflicht an grésseren Flissen (P 743). Er
ffnet 14.09.20006, erh. 23.06.2008

Die Aufgabenteilung im Wasserbau generell und somit auch in Bezug auf die Unterhaltspflicht ist Teil

der Gesamtrevision des Wasserbaugeseizes. Eine Projekigruppe Revision Wasserbaugesetz, welcher

Vertreferinnen und Vertreter der Gemeinden (VLG) sowie der hauptscichlich interessierten Stellen der

kantonalen Verwaltung angehéren, hat einen Gesetzesentwurf erarbeitet. Wir werden das Vernehm-

lassungsverfahren dazu vor dem Sommer 2014 in die Wege leifen.

6. BeelerHuber Silvana und Mit. Uber eine Machbarkeitsstudie Gber die Potenziale zur Nutzung der

geologischen Tiefenwdrme im Kanton Luzemn (P 206). Eréffnet 29.04.2008, erh. 24.06.2008
Wir verweisen auf unsere Ausfihrungen zur Motion M 838 (BUWD, NIr. 8.
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7. Germet Hilmar und Mit. Uber die Aufnahme des Bahnhofgebiets der Stadt Sursee ins Richtlinien-
programm des Kanfons (M 162). Eréffret als Motfion 04.03.2008, erh. als Postulat
04.11.2008 |in Verbindung mit Finanzdepartement)

Das Bahnhofgebiet der Stadt Sursee ist im kantonalen Richtplan 2009 in der Koordinationsaufgabe
S6-1 als kantonaler Entwicklungsschwerpunkt Sursee Zentrum mit den Nutzungsprofilen Biro und
Dienstleistungen sowie teilweise Einkauf und Freizeit eingestuft. Unter Federfihrung der Stadt Sursee
sowie unter Begleitung der kantonalen Dienststellen Verkehr und Infrastruktur sowie Raumentwicklung,
Wirtschaftsférderung und Geoinformation und des regionalen Entwicklungstrdgers Sursee Mittelland
werden Entwicklungsschritte angegangen und koordiniert. In einer ersten Phase wurden vorab verkehr-
liche Aspekte, insbesondere auch ein never Standort des Bushofs, abgeklart. In einem ndchsten Schritt
sollen mit einem /\/\osterp|on die stédtebaulichen, nutzungsméssigen und verkehrlichen Grundsétze fur
weitere Planungen und Arealentwicklungen festgehalten werden. Wir beanfragen lhnen, das Postulat
abzuschreiben.

8. langenegger Josef iber die Erstellung eines Realisierungskonzeptes ,Rotsee kurz" (P 385). Ersff-
net 09.03.09, erh. 10.03.2009
Wir verweisen auf unsere Ausfihrungen zur Motion M 539 (BUWD, NIr. 6).

Q. Dahinden Frwin und Mit. iber die Aufhebung der Pilzschontage (P 285). Eréffnet 09.09.2008,
feilw. erh. 29.06.2009

Unter Beriicksichtigung der neuen Empfehlungen der Schweizerischen Kommission fir die Erhaltung

der Pilze wurde der Pilzschutz umfassend Uberpriift. In Koordination mit dem Kanfon Obwalden soll

eine einheitliche und klare Ordnung Uber das gesamte Gebiet beibehalten werden. Der Kanton Ob-

walden hat entschieden, das Verbot beizubehalten. Wir beantragen |hnen, das Postulat abzuschrei-

ben.

10. Zéngerle Pivs namens der VBK iber die Uberpriffung von &V-Angeboten und der Verkehrsorgani-
sation beim Bahnhof Luzern (P 301). Eréffnet 03.11.2008, erh. 15.09.2009

Im Planungsbericht Gber die mittel- und langfristige Entwicklung des Angebots fir den &ffentlichen Per-

sonenverkehr (6V-Bericht] 2014 bis 2017 vom 12. November 2013, den Ihr Rat vor Kurzem behan-

delte, haben wir die geplante Entwicklung des &ffentlichen Verkehr aufgezeigt. Die im Agglomerati-

onsprogramm der 2. Generation vorgesehenen Massnahmen sind darauf abgestimmt. Wir beantra-

gen lhnen, das Postulat abzuschreiben.

11. Germnet Hilmar und Mit. iber eine nachhaltige Planung der Verkehrsinfrastruktur in der Region

Sursee [Richtplan) (P 231). Ersffnet 17.06.2008, teilw. erh. 15.09.2009
Der kantonale Richtplan 2009 weist auf die Verkehrsprobleme in Sursee hin und legt in der Koordina-
fionsaufgabe M3-2 das jeweilige Bauprogramm fir die Kantonsstrassen als massgebliche Grundlage
fest. Das Bauprogramm 2011-2014 fir die Kanfonsstrassen enthdlt Massnahmen fur die Region Sur-
see. Das Bahn- und Busangebot im Raum Sursee wird kontinuierlich, zuletzt auch wieder mit dem
Fahrplanwechsel im Dezember 2013, verbessert. Zudem haben wir im Planungsbericht tber die mit
fel- und langfristige Entwicklung des Angebots fir den 6ffentlichen Personenverkehr (6V-Bericht) 2014
bis 2017 vom 12. November 2013, den Ihr Rat vor Kurzem behandelte, weitere Schritte aufgezeigt.
Wir beantragen lhnen, das Postulat abzuschreiben.

12. Koller Balz und Mit. iber die Zielsetzung zu den Fliessgewdssern und den ganzheitlichen Hoch-
wasserschutz (P 412). Eréffnet 10.03.2009, erh. 15.09.2009
Wir verweisen auf unsere Ausfihrungen zum Postulat P 743 (BUWD, Nr. 5).

13. Dahinden Frwin und Mit. iber eine Anderung der kantonalen Jagdverordnung (M 490). Erffnet
als Motion 14.09.2009, erh. als Postulat 15.09.2009

Die Revision der kantonalen Jagdverordnung und deren Anpassung an das neue Bundesrecht wird

durch eine breit abgestiiizte Arbeitsgruppe vorbereifet.

14. BeelerHuber Silvana namens der SP-Frakfion Uber eine Finanzierungsskizze des Projektes Tief-
bahnhof (P 500). Eréffnet 14.09.2009, teilw. erh. 14.09.2009
Wir verweisen auf unsere Ausfihrungen zur Motion M 539 (BUWD, NIr. 6).
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15. Zdngerfe Pivs und Mit. ber Bahn 2030 und Tiefbahnhof luzem (P 555). Ersffnet 25.01.2010,
erh. 26.01.2010
Wir verweisen auf unsere Ausfihrungen zur Motion M 539 (BUWD, NIr. 6).

16. Grefer Alain und Mit. iber die Erhdhung der Bussen bei Widerhandlungen gegen das Planungs-
und Baugesetz (M 442). Erdffnet als Motion 07.04.2009, erh. als Postulat 23.03.2010

Wir verweisen auf unsere Ausfihrungen zur Motion M 778 (BUWD, Nr. 11) und beantragen lhnen,

das Postulat abzuschreiben.

17. Frey Monique und Mit. Uber eine gentechfreie Luzemer Landwirtschaft (M 639). Eréffnet als Mo-
tion 23.03.2010, erh. als Postulat 29.06.2010

Das Moratorium fiir gentechnikfreie Llandwirtschaft wurde vom Bundesrat Ende 2013 um weitere vier

Jahre bis Ende 2017 verléngert. Die Vorschldge des Nationalen Forschungsprogrammes (NFP 59)

werden vertieft geprift.

18. Frey Monigue und Mit. iber die Férderung der biologischen Landwirtschaft (P 643). Eréffnet
23.03.2010, erh. 29.06.2010

Die beschlossenen Massnahmen zur Férderung des Biolandbaus wurden Ende 2009 (Projekt zur re-
gionalen Entwicklung ,RegioFair”) beziehungsweise im Verlauf des Jahres 2010 eingeleitet. Im Weite-
ren hat der Bundesrat die Ausfihrungsbestimmungen zur Agrarpolitik 2014-2017 am 1. Januar
2014 in Kroft gesetzt. Innerhalb der Produkfionssystembeitréige wird der biologische Landbau gefér-
dert. Neu werden héhere Beitrége fir den Ackerbau und die Spezialkulturen ausbezahlt. Wir bean-
fragen lhnen, das Postulat abzuschreiben.

19. Pardini Giorgio und Mit. iber einen Bericht Uber die kommunikationstechnologische Entwicklung
des Kantons Lluzerm (M 391). Erdffnet als Motion 09.03.2009, teilw. erh. als Postulat
07.12.2010

Cestiitzt auf die Koordinationsaufgabe E9-3 des kanfonalen Richtplans 2009 wurden verschiedene

Cespréiche mit den Netzbetreibern gefihrt, welche hauptverantwortlich und gestitzt auf markiwirt-

schaftliche Uberlegungen den Ausbau des Glasfaseretzes vorantreiben. Wir werden im Rahmen des

Monitorings und des Controllings zum kantonalen Richtplan tber den Stand des Ausbaus des Glasfo-

sernetzes berichten.

20. Borgula Adfrian und Mit. Uber die Verbesserung und Optimierung der Zufahrt von Bussen zum
Bahnhof Luzem (P 732). Erdffnet 14.09.2010, erh. 25.01.2011

Das Bau-, Umwelt- und Wirschaftsdepartement und die Stadt Luzem priffen im Rahmen des Projekis

GCesamiverkehrskonzept Agglomerationszentrum Luzern mit den interessierfen Stellen Verbesserungs-

massnahmen unter Beriicksichtigung der Auswirkungen auf das gesamte Strassennetz, um die leis-

tungsfahigkeit des Bohnhofpkﬁzes als wichtigen Knotenpunld des offentlichen Verkehrs weiter zu stei-

gern. Die Planungsarbeiten sind im Gang.

21. Bihler Adrian und Mit. Gber die Erhdhung der Transportkapozitdt auf der Seefalbahn S9 Luzem-
lenzburg zu Hauptverkehrszeiten (M 794). Eréffnet als Motion 07.12.2010, erh. als Postulat
27.06.2011

Im Planungsbericht Gber die mittel- und langfristige Entwicklung des Angebots fir den &ffentlichen Per-

sonenverkehr (6V-Bericht] 2014 bis 2017 vom 12. November 2013, den Ihr Rat vor Kurzem behan-

delte, haben wir die geplanten Schritte zum Ausbau des Angebots auf dem Korridor Richtung Seetal
aufgezeigt. Wir beantragen Ihnen, das Postulat abzuschreiben.
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22. Wiest Franz und Mit. Uber die Stérkung des Kantons luzern in der Stromversorgung (P 802). Er-
Sffnet 24.01.2011, erh. 07.11.2011

Obwohl die finanziellen und rechilichen Hirden fir eine Einbindung des Kanfons Luzern in die Axpo

Holding AG so hoch sind, dass eine kurz- oder mittelfristige L&sung nicht maglich ist, setzen wir uns

dafir ein, dass fir den Kanton luzern die heutigen Nachteile aufgehoben und alle Kantone unter

gleichen und nicht diskriminierende Bedingungen mit Strom versorgt werden.

23. Zosso Pefer und Mit. iber die Vereinfachung des Zonenplanes im Tarifverbund Passepartout
(P 54). Eréffnet 13.09.2011, erh. 30.01.2012

Die geforderte Vereinfachung des Zonenplanes im Tarifverbund Passepartout, mit der deutliche Ver-

besserungen und Optimierungen fir die Kundinnen und Kunden erreicht und die damit verbundenen

Zusatzkosten zur Vermeidung von erheblichen Anpassungen bei den Fahrpreisen aber abgegrenzt

werden konnten, wird auf den Fahrplanwechsel im Dezember 2014 umgesetzt. Wir beanfragen

lhnen, das Postulat abzuschreiben.

24. Omlin Marcel und Mit. Uber die Beibehaltung des A2-Vollanschlusses Emmen Nord (P 32). Eroff-
net 12.09.2011, erh. 31.01.2012

Mit der Inkraftsetzung der Neugestaltung des Finanzausgleichs und der Aufgabenteilung zwischen
Bund und Kantonen (NFA) am 1. Januar 2008 ist fir die Nationalstrassen der Bund abschliessend
zusténdig. Die Detailplanung und Realisierung des Autobahnanschlusses Rothenburg und Emmen-
Nord obliegt dem Bundesamt fir Strassen (Astra), Filiale Zofingen. Dieser Planung entsprechend wur-
den im Dezember 2012 die beiden Rampen zur und von der Autobahn Richtung Nord mittels Barrie-
ren geschlossen. Die verkehrlichen Auswirkungen werden zurzeit mit einem Verkehrsmonitoring Gber-
prift.

25. Aregger Hans und Mit. iber die Optimierung von Bauabléufen auf &ffentlichen Verkehrstragern
(P 46). Eréffnet 12.09.2011, erh. 31.01.2012

Unser Rat und die beauftragten Dienststellen unternehmen laufend alles, um bei Strassenbaustellen die

Bauzeiten und insbesondere die Behinderungen des privaten und &ffentlichen Verkehrs so weit als

maglich gering zu halfen. lichtsignalanlagen und Sperrungen werden nur wenn unbedingt nétfig ein-

gerichtet und, wenn lénger nicht gearbeitet wird, ausgeschaltet oder aufgehoben. Wir beantragen

lhnen, das Postulat abzuschreiben.

26. Bihler Adrian und Mit. iber ,gleich lange Spiesse” fir Vereine bei der Reklameverordnung
(P 57). Eréffnet 13.09.2011, erh. 11.09.2012

Wir prifen, mit welchen Auswirkungen vor allem in Bezug auf die Verkehrssicherheit und das Orts-

und landschaftsbild zu rechnen ist, wenn Reklamen fir ériliche Veranstaltungen hinsichtlich der bewil-

ligungsfreien Grésse (3,5 m?) gleich behandelt werden wie Reklamen fir VWWahlen und Abstimmungen.

Den Abklgrungen entsprechend werden wir — nach Durchfihrung eines Vernehmlassungsverfahrens

insbesondere bei den Gemeinden — die Reklameverordnung anpassen.

27. Troxler Jost und Mit. Uber einen Massnohmenkatalog zur Bekdmpfung des asiatischen Laubholz-
bockkdfers (P 218). Erdffnet 10.09.2012, teilw. erh. 28.01.2013

Cestiitzt auf die Waldpolitik 2020 sollen Regelungen zu besonders geféhrlichen Schadorganismen in

das Bundesgesetz iber den Wald aufgenommen werden. Parallel dazu erarbeitet der Bund zusam-

men mit den Kanfonen eine Richtlinie zur Bekémpfung des asiafischen Laubholzbockkéfers. Gesetz

und Richtlinie werden die Grundlage fiir ein schweizweit koordiniertes Vorgehen bei der Bekémpfung

des asiatischen laubholzbockkéfers bilden. Wir beantragen lhnen, das Postulat abzuschreiben.

28. Omlin Marce/ und Mit. Uber die Verkehrssicherheit vor der Durchsetzung von realitétsfremden
Planauflagen (P 281). Ersffnet 11.12.2012, erh. 29.01.2013

Die dritte Ausfahrtsspur hatte bis zur Eréffnung des Anschlusses Rothenburg die Aufgabe, geniigend

Stauraum fir die Ausfahrt zur Verfiigung zu stellen. Durch den Anschluss Rothenburg wird die Ausfahrt

Emmen-Nord vom Verkehr entlastet. Durch den Wegfall der dritten Ausfahrtsspur kann die Verkehrska-

pazitit auf der Kantonsstrasse erhdht und die Buslinien besser priorisiert werden. Im Rohmen des Ver-

kehrsmonitorings wird die Entwicklung weiter beobachfet.
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29. langenegger Josef und Mit. iber die Griindung einer Trégerschaft fir geothermische Kraftwerke
(M 5). Eréffnet als Motion 20.06.2011, erh. als Postulat 11.03.2013

Der Ansfoss fir die Griindung einer Tragerschaft soll von privater Seite aus erfolgen. Wir verfolgen die

dahingehenden Akfivitéten.

30. Frey Monigue und Mit. iber die Beibehaltung der Anlagen Cityring zur Verkehrsmengenlenkung
(P 229). Ersffnet 11.09.2012, teilw. erh. 12.03.2013

In den Agglomerationsprogrammen Lluzemn der 1. und 2. Generation haben wir fir die nachhaltige

Abstimmung von Siedlung und Verkehr ein Gesamtpaket von Massnahmen in verschiedenen Berei-

chen erarbeitef. Im Verkehrsbereich sind neben den Infrastruktur- und anderen Ausbaumassnahmen

insbesondere auch VerkehrsmanagementMassnahmen notwendig. Sie sind beispielsweise Bestandteil

des akiuellen Projekis Seefalplatz.

31. Fuchs leo und Mit. iiber eine umfassende Revision des Planungs- und Baugesetzes sowie der Zu-
sammenlegung von Baubewilligungsbehdrden und der Einfihrung des ,eBAGE" (P 853). Eréffnet
04.04.2011, teilw. erh. 06.05.2013

Wir verweisen auf unsere Ausfihrungen zur Motion M 778 (BUWD, Nr. 11) und beantragen lhnen,

das Postulat abzuschreiben.

32. Miller Damian und Mit. Gber die Anpassung des Planungs- und Baugesetzes (P 123). Eroffnet
30.01.2012, teilw. erh. 06.05.2013

Wir verweisen auf unsere Ausfihrungen zur Motion M 778 (BUWD, Nr. 11) und beantragen lhnen,

das Postulat abzuschreiben.

33. Britschgi Nadlia und Mit. iber eine nachhaltige Umsetzung der Bereitstellungspflicht fir tberdi-
mensionierte Pflichtabstellfldchen (M 235). Eréffnet als Motion 11.09.2012, teilw. erh. als Postu-
lat 06.05.2013

Im Rahmen der Genehmigung kommunaler Reglemente (Bau- und Zonenreglement, Strassenreglement,

Parkplatzreglement) ist auch bei der Ausgestaliung von Parkierungsanlagen und anderer Verkehrsfls-

chen noch sférker auf eine haushdlterische Bodennutzung hinzuwirken. Im Weiteren werden wir im

Rahmen einer kommenden Revision des Strassengesetzes die Regelungen zu den Abstell- und Ver-

kehrsflachen unter diesem Aspekt Gberpriifen.

34. langenegger Josef und Mit. Uber die Einfihrung von neuen Richtlinien fir Solaranlagen (P 323).
Ersffnet 11.03.2013, erh. 06.05.2013

Das Bau-, Umwelr- und Wirtschaftsdepartement hat im Juni 2013 eine solche Richtlinie fir Solaranla-

gen verdffentlicht und in der Zwischenzeit den gedinderten Regelungen im Raumplanungsgesetz und in

der Raumplanungsverordnung angepasst. Sie steht den Interessierfen auch im Internet zur Verfigung.

Wir beantragen lhnen, das Postulat abzuschreiben.

35. Graber Christian und Mit. ber weniger Birokratie beim Bau von Solaranlagen (M 311). Eroff-
net als Motion 29.01.2013, erh. als Postulat 06.05.2013

Wir verweisen auf unsere Ausfihrungen zur Motion M 778 (BUWD, Nr. 11) und beantragen lhnen,

das Postulat abzuschreiben.

36. Germet Hilmar und Mit. Uber die Mehrwertabschépfung bei Einzonungen: Geld bleibt in den
Gemeinden (P 739). Erdffnet 14.09.2010, erh. 06.05.2013

Unter Beriicksichtigung der Vorgaben des Bundesrechts, namentlich mit Blick auf die darin vorgege-

bene finfichrige Umsetzungstrist, erarbeitet eine Projekigruppe, der auch Gemeindevertreter angehd-

ren, einen Vermnehmlassungsentwurf zum Mehrwertausgleich auf kantonaler Ebene. Bis Ende 2014 soll

ein solcher Entwurf vorliegen.

37. Grefer Alain und Mit. (ber die Wiederaufnahme der Bodenkartierung (P 193). Eréffnet
19.06.2012, teilw. erh. 06.05.2013

Die Arbeiten fir die Bodenkartierungen wurden aufgenommen. Die beschrénkten finanziellen Mittel

fohren zu einem deutlich langsomeren Erarbeitungsprozess. Wir beantragen lhnen, das Postulat abzu-

schreiben.
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38. Beeler Gehrer Silvana und Mit. iiber die Uberpriffung der Strassenbeleuchtung auf Kanfonsstras-
sen und den Ersatz durch LED (P 174). Erdffnet 14.05.2012, erh. 18.06.2013 (in Verbindung
mit Justiz- und Sicherheitsdepartement]

Die LED-Technologie wird sich auch in der &ffentlichen Beleuchtung durchsetzen. Da der Kanton Lu-

zern aber eine moderne, wenn auch konventionelle Beleuchtungsinfrastruktur betreibt, ist eine sofortige

Umristung aus wirtschaftlichen und ékologischen Griinden nicht sinnvoll. Neue Systeme in LED-Technik

werden dort einsetzt, wo kiinftig ganze Streckenabschnitte umfassend saniert werden.

39. Graber Michele und Mit. iber die Erstellung eines Mitberichtes zum Umweltvertraglichkeitsbericht
des Energiezentrums Haltikon (P 352). Eréffnet 06.05.2013, erh. 18.06.2013

Die zusténdigen Stellen des Kanfons Schwyz haben in Aussicht gestellt, dass der Kanton Luzern nach

Einreichen des definitiven Baugesuchs fir das Energiezentrum Haltikon im Rahmen der Umweltvertréig-

lichkeitsprifung zum Mitbericht eingeladen wird. Das Bewilligungsverfahren wurde Ende Januar 2014

eingeleitet. Die Dienststelle Umwelt und Energie steht seither in dieser Sache im engen Kontakt mit den

zusténdigen Stellen des Kantons Schwyz.

40. Pardini Giorgio und Mit. Uber die Einfihrung von Massnahmen bei Arbeitsvergaben von Unter-

nehmen (M 255). Eréffnet als Motion 06.11.2012, erh. als Postulat 24.06.2013
Der Bundesrat hat die Verstérkung der Solidarhaftung im Entsendegesetz und die Bestimmungen zu
deren Umsetzung in der Entsendeverordnung auf den 15. Juli 2013 in Kraft gesetzt. Die verstarkte So-
lidarhaftung erméglicht es, dass in- und ausléndische Erstunternehmen des Bauhaupt und Bauneben-
gewerbes fir die Nichteinhaltung der Lohn- und Arbeitsbedingungen durch ihre Subunternehmen haft-
bar gemacht werden kénnen. Die neuen Bestimmungen sind auch im Kanfon Luzern einzuhalten. Wir
beantragen lhnen, das Postulat abzuschreiben.

41. Greter Alain und Mit. Uber den Ersatz von Elekiroheizungen (M 92). Erdffnet als Motion
08.11.2011, teilw. erh. als Postulat 09.09.2013
Wir verweisen auf unsere Ausfihrungen zur Motion M 711 (BUWD, Nr. 1).

42. langenegger Josef und Mit. iber die Bildung eines Energiefonds (M 138). Ersffnet als Motion

31.01.2012, teilw. erh. als Postulat 09.09.2013 (in Verbindung mit Finanzdepartement)
Wir haben das Anliegen bei der Gesamtrevision des Kantonalen Energiegesetzes, welche wir lhnen
mit unserer Botschaft vom 28. Mai 2013 (B 78) unterbreitet haben, beriicksichtigt. lhr Rat hat den
Entwurf des neuen Kantonalen Energiegesetzes in der Session vom 9. und 10. September 2013 ab-
gelehnt. In unserem Gesetzesentwurf war vorgesehen, auf die Schaffung eines Energiefonds zu ver-
zichten, da sich das Anliegen der léngerfristigen Mittelbereitstellung buchungstechnisch (Uberfrog) er
fillen lasst. Wir werden die Revision wieder unverziiglich an die Hand nehmen, wenn die Vorgaben
des Bundesrechts oder der interkantonalen Zusammenarbeit (MukEn) bekannt sind. Wir informieren
die Kommission Raumplanung, Umwelt und Energie lhres Rates laufend tber die weiteren Entwicklun-
gen.

43. Meyer firg und Mit. iber die Férderung der Fernwdrme und der Abwdrmenutzung (P 221). Er-
ffnet 10.09.2013, teilw. erh. 09.09.2013

Wir haben das Anliegen bei der Gesamtrevision des Kantonalen Energiegesetzes, welche wir lhnen
mit unserer Botschaft vom 28. Mai 2013 (B 78) unterbreitet haben, beriicksichtigt. lhr Rat hat den
Entwurf des neuen Kanfonalen Energiegesetzes in der Session vom 9. und 10. September 2013 ab-
gelehnt. losgelést davon wurden die geforderien Massnahmen in der Zwischenzeit an die Hand ge-
nommen. Sie gehdren zu den Umsetzungsthemen des kanfonalen Energiekonzeptes bis 2016. Wir
werden die Revision wieder unverziiglich an die Hand nehmen, wenn die Vorgaben des Bundes-
rechts oder der interkantonalen Zusammenarbeit (MukEn) bekannt sind. Wir informieren die Kommis-
sion Raumplanung, Umwelt und Energie |hres Rates laufend Gber die weiteren Entwicklungen.
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44. Miller Damian und Mit. Uber intelligentes Sparen durch infelligente Technologien (P 373). Ersff-
net 17.06.2013, teilw. erh. 09.09.2013

Der Bundesrat beabsichtigt, bis im Herbst 2014 die gesetzlichen Grundlagen fir die kiinftige Entwick-

lung der schweizerischen Stromnetze vorzulegen. Wir werden auch weiterhin im Rahmen der leis-

tungsauftrdge, allenfalls ergénzend zu den bundesrechtlichen Bestimmungen, die zeitgerechte und

wirtschaftliche Weiterentwicklung der Stromnetze im Kanton Luzern zum Wohl unserer Volkswirtschaft

férdern.

45. Lithold Angela und Mit. ber eine Staatsgarantie fir Schweizer/luzerner Holz (M 389). Ersffnet
als Motion 24.06.2013, erh. als Postulat 10.09.2013

Die im Wesentlichen gleichlautende, von Nationalrat Max Binder am 17. April 2013 eingereichte

Motion wurde in den eidgendssischen Réten noch nicht behandelt. Die weiteren Massnahmen und

Schritte auf kantonaler Ebene werden sich am Ergebnis der Beratungen auf Bundesebene orientieren.

46. Frey-Nevenschwander Heidi namens der AKK iber Qualitétsmassnahmen beim &ffentlichen Be-
schaffungswesen (P 415). Eréffnet 09.09.2013, erh. 10.09.2013 (in Verbindung mit Finanz-
departement)

Wir haben die nétigen Massnahmen beschlossen, um einerseits sémtliche kantonalen Organisations-

einheiten fir das Thema Beschaffungsrecht zu sensibilisieren und die erforderlichen Angebote mit den

ndfigen Ressourcen zur Verfigung zu stellen. Anderseits sind technisch-organisatorische Massnahmen
vorgesehen. Die Massnahmen betreffen die Themen Dokumentation, Controlling/Organisation, Infor-
mation/Schulung und Fachstelle.

47. Dissler Josef und Mit. iber die Besetzung des Verbundrates des Verkehrsverbundes luzern
(P 388). Ersffnet 18.06.2013, erh. 05.11.2013

Wir haben die Miglieder des Verbundrates fir die neue Amisperiode ab 1. Januar 2014 gewdhl:.

Cleichzeitig wird das Bau-, Umwelt- und Wirschaftsdepartement in Zusammenarbeit mit dem Ver

bundrat die kiinflige Zusammensetzung des Rats, insbesondere auch die Besetzung des Prasidiums,

unter Beriicksichtigung der Kriterien fachkundig, verwaltungsunabhéngig, parteiungebunden, politik-

neufral, teamféhig und sozialkompetent priifen.

3. Bildungs- und Kulturdepartement

Motionen

1. Froelicher Nino und Mit. Uber einen Planungsbericht zur Kulturférderungsstrategie (M 664). Ersff-
net 10.05.2010, erh. 28.06.2010

Wir werden lhrem Rat den Planungsbericht tber die Kulturférderung des Kanfons Luzemn in der ersten

Jahreshdlfte 2014 zur Beratung vorlegen.

2. Schmassmann Adrian und Mit. Gber die Ausarbeitung eines Entwurfs fir ein Gesetz zur Férde-
rung von Sport und Bewegung (M 372). Ersffnet 27.01.2009, erh. 24.01.2011 (in Verbin-
dung mit Gesundheits- und Sozialdepartement)

lhr Rat hat am Q. Dezember 2013 das Kantonale Sportférderungsgesetz mit grosser Mehrheit verab-

schiedet. Das Gesetz tritt am 1. Juli 2014 in Kraft. Wir beantragen lhnen, die Motion abzuschrei-

ben.

3. Litolf Jakob und Mit. Uber die Anpassung des Schuleintritisalters (M 267). Ersffnet 06.11.2012,
erh. 18.06.2013

Das Anliegen der Motion wird bei der néchsten Teilrevision des Gesetzes tber die Volksschulbildung

beriicksichtigt. Diese Revision ist zeitlich so geplant, dass die neue Regelung auf Beginn des Schuljah-

res 2016/2017 in Kraft trefen kann.
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Postulate
1. Roos josef und Mit. Gber den Schutz von akademischen Titeln (P 324). Erdffnet 01.12.2008,
erh. 06.04.2009

Nachdem das neue Hochschulférderungs- und Koordinationsgesetz Ende 2011 verabschiedet wurde,
werden nun die Griindung des Hochschulkonkordats und die Zusammenarbeitsvereinbarung mit dem
Bund vorbereitet. Da dieser Prozess noch nicht abgeschlossen ist — eine Botschaft zum Entwurf eines
Dekrets iiber die Genehmigung des Beitritts des Kantons Luzem zum Hochschulkonkordat ist in Erarbei-
tung und soll lhrem Rat 2014 vorgelegt werden —, ist die Prifung einer allfélligen kantonalen Rege-
lung zum Titelschutz noch pendent.

2. Téngi Michael und Mit. Uber den Wildwuchs beim Tragen universitérer Namen und Titel
(M 331). Eréffnet als Motion 02.12.2008, erh. als Postulat 07.04.2009
Wir verweisen auf unsere Ausfihrungen zum Postulat P 324 (BKD, Nr. 1).

3. Schmassmann Adrian und Mit. Uber die Prifung einer gemeinsamen administrativen Leitung fir
das NaturMuseum und das Historische Museum des Kantons Lluzemn (P 840). Erdffnet
22.02.2011, erth. 27.06.2011

Der neue Direkior des Historischen Museums Luzem hat 2013 zugleich in einem Teilpensum die Ge-

samileitung der beiden kantonalen Museen ibernommen. Das neue Fihrungskonzept wird zurzeit um-

gesefzt. Erste Schritte fir die Einrichtung gemeinsamer Querschniftsfunktionen der beiden Museen
wurden vollzogen. Wir beantragen lhnen, das Postulat abzuschreiben.

4. Miller Guido und Mit. ber die Einfihrung einer Ausweispflicht als Voraussetzung fir Schulan-
meldungen und -einschreibungen im Kanton Luzern (M 859). Ersffnet als Motion 04.04.2011,
erh. als Postulat 30.01.2012 (in Verbindung mit Justiz- und Sicherheitsdepartement)

Wir haben gepriift, ob eine Listenfihrungspflicht {inkl. Einsichtsrecht] oder eine allféllige Meldepflicht

der Schulen mit dem Datenschutzrecht und mit bergeordnetem Bundesrecht zu vereinbaren wdéren.

Unsere Abklérungen haben ergeben, dass die Einfihrung solcher Pflichten geltendem Bundesrecht

zuwiderlaufen wiirde. Gestiitzt auf dieses Ergebnis sind wir zum Schluss gelangt, auf die Einfihrung

einer Listenfhrungspflicht sowie einer Ausweis- und Meldepflicht fir Schulen zu verzichten. Wir bean-
tragen |hnen, das Postulat abzuschreiben, und verweisen auf die im Januar 2014 von unserem Rat
schrifilich beantwortete Anfrage von Guido Miiller zum selben Thema.

5. Stadelmann Eggenschwiler Lot und Mit Uber eine Kantonsinitiative zur lockerung des Numerus
clausus an den Universitdten fir das Humanmedizinstudium (M 118). Erdffnet als Motion
13.12.2011, erh. als Postulat 19.06.2012 (in Verbindung mit Gesundheits- und Sozialdepar-
tement)

Wir priffen die Machbarkeit und das Pofenzial eines medizinischen Ausbildungsangebotes im Sinne

eines Masfer-Studiengangs an der Universitét luzem. Eine Arbeitsgruppe hat die entsprechenden Ar

beiten aufgenommen. Ein erster Bericht wird unserem Raf zum Entscheid ber das weitere Vorgehen

’

2014 vorgelegt.

6. Willi Thomas und Mit. iber einen Planungsbericht iber eine medizinische Fakultét fir die Univer-
sitat Luzern (M 182). Eréffnet als Motion 15.05.2012, erh. als Postulat 06.11.2012 (in Verbin-
dung mit Gesundheits- und Sozialdepartement)

Wir verweisen auf unsere Ausfihrungen zum Postulat P 118 (BKD, Nr. 5).

7. Miller Damian und Mit. iber die Integration von Deutsch zum Nutzen aller (P 211). Eréffnet
10.09.2012, erh. 11.03.2013 (in Verbindung mit Gesundheits- und Sozialdepartement)

Die Anliegen des Postulats werden akiuell intensiv bearbeitet. So wird auf das néchste Schuliahr ein

Sprachstandstest allgemein eingefthrt, mit dem die Grundlage fir eine individuelle Sprachférderung in

der Schule gelegt werden kann. Ebenso werden im vorschulischen Bereich im Rahmen des Konzepts

der frihen Férderung und Bildung entsprechende Angebote vorbereitet. Wir beantragen lhnen, das

Postulat abzuschreiben.
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8.  Plifi-Oswald Angela und Mit. iber eine Uberprifung der gymnasialen Ubertritsmodelle
(P 280). Ersffnet 11.12.2012, erh. 11.03.2013

Die Uberpriifung der Ubsertrittsverfahren wird Ihrem Rat im Rahmen eines Planungsberichtes dargestellt,

der voraussichtlich im Herbst 2014 vorliegt. Das Anliegen des Postulats ist somit erfillt. Wir beantra-

gen lhnen, das Postulat abzuschreiben.

Q. Bihler Adrian und Mit. Gber verbindliche Voraussetzungen fir die Verleihung von Professorentiteln
(P 288). Ersffnet 11.12.2012, erh. 18.06.2013

Die Regelung der Vergabe von Professorentiteln an der Fachhochschule liegt in der Kompetenz des

Fachhochschulrates. Aktuell erarbeitet der Fachhochschulrat eine Stellungnahme. Der Bildungsdirektor

hat das Thema iber den Konkordatsrat zur Diskussion gestellt. Da eine restriktivere Regelung an der

Hochschule Luzern mit anderen Schweizer Hochschulen abgestimmt werden sollte, wird der Bildungs-

direkfor das Thema auch im Eidgendssischen Fachhochschulrat zur Sprache bringen.

10. Hofer Andreas und Mit. Gber den Erhalt des Zentrums fiir Briickenangebote an den drei Standor-
ten Luzemn, Wolhusen und Sursee (P 398). Erdffnet 24.06.2013, erh. 10.09.2013

Die Suche nach geeigneten Schulréumen in Sursee fir das Zentrum fiir Briickenangebote ist noch im

Gang.

11. Odoni Romy und Mit. iber die Weiterfilhrung des Zentrums fur Briickenangebote am Standort
Sursee (P 400). Erdffnet 09.09.2013, erh. 10.09.2013

Die Suche nach geeigneten Schulréumen in Sursee fir das Zentrum fiir Briickenangebote ist noch im

Gang.

12. Fangj Yifete und Mit. Gber die Erstellung eines Massnahmenplans zur Férderung der Nachholbil-
dung von Personen ohne Berufsabschluss (M 369). Eréffnet 07.05.2013, erh. 10.12.2013 (in
Verbindung mit Gesundheits- und Sozialdepartement)

Eine nationale Ubersicht zu diesem Thema ist bis zum 2. Quartal 2014 in Arbeit. Die Dienststelle Be-

rufs- und Weiterbildung wird allféllige Massnahmen umsetzen.

4. Finanzdepartement

Motionen
1. Ineichen Beat und Mit. Uber die Vereinfachung des Schatzungswesens (M 372). Eréffnet
24.01.2005, erh. 10.03.2008

Die konkrete Umsetzung der Motion wurde im Rahmen des Projekts ,Zusammenlegung der Schatzun-
gen der Gebdudeversicherung des Kanfons Luzern und der Dienststelle Stevern (Immobilienbewer-
tung)” umfassend geprift. Von der Machbarkeitsstudie mit mehreren Umsetzungsvarianten nahmen wir
am 5. Juli 2013 Kenninis. Mangels Konsenses Uber einen Variantenentscheid wurde das Projekt be-
endet. Die Planungs- und Finanzkommission |hres Rates wurde im Herbst ber den Projekiverlauf und
die Griinde, die zum Abbruch fihrten, informiert. Altlernativ dazu beaufiragten wir das Finanzdepar-
fement, eine Revision des Schatzungsgesetzes vorzubereiten. Die Revision soll frihestens auf 2018 in
Kraft gesetzt werden. Wir beantragen lhnen, die Motion abzuschreiben.

2. levenberger Frich und Mit. ber eine Anderung von § 62 des Gesetzes ber die Volksschulbil-
dung (SRL Nr. 400aq) (M 408). Ersffnet 10.03.2009, erh. 15.09.2009 |(in Verbindung mit Bil-
dungs- und Kulturdepartement]

lhr Rat hat in der November-Session 2012 vom Planungsbericht tber die Wirkung und die Zielerrei-

chung der Finanzreform 08 (Wirkungsbericht Finanzreform 08) vom 29. Mai 2012 (B 44] Kennnis

genommen. Es ist gelungen, Aufgaben im Volumen von 950 Millionen Franken haushaltsneutral zu
enfflechten; die Gemeinden konnten um 20 Millionen Franken entlastet werden. Die neue Aufgaben-
feilung ist folgerichtig und zweckdienlich. lhr Rat hat uns beaufiragt, im Rahmen eines Planungsberich-
fes die Folgen eines hdlffigen Kostenteilers zwischen Kanton und Gemeinden und insbesondere die
Auswirkungen einer allfélligen Finanzierung tber einen Steverabtausch aufzuzeigen.
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3. Vitali Albert und Mit. iber die Realisierung einer elektronischen Abstimmungsanlage im Kantons-
ratssaal (M 725). Eréffnet 14.09.2010, erh. 21.06.2011 (in Verbindung mit Staatskanzlei)

Im Voranschlag 2014 ist der notwendige Kredit fir die Ausfihrung der Bauarbeiten eingestellt. Diese

werden in der ersten Halfte 2014 ausgefihrt. Wir beantragen lhnen, die Motion abzuschreiben.

4. Roth David und Mit. iber eine Kantonsinitiative zur Ausdehnung des Geldwdischereigesetzes auf
den Immobilienhandel (M 30). Eréffnet 12.09.2011, erh. 08.11.2011

Ihr Rat hat die Botschaft B 67 vom 26. Mérz 2013 in der Juni-Session 2013 beraten und dem ent

sprechenden Kantonsratsbeschluss zugestimmt. Die Standesinitiative wurde beim Bund eingereicht. Sie

hat die Geschaftsnummer 13.309. Wir beantragen |hnen, die Motion abzuschreiben.

5. Aregger Hans und Mit. iber den Sanierungs- und Umbaustopp der Zentral- und Hochschulbiblio-
thek (M @7). Erdffnet 12.12.2011, erh. 12.12.2011

Wir haben scmiliche Planungsarbeiten fir das bewilligte Sanierungs- und Umbauprojekt gestoppt und

den vorgesehenen Kredit im Voranschlag 2012 der Investitionsrechnung kantonale Hochbauten ge-

strichen. Mit der Uberweisung der Motion Gmii-Schénenberger Andrea iber eine Infegration des

neuen Kantonsgerichtes im Neubau der Zentral- und Hochschulbibliothek (M 219; FD, Nr. 8) wurde

die Motion M 97 hinféllig. Wir beantragen lhnen, die Motion abzuschreiben.

6. Hartmann Armin und Mit. iber die Bewertung des Finanzvermégens von Gemeinden (M 822).

Eroffnet 25.01.2011, erh. 13.12.2011 (in Verbindung mit Justiz- und Sicherheitsdepartement)
Die Frage der Bewertung des Finanzvermégens der Luzerner Gemeinden wird im Rahmen des Projekis
,Steverung von Aufgaben und Ressourcen auf kommunaler Ebene (stark.lu)” geklar. Wir planen, die
Vorlage im 2. Semester 2014 in die Vernehmlassung zu geben.

7. Schilliger Pefer und Mit. ber die Authebung der Lohnmeldepflicht fir Arbeitgebende (M 35). Er
ffnet 12.09.2011, erh. 13.12.2011

Wir werden bei der ndchsten Revision des Steuergesetzes die Authebung der entsprechenden Geset-

zesbestimmung beantragen.

8.  GmirSchénenberger Andrea und Mit. ber eine Integration des neuen Kantonsgerichtes im
Neubau der Zentral- und Hochschulbibliothek (M 219). Erdffnet 10.09.2012, erh.
06.11.2012

Wir haben einen Vorgehens- und Terminplan erarbeitet und Kontakte mit der Stadt Luzem fir die Um-

zonung des Grundstiicks Végeligartli gefihrt. Nach der Rickweisung der Botschaft B 72 iiber einen

Sonderkredit fir die Projektierung eines Neubaus fir die ZHB und das Kantonsgericht an der Sempa-

cherstrasse in Luzern vom 16. April 2013 haben wir den Aufirag fir die Planung einer ersfen Phase,

die einen umfassenden Studienaufirag und die Abklérungen der Unterschutzstellung und der Umzo-
nung umfasst, erteilt. Die Arbeiten fir den Studienauftrag sind in Bearbeitung, der Ablauf und der Ter-
minp\on sind aktualisiert.

Q. Peyer ludwig namens der CVPFrakiion Uber die Erarbeitung eines neuen Finanzleitbildes
(M 264). Ersffnet 06.11.2012, erh. 10.12.2012

Unser Rat hat den Planungsbericht iber das Finanzleitbild 2013 am 25. Juni 2013 verabschiedet. Ihr

Rat hat das Geschéft in der November-Session 2013 abtraktandiert und in der JanuarSession zur

Uberarbeitung zuriickgewiesen. Wir beantragen Ihnen, die Motion abzuschreiben.

Postulate
1. Schilliger Peter und Mit. Uber die Redlisierung einer Internet-Steuerldsung mit Lutax 2012 (P 280).
Ersffnet 09.09.2008, erh. 02.12.2008

Mit dem erfolgreiche Abschluss des Projekts LuTax wurde eine Voraussetzung fir die Redlisierung der
Internet-Steuererklarung geschaffen. Wir hatten in der Botschaft zu LuTax in Aussicht gestellt, dass eine
Infernet-Steuererklérung voraussichtlich zwei Johre nach Abschluss dieses Projekts vorhanden sein wird,
das heisst ab dem Jahr 2015. Voraussetzung ist jedoch, dass die entsprechenden finanziellen Mittel
genehmigt werden. Anlésslich der Beratung der Botschaft zum Projekt Leistungen und Strukiuren hatte
Ihr Rat allerdings einem zeitlichen Hinausschieben der Internet-Steuererklérung zugestimmt.
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2. Heer Andreas und Mit. iber den jdhrlichen Ausgleich der kalten Progression (M 276). Ersffnet
als Motion 09.09.2008, erh. als Postulat 26.01.2009

Wir werden die Frage des jdhrlichen Ausgleichs der kalfen Progression in der Botschaft fiir eine

ndchste Revision des Steuergesetzes aufgreifen.

3. Litolf Jakob und Mit. Uber die Anpassung des Kostenteilers zwischen Kanton und Gemeinden im
Volksschulbereich (M 413). Ersffnet als Motion 10.03.2009, erh. als Postulat 15.09.2009
Wir verweisen auf unsere Ausfihrungen zur Motion M 408 (FD, NIr. 2).

4. Suntharalingam lathan und Mit. Gber Solarstrom und Solarwdrme fir alle Kantonsgebdude
(M 278). Erdffnet als Motion 09.09.2008, erh. als Postulat 26.01.2010 (in Verbindung mit
Bau-, Umwelt und Wirtschaftsdepartement)

Wir haben eine umfassende Beurteilung der kantonalen Liegenschaften beziiglich der Eignung fiir den

Einsatz von Solarstrom und Solarwérme durchgefihrt. Zusammen mit einer spezialisierten Unterneh-

mung haben wir fir die geeignefen Obijekte das Potenzial ermittelt und diese beim Bund fir einen Bei-

frag (kostendeckende Einspeisevergitung KEV) angemeldet. Wir haben im Herbst 2013 die verfigba-
ren Dachflachen ausgeschrieben und iber die Zuteilung der Flachen an die interessierten Investoren
entschieden. Wir beantragen lhnen, das Postulat abzuschreiben.

5. Hartmann Armin und Mit. Uber eine Auslegeordnung bei den Nebensteuern (P 479). Eroff-
net 23.06.2009, erh. 26.01.2010

Wir verfolgen die Entwicklung im Bereich der Nebensteuern permanent und werden diese samt Mass-

nahmen in der Botschaft fir eine néichste Revision des Steuergesetzes darlegen.

6. GmirSchénenberger Andrea und Mit. iber einen gemeinsamen Campus Nord der Hochschule
for Musik einerseits und fir Design und Kunst anderseits (P 601). Ersffnet 15.03.2010, erh.
14.09.2010 (in Verbindung mit Bildungs- und Kulturdepartement)

Die Stiftung Musikhochschule Luzern konnte von der Stadt Luzern ein Grundstiick in Kriens, unmittelbar

neben dem Kulturwerkplatz Sidpol, erwerben. Zusammen mit der Hochschule Luzern hat sie mittels

Ausschreibung einen Invesfor fir einen Neubau der Musikhochschule gesucht. Den Zuschlag hat die

Luzerner Pensionskasse erhalten. Der Bezug des Neubaus ist auf Sommer 2018 geplant. Zur Uberpri-

fung der Immobilienstrategie der Hochschulen haben wir einen ergénzenden Bericht in Auftrag gege-

ben. Der Konkordatsrat hat an seiner Sitzung vom Dezember 2013 beschlossen, die Hochschule De-
sign und Kunst in den Gebdulichkeiten der Viscosistadt in Emmen einzumieten. Wir beantragen lhnen,
das Postulat abzuschreiben.

7. Schmid Bruno namens der CVP-Fraktion iiber eine Auslegeordnung im Besoldungssystem (P 546).
Ersffnet 01.12.2009, erh. 14.09.2010

Um die strukiurellen Lohnprobleme zu bewdltigen, hat unser Rat eine Strategie erarbeitet und mit Be-
schluss vom 20. April 2010 Massnahmen definiert. Seither wurden Lohnanpassungen fir Mitarbei-
fende mit Polizeifunktionen umgesetzt (2011) sowie fir Lehrpersonen der Gymnasien und der Berufs-
fachschulen Stufenkorrekiuren (201 1) und Lohnklassenerhdhungen (2012). Im Jahr 2015 werden wir
die Funktionsumschreibungen des Lohnsystems an die akiuellen Anforderungen anpassen sowie die
Fachlaufbahn einfihren. Ein Konzept zur Weiterentwicklung der Kaderentléhnung wird ausgearbeitet.

8. Forster Christian und Mit. Gber die Anpassung der Zahlungsfristen im kantonalen Beschaffungs-
wesen (P 552). Erdffnet 25.01.2010, erh. 14.09.2010

Wegen Ressourcen-Engpdssen konnfen wir 2013 die Erkenntnisse des Bundes mit den ab dem 1. Jo-

nuar 2010 giltigen verkirzten Zahlungsfristen nicht analysieren. Wir planen, diese Analyse 2014

vorzunehmen. Falls der Bund positive Erfahrungen mit den verkiirzten Zahlungsfristen ausweisen kann,

werden wir eine Neufestlegung der Zahlungsfristen im Baubereich erneut prifen.

Q. Hartmann Armin und Mit. iber eine Erhdhung der Steuerfreibetrdge bei der Vermégenssteuer

(M 704). Erdffnet als Motion 29.06.2010, erh. als Postulat 21.02.2011

Wir werden das Anliegen in der Botschaft fir eine ndchste Revision des Stevergesetzes aufgreifen.
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10. Omliin Marcel und Mit. Uber die Anderung des § 161 des Steuergesetzes des Kantons Luzern
(SRL NIr. 620) (M 708). Eréffnet als Motion 13.09.2010, erh. als Postulat 21.02.2011

Das Verwaltungsgericht hat das Einspracherecht der Einwohnergemeinden und der Dienststelle Steu-

e nach § 161 des Steuergesetzes als bundesrechtswidrig beurteilt. Die Dienststelle Steuern hat in

der Folge die Steuerbehérden angewiesen, keine entsprechenden Einsprachen mehr zu erheben. Die

enfsprechende Bestimmung wird bei der ndchsten Revision des Steuergesetzes angepasst. Wir bean-

fragen lhnen, das Postulat abzuschreiben.

11. Beeler Gehrer Silvana und Mit. iber mégliche Steuererleichterungen bei Investitionen in erneuver
bare Energien bzw. in energetische Verbesserungen von Gebduden (P 721). Eréffnet
13.09.2010, erh. 21.02.2011 (in Verbindung mit Bau-, Umwelt- und Wirtschaftsdepartement)

In der Antwort auf den Vorstoss haben wir uns einverstanden erklart, eine analoge Ubernahme der

kommenden, tofal revidierten Verordnung des Bundes ins kantonale Recht zu prifen. Diese Verord-

nung sieht Steuererleichterungen neu nur ganz gezielt fir hochwertige energetische Massnahmen vor.

Ihr Rat hat die Motion in diesem Sinn als Postulat erheblich erklért. Die entsprechende Verordnung des

Eidgendssischen Finanzdepartementes steht noch aus.

12. Wijest Franz und Mit. Gber die Einfihrung einer elektronischen Abstimmung sowie die Zusam-
menfassung von Abstimmungen (P 730). Eréffnet 14.09.2010, teilw. erh. 27.06.2011 (in Ver-
bindung mit Staatskanzlei)

Wir verweisen auf unsere Ausfihrungen zur Motion M 725 (FD, Nr. 3] und beantragen lhnen, das

Postulat abzuschreiben.

13. Grefer Alain und Mit. Uber die Férderung von Fotovoltaikanlagen mit drehbaren Solarmodulen
(P 847). Eroffnet 22.02.2011, erh. 21.06.2011

Wir verweisen auf unsere Ausfihrungen zum Postulat P 278 (FD, Nr. 4) und beantragen lhnen, das

Postulat abzuschreiben.

14. Vonarburg Rolond und Mit. Uber die Errichtung von Abstellplgizen fir Lastwagenanhénger
(P 823). Erdffnet 25.01.2011, teilw. erh. 13.09.2011 (in Verbindung mit Justiz- und Sicher-
heitsdepartement)

Wir unterstitzen im Rahmen unserer Méglichkeiten die zustéindigen Bundesstellen bei der Evaluation

und Realisierung von Abstellplétzen fir Lastwagenanhénger. Fir die Redlisierung eines LKW-

Stellplatzes bei der Raststatte Neuenkirch verhandeln wir mit dem Bundesamt fir Strassen [Astra) tber

den Teilverkauf eines kantonalen Grundstiicks. Das Astra erarbeitet zurzeit Varianten fir die Umset-

zung des Projekis. Wir werden nach dem Vorliegen dieser Varianten tber einen Teilverkauf des kan-
tonalen Grundstiicks entscheiden. Die Umsetzung dieser Massnahmen liegt aber nicht im Hoheitsbe-
reich des Kantons Luzern.

15. Zdngerle Pius und Mit. iber kostengiinstigeres &ffentliches Bauen (M 818). Eréffnet als Motion
25.01.2011, teilw. erh. als Postulat 13.09.2011

Wir haben im Jahr 2012 Vorarbeiten in die Wege geleitet und neue Ausbau- sowie Fléchenstan-

dards fur Verwaltungsbauten definiert. Wir werden bei der Ausfihrung der laufenden Projekte im Sinn

des iberwiesenen Postulates die Arbeiten neu beurteilen.

16. Frey-Nevenschwander Heidi und Mit. Uber den an den Bund vorgesehenen Verkauf von 6.8
Hektaren Landwirtschaftsland im Gebiet Chisenrainmoos (P 76). Erdffnet 07.11.2011, erh.
08.11.2011

Wir verweisen auf unsere Ausfihrungen zum Postulat P 823 (FD, Nr. 14).
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17. Britschgi Nadia und Mit. iber den tafsdchlichen Synergiegewinn von organisatorischer und
rdumlicher  Zusammenlegung von Obergericht und  Verwaltungsgericht (P 850).  Eréffnet
22.02.2011, eth. 13.12.2011 (in Verbindung mit Justiz- und Sicherheitsdepartement)

Wir haben nach der Uberweisung der Motion Gmiir-Schénenberger Andrea iiber eine Integration des

neuen Kantonsgerichtes im Neubau der Zentral- und Hochschulbibliothek (M 219) alle Arbeiten fir

die Standortevaluation des Kantonsgerichtes gesfoppt und den Anbietern der Standorte Mattenhof,

Kriens, und Halte, Ebikon, mitgeteilt, dass der Kanton luzemn an diesen Grundstiicken kein Interesse

mehr hat. Wir haben die Planung fir den Neubau eines Kantonsgerichtes zusammen mit der ZHB am

Standort Végeligérli in Auftrag gegeben. Im Weiteren verweisen wir auf unsere Ausfihrungen zur

Motion M 219 (FD, Nr. 8).

18. Bricker Urs und Mit. Gber Steuererleichterungen bei Investitionen in die Nutzung emeuerbarer
Energien (M 38). Eréffnet als Motion 12.09.2011, erh. als Postulat 13.12.2011 |in Verbin-
dung mit Bau-, Umwelt und Wirtschaftsdepartement]

Wir verweisen auf unsere Ausfihrungen zum Postulat P 721 (FD, Nr. 11).

19. Reusser Christina und Mit. Uber die Steuerbefreiung des erweiterten Existenzminimums (M 845).
Erdffnet als Motion 22.02.2011, erh. als Postulat 31.01.2012

Bevor eine Steuerbefreiung des erweiterten Existenzminimums im Sinn der Motion vertieft geprift wer-

den kann, ist es sinnvoll, die Vorgaben des Bundesgesetzgebers zu kennen. Falls das Steuverharmoni-

sierungsgesetz in dem Sinn angepasst wird, dass Unterstitzungsleistungen (wirtschaftliche Sozialhilfe,

Ergdnzungsleistungen AHV/IV usw.) in die Steuerbemessungsgrundlage einbezogen werden, werden

wir entsprechende Massnahmen in einer ndchsten Revision des Steuergesefzes beantragen.

20. Schmid Bruno namens der CVPFraktion Uber die Reduktion der Abhdngigkeit der SNB-
Ausschiittungspolitik in der Finanzpolitik (M 129). Ersffnet als Motion 30.01.2012, erh. als Pos-
tulat 19.03.2012

Wir haben in der Botschaft zum Entwurf eines Gesetzes ber die Steuerung der Finanzen und Leistun-

gen (FLG) ausgefihrt, dass wir einige Jahre nach der Einfihrung des FLG die Wirkung unter anderem

der Schuldenbremse priffen werden (Tofalrevision Finanzhaushaligesetz; B 145 vom 5. Februar

2010, S. 41). Die neue Schuldenbremse wurde erstmals mit dem Aufgaben- und Finanzplan 2012-

2015 (B 56) angewendet. Wir méchten vor der Evaluation weitere Erfahrungen mit dem Instrument

sammeln.

21. Graber Michéle und Mit. ber die Anpassung des Wirkungsmechanismus der Schuldenbremse
(M 100). Eréffnet als Motion 13.12.2011, erh. als Postulat 19.03.2012
Wir verweisen auf unsere Ausfihrungen zur Motion M 129 (FD, Nr. 20).

22. Pardini Giorgio und Mit. iber eine realistische Ausgestaltung der Schuldenbremse (M 103). Er-
Sffnet als Motion 13.12.2011, erh. als Postulat 19.03.2012
Wir verweisen auf unsere Ausfihrungen zur Motion M 129 (FD, Nr. 20).

23. Hunkeler Yvonne und Mit. iber die Anpassung der Schuldenbremse (M 127). Eréffnet als Motion
30.01.2012, erh. als Postulat 19.03.2012
Wir verweisen auf unsere Ausfihrungen zur Motion M 129 (FD, Nr. 20).

24. Willi Thomas und Mit. ber die Schaffung eines interkommunalen Ausgleichs der Lasten im Asyl-
wesen (M 771). Eréffnet als Motion 09.11.2010, erh. als Postulat 20.03.2012

Im Planungsbericht B 97 iber die Wirkungen und die Zielerreichung des Finanzausgleichs (VWir-
kungsbericht 2013) vom 26. November 2013 (S. 26) wird ein interkommunaler Ausgleich der Lasten
im Asylwesen geprift. Die Untersuchungen haben ergeben, dass den Gemeinden prakiisch keine di-
rekten finanziellen Belastungen durch Asylsuchende erwachsen. Dieses Ergebnis wurde durch zusditz-
liche Abklarungen bei den Gemeinden Ebikon, Emmen und Malters bestdfigr. Von Seiten der Ge-
meinden wurde aber darauf hingewiesen, dass vor allem im Schulbereich indirekte Kosten anfallen
und mehr administrativer Aufwand bewdltigt werden misse. Gleichwohl vertrefen wir die Auffassung,
dass der direkfe finanzielle Aufwand der Gemeinden gesamthaft gering ist. Dessen Beriicksichtigung
im Finanzausgleich ware unverhdlnisméssig. Wir beantragen lhnen, das Postulat abzuschreiben.
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25. Hartmann Armin und Mit. Uber eine Befreiung von der Handénderungssteuer fir Grundstiickver-
kéufe an Schwiegerkinder bei Miteigentum (M 12). Eréffnet als Motion 20.06.2011, erh. dls
Postulat 20.03.2012

Wir werden das Anliegen in der Botschaft fir eine ndchste Revision des Stevergesetzes aufgreifen.

26. Wiiest Franz und Mit. Uber die Auflistung von Systemwidrigkeiten und Aufzeigung der Konse-
quenzen ihrer allfélligen Eliminierung bei der néchsten Revision des Finanzausgleiches (2013)
(P 56). Eréffnet 13.09.2011, erh. 20.03.2012

Die Systemwidrigkeiten und die Konsequenzen ihrer allfélligen Eliminierung haben wir in unserem Pla-

nungsbericht B 97 ber die Wirkungen und die Zielerreichung des Finanzausgleichs (Wirkungsbericht

2013] vom 26. November 2013 aufgezeigt.

27. Schilliger Peter und Mit. iber die Authebung der Verpflichtung zur Kostenrechnung (M 24). Eréff-
net als Motion 27.06.2011, erh. als Postulat 15.05.2012 (in Verbindung mit Justiz- und Sicher
heitsdepartement)

Im Jahr 2012 hat eine Arbeitsgruppe bestehend aus Kantons- und Gemeindevertretern Sofortmass-

nahmen zur Verbesserung der Situation bei der Kostenrechnung erarbeitet. Der Verband luzemer Ge-

meinden (VLG) wollte diese im ersten Halbjahr 2013 umsetzen. Weil im Rohmen der Einfihrung von

HRM?2 bei den Luzemer Gemeinden im Projekt ,stark.lu” die Vorschrifien zur Kostenrechnung iberar-

beitet werden, hat der VLG beschlossen, die Massnahmen zu sistieren. Die Botschaft zur Gesetzesre-

vision legen wir lhnen 2016 vor. Wir beantragen lhnen, das Postulat abzuschreiben.

28. Born Rolf und Mit. iber die Prifung einer parinerschafilichen Zusammenarbeit mit der privaten
Wirtschaft (PPP-Modell) fir die Realisierung eines zentralen Verwaltungsgebéudes am Seetalplatz
([Emmen) (P 169). Eréffnet 14.05.2012, erh. 10.09.2012

Wir werden im Rahmen des Projekis ,Zentralisierung der Verwaltung am Seetalplatz im Rahmen der

Umsetzung des Masterplans Stadizentrum Nord (Waiffel)” die folgenden vier Finanzierungsmodelle fir

die Realisierung des zentralen Verwaltungsgebéudes prisfen:

- kanfonseigene Redlisierung,

- Investorenmodell,

- PPP-Eigenfinanzierung,

- PPP-Projekifinanzierung,

- PPP-Mischfinanzierung.

Wir werden Ihrem Rat voraussichilich im ersten Halbjahr 2015 die Botschaft zu diesem Vorhaben vor-

legen.

29. Kofttmann Raphael und Mit. iber die Einfihrung einer lizenzbox-Regelung (IPR-Box) bei der Be-
steverung von lizenzerirégen von juristischen Personen (P 203). Erdffnet 19.06.2012, erh.

06.11.2012

Wir werden das Anliegen in der Botschaft fir eine ndchste Revision des Stevergesetzes aufgreifen.

30. Grefer Alain und Mit. iber die langfristige Vollversorgung der kantonalen Verwaltung mit
Okostrom (P 90). Ersffnet 08.11.2011, teilw. erh. 28.01.2013

Wir haben im Rahmen der Erarbeitung des Budgets 2014 die Preisentwicklung von Okostrom neu

Uberprift. Die knappen finanziellen Ressourcen ermdglichen keinen vermehrten Einkauf von Okostrom.

Wir werden die mittel- und langfristige Preisentwicklung weiterhin prifen und iber die hundertprozen-

fige Abdeckung mit Okosfrom im Jahr 2020 entscheiden. Wir beantragen lhnen, das Postulat abzu-

schreiben.

31. Fangj Yifere und Mit. Gber Massnahmen zur besseren Vereinbarkeit von Beruf und Pflege Ange-
horiger (P 107). Eréffnet 13.12.2011, erh. 29.01.2013 (in Verbindung mit Gesundheits- und
Sozialdepartement)

Zurzeit werden auf verschiedenen Ebenen Lésungsanséitze fir die bessere Vereinbarkeit von Beruf und

Angehérigenpflege diskutiert. Wir verfolgen die Entwicklung. Gegenwdirtig reichen die personalrecht-

lichen Méglichkeiten des Kanfons aus. Zeichnen sich hier neue Tendenzen ab, werden wir entspre-

chende Massnahmen priffen. Wir beantragen |hnen, das Postulat abzuschreiben.
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32. Wiiest Franz und Mit. iber die Anpassung der Regeln bei Leistungsvereinbarungen (M 234). Er-
Sffnet als Motion 11.09.2012, erh. als Postulat 29.01.2013

Bei den meisten Organisationen, die kantonale Aufgaben erfillen, hat der Kanton keinen Einfluss auf
die Gewinnverwendung. Die Gewinnabschépfung wird nur bei wenigen Organisationen angewand,
dort ist sie aber speziell begrindet. Im Jahr 2014 wird lhrem Rat die erste Beteiligungssirategie zur
Genehmigung vorgelegt. Darin zeigen wir die Stossrichtung fir alle Beteiligungen auf. Ihr Rat kann
zudem im Rahmen der Beteiligungsstrategie richtungsweisende Aufiréige und Bemerkungen beschlies-
sen. Es kénnen auch Aussagen zur Gewinnverwendung gemacht werden. Deshalb soll das Anliegen
des Vorstosses im Rahmen der Beteiligungsstrategie 2014 iberpriift werden. Die Befeiligungssirategie
ist dafur das richtige Instrument. Wir beantragen |hnen, das Postulat abzuschreiben.

33. Graber Christian und Mit. iber eine Anderung des Gesetzes Uber die Steuerung der Finanzen

und leistungen (FLG) (M 289). Ersffnet als Motion 11.12.2012, erh. als Postulat 12.03.2013
Wir haben in der Botschaft zum Entwurf eines Gesetzes ber die Steuerung der Finanzen und Leistun-
gen (FLG) ausgefihrt, dass wir einige Jahre nach der Einfihrung des FLG die Wirkung prifen werden
(Totalrevision Finanzhaushaligesetz; B 145 vom 5. Februar 2010, S. 41). Wir planen, bei dieser
Evaluation auch den Prozesses beim Aufgaben- und Finanzplan zu prifen.

34. Frey Monigue und Mit. iber effiziente und umweltschonende Mobilitét dank Mobilitdtsmanage-
ment (P 113). Erdffnet 13.12.2011, teilw. erh. 24.06.2013

Wir férdern weiterhin die effiziente, umwelr- und sozialverrdgliche Mobilitét, unser Handlungsspiel-

raum ist jedoch durch die finanziellen Rahmenbedingungen eingeschrénkt. Allféllige zusatzliche Mass-

nahmen werden wir priffen, wenn sich neue Méglichkeiten erdffnen. Wir beantragen lhnen, das Pos-

tulat abzuschreiben.

35. Fangj Vifere und Mit. iber Personalkennzahlen des Staatspersonals (P 248). Eroffnet
05.11.2012, teilw. erh. 24.06.2013

Unser Rat ist bereit, ausgewdhlte Kennzahlen ab 2014 zu publizieren. Daneben werden wir lhren Rat

zu den erhobenen Kennzahlen weiterhin periodisch iber die Staatspolitische Kommission im ge-

wiinschten Detaillierungsgrad informieren. Wir beantragen lhnen, das Postulat abzuschreiben.

36. Miller Damian und Mit. Uber die Gleichberechtigung bei energiesparenden Investitionen
(M 320). Erdffnet als Motion 11.03.2013, erh. als Postulat 09.09.2013 (in Verbindung mit
Bau-, Umwelt und Wirtschaftsdepartement)

Der analoge Vorstoss zur Anderung des Bundesrechts (vgl. Motion von Pankraz Freitag, Geschdfts-

nummer 13.3119) ist im Erstrat abgelehnt worden und damit erledigt. Wir beantragen |hnen, das

Postulat abzuschreiben.

37. Amold Robi und Mit. iber Nebeneinkinfte von Mitarbeitenden, welche dem kantonalen Perso-
nalgesetz (SRL Nr. 51) unterstehen (M 322). Ersffnet als Motion 11.03.2013, erh. als Postulat
05.11.2013

In den folgenden zwei Bereichen ist eine Anpassung vorgesehen:

- § 48 Absafz 5 der Personalverordnung wird prézisiert werden fir den Fall, dass fir einen Ne-
benerwerb die Infrastrukiur des Kantons beansprucht wird oder wenn dieser wéhrend der Ar-
beitszeit ausgeibt wird.

- Fir Mandate, die Mitarbeitende in Verbindung mit ihrer beruflichen Position ausiiben und fir die
sie von unserem Rat gewdhlt werden, erarbeiten wir eine neue Regelung. Die Nebeneinkiinfre
sollen in diesen Féillen in einem beschrénkfen Ausmass der Staatskasse zugefihrt werden.

Der Bericht zu den erforderlichen Personalrechtsanpassungen soll lhrem Rat in der Januar-Session

2015 vorgelegt werden.

38. Téngi Michael und Mit. iber eine Anderung des Personalgesetzes (SRL Nr. 51 betreffend an-
gemessener Ablieferung der Verdienste aus Nebeneinkinften (M 325). Ersffnet als Motion
11.03.2013, erh. als Postulat 05.11.2013

Wir verweisen auf unsere Ausfihrungen zur Motion M 322 (FD, Nr. 37).
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39. lichtsteinerAchermann Inge und Mit. iber die finanziellen Folgen der in Vorstdssen geforderten
Anliegen (M 258). Erdffnet als Motion 06.11.2012, erh. als Postulat 05.11.2013 (in Verbin-
dung mit Justiz- und Sicherheitsdepartement]

Wir werden in den Botschaften konsequenter Aussagen zu den Kosten von Vorhaben und ihrer Finan-

zierbarkeit machen. Dazu werden wir die verwaltungsinternen Richtlinien zur Erstellung von Botschaf-

fen anpassen. Aufgenommen wurde das Anliegen des Postulats auch in den Entwurf einer Gesamtre-
vision der Geschdftsordnung fir den Kantonsrat inklusive Anderungen des Kantonsratsgesetzes, des

Publikationsgesetzes und des Personalgesetzes. Dazu wurde bis Ende April 2014 ein Vernehmlas-

sungsverfahren durchgefihrt. Das Inkraftirefen der neuen Bestimmungen ist auf die neue Legislatur {Juni

2015) geplant.

5. Gesundheits- und Sozialdepartement

Motionen

1. Hermetschweiler Rolf iber Bussen fir Sozialhilfemissbrauch (M 340]. Erdffnet 29.11.2004,
erh. 17.01.2006

Das Anliegen des Vorstosses wird im Rahmen der eingeleiteten Totalrevision des Sozialhilfegesetzes

geprift. Die Vorlage soll lhrem Rat im 2. Semester 2014 unterbreitet werden.

2. Bom Rolf und Mit. iber die Integration der Mutterschaftsbeihilfe in die ordentliche Sozialhilfe
(M 799). Ersffnet 07.12.2010, erh. 27.06.2011
Wir verweisen auf unsere Ausfihrungen zur Motion M 340 (GSD, Nr. 1).

3. Amold Erwin und Mit. tber die Einleitung einer Revision des Gesetzes iber die Finanzierung der
Pflegeleistungen der Krankenversicherung (Pflegefinanzierungsgesetz) (SRL Nr. 867) (M 284). Er-
Sffnet 11.12.2012, erh. 11.03.2013

Die Projektarbeit ist im Jahr 2013 aufgenommen worden. Vorgabe ist die Inkraftsetzung per 1. Januar

2016.

4. lorenz Priska und Mit. iber die Schaffung eines kanfonalen Jugendparlaments (M 314)  Eréfnet
29.01.2013, erh. 07.05.2013

Die Projektarbeit ist Ende 2013 aufgenommen worden. Die Fachstelle Gesellschaftsfragen der Dienst-

stelle Soziales und Gesellschaft arbeitet mit der bereits bestehenden Gruppe von Jugendlichen zu-

sammen. Geplant ist, dass im Jahr 2014 der Verein ,Jugendparlament Kanton Luzern” gegrindet wird

und eine ersfe Session stafifindet.

5. Reusser Christina und Mit. Uber die Erstellung eines Wirkungsberichtes iber die gefdtigten Ver
dnderungen zur Beseitigung der Schwelleneffekte sowie zur Einfihrung eines Monitorings
(M 334). Ersffnet 12.03.2013, erh. 07.05.2013

Der erste Wirkungsbericht ist bei der Beantwortung der Motion fir das Jahr 2015 in Aussicht gestellt

worden. Die erforderlichen Daten werden von der Lustat Stafistik Luzern erhoben.

6. SchénbergerSchleicher Esther und Mit. iber die Einfihrung eines Brustkrebsfriherkennungspro-
gramms (Mammografie-Screening-Programm) im Kanton Lluzem (M 162). Eréffnet 20.03.2012,
erh. 24.06.2013

Wir haben uns bereit erklart, die Motion unfer der Voraussetzung entgegenzunehmen, dass |hr Rat

auch die dafir notwendigen Mittel zur Verfigung stellt. Wir werden die Einfihrung beziehungsweise

den Einfihrungszeitpunkt fir ein Mammografie-Screening-Programm im Rahmen des Projekis Leistungen

und Strukturen Il zur Diskussion stellen.
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Postulate
1. Reusser Christina und Mit. Uber eine Mitarbeit des Kanfons Luzern beim interkantonalen Monito-
ring der Kinder- und Jugendarbeit (P 233). Erdffnet 17.06.2008, teilw. erh. 03.11.2008

Wir hatten vorgesehen, uns an der Initiative der Kinder- und Jugendférderung des Kantons Zirich zur
Durchfiihrung eines interkantonalen Monitorings der Kinder- und Jugendarbeit aus dem Jahr 2008 zu
beteiligen. Diese ist mangels Interesse anderer Kanfone nicht zustande gekommen, eine Alternative
liegt nicht vor und eine isolierte Aktion ist nicht aussagekréftig. Daher wollen wir auf die Durchfithrung
des Monitorings verzichten. Wir beantragen lhnen, das Postulat abzuschreiben.

2. SchénbergerSchleicher Esther und Mit. Uber die Einfihrung eines umfassenden Mammografie-
Screening-Programms im Kanton Luzern (M 166). Eréffnet als Motion 10.03.2008, erh. als Pos-
tulat 27.01.2009

Das Anliegen ist identisch mit demjenigen der Motion M 162. Wir verweisen auf unsere Ausfihrun-

gen zu dieser Motion (GSD, Nr. 6).

3. Reusser Christina und Mit. iber die Schaffung einer gesetzlichen Grundlage fir eine kantonale
Kinder- und Jugendpolitik (M 401). Eréffret als Mofion 10.03.2009, erh. als Postulat
22.06.2009

Das eidgendssische Kinder- und Jugendférderungsgesetz (KIFG) ist seit dem 1. Januar 2013 in Kraft.

Der Bund regelt darin auch die Unterstitzung fir den Aufbau und die Weiterentwicklung der Kinder-

und Jugendpolitik in den Kantonen. Finanzhilfen nach Artikel 26 KJFG kénnen wahrend acht Jahren

nach Inkraftirefen des KIFG gewdhrt werden. Vor diesem Hintergrund wollen wir im Rahmen der lau-
fenden Totalrevision des Sozialhilfegesetzes prifen, ob in diesem Gesetz eine Bestimmung tber die

Kinder- und Jugendférderung verankert werden soll. Die Vorlage soll lhrem Rat im 2. Semesfer 2014

unterbreitet werden. Zudem sind wir an der Erarbeitung eines kantonalen Kinder und Jugendleitbildes.

Das Leitbild wird Schwerpunkte fir die kiinfige kantonale Kinder- und Jugendpolitik definieren und den

Gemeinden einen Rahmen fir die Ausgestaltung der Kinder- und Jugendpolitik in ihrem Zusténdig-

keitsbereich geben.

4. Chrétien Merz Jeannette und Mit. iber die Erarbeitung eines Leitbildes fir die Kinder- und Jugend-
férderung im Kanton Luzem (P 373). Eréffnet 27.01.2009, erh. 22.06.2009 (in Verbindung mit
Bildungs- und Kulturdepartement)

Wir sind an der Erarbeitung eines kanfonalen Kinder und Jugendleitbildes, das Schwerpunkte fir die

kiinfige kantonale Kinder- und Jugendpolitik definieren und den Gemeinden einen Rahmen fiir die

Ausgestaliung der Kinder- und Jugendpolitik in ihrem Zusténdigkeitsbereich geben soll. Das Leitbild

sollte bis Mitte 2014 vorliegen.

5. Zopli-Gassner Felicitas und Mit. iber einen abgestuften Prozentsatz fir die Berechtigung zum Be-
zug von individuellen Pramienverbilligungen (M 698). Eréffnet als Motion 22.06.2010, erh. als
Postulat 25.01.2011

Das Pramienverbilligungsgesetz ist von lhrem Rat auf den 1. Juli 2013 gedndert worden. Bei der Be-

handlung der entsprechenden Vorlage lag kein Anfrag lhres Rates zur Umsetzung der Forderung des

Postulats vor. Der Prozentsatz des massgebenden Einkommens kann nach wie vor von unserem Rat

durch Verordnung festgelegt werden. Es besteht aber ausdriicklich die Méglichkeit, diesen Prozentsatz

linear oder progressiv auszugestalten. Wir beantragen lhnen, das Postulat abzuschreiben.

6. Suntharalingam lathan und Mit. Uber Zutrittsverweigerungen in Luzemer Clubs aufgrund rassisti-
scher Motive (P 633). Ersffnet 23.03.2010, erh. 21.02.2011 (in Verbindung mit Justiz- und Si-
cherheitsdepartement)

Die Fachstelle Gesellschaftsfragen der Dienststelle Soziales und Gesellschaft hat zusammen mit der

Fachgruppe Integration Zentralschweiz ein Umsefzungskonzept zum Diskriminierungsschutz entwickelt.

Die geplanten Massnahmen sind ab 2014 Bestandteil der kantonalen Integrationsprogramme. Wir

beantragen lhnen, das Postulat abzuschreiben.

7. Reusser Christina und Mit. Uber die Einfihrung der Teilbevorschussung der Kinderalimente

(M 843). Erdffnet als Motion 22.02.2011, erh. als Postulat 13.12.2011
Wir verweisen auf unsere Ausfihrungen zur Motion M 340 (GSD, Nr. 1).
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8.  Muiller Guido und Mit. Uber Transparenz in der Zumietung von Asylunterkiinften (P 128). Eréffnet
30.01.2012, teilw. erh. 15.05.2012

Die Dienststelle Soziales und Gesellschaft (DISG) fishrt monatliche Kontrollen der Listen der Mietobijekte

durch. Die Auftrége an die Finanzkontrolle als Revisionsstelle der DISG und an die BDO als Revisions-

stelle der Caritas zur Uberpriffung der Einhaltung der Mietzinsrichtlinien sind in Vorbereitung.

Q. Durrer Guido und Mit. Uber die Abschaffung des Arbeitslosenhilfsfonds (ALHF) (M 6). Eréffnet als
Motion 20.06.2011, erh. als Postulat 19.06.2012

Wir haben lhrem Rat eine Anderung des Gesetzes Uber die Arbeitslosenversicherung und den Arbeits-

losenhilfsfonds (SRL Nr. 890) unterbreitet, die zu einer wesentlichen Redukfion des Verwaltungsauf-

wandes fir die Arbeitgeber wie auch fir die Inkassostelle fihren soll (B 96 vom 26.11.2013).

10. Odoni Romy namens der GASK iber die Prifung vom Sinn der dezentralen Befreuung von Men-
schen mit Behinderung (P 237). Eréffnet 05.11.2012, erh. 06.11.2012

Das bestehende Angebot ist bereits dezentral Uber den ganzen Kanton verteilt. Die Kommission Uber

soziale Einrichtungen [Koseg) gemdss SEG hat das Anliegen des Postulats aufgenommen und wird

sich damit befassen. Wir beantragen lhnen, das Postulat abzuschreiben.

11. Hess Ralph und Mit. iber einen Planungsbericht zur Befreuung von Alzheimer-Patienten im Kanfon
Luzern (M 186). Erdffnet als Motion 18.06.2012, erh. als Postulat 06.11.2012

Die Anliegen des Postulats sollen in der néchsten Pflegeheimplanung, die bereits auf das Jahr 2018

hin erstellt werden soll, aufgenommen werden, soweit es sich nicht um eine Angelegenheit im Zustén-

digkeitsbereich der Gemeinden handelt.

12. Widmer Herbert und Mit. iber die Einfihrung einer koordinierten Informationsstelle fir Heim- und
Pllegepléitze (M 2806). Ersffnet als Motion 11.12.2012, erh. als Postulat 11.03.2013

Die im Altersleitbild vorgesehenen und in der Antwort auf den Vorstoss erwdhnten Planungsregionen

sind etabliert. Zudem hat die Luzerner Heimleiterinnen- und Heimleiterkonferenz (LAK Curaviva) ihre

Homepage unter www.lak.ch neu gestaltet, sodass die gemeldeten freien Plétze leichter zu finden

sind. Wir beantragen lhnen, das Postulat abzuschreiben.

13. Amold Robi und Mit. iber die Verrechnung von bezogenen Sozialhilfeleistungen mit Pensionskas-
sengeldern (M 241). Eréffnet als Motion 05.11.2012, erh. als Postulat 07.05.2013
Wir verweisen auf unsere Ausfihrungen zur Motion M 340 (GSD, Nr. 1).

14. Widmer Herbert und Mit. iber die Einreichung einer Kantonsinitiative fir die Erarbeitung eines
umfassenden Konzepts fir das schweizerische Gesundheitswesen (M 136). Eréffnet als Motion
31.01.2012, erh. als Postulat 11.03.2013

Wir haben uns bereit erklért, das Anliegen wieder zu priffen, wenn der vom Bund eingeschlagene

Weg nicht zum Ziel fohrt. Die Situation hat sich seit dem Zeitpunkt unserer Antwort nicht gecindert.

Insbesondere sind die Arbeiten fir eine nationale Gesundheitssirategie noch im Gang.

15. FurrerBritschgi Nadia und Mit. ber die Angleichung der Berechnung von wirtschaftlicher Sozi-
alhilfe (WSH) an die Ergénzungsleistungen (EL) (M 331). Eréffnet als Motion 12.03.2013, erh.
als Postulat 07.05.2013

Wir verweisen auf unsere Ausfihrungen zur Motion M 340 (GSD, Nr. 1).

16. Graber Christian und Mit. Uber eine neuerliche &ffentliche Ausschreibung des Asylwesens im
Kanton Luzem (P 272). Eréffnet 10.12.2012, erh. 07.05.2013

Die aktuellen Leistungsvereinbarungen stammen aus dem Jahr 2013 und gelten bis Ende 2015. Die
Submission der neuen Leistungsvertrdge wird vorbereitet. Nach geltendem Sozialhilfegesetz kann der
Kanton die Aufgabe Hilfswerken oder, wenn die Umsténde dies erfordern, ganz oder teilweise den
Gemeinden Ubertragen. Damit der Kreis der méglichen Leistungserbringer erweitert werden kann,
muss das Sozialhilfegesetz entsprechend angepasst werden. Die Vorlage zur Totalrevision des Sozi-
alhilfegesetzes soll lhrem Rat im 2. Semester 2014 unterbreitet werden.
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17. Mathis Oskar und Mit. Uber die Finanzierung der Wiedereinsteigerausbildung fir Pflegefachper-

sonen (P 303). Ersffnet 29.01.2013, erh. 10.09.2013 (in Verbindung mit Finanzdepartement)
Wir haben uns bereit erklért, das Anliegen wieder zu priffen, falls die bereits eingeleiteten Massnah-
men und insbesondere der Masterplan ,Bildung Pflegeberufe” nicht die angestrebte Wirkung erzielt.
Die Situation hat sich seit dem Zeitpunkt unserer Antwort nicht gecndert. Ein erster Zwischenbericht
zum Masferplan zeigt, dass die Arbeiten erfolgreich voranschreifen und viele Massnahmen bereits
umgesetzt werden konnten.

18. Pardini Giorgio und Mit. Gber die Arbeitsmarktintegration fir die Generation 50plus: Arbeit staft
Sozialhilfe (M 360). Erdffnet als Motion 07.05.2013, erh. als Postulat 04.11.2013 (in Verbin-
dung mit Justiz- und Sicherheitsdepartement]

Das mit dem Verband luzemer Gemeinden in Aussicht gestellie Gespréch ist fur das 1. Semester

2014 geplant.

6. Justiz- und Sicherheitsdepartement

Motionen

1. Huber Anton und Mit. iber die Aufhebung von § 90 EGZGB (Publikation Handénderungen)
(M 295). Erdffnet 14.09.2004, teilw. erh. 17.01.2006

Die Vernehmlassung zu einem neuen kantonalen Grundbuchrecht ist abgeschlossen. Das Anliegen der

Motion haben wir in der Vernehmlassungsvorlage integriert. Die entsprechende Botschaft werden wir

lhnen im 1. Quartal 2014 zur Beratung unterbreiten. Wir beantragen lhnen, die Motion abzuschrei-

ben.

2. Graf Guido und Mit. iber die Verbesserung der Verwaltungskontrolle und die Optimierung von
Verwaltungsabléufen (M 9). Ersffnet 18.06.2007, erh. 10.03.2008 (in Verbindung mit Staats-
kanzlei)

Wir haben im Dezember 2013 den Entwurf eines Gesetzes iber die Anlaufstelle in Verwaltungsange-

legenheiten sowie die Anzeige- und Meldepflichten der Angestellten [Mantelerlass Anlaufstelle) bis

Ende Marz 2014 in die Vernehmlassung gegeben. Anschliessend werden wir die Vemehmlassungen

auswerten. Es ist geplant, die Botschaft lhrem Rat nach den Sommerferien 2014 zuzuleiten.

3. Britschgi Nadlia und Mit. iber eine Verfeinerung der Voraussetzungen zum Erwerb des Luzemer
Birgerrechts (M 447). Ersffnet 25.05.2009, teilw. erh. 03.11.2009

Die bevorstehende Totalrevision des Birgerrechtsgesetzes (BUG) auf Bundesebene wird abgewartet.

Die Beratungen in den eidgendssischen Raten dauvern noch an. Nach dieser Totalrevision wird im

Kanton Lluzem gepriift, welche Ergdnzungen des kanfonalen Birgerrechtsgesetzes dannzumal ange-

zeigh sind.

4. Dickerhof Urs und Mit. iber die Einreichung einer Kanfonsinitiative betreffend Kindersitze bis 12
Jahre (M 587). Ersffnet 26.01.2010, erh. 11.05.2010

Die Vorbereitungen fir die Botschaft haben sich weiter verzégert. Es ist darauf hinzuweisen, dass auf

Bundesebene das Anliegen schon mehrfach thematisiert wurde. Wir werden die Sache analysieren

und lhrem Rat im Jahr 2014 einen Vorschlag zum weiteren Vorgehen bzw. eine Botschaft unterbrei-

ten.

5. Grefer Alain und Mit. Uber die Einfihrung des Offentlichkeitsprinzips in der kantonalen Verwal
fung (M 660). Ersffnet 10.05.2010, teilw. erh. 24.01.2011

Die Erarbeitung eines Gesetzesentwurfs hat sich auf Grund fehlender Ressourcen nochmals verzégert.

Das Vernehmlassungsverfahren wird im 2. Quartal 2014 erdffnet

6. Hartmann Armin namens der JSK Uber realistische Fristen im Begnadigungswesen des Kanfons
Luzern (M 185). Eréffnet 15.05.2012, erh. 11.09.2012 (in Verbindung mit Staatskanzlei)

Das Anliegen der Motion wurde im Zusammenhang mit der Revision der Geschéftsordnung fur den

Kantonsrat aufgenommen. Dieses Projekt wurde Ende Oktober 2012 gestartet. Die Vemnehmlassungs-
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frist zu den neuen Bestimmungen endet am 28. April 2014, das Inkraftireten ist auf die neue legislatur

(uli 2015) geplant.

7. Robi Amold und Mit. Uber Transparenz bei straffélligen Asylsuchenden (M 209). Eréffnet
10.09.2012, erh. 11.09.2012

Die entsprechende Bofschaft vom 24. September 2013 (B 87) haben wir lhnen zugestell.. Wir bean-

tragen lhnen, die Motion abzuschreiben.

8. Wil Thomas und Mit. Uber die Einfihrung des Fristensfillstands im Verwaltungsverfahren
(M 265). Ersffnet 06.11.2012, erh. 07.05.2013
Wir erarbeiten derzeit eine Vernehmlassungsvorlage. Es ist vorgesehen, die Vemehmlassung im

1. Quartal 2014 zu erdffnen.

Q. Frey-Nevenschwander Heidi namens der AKK iber die Schaffung einer Beschwerdestelle mit An-
laufstelle fir Whistleblowing (M 403). Ersffnet 09.09.2013, erh. 10.09.2013
Wir verweisen auf unsere Ausfihrungen zur Motion M @ (ISD, Nr. 2).

Postulate
1. De Bona Rico und Mit. iber die Schaffung von Rechtsgrundlagen fir die Teilnahme an kanto-
nalen Wahlen und Abstimmungen per Intfemet (P 136). Eréffnet 08.05.2000, erh. 12.09.2000
Im Kanton Luzern kénnen die Auslandschweizerinnen und Auslandschweizer seit der zweiten Jahres-
hélfe 2010 per Infernet abstimmen. Wir stellen dabei einen kontinuierlichen Anstieg der Nutzung von
E-Voting fest, bis heute machen iber 45 Prozent der abstimmenden Auslandschweizerinnen und Aus-
landschweizer von dieser Mglichkeit Gebrauch. Die Erweiterung von E-Voting auf Stufe Gemeinden
wird wegen den Wahlen in den Jahren 2015-2016 und der finanziellen Belastung zeitlich verscho-
ben. Hingegen wird gepriift, ob die elekironische Stimmabgabe den Auslandschweizerinnen und Aus-
landschweizern erstmals auch bei den Nationalratswahlen 2015 zur Verfigung sfehen soll.

2. Amold Erwin und Mit. Gber die Zusammenlegung der beiden Abteilungen der Gebdudeversiche-
rung und des kantonalen Schatzungsamtes fir die Gebéudeschatzungen (P 407). Eréffnet
08.03.2005, erh. 10.03.2008 (in Verbindung mit Finanzdepartement)

Im Rahmen des Projekis ,Leistungen und Strukiuren” wurde der Zusammenschluss der beiden Institutio-

nen geprift, jedoch mangels finanzieller und organisatorischer Vorteile von unserem Rat verworfen.

Wir beantragen lhnen, das Postulat abzuschreiben.

3. Graber Christian und Mit. iber die Anderung des Lotteriegesetzes (M 333). Eréffnet als Motion
02.12.2008, erh. als Postulat 09.03.2009

Unser Rat hat die Anderung des Lotteriegesetzes in Auftrag gegeben und durch die Gastgewerbe und
Cewerbepolizei eine enfsprechende Verordnungsénderung erarbeiten lassen. Diese Verordnungsdin-
derung hétte fir den Kanton zu substanziellen Einnahmeausféllen gefihrt; die mit dem Vorstoss beab-
sichtige Wirkung der Entlastung kleiner Lotterien wére jedoch nicht im gewiinschten Masse eingetre-
fen. Unser Rat hat deshalb die Verordnungsénderung abgelehnt. Wir beantragen Thnen, das Postulat
abzuschreiben.

4. Peyer ludwig und Mit. iber die Wiedereinfihrung der Méglichkeit der Bestellung von Identfiféis-
karten bei der Wohnsitzgemeinde (P 674). Eréffnet 11.05.2010 erh. 14.09.2010

Die Arbeitsgruppe unter Federfihrung des Abteilungsleiters der Gastgewerbe- und Gewerbepolizei

hat ihre Arbeit beendet und einen Bericht vorgelegt. Die Rickmeldung des Verbandes der luzemner

Gemeinden auf den Bericht der Arbeitsgruppe ist hdngig. Im Anschluss wird das Geschaft durch das

Justiz- und Sicherheitsdepartement zu Ende gefihrt.

5. Meijer Patiick und Mit. iber eine Zivilschutzorganisation im Kanton luzern (P 770). Eroffnet
09.11.2010, erh. 04.04.2011

Das Postulat verlangt, die bisherigen Zivilschutzregionen in eine kantonale Zivilschutzorganisation

(ZSO) iberzufihren. Wir haben im Herbst 2011 ein Projekt gestartet mit dem Ziel, einen Bericht

[(Machbarkeitsstudie] zu erarbeiten, der aufzeigt, ob und wie der Zivilschutz im Kanton Lluzem verein-

heitlicht oder kantonalisiert werden kann. Der Bericht wurde Anfang 2013 unserem Rat vorgestellt.
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Anschliessend wurde ein Anhérungsverfahren bei den direkt Betroffenen (ZSO und Parterorganisatio-
nen) durchgefihrt. Unser Rat wird gestitzt auf die Stellungnahmen zum Anhérungsverfahren demnéichst
iber das weitere Vorgehen entscheiden.

6. GmiirSchénenberger Andrea iber die Anderung der Botschaft B 171, Okologisierung der Ver-
kehrssteuer (M 872). Erdffnet als Motion 05.04.2011, erh. als Postulat 13.09.2011

Wir haben lhnen die Ergénzungsbotschaft B 79 vom 4. Juni 2013 zur Botschaft B 171 unterbreitet.

Die parlamentarischen Beratungen Uber diesen Gegenentwurf wurden am 27. Januar 2014 mit dem

Nichteintrefensbeschluss lhres Rates beendet. Wir beantragen lhnen, das Postulat abzuschreiben.

7. WidmerPicenoni Susan und Mit. Uber die Prifung von zivilen Einsatzkréften fir die Kontrolle des
ruhenden Verkehrs (P 871). Eréffnet 05.04.2011, teilw. erh. 08.11.2011

Das Anliegen des Vorstosses wird weiferhin geprift. Es konnte, insbesondere aufgrund der knappen

Personalressourcen im vergangenen Jahr, nicht weiter bearbeitet werden. Die betroffene Organisati-

onseinheit Verkehrssicherheit wird nun im Jahr 2014 grundlegend analysiert und im Bedarfsfall opti-

miert.

8.  Staubli David und Mit. iber eine Neuverhandlung der Vereinbarung mit dem FCL hinsichtlich
weitergehender Abwdlzung von Polizeikosten (P 231). Erdffnet 11.09.2012, teilw. erh.
18.06.2013

Die Neuverhandlung der Vereinbarung wurde mit den neuen Verantwortungstrdgern des FCL themati-

siert und wird im Verlauf der ersten Hélfte des Jahres 2014 an die Hand genommen. Die aktuelle
Vereinbarung lauft bis Ende 2015.

Q. Hartmann Armin und Mit. Uber die Beseitigung einer Systemwidrigkeit im Finanzausgleichsgesetz
(P 365). Ersffnet 07.05.2013, erh. 09.09.2013

Das Postulat wird im Planungsbericht B 97 iber die Wirkungen und die Zielerreichung des Finanz-

ausgleichs (Wirkungsbericht 2013) vom 26. November 2013 behandelt. Der Planungsbericht wird

lhrem Rat in der Session vom Marz/April 2014 zur Kenntnisnahme vorgelegt.
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Jahresbericht 2013 Anhang

1. Glossar

Abschreibungen erfassen den Wertverzehr von Anlagegitern, die nicht innerhalb einer Rechnungspe-
riode verbraucht werden. Die Abschreibungsursache kann technischer (Verschleiss durch Gebrauch,
vvi_ﬁschofﬂicher (Markiveréinderung) oder auch zeitlicher Natur (Fristablauf bei Lizenzen, Konzessionen
u.A.) sein.

In der Sprache der Finanzbuchhaltung wird das Vermégen als Aktiven bezeichnet. Die Aktiven befin-
den sich auf der linken Seite der Bilanz. Die Reihenfolge der Akfiven entspricht in der Regel der Liqui-
dierbarkeit. Sie sind unterteilt in Umlauf- und Anlagevermégen. Das Anlagevermégen wiederum ist
unterteilt in Finanz- und Verwaltungsvermagen.

Das Anlagevermégen zeichnet sich durch die Nutzung der Vermdgensgiter iber mehrere Jahre aus,
im Gegensatz zur direkten Nutzung des Umlaufvermégens. Das Anlagevermdgen umfasst sowohl
Positionen des Finanz- wie auch des Verwaltungsvermégens.

Der Aufgaben- und Finanzplan [AFP) zeigt die erwartete Entwicklung der Finanzen und Leistungen im
Voranschlagsjahr und in drei weiteren Planjahren.

Zusammenfassung von Staatsaufgaben nach fachlichen Gesichtspunkien. Meistens entsprechen die
einer Verwaltungseinheit zugewiesenen Aufgaben einem Aufgabenbereich.

In der Buchhaltung erfasster Wertverzehr (Ausgaben und buchméssige Aufwendungen wie Abschrei-
bungen und zeitliche Abgrenzungen). Begriff der Erfolgsrechnung.

Verwendung von Finanzvermégen zur Erfillung offentlicher Aufgaben. Alle Ausgaben bedirfen einer
Rechtsgrundlage, eines Voranschlagskredits und einer Ausgabenbewilligung.

Aufwand und Ertrag gelten als ausserordentlich, wenn mit ihnen nicht gerechnet werden konnte und
sie sich der Einflussnahme und Konfrolle entziehen.

Aufstellung von Herkunft und Verwendung des Kapitals. Auf der linken Seite sind die Vermégenswerte
aufgefihrt (Verwendung), auf der rechten Seite das Fremdkapital und das Eigenkapital (Herkunft).

siche Restatement

Die goldene Bilanzregel besagt, dass das langfristige Vermdgen langfristig finanziert sein soll. Kurz-
fristiges Vermdgen (Umlaufvermégen) kann auch kurzfristig finanziert sein. Im Kanton Luzern wird die
Finanzierung des Verwaltungsvermégens durch das Eigenkapital und die passivierten Investitionsbei-
tréige angestrebt.

Akfiven und Passiven sowie Aufwand und Erfrag sind getrennt voneinander auszuweisen (Verrech-
nungsverbot].

Grésse zur Beurteilung der Verschuldungssituation bzw. zur Frage, ob die Verschuldung in einem
angemessenen Verhdlis zu den erwirtschaffeten Ertréigen steht.

Durchlaufende Beitréige sind Beitréige, die der Kanton von anderen Gemeinwesen (in erster Linie Bund
und Gemeinden) erhélt und an Dritte weitergeben muss. Es handelt sich dabei um Vollzugsaufgaben,
welche der Kanton erfilllt, ohne die Aufwendungen selber finanzieren zu missen (z.B. Arbeitslosenkas-
se, Direkizahlungen an die landwirtschaft u.a.m.). Sie sind ergebnisneutral und werden als Zusatzin-
formation zur Erfo\gsrechnung oufgeﬂjhrf.

Bei einem &ffentlichen Gemeinwesen ist Eigenkapital derjenige Teil auf der Passivseite der Bilanz,
welcher nicht Fremdkapital ist. Das Eigenkapital kann auch negativ sein (Bilanzfehlbetrag).
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Zahlungen Dritter, die das Vermégen vermehren oder die als Zahlung eines Dritten oder als interne
Abgeltung in Bezug auf das Verwaltungsvermégen erfolgen.

Die Equity-Methode ist eine Konsolidierungsmethode, bei der nur das anteilige Eigenkapital bzw. der
anteilige Periodenerfolg der kontrollierten Einheit in die konsolidierte Bilanz bzw. Erfolgsrechnung
aufgenommen werden.

Die Erfolgsrechnung [alt: Llaufende Rechnung) stellt die Aufwendungen den Ertrdgen gegeniiber. Durch
die Saldierung dller Ertréige und Aufwendungen wird so der Erfolg einer Periode ermittelt (Zeitraumbe-
frachtung).

In der Buchhaltung erfasster Wertzuwachs (Einnahmen und buchmdassige Ertréige wie Rechnungsab-
grenzungen fiir noch nicht fakiurierte Leistungen). Begriff der Erfolgsrechnung.

Vermdgenswerte, die nicht unmittelbar zur Erfillung &ffentlicher Aufgaben dienen.

Cesefz iber die Steuerung der Finanzen und Leistungen vom 13. September 2010 (FLG; SRL NIr.
600).

Fonds sind zweckgebundene Mittel zur Sicherstellung der Finanzierung bestimmter &ffentlicher Aufga-
ben.

Das Fremdkapital beinhaltet séimtliche Schulden eines Unternehmens oder Gemeinwesens gegeniber
Dritten. Es wird in kurz- und langfristiges Fremdkapital gegliedert.

Eine Geldflussrechnung ist eine Gegeniiberstellung der Zunahme und der Abnahme der liquiden
Mittel in einer Periode. Sie ist nach betrieblicher Tétigkeit, Investitions- sowie Finanzierungstatigkeit
unterteilt.

Das Geldfluss-nvestitions-Verhaliis gibt an, zu welchem Teil die Investitionen ins Verwaltungsvermd-
gen aus dem Geldzufluss der betrieblichen Tatigkeit finanziert werden kénnen. Es stellt eine wichtige
Kennzah! der finanzpolitischen Steuerung dar.

Im Rahmen des FLG gilt als Globalbudget der Erfolgsrechnung der Saldo zwischen Aufwand und
Ertrag je Aufgabenbereich. Die Aufteilung der Mittel liegt in der Kompetenz der entsprechenden
Verwaltungseinheit.

Die zehn Hauptaufgaben gruppieren das Total der Staatsaufgaben und sind selbst wiederum in Auk
gabenbereiche unterteilt. Die kantonsspezifische Definition der Hauptaufgaben und Aufgabenberei-
che ist, soweit sinnvoll, mit der funktionalen Gliederung abgestimmt.

Abkiirzung fir Harmonisiertes Rechnungsmodell. Im Januar 2008 hat die Konferenz der Kantonalen
Finanzdirektorinnen und Finanzdirektoren das neue Handbuch Harmonisiertes Rechnungsmodell fir
die Kantone und Gemeinden [HRM?2) publiziert.

Kosten und Erlése zwischen den Dienststellen werden Gber die interne Verrechnung getdtigt. Die Basis
fur die Verrechnung ist eine Leistungsvereinbarung zwischen Leistungserbringerin und Leistungsempfén-
gerin. Die Buchung muss Uber die Kostenart des Erbringers mit 49nnnnnn und des Empféngers mit
3%nnnnnn erfolgen. Beispiele: Miete, Leistungen der Dienststelle Informatik u.a.m. Inferne Verrechnun-
gen sind ergebnisneutral und werden als Zusatzinformation zur Erfolgsrechnung aufgefihrt.

Diese Kennzahl zeigt die Aktivitat im Bereich der Invesfitionen auf.

Ausgaben mit einer mehriéhrigen Nutzungsdauer, die akfiviert werden, insbesondere Sachinvestitio-
nen und Investitionsbeitréige, ferner Darlehen und Beteiligungen des Verwaltungsvermégens.

Einnahmen aus der Verdusserung von Sachanlagen und Rickerstattungen von Investitionsbeitragen,
eingehende Investitionsbeitréige, Rickzahlungen von Darlehen des Verwaltungsvermégens und Riick-
zahlungen oder Verkéufe von Beteiligungen des Verwaltungsvermégens.
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Element der Jahresrechnung, welches die Investitionsausgaben und die Investitionseinnahmen einander
gegeniberstellt.

Die International Public Sector Accounting Standards {IPSAS) sind eine Publikation des International
Public Sector Accounting Standards Board (IPSASB). Sie sind ein internationalen Rechnungslegungs-
standard fir sffentliche Haushalte.

Rechenschaftsbericht des Regierungsrates an den Kantonsrat iber die Umsetzung der strategischen
Ziele und Massnahmen sowie iber die Leistungen und Finanzen des Kantons im vergangenen Jahr.
Der Jahresbericht enthdlt insbesondere den Bericht Gber die Umsetzung der Kantonsstrategie und des
legislaturprogramms, die Berichte zu den Hauptaufgaben und den Aufgabenbereichen, die Jahres-
rechnung, die konsolidierte Rechnung und den Bericht Uber die Behandlung der Uberwiesenen Motio-
nen und Postulate.

Die Jahresrechnung besteht aus der Bilanz, der Erfolgsrechnung, der Investitionsrechnung, dem Eigen-
kapitalnachweris, der Geldflussrechnung und dem Anhang. Sie umfasst den Finanzhaushalt des Kan-
tons.

Mass fir die Belastung des Haushalts durch Kapitalkosten. Die Kennzahl gibt Auskunft dariiber, wie
stark der laufende Ertrag durch den Zinsendienst und die Abschreibungen (=Kapitaldienst] belastet ist.

Die Fachempfehlungen zur Rechnungslegung (FER) sind die Schweizer Standards fir die Rechnungsle-
gung in Unternehmen. Fir kleine Organisationen besteht die Maglichkeit, lediglich das Rahmenkon-
zept und ausgewdhlte zentrale Fachempfehlungen (KernFER) zu beachten.

Die kantonalen Behérden (nach § 29 ff. KV der Kantonsrat, der Regierungsrat und die Gerichte) und
die kantonale Verwaltung (samt Gerichtsverwaltung). Sie bilden den Finanzhaushalt des Kantons und
werden in die Jahresrechnung einbezogen.

Zusammenfassung und Bereinigung von Einzelabschlissen mehrerer Einheiten zu einem Gesamtab-
schluss (konsolidierter Abschluss). Mit der Konsolidierung soll ein umfassendes Bild der Vermégens-,
Finanz- und Erfragslage gezeichnet werden.

Die kalkulatorischen Kosten geben die betriebswirtschaftlichen Kosten fir die Nutzung des betriebli-
chen Vermégens wieder (z.B. kalkulatorische Zinsen). Sie bringen keinen Finanzfluss, sind aber aus
Griinden der Kostenwahrheit zu betriebswirtschaftlich sinnvollen VWerten in die Kostenartenrechnung
einzubeziehen.

Die bewilligte Kreditiberschreitung bezeichnet eine unter gewissen Bedingungen erlaubte Uberschrei-
tung des Voranschlagskredites durch den Regierungsrat.

Kann ein Vorhaben innerhalb der Rechnungsperiode nicht wie geplant abgeschlossen werden, kén-
nen die im Voranschlagskredit dafir eingestellten, aber noch nicht beanspruchten Mittel mittels Kredit-
ibertragung auf die neue Rechnung iberfragen werden.

Politischer leistungsaufirag: bisherige Darstellung von Finanzen und Leistungen einer Dienststelle,
welche jahrlich dem Parlament unterbreitet wird. Neu Teil der Darstellung eines Aufgabenbereichs im
Aufgaben- und Finanzplan und im Jahresbericht.

Betrieblicher Leistungsauftrag: Die Departemente und die Staatskanzlei (Gerichte OGB) geben ihren
nachgeordneten Verwaltungseinheiten im Rahmen ihrer rechtlichen Zusténdigkeiten einen befrieblichen

leistungsaufirag. Sie legen darin auch die Art und Weise der Aufiragserfillung fest.

Differenz zwischen den héheren L&hnen der austretenden Angestellten und den tieferen Lshnen der
Eintretenden.

Der Nachtragskredit ist die Ergaénzung eines nicht ausreichenden Voranschlagskredites.

Saldo zwischen Investitionseinnahmen und Investitionsausgaben.
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Diese Kennzahl driickt aus, welcher Anteil der Fiskalertréige erforderlich wére, um die Nettoschuld
abzutragen.

Das operative Ergebnis ist der Erfolg aus der operativen Tétigkeit des Gemeinwesens. Es ist die
Summe des Ergebnisses aus befrieblicher Tatigkeit und des Ergebnisses aus der Finanzierung.

Auf der Passivseite wird ausgewiesen, auf welche VWeise das Kapital (d.h. die finanziellen Mittel) im
Rahmen der Finanzierung [Mittelbeschaffung) beschafft wurde. Die Passiven unterteilen sich in Fremd-
kapital und in Eigenkapital.

Die Rechnungslegung beinhaltet den Abschluss der Rechnung und deren Darstellung im Rahmen der
Berichterstattung. Sie dient der Darstellung der Vermégens-, Finanz- und Ertragslage.

Kurzwort fir Revision der Kostenrechnung und Leistungserfassung. H+, der Verband der Schweizer
Spitéler, hat unter diesem Titel Richtlinien und Empfehlungen fir das betriebliche Rechnungswesen
publiziert.

Verpflichtungen aus einem Ereignis in der Vergangenheit, deren Hohe und/oder Falligkeit ungewiss
sind. Zudem kénnen Unsicherheiten beziglich des Tatbestandes sowie der Empfanger bestehen.

Diese Kennzahl zeigt auf, welchen Anteil ihres Ertrages die &ffentliche Kérperschaft zur Finanzierung
ihrer Investitionen aufwenden kann.

Bisher verwendete Steuerungsgrésse aus der Finanzierungsrechnung. Diese Kennzahl gibt an, wel-
chen Anteil seiner Netoinvestitionen der Kanton aus eigenen Mittel finanzieren kann. Diese Kennzahl
ist nicht mehr relevant fur die Schuldenbremse.

Gemdass § 5 Absatz 1 FLG dient die finanzpolitische Steuerung dem Erhalt des Eigenkapitals und der
Vermeidung neuer Schulden. Schulden gemdss § 3 Absatz 1 FLV sind die kurzfristigen und die lang-
fristigen Finanzverbindlichkeiten ohne die passivierten Investitionsbeitréige.

Die Schuldenbremse umfasst eine jchrliche Vorgabe und den mittelfristigen Ausgleich im Staatshaus-
halt.

Jahrliche Vorgabe: Das FLG schreibt in § 7 Absatz 1 als jchrliche Vorgabe vor, dass in der Erfolgs-
rechnung héchstens ein Aufwandiberschuss von 4 Prozent einer Einheit des Staatssteverertrages
resultieren darf. In der Geldflussrechnung muss nach § 7 Absatz 2 FLG zudem das Geldfluss-
Investitions-Verhdlinis mindestens 80 Prozent befragen.

Mittelfristiger Ausgleich: Nach § 5 FLV missen die Erfolgs- und die Geldflussrechnung tber 5 Jahre
hinweg (Voranschlagsjahr, zwei vorangehende Jahre sowie zwei weitere Planjahre) ausgeglichen
sein.

Der Sonderkredit ist die Ausgabenbewilligung in der Kompetenz des Kantonsrates (ab der Referen-
dumsgrenze von 3 Mio. Fr.]. Reicht er nicht aus, ist rechizeitig ein Zusatzkredit zu beantragen.

Die Fachempfehlungen zur Rechnungslegung (FER) sind die Schweizer Standards fir die Rechnungsle-
gung in Unternehmen. Die Swiss GAAP FER fokussieren sich auf die Rechnungslegung kleiner und
mittelgrosser Organisationen und Unternehmensgruppen mit nationaler Ausstrahlung. Zu den weiteren
Anwendern gehéren NonprofitOrganisationen, Personalvorsorgeeinrichtungen, Versicherungsunter-
nehmen, Gebdude- und Krankenversicherer.

Teil des Vermagens, welcher direkt bei der Betriebstdtigkeit verwendet wird.
Vermégenswerte, die unmittelbar der éffentlichen Aufgabenerfillung dienen.

Verordnung ber die Kostenermitilung und die Leistungserfassung durch Spitdler und Pflegeheime in

der Krankenversicherung des Bundes (SR 832.104).
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Kurzfristiges Steuerungsinstrument des Kantonsrates und Managementinstrument des Regierungsrates.
Es wird zwischen dem festgesetzten und dem ergénzten Voranschlag unterschieden. Der Kantonsrat
beschliesst den festgesetzten Voranschlag. Der ergéinzte Voranschlag enthalt nebst dem festgesetzten
Voranschlag die vom Kanfonsrat bewilligten Nachtragskredite, die Kreditibertragungen aus dem
Vorjohr sowie die Kreditibertragungen in das Folgejahr.

Mit dem Voranschlagskredit ermdchtigt das Parlament den Regierungsrat, die Jahresrechnung fir den
angegebenen Zweck bis zum festgesetzten Betrag zu belasten. Der Voranschlag enthélt fir jeden

Aufgabenbereich je einen Voranschlagskredit der Erfolgsrechnung und der Investitionsrechnung. Reicht
ein Voranschlagskredit nicht aus, ist beim Kanfonsrat rechizeitig ein Nachtragskredit zu beantragen.

Die Grésse sagt aus, welcher Anteil des laufenden Ertrages durch den Zinsaufwand gebunden ist.

Der Zusatzkredit ist die Ergéinzung eines nicht ausreichenden Sonderkredites.
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2. Register der Aufgabenbereiche

Hauptaufgabe Aufgabenbereich Dienststelle 3 .Dep'r. Zuston.dlct;e Seite
Gerichte Kommission
HO 1010 Staatskanzlei Staatskanzlei SK SPK 28
Allgemeine Verwaltung 1020 Finanzkontrolle Finanzkontrolle SK SPK 31
2010 STobs|eisTungen BUWD Deportementssekretgﬂof BUWD BUWD VBK 33
3100 STObS|efSTUﬂgeﬂ BKD Deporfementssekretoriof BKD BKD EBKK 36
4020 STobs|eisfungen FD Deporfementssekretoﬂof FD FD WAK 39
4030 Dienstleistungen Finanzen Finanzen FD WAK 42
4040 Dienstleistungen Personal Personal FD SPK 44
4050 Informatik und Material Informartik FD SPK 47
4060 Dienstleistungen Steuern Steuern FD WAK 52
4070 Dienstleistungen Immobilien Immobilien FD VBK 56
4071 Immobilien Immobilien FD VBK 60
5010 STobs|eisTungen GSD Deporfementssekretoriof GSD GSD GASK 64
6610 Stabsleistungen JSD Departementssekretariat JSD JSD JSK 6/
6660 Dienstleistungen fir Gemeinden Amt fir Gemeinden JSD SPK 70
6680 Staatsarchiv Staatsarchiv JSD EBKK 73
6700 Gemeindeaufsicht Reqierunqsstoﬁhgherlnnen JSD SPK /6
H1 6620 Polizeiliche Leistungen Luzerner Polizei JSD JsK 78
Offentliche Ordnung 6630 Militar, Zivilschutz und Justizvollzug — Militar, Zivilschutz & Justizvollzug  JSD JSK 82
und Sicherheit 6640 Strassen- und Schifffahriswesen Strassenverkehrsamt JSD VBK 87
6650 Migrationswesen Amt fir Migration JSD SPK Q1
6670 Handelsregisterfthrung Handelsregisteramt JSD WAK Q4
6690 Strafverfolgung Staatsanwaltschaft JSD JSK 96
7010 Gerichtswesen Gerichte Gerichte  JSK Q9
H2 3200 Volksschulbildung Volksschulbildung BKD EBKK 104
Bildung 3300 Gymnasiale Bildung Gymnasialbildung BKD EBKK 109
3400 Berufs- und Weiterbildung Berufs- und Weiterbildung BKD EBKK 113
3500 Hochschulbildung Hochschulbildung und Kultur BKD EBKK 119
H3 3502 Kultur und Kirche Hochschulbildung und Kultur BKD EBKK 123
Kultur, Sport und Frei- 5012 Sport Departementssekretariat GSD GSD EBKK / 127
zeit, Kirche
H4 5020 Gesundheit Gesundheit GSD GASK 130
Gesundheit 5030 Lebensmittelkontrolle und Lebensmittelkontrolle und GSD GASK 135
VeterinGrwesen Veterinarwesen
H5 5011 Sozialversicherungen Departementssekretariat GSD GSD GASK 138
Soziale Sicherheit 5040 Soziales und Gesellschaft Soziales und Gesellschaft GSD GASK 141
5050 Wirtschaft und Arbeit Wirtschaft und Arbeit GSD GASK 146
Ho6 2050 Strassen Verkehr und Infrastruktur BUWD VBK 149
Verkehr 2051 Zentras Verkehr und Infrastruktur BUWD VBK 153
2052 Offentlicher Verkehr Verkehr und Infrastruktur BUWD VBK 156
H7 2030 Raumplanung, Wirtschafts- Raumentwicklung, Wirschaftss ~ BUWD RUEK 159
Umweltschutz und férderung und Geoinformation férderung und Geoinformation
Raumordnung 2040 Umwelt und Energie Umwelt und Energie BUWD RUEK 163
2053 Naturgefahren Verkehr und Infrastruktur BUWD  VBK 166
H8 2020 Landwirtschaft und Wald Landwirtschaft und Wald BUWD RUEK 169
Volkswirtschaft 2031 Wirtschaft Raumentwicklung, Wirschaftss ~~ BUWD ~ WAK 174
férderung und Geoinformation
HQ 4031 Finanzen Finanzen FD WAK 177
Finanzen und Steuern 4061 Steuern Steuern FD WAK 180
6661 Finanzausgleich Amt fir Gemeinden JSD PFK 183
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